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Der Codex iuris canonici 
und 
die kirchliche Rechtsgeschichte. 


Von 
Ulrich Stutz. 


Der Erlaß «les (‘odex iuris canonici ist in erster Linie 
ein Ereignis, welches das geltende Recht betrifft. Durch 
ihn hat das gemeine katholische Kirchenrecht die klare, über- 
sichtliche, leicht zu handhabende Zusammenfassung erhalten, 
die der kirchlichen Verwaltung, Rechtsprechung und Rechts- 
lehre schon längst not tat. Was einsichtige Laien, was der 
Klerus, was insonderheit Spiritus Sanctus quos posuit Episco- 
pos regere Ecclesiam Dei längst ersehnten, zur Zeit des vati- 
kanischen Konzils inständigst herbeiwünschten, dann aber 
Jahrzehnte lang kaum mehr zu erhoffen wagten!), ist jetzt 
erreicht: Der Codex iuris canonici Pii X Pontificis Maxim: 
tussu digestus Benedictti Papae XV auctoritate promulgatus, 
der am Pfingstfeiertage dieses Jahres durch die Konstitution 
Providentissima Mater Ecclesia?) bekanntgegeben worden ist, 
von dem einige Kanones bereits in Geltung sind?), und der 


1) Vgl. darüber Hugo Lämmer, Zur Codification des canonischen 
Rechts, Freiburg i. Br. 1899, besonders 'S. 48 ff. 

3) Siehe dieselbe vor dem Kodex in dessen amtlicher Ausgabe in 
den Acta Apostolicae Sedis IX Pars II, Romae 1917, ausgegeben an der 
Vigil von Peter und Paul, am 28. Juni, an welchem Tage dem Papste das 
erste Exemplar des Werkes feierlich überreicht wurde. Darüber und 
über die anläßlich dieses Ereignisses mit einer entsprechenden Dar- 
- stellung versehene diesjährige Jahresgedächtnismünze vgl. Archiv für 
katholisches Kirchenrecht XCVII 1917 S. 459 ff. Die angekündigte Aus- 
gabe des Kardinals Gasparri mit Einleitung und Register ist, bis jetzt 
noch nicht in unsere Hände gelangt. 

?2) Vgl. die Bekanntmachung der Staatssekretarie vom 20. August 
1917, Acta IX 1917 p. 475. 


. ; 


als Ganzes Pfingsten kommenden Jahres in Kraft treten soll, 
stellt das alte Recht der katholischen Weltkirche auf eine 
neue Grundlage, stößt gänzlich außer Geltung Getretenes 
ab, macht teilweise Überholtes durch Umgestaltung wieder 
lebensfähig und sammelt alles Bewährte mit solcher Vollstän- 
digkeit auf, daß die Kirche daran denken kann, in Zukunft 
in der Praxis mit diesem Gesetzbuche und einigen ihm 
angehängten älteren Einzelerlassen der Päpste auszukom- 
men. Vom Zeitpunkte seines Inkrafttretens an Codicem 
fore authenticum et unicum iuris canonicı fontem propterea- 
que tum in discıplina Ecclesiae moderanda, tum in iudichte 
et in scholis eo uno ulendum esse, verkündete bereits am 
7. August 1917 die Seminar- und Universitätenkongrega- 
tion.!) Was das bedeutet, was der Kodex uns Neues bringt, 
welches Aussehen durch ihn das gemeine katholische Kir- 
chenrecht erhält, wie er sich in einzelnen wichtigen Punkten 
zum älteren Rechte und gegenüber der Außenwelt, ins- 
besondere gegenüber dem Staate und den Andersgläubigen 
verhält, dies auseinanderzusetzen ist hier nicht der Ort.?) 


Jedoch der Kodex macht auch Epoche auf dem Ge- 
biete der kirchlichen Rechtsgeschichte. 


Zunächst bringt er zum Abschluß eine Entwicklung, 
die etwa mit der französischen Revolution oder vielleicht 
besser mit dem französischen Konkordate einerseits und 
mit der deutschen Säkularisation oder vielmehr mit unseren 
Zirkumskriptionsbullen anderseits anhob, anfänglich im 
Wiederaufbau der zertrümmerten Kirchenverfassung und in 
der Wiederherstellung des übel zugerichteten gemeinkirch- 


1) Siehe Aota IX 1917 p. 439. 


s) Vgl. Ulrich Stutz, Die Neukodifikation des kanonischen 
Rechtes, Deutsche Literaturzeitung 1917 Nr. 40 vom 6. Oktober Sp. 
1243 ff., Denselben, Codex iuris canonici, Internationale Monatsschrift 
XI 1917. H. 1 vom 1. Oktober (ausgegeben Anfang November) Sp. 15fl. 
und im einzelnen Denselben, Das neue päpstliche Gesetzbuch und die 
Andersgläubigen, im roten ‚‚Tag‘ Nr. 228 vom 29. September 1917 sowie 
Denselben, Das neue päpstliche Gesetzbuch und der Staat, ebenda 
Nr. 246 vom 20. Oktober 1917. Diese und andere Aufsätze des Ver- 
fassers über das neue Recht sollen demnächst gesammelt in den „‚Kirohen- 
rechtlichen Abbandlungen‘“ erscheinen. 
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lichen Rechtes sich äußerte!), dann immer deutlicher in 
dessen Enttemporalisierung oder Spiritualisierung zutage 
trat, den Gipfelpunkt im Vatikanum in der Verrechtlichung 
des Dogmas und der Dogmatisierung des Rechtsprimates 
erklomm und schließlich nach einer Ruhepause von drei 
Jahrzehnten in der Reformtätigkeit Pius X. sich auswirkte, 
deren Niederschlag nunmehr der Kodex ist. Über diese 
neueste Periode der kirchlichen Rechtsgeschichte, die ich 
in der festen Überzeugung, sie werde durch ein großes Ge- 
setzeswerk gekrönt werden, vorausschauend bereits zu einer 
Zeit, als von dem Kodifikationsplane Pius X. noch nichts ver- 
lautete, diejenige des vatikanischen Kirchenrechts nannte?), 
ist von mir®), besonders aber von Anderen“) so viel geschrie- 
ben worden, daß ich darüber kein Wort mehr zu verlieren 


ı) Nach Fritz Fleiner, Über die Entwicklung des katholischen 
Kirchenrechts im 19. Jahrhundert, Basler Rektoratserede vom 3. Novem- 
ber 1901, Tübingen 1902, hätte das vergangene Jahrhundert auf dem 
Gebiete des katholischen Kirchenrechts im Grunde genommen gar keinen 
Fortschritt gebracht, sondern nur Wiederherstellungsarbeit geleistet. 
Aber die Restauration war in Wirklichkeit nur Vorarbeit, nach deren 
Erledigung die oben im Texte oharakterisierte, dieser neuesten Entwiok- 
lung eigentümliche, in Pius X. schöpferische Kraft entfaltende Bewegung 
einsetzte. 

sy Vgl. mein Kirchenrecht, 1. Auflage, in v. Holtzendorff-Koh- 
lers Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 6. Auflage, II, Berlin 1904 
(die betreffenden Lieferungen wurden im Dezember 1903 und Ende 
Januar 1904 ausgegeben; niedergeschrieben sind die einschlägigen Para- 
graphen bereits im Sommer 1902) S. 8785. 

®) Ulrich Stutz, Die kirchliche Rechtsgeschichte, Rede zum 
27. Januar 1905, Stuttgart 1905, 8.30 und Derselbe, Der neuste 
Stand des deutschen Bischofswahlrechtes, Kirchenrechtliche Abhand- 
lungen, H. 53, Stuttgart 1909, S. 87ff., 136f. 

%) Gegen die Einwände von Nikolaus Hilling im Archiv XCIV 
1914 8. 331f. und neuestens wieder XCVII 1917 8. 481f., aber auch 
gegen die Bedenken von J. Laurentius, Das Gesetzbuch der katholi- 
schen Kirche, Stimmen der Zeit XCIII1917 S. 624 ff. vgl. jetzt die grund- 
legende, das Für und Wider nach allen Richtungen hin sorgsam abwägende 
und den Begriff gründlichst ausbauende Schrift Walters v. Hörmann, 
Zur Würdigung des vatikanischen Kirchenrechts, Innsbruck 1917, be- 
sonders 8. 6ff., 62ff. und dazu den schönen, eindringlichen und durch- 
schlagenden Aufsatz von Ludwig Kaas, Zum vatikanischen Kirchen- 
recht, Deutsche Literaturzeitung 1917 Nr. 38 vom 22. und Nr. 39 vom 
29. September Sp. 1179ff. und 1211f. 
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brauche. Als opus sane arduum haben am 19. Februar 1870 
dreiunddreißig Konzilsväter die Neufassung des kanonischen 
Rechts bezeichnet, die sie damals bei der zuständigen Kon- 
zilskommission beantragten.!) Als arduum sane munus, also 
in nicht zu verkennender Aufnahme der auf dem Vatikanum 
gegebenen Anregung hat Pius X. das Kodifikationswerk in 
Angriff genommen und durchgeführt.?) Aber als Unterneh- 
men des absoluten und universalen Papsttums und durch 
eine päpstliche Kommission! Zwar sind über den Entwurf 
diejenigen, die Sitz und Stimme auf der allgemeinen Synode 
haben, gehört worden®), aber am Wesen des Ganzen hat ihre 
doch wohl nur Einzelheiten betreffende Einwirkung sicht- 
lich nichts geändert. Es ist nach Form und Inhalt durch 
und durch päpstliches, vatikanisches Kirchenrecht, das in 
dem Kodex vorliegt. In noch ganz anderem Sinne, als 
etwa Index (1564), Katechismus (1566), Brevier (1568), Mis- 
sale (1570) und, wenn man will, die amtliche Ausgabe des 
Corpus iuris canonici von 1582 als Schöpfungen des Papst- 
tums auf der Grundlage des Tridentinums bezeichnet wer- 
den können‘), stellt sich der Codex iuris canonici als das 
Werk der durch das Vatikanum zu höchster Machtfülle ge- 
steigerten Primatialgewalt dar.5) 


ı) Vgl. Lämmer a.a.O. S. 107. 

®) Motuproprio Arduum sane munus vom 19. März 1904, Acta 
Pii X Pontifiois Maximi I, Romae 1905, p. 219ss., Archiv LXXXIV 
1904 S. 577, Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht XVIII 1904 8.5. 

®) Vgl. die Konstitution Providentissima: Postremo, prudentiam 
auctoritatemque cunotorum in Episcopatu venerabilium Fratrum iterum 
exquirens, ad ipsos itemque ad omnes Regularium Ordinum Praelatos, 
quotquot ad Oecumenicum Concilium Jegitime vocari solent, novi Codicis 
iam digesti et adornati, antequam promulgaretur, singula ad singulos 
exemplaria mitti iussit (Pius Papa X), ut suas quisque animadversiones 
in paratos canones libere patefacerent (Epistola: De mandato vom 20. März 
1912). 

%) Vgl. Stutz, Kirchenrecht, 2. Auflage, a. a. O. 7. Auflage, 
Beılin 1914 V S. 344 mit 320. 

8) Auch die Einführungskonstitution Providentissima nimmt aus- 
drücklich auf die auf dem Vatikanischen Konzil geäußerten Wünsche 
Bezug. Benedikt XV. eıklärt darin, daß er novum totius canonici 
iuris Codicem, iam pridem in ipso Concilio Vaticano & pluribus saoro- 
rum Antistitibus expetitum nach vorheriger Revision sanktioniert habe. 


se A 


Aber nicht nur das. Der Erlaß des neuen Gesetzbuchs 
bewirkt auch, daß eine Unmenge von Rechtsstoff, der bis- 
her als geltend mitgeführt wurde, wiewohl er vielleicht tat- 
sächlich nicht mehr zur vigens disciplina ecclesiae gehörte, 
in aller Form außer Geltung gesetzt und der Geschichte 
überwiesen, also rein historisch wird. Das gilt zunächst 
nach can. 6 no. 1!) von allem gemeinen und von dem nicht 
ausdrücklich aufrechterhaltenen partikulären Kirchenrechte, 
das im Widerspruche steht zu den Bestimmungen des Kodex. 
Aber auch schon die bloße Nichterwähnung genügt, um bis- 
heriges Recht außer Kraft zu setzen: vor allem für Kirchen- 
strafen jeder Art?) und darüber hinaus für kirchliche Rechts- 
sätze, die, ohne in den anerkannten liturgischen Büchern 
enthalten oder ius divinum positivum bzw. naturale zu sein, 
weder ausdrücklich noch mittelbar im Kodex wiederkehren.?) 
Das war ja gerade ein Hauptbeweggrund für di® Kodi- 
fikation, die Abschüttelung des massenhaften veralteten 
Rechtes: Pius X. hat, auch hierin dem beipflichtend, was 
schon anläßlich des vatikanischen Konzils geltend gemacht 
worden war“), anerkannt, daß namentlich mit Rücksicht 
auf die Menge des völlig oder doch zum Teil antiquierten 
Rechtsstoffes die Neukodifikation ein dringendes Bedürfnis 
seid) Und Benedikt XV. machte sich diesen Standpunkt 


1) Leges quaelibet, sive universales sive particulares, praescriptis 
huius Codicis oppositae, abrogantur, nisi de particularibus legibus aliud 
expresse caveatur. Bezüglich des Gewohnheitsrechtes vgl. can. 5. 

3) can. 6 no. 5: Quod ad poenas attinet, quarum in Codice nulla 
fit mentio, spirituales sint vel temporales, medicinales vel, ut vocant, vin- 
dicativae, latae vel ferendae sententiae, ene tanquanı abrogatae habeantur. 

®) can.6.n0.6: Si qua ex ceteris disciplinaribus legibus, quae usque 
adhuc viguerunt, .nec explicite nec implicite in Codice contineatur, ea 
vim omnem amisisse dicenda est, nisi in probatis liturgicis libris repe- 
riatur, aut lex sit iuris divini sive positivi sive naturalis. Vgl. can. 5 .i. f. 

4) Vgl. x. B. Lämmer S.98, 101, 103, 105. 

8) Motuproprio Arduum sane munus 1.c.: non paucae (sc. leges), 
suis olim aptae temporibus, aut abrogatae sunt aut obsoleverunt; denique 
nonnullae, ob immutata temporum adiuncta, aut difficiles ad exequendum 
evaserunt aut communi animorum bono minus utiles. Demgemäß hätten 
auch hervorragende Bischöfe und nicht wenige Kardinäle (auf dem vatika- 
nischen Konzil und seither) die Herstellung eines erschöpfenden Gesetz- 


BE, 


zu eigen. Einmal dadurch, daß er in die Einführungsbulle 
zu dem Gesetzbuche die Worte seines Vorgängers aufnahm. 
Vor allem aber in der Ansprache, die er am 28. Juni an- 
läßlich der Überreichung des ersten Druckexemplars des 
Kodex hielt. Darin meinte er, der Kodifikationsplan seines 
Vorgängers habe allerseits ungeteilten Beifall gefunden, weil 
er darauf abzielte, sämtliche, aber auch nur die Gesetze zu 
einem Ganzen zu vereinigen, die gegenwärtig für die Kirche 
maßgebend sind. ‚Sämtliche — weil es ohne Kenntnis aller 
Gesetze keine völlige Beobachtung der Pflichten gibt —, die 
alleinigen — weil die Erinnerung an die für nichtig er- 
klärten und außer Gebrauch geratenen Gesetze wohl der 
Rechtsgeschichte nützlich ist, nicht aber der Praxis des 
Lebens dient, die dadurch erschwert und unsicher wird.‘“!) 
Doch nicht genug damit. Auch das ältere Recht, das mit 
den Bestimmungen des Kodex übereinstimmt, fällt tat- 
sächlich der Rechtsgeschichte anheim. Es ist zwar nicht 
ausdrücklich außer Kraft gesetzt. Aber es dient höchstens 
noch als Auslegungsmittel. Kanones des neuen Gesetz- 
buches, die ganz oder zum Teil mit dem alten Rechte über- 
einstimmen, sollen nämlich in dessen Sinn verstanden wer- 
den.?) Weiter nichts. Mit anderen Worten: Das bisherige 
Recht führt auch in dem Regelfalle der Übereinstimmung 
des neuen mit ihm nur noch ein Scheindasein, es lebt bloß 
der Idee nach in der ursprünglichen Fassung fort, es ist 
nur, um die Tradition zu wahren und den Zusammenhang 
mit der kirchlichen Vergangenheit nicht zu stören, nicht 
ausdrücklich aufgehoben worden. In Wahrheit gilt es einzig 
und allein in der Fassung des Kodex, in Wirklichkeit be- 
steht es nur dem Inhalte nach fort. Die vor dem Kodex 


buches gewünscht amotis inde, quae abrogatae essent aut obsoletae, aliis, 
ubi opus fuerit, ad nostrorum temporum conditionem propius aptatis. 

1) Archiv XCVII 1917 8. 460. 

2) can. 6 no. 2: Canones, qui ius vetus ex integro referunt, ex 
veteris iuris auctoritate, atque ideo ex receptis apud probatos auctores 
interpretationibus, sunt aestimandi. no. 3: Canones qui ex parte tantum 
cum veteri iure congruunt, qua congruunt, ex iure antiquo aestimandi 
sunt: qua discrepant, sunt ex sus ipsorum sententia diiudicandi. no. 4: 
In dubio num aliquod canonum praescriptum cum veteri iure discrepet, 
a veteri iure non est recedendum. 
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ergangenen Kirchengesetze, die in dem Gesetzbuch nicht 
ausdrücklich aufrechterhalten sind, haben, auch soweit sie 
und die neuen Kanones materiell übereinstimmen, tatsäch- 
lich nicht mehr die Bedeutung von Rechtsquellen, sondern 
nur noch die von Rechtsdenkmälern. Es ist nicht so, daß der 
Kodex zum Corpus suris canonicı oder zum tridentinischen 
Rechte hinzutritt, etwa wie seinerzeit der Liber Sexius zu 
den Dekretalen Gregors IX. Er bringt eben auch nicht 
wie jener neben vereinzelten Ersatzbestimmungen im we- 
sentlichen neues Recht. Vielmehr absorbiert der Kodex 
das gesamte bisherige Recht, er saugt und nimmt es auf. 
Er wird dadurch zur Hauptquelle, zu der die älteren, nur 
noch für Auslegungszwecke in loser — man möchte sagen, 
höchst akademischer — Beziehung verbleiben. Nicht ein- 
mal als subsidiäre Quelle im eigentlichen Sinne — etwa so 
wie seinerzeit das Corpus suris civilis hinter dem Codex 
Mazximilianeus Bavaricus civilis von 1756 — kommt das 
Corpus iurss canonict für das Recht des Kodex in Betracht, 
da Lücken in diesem nicht sowohl durch Zurückgehen auf 
jenes, als nach can. 20 durch Analogie, durch Zurück- 
greifen auf allgemeine Rechtsgrundsätze unter Berücksich- 
tigung der kanonischen Billigkeit, weiter aus dem Stil und 
der Praxis der römischen Kurie und schließlich unter Zu- 
hilfenahme der Wissenschaft auszufüllen sind!); nur in dem 
oben erwähnten beschränkten Sinne, nämlich zur Aus- 
legung, zum Verständnis übernommenen alten Rechtes tritt 
das Corpus iuris canonics noch dem Kodex hinzu, ist in 
diesem, und zwar nicht einmal ausdrücklich, sondern nur 
unter der Bezeichnung veteris iuris auctoritas auf jenes mit 
verwiesen. In Tat und Wahrheit ist der Kodex mit seinem 
Anhange fortan die Quelle des gemeinen katholischen Kir- 
chenrechtes schlechthin, nicht allein die wahre, sondern 


1) Si oerta de re desit expressum praescriptum legis sive generalis 
sive particularis, norma sumenda est, nisi agatur de poenis applicandis, 
& legibus latis in similibus; a generalibus iuris principiis cum aequitate 
canonios servatis; a stylo et praxi Curiae Romanae; a communi oon- 
stantique sententia doctorum. Über die zur authentischen Inter- 
pretation des Kodex berufene Kardinalskommission vgl. Benedikts XV. 
Motuproprio Cum iuris canonici vom 15. September 1917, Acta IX 
1917 p. 4838. An der Spitze steht z. Z. Kardinal Gasparri. 
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auch die einzige; es erscheint durchaus gerechtfertigt, wenn 
er von der Seminar- und Universitätenkongregation in dem 
oben!) erwähnten Erlasse als authenticus et unicus [ons 
iuris canonici hingestellt und bezeichnet wird. Und ebenso 
habe ich über Erwarten rasch Recht erhalten und behalten, 
wenn ich trotz der Unruhe und des Mißbehagens, welche 
das Pontifikat Pius X. innerhalb der katholischen Welt 
und zum Teil auch darüber hinaus ausgelöst hatte, kurz 
vor seinem Ende?) die Meinung äußerte, für die Nachwelt 
könnte, falls nur ein mehr politisch und diplomatisch ge- 
richteter Nachfolger es verstände, das durch die inneren 
Krisen und die Reformen gestörte Gleichgewicht innerhalb 
des katholischen Erdenrundes wiederherzustellen, ohne die 
Errungenschaften des Vorgängers preiszugeben, gar wohl 
das Papsttum Pius X. zu einem Markstein der kirchlichen 
Rechtsgeschichte werden. 

Was ergibt sich daraus ? Nichts anderes, als daß alles, 
was bis zum Erlaß des Kodex oder, da bisher unter dem 
regierenden Papste nur wenige, mit dem Kodex aufs engste 
zusammenhängende Rechtsgesetze ergangen sind, was bis 
zum letzten Wechsel des Pontifikates, bis zu seinem Über- 
gang von Pius X. auf Benedikt XV. geschehen ist, der 
Rechtsgeschichte angehört. In der Rechtsgeschichte ist 
fortan das Corpus iuris canonicı zu behandeln. Der Rechts- 
geschichte ist das Tridentinum und sein Recht zuzuweisen. 
Die Rechtsgeschichte hat von der Zensurenbulle Pius IX. 
Apostolicae Sedis vom 12. Oktober 1869 zu berichten. 
Rechtsgeschichtlicher Stoff sind nunmehr die Konstitutio- 
nen Officiorum ac munerum und Conditae Leos XIII. vom 
25. Januar 1897 und 8. Dezember 1900, ja das ganze Reform- 
werk Pius X. Mit Rücksicht auf die überwiegend geschicht- 
liche Bedeutung des Corpus iuris canontcı und der älteren 
Quellen habe ich cs schon vor dem Erlasse des Kodex so 
gehalten; in beiden bisher erschienenen Auflagen meines 
Kirchenrechtsgrundrisses®) findet der Leser diese Gegen- 


1) S. VI 

3) Im Frühjahr 1914 in der oben S. VIII Anm. 4 angeführten Neu- 
auflage meines Kirchenrechts S. 367f. | 

3) Vgl. 1. Aufl. a. 2.0. 8.843 fl., 864f.; 2. Aufl. S. 318 ff., 343f., 365 ff. 
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stände, insbesondere das Corpus iuris canonici der Rechts- 
geschichte zugewiesen. In Zukunft wird eine andere Be- 
handlungsweise, wenigstens von streng wissenschaftlichem 
Standpunkte aus, schlechterdings ausgeschlossen sein. Denn 
alles, was vom älteren Recht weiterhin noch praktisch sein 
wird — und es wird sehr viel sein —, wird es nur sein, weil 
es in den Kodex aufgenommen ist, weil die Kanones des 
Kodex es darbieten. Das übrige, was hinter dem Gesetz- 
buch liegt, ist Rechtsgeschichte. Diese hört auf mit dem 
Pontifikat Pius X. Von da an, seit Benedikt XV., leben 
wir kirchenrechtlich in der Gegenwart. 

Die Bedeutung dieser Erkenntnis brauche ich nicht 
erst des längeren auseinanderzusetzen. Ungefähr gleich- 
zeitig mit der Kodifikationsära setzte eine rein wissenschaft- 
liche Bewegung ein, die darauf ausgeht, der Kirchenrechts- 
wissenschaft die Ebenbürtigkeit mit den Wissenschaften 
des römischen und des deutschen Rechtes dadurch zu 
sichern, daß sie eine reinlichere Scheidung von Geschichte 
und Dogmatik oder Systematik im Kirchenrecht fordert 
und die Erhebung der kirchlichen Rechtsgeschichte zu 
einem eigenen Gegenstande der Forschung und des Wissens 
betreibt. Ihren programmatischen Ausdruck hat diese 
Bewegung in meiner Bonner Kaisersgeburtstagsrede von 
1905 über die kirchliche Rechtsgeschichte gefunden.!) Ich 
brauche darauf nicht zurückzukommen, verweise vielmehr 
auf das damals Gesagte, von dem ich auch heute, nach 
zwölf Jahren, nichts zurückzunehmen habe. Wider- 
spruch hat sich kaum dagegen geregt. Wohl aber sind 
seither nicht bloß der Name und der Begriff der kirchlichen 
Rechtsgeschichte, die vordem so gut wie unbekannt waren, 
Gemeingut geworden, sondern hat auch die Sache selbst, 
getragen insbesondere von einer großen Zahl eifriger jüngerer 
Mitarbeiter, gewaltige Fortschritte gemacht. Von dem Auf- 
blühen der kirchlichen Rechtsgeschichte und der an ihr 
erwachsenen kirchlichen Verfassungsgeschichte ?) legt unsere 


1) Vgl. oben S. VII Anm. 3. 

2) In Albert Werminghoffs Verfassungsgeschichte der deutschen 
Kirche im Mittelalter (Aloys Meisters Grundriß der Geschiohtswissen- 
schaft, Reihe II Abt. 6), Leipzig, 1. Aufl. 1907, 2. Aufl, 1913, hat diese, 
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Zeitschrift, legen die Kirchenrechtlichen Abhandlungen so- 
wie manche der von der Sektion für Rechts- und Sozial- 
wissenschaft der Görres-Gesellschaft herausgegebenen Unter- 
suchungen, legen endlich zahlreiche anderwärte veröffent- 
lichte Monographien laut Zeugnis ab. Die durch den Erlaß 
des Kodex auf dem Gebiete des katholischen Rechts be- 
wirkte Umwälzung wird dieser Bewegung neuen Antrieb 
geben. Allerdings zunächst nur mittelbar. Jede Kodi- 
fikation hat fürs erste unweigerlich ein Überwuchern der 
meist recht öden und inhaltleeren Gesetzesjurisprudenz zur 
Folge. Alles stürzt sich auf das Gesetzbuch und meint, 
mit ihm auszukommen. Buchstabeninterpretstion und Pa- 
ragraphenweisheit gelten anfangs allein. Das ältere Recht 
und die Wissenschaft von ihm glaubt man entbehren und 
als überflüssigen Ballast über Bord werfen zu können. So 
haben wir es bei unserem Bürgerlichen Gesetzbuche erlebt. 
So wird es sich bei dem Codex iurss canonici wiederholen, 
hier vielleicht sogar in erhöbtem Maße. Dies einmal des- 
halb, weil das Gesetzbuch in einer fremden außerhalt der 
Kirche toten Sprache erschienen ist. Wie manche Schrift 
darüber wird sich nicht einmal in der sonst üblichen Um- 
schreibung, sondern schon in der bloßen Übersetzung des 
Gesetzestextes genugtun! Und sodann, weil die kirchliche 
Autorität im Eifer um die rasche Einbürgerung des glück- 
lich Errungenen selbst in diesem Sinne wirkt. Derselbe 
Erlaß, der den Kodex als allein echte und einzige Quelle 
des kirchlichen Rechtes bezeichnet, bestimmt, es solle fortan 
im Unterricht, also an den katholischen Universitäten 
und in den katholischen Rechtsschulen, vielleicht aber 
auch auf den kirchlichen Seminaren und überhaupt im 
theologischen Lehrkursus, nur nach ihm und zwar in der 
Legalordnung das kirchliche Recht gelehrt werden; bloß 
ausnahmsweise darf ein anderes Buch daneben gebraucht 
werden und auch dies nur, wenn es sich der Anordnung 
des Kodex fügt und nicht ein eigenes System befolgt.?) 


wenigstens für eine ihrer Hauptperioden, eine ausgezeichnete, bald zum 
Mittelpunkt der Forschung gewordene und sie vortrefllich zusammen- 
fassende Gesamtdarstellung erfahren. 

1) Acta IX 1917 p. 439: oo SBa0rE ar .. Congregatio .o.. OM- 
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Die Kanonistik der Zukunft, wenigstens der nächsten, 
wird also eine durchaus exklusive Kodizistik sein. Und 
dennoch erhoffe ich von dem Kodex eine Förderung un- 
serer auf die Verselbständigung der kirchlichen Rechts- 
geschichte abzielenden Bewegung. Wie ich bereits in meiner 
Bonner Rede ausführte, wird jene schon dadurch begün- 
stigt, daß wir endlich einmal eine wahrhaft neuzeitliche, 
nur das geltende Recht erfassende, dieses aber mit gesundem 
Wirklichkeitssinne darstellende kirchliche Rechtssystematik 
erhalten; die historisierende Dogmatik, die bis vor kurzem 
für das katholische Kirchenrecht an der Tagesordnung war, 
habe ich seinerzeit!) für fast noch schlimmer als den Mangel 
einer besonderen kirchlichen Rechtsgeschichte erklären und 
ihr vorwerfen zu müssen geglaubt, daß sie der Vergangen- 
heit nicht gebe, was der Vergangenheit, und der Gegenwart 
nicht, was der Gegenwart gebühre. Schon damals deutete 
ich aber an, daß in dieser Beziehung die Neukodifikation, . 
falls sie zustande komme, bis zu einem gewissen Grade Ab- 
hülfe bringen und uns eine recht eigentlich aktuelle katho- 
lische Kirchenrechtsdogmatik schenken werde.) Auf dem 
Umwege über sie aber auch die reine kirchliche Rechte- 
geschichte. Denn auf die Übersättigung mit allerneuestem 
Recht pflegt als Gegenschlag eine intensivere Beschäftigung 
mit der Rechtsgeschichte zu folgen. Die sieben wissenschaft- 
lich, namentlich historisch mageren Jahre des Übergangs 
zu unserem neuen bürgerlichen Rechte sind längst abgelöst 
durch fette, in denen die rechtsgeschichtlichen Studien, die 


nibus ac singulis studiorum Universitatibus et iuris canonici Lycaeis 
.... praecipit ao mandat, ut in schola, antehac textus aptissime 
nuncupata, in qua ius oanonioum penitus copioseque praelegitur, it& 
in posterum eiusmodi disciplina tradatur, ut alumni, non modo Codiois 
sontentis synthetioe proposita, sed aocurata quoque uniuscuiusque 
oanonis analysi, ad oognosoendum et intelligendum Codioem veluti 
manu ducantur: debent scilioet dootores iuri canonico tradendo, ipso 
Codicis ordine ac titulorum capitumque serie religiosissime servata, 
singulos canones diligenti explanatione interpretari ...... Nullo oete- 
rum, praeter Codioem, libro alumnos uti neoesse erit; quodsi dootoribus 
placuerit eos unum aliquem adhibere librum, id sancote retinendum, 
ut non eius libri ordini ordo Codicin, sed huio ille aptetur et aooomodetur. 


1) Kirchliche Rechtsgeschichte 8. 26. 8) A.a.O. 8. 26ff, 
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romanistischen, vor allem aber die germanistischen neue 
Triumphe gefeiert haben. So wird es auch mit dem kirch- 
lichen Recht gehen. Dies um so sicherer und um so eher, 
als, wie schon der oben!) angeführte Hinweis des Kodex 
auf das alte Recht lehrt, das durch und durch konservative 
katholische Kirchentum mit seinem Traditionalismus auf 
die Wahrung des Zusammenhangs mit der Vergangenheit 
weit mehr angewiesen ist als das weltliche Gemeinwesen 
und sein Recht. In der Tat schreibt auch der genannte 
Erlaß der Seminar- und Universitätenkongregation vor, e8 
solle bei der Behandlung des Kodex den Ausführungen über 
jedes einzelne Rechtsinstitut eine geschichtliche Einführung 
vorangeschickt werden.?) Das ist gut gemeint, geht aber 
freilich nicht über das hinaus, was ich seinerzeit?) als bloße 
Einleitungshistorie gekennzeichnet habe. Viel wird damit 
nicht erreicht werden. Wir alle wissen, wie kümmerlich 
vielfach bei uns die von unseren Unterrichtsverwaltungen 
und juristischen Fakultäten aus denselben Gesichtspunkten 
und im gleichen Sinn und Geist vorgeschriebenen dogmen- 
geschichtlichen Einleitungen zu den einzelnen Teilen unseres 
Bürgerlichen Gesetzbuchs ausgefallen sind. Wirklich erfolg- 
reich kann man die Geschichte, auch die Rechtsgeschichte, 
nur um ihrer selbst willen und synchronistisch behandeln. 
Die genannten historischen Einleitungen schrumpfen regel- 
mäßig zu bloßen Tatsachenmitteilungen und zu dürftigen, 
abgerissenen Bemerkungen zusammen, aus denen der Geist 
der Geschichte glücklich ausgetrieben ist, die den großen 
historischen Zusammenhängen nicht oder nur unvollkommen 
gerecht werden. Immerhin ist solche Einleitungshistorie 
besser als nichts. Und außerdem sind ja obige Vorschriften 
nicht maßgebend für die nichtkirchlichen, besonders für die 
staatlichen Universitäten und Rechtsschulen, geschweige 


1) S.X mit Anm. 2. 

2) Jidem tamen magistri — heißt es an der oben S. XIV Anm. 1a.E. 
ausgelassenen Stelle — ante quam dicere de aliquo instituto iuridico 
aggrediantur, apte exponant, qui eius fuerit ortus, quae decursu tem- 
poris acoiderint progressiones, mutationes a0 vices, ut discipuli pleniorem 
juris cognitionem assequantur. 

8) Kirchliche Rechtsgeschichte 8. 13. 
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denn für den schriftstellerischen, für den wissenschaftlichen 
Betrieb der Kirchenrechtsforschung. Dieser allein aber wird 
schließlich wie über die Systematik desneuen Gesetzesrechtes, 
so auch über die kirchliche Rechtsgeschichte und ihre Selb- 
ständigkeit entscheiden. Wir haben es bisher vermieden und 
gedenken es auch weiterhin zu vermeiden, nichtwissenschaft- 
liche Instanzen für unsere rein wissenschaftliche Sache in 
Anspruch zu nehmen. Auch wissenschaftliche Bewegungen 
setzen sich, wenn innerlich berechtigt, im wesentlichen 
aus eigener Kraft durch. Im Bereiche der theologischen 
Wissenschaften hat sich auf diese Weise die Dogmen- 
geschichte neben der Kirchengeschichte, im Bereiche der 
Rechtswissenschaft die deutsche Rechtsgeschichte und 
neuerdings neben ihr die Rechtsvergleichung den ihr ge- 
bührenden Platz an der Sonne errungen. Nicht anders 
dürfte es mit der kirchlichen Rechtsgeschichte gehen. 
Sie hat bei den Juristen, aber auch bei den Theologen 
beider Bekenntnisse sowie bei den Historikern schon zu 
viele Anhänger und hervorragende Vertreter, als daB sie 
wieder in das Nichts zurücksinken könnte. Die Haupt- 
sache ist, daß weiter tatkräftig kirchenrechtsgeschichtlich 
gearbeitet wird, daß Einzeluntersuchungen und zusammen- 
fassende Darstellungen aus dem Gebiete der kirchlichen 
Rechtshistorie nicht ausbleiben!), endlich daß auch Vor- 
lesungen über kirchliche Rechts- und Verfassungsgeschichte 
gehalten werden?) Dann wird sie als Seitenstück und 
Ergänzung der katholischen Kodizistik und der evange- 
lischrechtlichen Systematik ihren Siegeszug fortsetzen. So- 
weit sie jene nicht beeinträchtigt, sondern umgekehrt in 


1) Ich bin dabei, neben meinem Grundriß des Kirchenrechtes eine 
etwas ausführlichere Darstellung der Kirchlichen Rechtsgeschichte 
einerseits, des geltenden katholischen Kirchenrechts (Kodex), des evangeli- 
schen und des Staatskirchenrechts anderseits auszuarbeiten, würde es 
aber ganz besonders begrüßen, wenn eine geeignete jüngere Kraft ein 
Lehr- oder gar Handbuch der kirchlichen Rechtsgeschichte schreiben 
wollte. 

3) Über kirchliche Rechts- und Verfassungsgeschichte von der 
kirchlichen Urzeit bis zur Gegenwart trage ich in diesem Wintersemester 
an der Berliner Universität vierstündig vor, nachdem ich schon früher 
in Bonn eine zweistündige Vorlesung darüber gehalten habe. 
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der von uns früher angedeuteten Weise fördert, erfreut 
sie sich ja jetzt schon des wohlwollenden Interesses auch 
der katholischen kirchlichen Instanzen, denen es natürlich 
ganz fern liegt, einer ungeschichtlichen Behandlung des 
Kirchenrechtes auf die Dauer das Wort zu reden. Wir 
sahen oben‘), wie Benedikt XV. selbst im Augenblicke 
der Ausgabe des Kodex der kirchlichen Rechtsgeschichte 
Erwähnung tat und damit ihre Daseinsberechtigung an- 
erkannte. 

So begrüßen wir nicht nur vom Standpunkt einer 
Klärung und Festigung des geltenden katholischen Kirchen- 
rechts und seiner Wissenschaft aus das neue päpstliche 
Gesetzbuch, sondern auch um der kirchlichen Rechts- 
geschichte willen, in welcher der Erlaß des Codex iuris 
canonici das seit Jahrhunderten größte Ereignis darstellt. 


ı)8.X 


I. 


Der Ursprung der Domkapitel 
zugleich ein Wort zu den Urkunden Dragonis. 


Von 


Herrn Professor Dr. Ernst Mayer 
in Würzburg.!) 


I. 


In der letzten Zeit bin ich auf spanische Nachrichten 
aufmerksam geworden, welche es gestatten, im Zusammen- 
hang mit dem übrigen Material die Frage nach der Ent- 
stehung der Kapitel grundsätzlich zu lösen. Es soll nun 
zunächst das spanische Vorkommen erörtert werden. 

1. &) Den Ausgang nehme ich von dem fuero general 
de Navarra?), der so, wie er uns vorliegt, dem 13. Jahr- 
hundert entstammt, aber in seinen Elementen altertüm- 
licher ist?) Hier wird der Ortsgeistliche als abbat clerigo 
bezeichnet.) 

Wie das zu verstehen ist, sagt eine überaus inter- 
essante, vom Südufer des Ebro stammende Urkunde von 


1) Da es bisher versäumt wurde, sei ein für allemal hiermit aus- 
drücklich festgestellt, daß wie in den beiden anderen Abteilungen unserer 
Zeitschrift so auch bei der Kanonistischen die Verfasser allein die Ver- 
antwortung für ihre Beiträge tragen, und daß aus der Aufnahme eines 
solchen auf die Zustimmung der Herausgeber weder zum Ganzen noch 
zu Einzelheiten geschlossen werden kann. 

Für die Redaktion: Ulrich Stutz. 

2) ed. P.Ilarregui y S. Lapuerta 1869. 
®2) Yanguas diccionario de antiguedades del reino de Navarra I 
8. 559 ff. 

*) III 1, 1 en villa realenqua o de orden deve ser abbat clerigo, 
que sea vezino de villa o, si no, fillo de vezino, clerigo, que sea ordenado 
III 2, 1. olerigo seglar, que tiene vezinal glesia et es clamado abbat en 
eu villa III 11, 4 todo ome, que es abbat de vezinal eglesia. 
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1095. Danach zerfällt das zum Bistum Najera gehörige 
Tal Ayala in eine Mehrzahl von monasteria unter abbates. 
Die einzelnen Kleriker des Tals stehen unter diesen mona- 
steria und empfangen von dort ihren Anteil an den deci- 
mae und den primitiae; die abbates der monasteria aber 
vereinigt der Bischof zu einem concilium.!) Eine noch 
etwas frühere Urkunde des Königs von Navarra, die für 
ganz Viskaja den sämtlichen monasteria Freiheit von welt- 
lichen Belastungen verleiht und bestimmt, daß beim Tod 
des abbas die fratres den Nachfolger in Gegenwart des Bi- 
schofs wählen sollen, wird sich wohl auf diese eigenartigen 
monasteria beziehen?); so hat bereits der große Historiker 
Llorente die Sache gefaßt.) 

Wie die monasterios noch später als anteiglesias be- 
zeichnet werden), so bilden sie in der Urkunde von 1095 
eine Mittelinstanz zwischen den einzelnen Ortspfarreien und 


1) Llorente noticias historicas de las tres provincias vascongadas 
III S. 461. 1095. Ego Petrus episcopus feci conventionem cum pote- 
statibus et militibus, rusticis et mulieribus de Ayala, ut de illo flumine, 
qui venit de Angulo ad Ibaizabal et de alia parte de Munitegui a iuso 
infra istos terminos nominatos monasterios, qui ibi sunt fabricati, Ilannes, 
Kexana, Perea, Arispaldiza, Murga, Olhavezahar, Amurio, Orube, Deren- 
dano, Marrieka, Obaldia feci conventionem ego Petrus episcopus cum 
potestatibus de Ayala, ut nulla parroquia nec nullus clericus de Ayala 
non accipiat decima nec primicia nisi per manu de monasteriis supra 
nominatis et istos monasterios nominatos non dent ad episcopo alium 
tributum, nisi tribus solidos de numisma census, qui in terra currerit. 
Et ego senior Lope Sanxoa de Flabro proinde dedi ad episcopo uno ca- 
ballo vaio de 500 solidos. Senior Lope Sanxoz dedi alio caballo vaio 
valente 1000 solidos. Senior Didaco Sanxoz dedi alio caballo rosiello 
praeclaro in alio tanto. Senior Lopez Sanxoz de Rivaola dedi alio ca- 
ballo morciello de 500 solidos. Senior Galindo Nunnez dedit alio caballo 
rodano de 500 solidos. Et istos monasterios de Ayala supra nominatos 
dederunt ad episcopos singulos bobes de viginti et viginti solidos preciatos, 
Et si episcopus voluerit concilium tenere cum abbates de Ayala veniat 
ad Harricstaris et ibi veniant ad concilium suum. 

2) Llorente a.a. O. III S. 374. 1051. 

?2) A.a.0. II S. 109: ‚„‚preveniendo, que aquellos monasterios no 
eran de religiosas, sino iglesias parroquiales de clerigos, que vivian junto 
a allas en conımunidad a manera de monges y daban pasto espiritual 
a los Viscainos habitantes en caserios esparcidos en la circumferencia de 
la iglesia.‘‘ — Diese monasterios bezeichnet er vorher als anteiglesias,. 

ı)S.3 N. 2 (dazu oben N.3) 
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dem Bischof. Der Zehnt steht eigentlich noch dem mona- 
sterium zu und von diesem empfängt ihn der Ortsgeistliche. 
Umgekehrt müßte nach dem allgemeinen spanischen Recht, 
nach welchem der Bischof ein Drittel von dem Zehnt erhält, 
der außerhalb der Hauptstadt anfällt, auch hier ein Zehnt- 
anteil an den Bischof abgegeben werden; nach der Urkunde 
von 1095 wird das aber durch andere Abgaben ersetzt. — Da- 
von weicht nun eine etwas spätere Urkunde des Bischofs von 
Calahorra für ganz Alava ab.!) Die monasteria sind hier in 
der Hand von Laien, offenbar der seniores, welche bereits 
in der Urkunde von 1095 als Interessenten hervortreten und 
dem Bischof eine den bischöflichen Einkommensanteil er- 
setzende Gabe spenden. Aber sie sind diesmal als Mittel- 
instanz zwischen Bischof und der Ortsgemeinde ausgeschal- 
tet. Zwar beanspruchen sie, daß der Zehnt an sie kommt. 
In Wirklichkeit aber zahlt die Ortsgemeinde von ihrem 
Zehnt unmittelbar dem Bischof eine Quote (hier ein Viertel), 
und die monasteria bekamen vor der Ausstellung der Ur- 
kunde nichts. Es wird dann freilich jetzt eine Abfindung 
zugesichert, aber diese auf die Dauer doch nicht gezahlt. 
So ist hier die Mittelinstanz des monasterium vor den 
vereinten Kräften des Bischofs und der Pfarrgemeinde zu- 
sammengebrochen. — Andere Male wird in der Nordostecke 
Spaniens noch zu Ende des 15. Jahrhunderts von iglesias 
parrochiales de las montanas, que se llamen monesterios o 
anteiglesias o feligresias gesprochen ?), also von monasterios, 


3) Llorente a. a. O. IV S. 7f. 1109: villani vero iuraverunt, quod 
sine fraude et sine malo ingenio omnes decimas et primicias suas et offertas 
Deo et suae sanctae ecclesiae, sicut suprascriptum est, fideliter oflerrent 
et donarent. Sacerdotes autem iuraverunt, quod altaria integra tenerent 
et ut Deo et ecclesise suae digne et munde servirent; et ut nullus super 
alium in ecclesiam intraret et quartos de unaquaque ecclesia iuste et 
recte domino suo episcopo redderent. ..... Quo facto et firmiter con- 
firmato barones totius Alavae monasteria habentes et poene ad nihilum 
redacta, quia decimas, sicuti solebant, habere non poterant, videntes, 
dominum episcopum rogaverunt, ut monasteriis illorum villas donaret, 
unde illa monasteria ecclesiastica beneficia haberent.e. Quod dominus 
episcopus coactus, non spontaneus, voluntati eorum satisfacere volens ad 
tempus et ad terminum et ad horam illis concessit. 

2) Llorente III S. 130. 1480. 
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die parochiale Funktionen haben, aber als anteiglesias über 
den gewöhnlichen Ortskirchen stehen. 

b) Ist die Erscheinung eines klosterähnlichen Verbands, 
der eine Zwischenstufe zwischen Bistum und Ortskirche 
darstellt, bisher in das 11. Jahrhundert zurück verfolgt, so 
tritt wieder im Nordosten Spaniens die gleiche Erscheinung 
nach andern Angaben bis in das 9., vielleicht bis in das 
8. Jahrhundert hervor.!) 

829 schließen sich im Bistum Urgel zwei presbiteri dem 
Verband von fratres an, der unter einem presbiter als praesul 
ineiner Wohnstätte mönchisch zusammen lebt. Der Vorstand 
wird auch als abbas bezeichnet.?2) — Noch weiter führt in 
mancher Richtung eine andere Urkunde des Nordostens, 
welche, so wie sie vorliegt, in das Jahr 900 fällt, aber in ihrem 
Grundstock bereits älter ist, dem 8. oder 9. Jahrhundert an- 
gehört.) Wieder wird hier eine congregatio unter einem 
presbiter, der dann aber in der Folgezeit auch abbas heißt, ge- 
schildert. Die Mitglieder (gasalianes), fratres, die Priester sind, 


1) Barrau-Dinigo hat in der revue hispanique VII 8. 305 N. 8 
den im Text zu besprechenden Urkunden noch Collecion de privile- 
gios de la corona de Castilla (ed. Gonzalez) VI S.7. 921; Ferotin 
recueil des chartes de l’abbaye de Silos n.2.931; Berganza antigueda- 
des de Espaäis II S. 411. 975; Boletin de la r. academia de historia 34 
S. 448f. gleichgestellt. Allein diese Texte beziehen sich nur auf Abt- 
wahl im allgemeinen, die letzte auf die Wahl einer Äbtissin. 

2) Villanueva viage literario a las iglesias de Espafa XII S. 213: 
Et ideo — nos (Ilpericus et Wiliera presbyteros) iamdicti traderemus 
nos Deo et presule nostro Sentefredo praesbytero oorda et corpora nostra 
et sicut nos tradimus cum omni facultate nostra, quidquid visi sumus 
habere .....; sit Deo donitum et seniore nostro Sentefredo presbytero, 
sibi et fratribus, qui in eodem domicilio in Cotineto, quem praesul noster 
iam diotus obtulit Deo et nobis, qui ibidem una nobiscum conglomerati 
sunt et cum letitia et sanctitate ibidem serbire obtant aut secundum 
regulam et monasticam vitam ducere cupiunt .... Et si quispiam aut 
aliquis ex noß reppertus fuerit proterbus ..., qui non obediat sanotae 
regulae aut abbatis imperio usw. 

3) Revue hispanique VII S. 304ff. 900. Der Grundstock ist ipsas 
kalendas maias era 808 regnante rege Adefonso in Obeto. geschrieben. 
Da nun damals (770) Alfons L. schon tot, Alfons II. noch nicht Regent 
war, so muß hier irgendein Fehler des Abschreibers (die Urkunde stammt 
aus einem Kartular) mitspielen und der Grundstock kann unter irgend- 
einem der ersten Alfonse entstanden sein. 
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schließen mit dem ersten Vorstand einen Vertrag, der dann 
immer wieder erneut wird. Der Vorstand, der auch als Alt 
bezeichnet wird, hat Disziplinargewalt über die Mitglieder, 
die er auf einer Mitgliedsversammlung ausübt. Jedenfalls 
die Mitgliedsversammlung, die dieses Statut errichtet hat, 
findet an den Kalenden des Mai statt. Wieder zeigt sich, 
daß die Mitglieder zusammen wohnen.!) 

c) Die bisherigen Nachrichten betreffen den spanischen 
Nordosten. Aber Ähnliches kehrt im Nordwesten wieder. 
Für Galizien heißt es im Konzil von 1063: adiungimus, ut 
per omnes dioeceses sacerdotes eligantur-abbates .... qui 
tales ad episcopos clericos ordinandos deferant, ut totum 
psalterium usw. sciant.?) Deutlich sind also diese abbates 
die Zwischeninstanz zwischen dem Bischof und den Orts- 
geistlichen und vermitteln die Ordination des Ortsgeist- 
lichen durch den Bischof. Auch im portugiesischen Recht, 
das ja von Galizien ausging, ist später der abade ein Orte- 


1) accesit mihi Guisandus presbyter una cum gasalianes ad atrium 
S. Andre Apostoli et S. Iohannis Babtista in locum que dicitur Orbanianos 
und schenkt. Dann fährt die Urkunde fort: Ecoe nos gasalianes sugerimus 
ad petri nostro Guisando presbitero, ut sis patrem nostrum; quidquid pro 
remedio animarum nostrarum annuntiare, docere, arguere, increpare, ex- 
communicare, et emendare volueris, abeas potestatem; quod si aliquis ex 
nobis contra regula et vestrum preceptum murmurans — fuerit, tuno abeas 
potestatem nos in unum congregare et culpa, quid fecerit, in publico 
firmare, secundum in tunc culpa flagella excommunicationem suscipere 
. Si aliquis ex nobis sine benedictionem de fratres aut suo imperio 
per bitium ad aliud loco abitandum transire boluerit, abeas potestatem 
incanta eius volumtatem, qui hoc fecerit, compressus regule sensum 
seducere. Bei Mißregierung des Vorstands haben die Brüder das Recht, 
aducto abate de altera oongregatione et coram eo querela nostra sugerere, 
Am Ende: ego Guisandus presbiter. Nos omnes, qui subter notati sumus, 
pactum fecimus abbati nostro Guisando presbytero cum omni facultate 
nostra. Guisando in id pactum manu mes signum f feci. Folgen nun 
eine Reihe von Namen der Vertragschließenden, die öfters als Priester 
bezeichnet werden. Schließlich: Adeba abbas in hoc pactu manu mea; 
renovatum est regula lita ( ?) sub Didaco episcopo, era 938 et sub Didaoo 
abbate. Albaro preebiter signum }. Soler abba signum f feci. Et inveni- 
mus in regula prima ipeas kalendas maias era 808 regnante rege Adefonso 
in Obeto. Sarracinum iudex fuit. 
2) Ferreiro historis de la ». iglesia de Santiago de Compostella 
DI app. 8, 238, 
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geistlicher!). Erheblich früher aber begegnet wieder ein 
klösterlicher Verband unter einem Abt, dem z2.T. eine er- 
hebliche Zahl von presbiteri, z. T. aber lediglich confratres 
angehören.?2) Ein andermal endlich stehen drei presbyteri, 
die feligreses, also Parochianen unter sich haben, derart 
unter einem Abt, daß dieser ihnen aus den kirchlichen Ein- 
künften, den Zehnten vor allem, einen Unterhalt (aprestamo) 
wie Mönchen gewährt. Das ist das Bild, das die nordöst- 
lichen Urkunden ergaben; die Ähnlichkeit steigert sich da- 
durch, daß an der Spitze des klösterlichen Verbandes eine 
weltliche Herrin vorzukommen scheint.?) 

d) In einer Urkunde des Nordostens werden deh cano- 
nici des Bischofs — d. h. nach dem Folgenden den mit dem 
Bischof zusammen lebenden Klerikern — die „archipres- 
byteri““ entgegengestellt, die aber aus ganz verschiedenen 
Kreisen stammen, bald in Wirklichkeit nur archilevitae, also 
archidiaconi sind, bald archipresbiteri im engern Sinne, bald 
aber abbates.*) Es läßt sich das nicht anders deuten, als 
daß die abbates die Funktion von archipresbyteri ver- 
sehen, wozu die bisherigen Ergebnisse vollständig passen, 
daß aber nicht mehr alle presbiteri in klösterlicher Gemein- 
schaft leben, und so archipresbiteri, die keine abbates sind, 
von diesen unterschieden werden. Auch kommt es bei 
Besetzung des Amts des archipresbiter nicht mehr not- 
wendig darauf an, daß einer die Priesterweihe hat; daher 
sind unter ihnen auch Diakone. — Diese archipresbiteri 


1) Mon. Portugalliae leges I S. 204. 1261 wenn der Patron nicht 
rechtzeitig präsentiert, se o arcebispo ou 0 bispo fezerem abade en essa 
egreia —, nenhuum nom deffenda a eigreia a este abade. 

2) Mon. Portugalliae chartae I 342. 1045 (S. 209— 211). 

®) Mon. Portugalliae chartae I 440. 1064. 

*) Villanueva XII S. 228. 960 et archipresbiteros, id est 
Domno Wiricone levita archilevita et Sallane archilevita et Eldesindo 
archilevita et Gumillane archipresbitero et Ermenisio archipresbytero et 
Wilimundo abbate et Sunrefredo abbate et Wiscafredo abbate et Sen- 
tane abbate et Senguldo abbate et Levelde abbatenecnon et canonicos 
id est Ermegeldo presbytero et Mirone presbytero et Deilane presbitero 
et Daniel presbitero et Siero presbitero et Radulfo Levita et Wifredo 
Levita et Witardo Levita et Exemenus presbyter et Adrovarius presbyter 
et Durandus presbyter et Wadamirus presbiter, et de laicis id est: 
nun Namen. 
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nun halten im Nordwesten an den Kalenden eine Ver- 
sammlung!), an der nicht nur die Kleriker, sondern auch 
die Laien teilnehmen, geradeso wie sich vorher einmal er- 
geben hat, daß das Statut einer solchen ländlichen Priester- 
kongregation an den Kalenden des Mai aufgestellt ist.?) 
Noch in den siete partidas wird der archipresbiter als Vor- 
stand des Kapitels der Landkleriker angesehen?) Hat er 
so praktisch die Stellung der Ruraldekane, so wird in einer 
weiteren Angabe aus dem Nordosten die — ja so bestrittene?) 
— Identität des Archipresbyterats und Dekanats unmittel- 
bar erwiesen.) Im Westen aber werden schon seit dem 
10. Jahrhundert die decaniae als die kirchlichen Verwal- 
tungsverbände auf dem Land gefaßt®); bedenkt man, daß 
gleichzeitig der archipresbiter der Vorstand des Landdistrik- 
tes ist, so führt das wieder zum gleichen Resultat. 

e) Der über den einzelnen Ortskirchen, aber dann wieder 
unter der bischöflichen Kirche stehende höhere Verband 
begegnet nach einer anderen Seite noch lange als Priester- 
vereinigung, deren Mitglieder periodisch ad letanias facian- 


1) Muüoz coleccion de fueros municipales S. 406. 1113 die calenda- 
rum archipresbiteri, presbiteri milites, rustici in kalendarum antecesso- 
rum more conveniant; tunc si quid querelae vel iniurise obortum fuerit, 
ab archipresbytero ceterisque discretis viris veraciter perquiratur. 

»3)S.5N.|. 

3) partida I 6, 8. Im Gegensatz zu den arciprestes an der bischöf- 
lichen Kirche: la tercera manera de los otros, que son puestos por las 
villas de los obispados son menores, que los de las catedrales et cada 
uno dellos es tenudo de obedecer a su arcediano. ... Et las cosas, que 
estos han de facer son estas: deben requerir et vesitar todas las eglesias 
de sus arciprestadgos, tambien las de villas como las de las aldeas, et 
saber, como viven los clerigos. 

*) Sägmüller, Die Entwicklung des Archipresbiterats und Deka- 
nats 8. 58f. 

°) Villanueva XI S. 290 (1276) Urgel ad nos — pervenit, quod 
archipresbiteri seu decani rurales nostrae diocesis Urgelensis, cum causs 
visitationis ad ecclesias nobis subjectas accedant, numerum personarum 
et eveccionum in Lateranensi ooncilio statutum excedere non verentur; 
im folgenden Verlauf wird nur von decanus ruralis gesprochen. 

°) Ferreiro Il app. 8. 82. 915 im wiederhergestellten Bistum ordi- 
navit decaneas; 8. 238. 1063 der Bischof bestimmt den primiclerus und 
2—3 andere Kanoniker, welche über die kirchlichen Verwaltungsverbände 
Aufsicht üben sollen (qui curam diocesium et deganiarum provideant). 
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das erscheinen. So ist die ledania der höhere kirchliche 
Verband über der Ortsgemeinde.!) 

f) Einzelne Spuren zeigen, daß an den Priesterkongre- 
gationen unter einem archipresbiter auch Laien teilnahmen. 
Nicht nur wird 1276 erwähnt, daß an den parochiales 
ecclesiae von Urgel auch Laien porcionarii, prebendarii vel 
canonici sein können?), sondern bereits 853 ist von einem 
monasterium unter einem abbas und mit einem Priester und 
Diakon als Mitglied, also wieder von einer Priesterkongre- 
gation die Rede; die Urkunde fährt fort: et dedit nobis 
dominus noster Iesus Christus presbiteros, clericos, con- 
versog et religiosos homines in istis monasteriis.®) Die con- 
versi müssen hier Laien sein, gehören aber zu dem Kloster 
der Priesterkongregation.*) — Von da aus erklärt es sich, 
wenn gelegentlich unmittelbar auch die Leitung der Kon- 
gregation auf Laien übergeht. Nicht nur spricht das Recht 
von Navarra von abades seglares®), sondern in der Urkunde 
von 1109 beziehen die barones die decimae, welche den 
Priesterkongregationen zunächst anfallen; und in der Ur- 


ı) Villanueva XV 8. 365. 1101 Barbastro der König bestimmt, ut 
omnes eoolesiae, quae sunt vel erunt in circuitu Barbastri ad sedem matris 
eoolesiae veniant ad Ramos et in Babbato Bancto ad baptisterium cum 
suis presbiteris et ad letanias in feris secunda et tertia: hier handelt es 
sich eher (nicht sicher) um die bischöfliche Kirche, zu der alle Priester 
derDiözese periodisch ad letanias faciendas erscheinen mußten, vielleicht 
könnte man freilich auch nur an den Bereich einer Taufkirche (baptiste- 
rium, matrix eoolesis) denken. : Das gleiche gilt für eine Anzahl west- 
gotischer Belege: concil. Gerund. von 517 0. 2, 0.3 (Tejada col. de oa- 
nones de la iglesia de Espafia II 8. 118), IV Tolet. 0.26 (Tejada II 
8. 282); VI Tolet. o. 2 (Tejada II S. 333). — Aber bereits die monat- 
lich zu haltenden litaniae des conc. Tolet. XVII co. 6 (Tejada II S. 601) 
können nur für Unterabteilungen des Bistums stattfinden, und als Ab- 
teilung über der villa, aber immerhin noch unter der Diözese erscheint 
die ledania im fuero de Navarra II 5. 7; III 12, 6; III 15,3; V 7,3; VI 2, 3. 

s) Villanueva XI S. 285. ®) Llorente III 8. 81. 

*) In der Urkunde S. 5 N. 1 werden ebenfalls einige Mitglieder ohne 
den Titel Priester genannt. Vielleicht gehört das hierher. Ebenso ist es 
in der Urkunde des 10. Jahrhunderts im Neuen Archiv VI S. 227ff., wo 
neben presbiteri, diaconi, subdiaconi, clerici auch bloße monachi, also 
dann Laien Verbandsmitglieder sind. 

8) Fuero general de Navarra I 1, 3 a los abbades seglares, que son 
fijos de oavaylleros et de duenas, que ayan vezindat. 
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kunde von 1095 finden seniores den Bischof für dessen An- 
teil am Zehnt ab.!) Es müssen die Laien des Verbands 
häufig an die Spitze desselben getreten sein. 

2. Bisher hat es sich um die Klerikerverbände in den 
Landbezirken gehandelt. Nunmehr ist die Erscheinung von 
Klerikerverbänden in der Bischofshauptstadt zu prüfen. 

a) In S. Jago wird 1063 von canonici gesprochen; sie 
haben Tisch und Schlafsaal gemeinsam mit dem Bischof.?) 
Für den Kanoniker genügt eine der sieben Weihen, sie kön- 
nen also dem niedern Klerus angehören?) Eine spätere 
Nachricht zeigt, daß das die Regel ist; denn hier stehen die 
canonici nach den cardinales, archidiaconi, subdiaconi.*) So 
sind es die niederen Kleriker, die hier mit dem Bischof zu- 
sammen wohnen. — Auf eine Lebensgemeinschaft des Bi- 
schofs mit andern Klerikern geht es, wenn 804 der Bischof 
eine Kirche cum meos gasalianes mecum commorantes er- 
richtet®); mindestens eine Vermögensgemeinschaft zwischen 
dem Bischof und den gleichen gasalianes ist angedeutet, 
wenn 939 verkauft wird an den Bischof (tibi) et ad tuos 
gasalianes.®) 

Das Bisherige ergibt, daß bis zum 9. Jahrhundert zurück 
der Bischof mit andern zusammen lebt und daß das niedere 
Kleriker sind. Eine weitere Urkunde der gleichen Gegend 
bezeichnet die canonici als filioli des Bischofs, wobei freilich 
hier nicht klar ist, ob der Verband nur niedere Kleriker oder 
die Kleriker an der bischöflichen Hauptkirche überhaupt 
bedeutet.’) In S. Jago aber nehmen am Kapitel außer den 
canonici auch die filii ecclesie nobiles teil?) Beides zu- 


ı) Llorente IV 8.8; III 8.461 (S.3 N. 1,82 N.]). 

3) Ferreiro Il ap. 8. 238 o. 1 unum refeotorium, unum dormito- 
rium canonici cum episcopis habeant. 

®) Ferreiro II ap. 8. 239 o. 4 sed quicumque voluerit in consortio 
canonicorum 6886 et beneficia eoclesiae lucrare, accipiat unum de septem 
gradibus. | 

*) Ferreiro IV ap. n.8 8.87, 89. 

$) Revue hispanique VII 8. 282ff. Ego Iohannes episoopus — oon- 
firmabo ipsam eglesia in ipso loco et feci ibi presuras cum meos gas:.- 
lianes mecum comorantes. 

*) Revue hispeanique VII 8.319. ?) Villanueva X S. 304. 1038. 

8) Boletin de la r. acad. de la historia XXIV S. 455. 1154 ego Mar- 


10 Ernst Mayer, 


sammen beweist, daß auch dieser kirchlichen Lebensgemein- 
schaft Laien als filii ecclesiae zugehören. 

In den spanischen Quellen wird der primus clericorum 
oder primiclerius durchweg vom archipresbiter und archi- 
diaconus unterschieden und nach diesen Würdenträger ge- 
stellt!), muß also der Vorstand des niederen Klerus sein. 
In der Tat kehrt der Gegensatz bereits in der westgotischen 
Zeit wieder?); hier verteilt der primiclerus den subdiaconi 
und clerici im Gegensatz zu den presbiteri und diaconi die 
auf sie treffende Portion und bei Isidor wird ein primicerius, 
dem die acolythi, exorcistae, psalmistae, lectores unterstehen, 
vom archidiaconus geschieden?) Auch später scheint in 
S. Jago der primiclerus die canonici, also den niederen Kle- 
rus®), zu führen. 

b) Den canonici in diesem engeren Sinn stehen die 
Priester und Diakone an der bischöflichen Hauptkirche 
gegenüber. Das ergibt sich schon aus dem Bisherigen, daß 
sie eben nicht mit dem Bischof in Lebensgemeinschaft stehen. 
Eine besondere Gemeinschaft, in der sie leben, tritt in 
den Quellen nicht deutlich hervor. Aber immerhin ist es 
von Bedeutung, wenn einmal die gemeinsam schlafenden 


tinus ovetensis episcopus in communi capitulo ovetensis ecolesie cum 
archidiaconibus et canonicis omnibus et cum filiis ecclesie nobilibus. 


1) Espafi. sagr. XXXVI ap. 8.50. 1072 Visclamundus archipres- 
biter — Adefonsus Didaz primiclerus. Berganza antiguedades II S. 632a 
Formel für den in clero primus rector (benedictio ad consecrandum primi- 
clericum) verschieden von der Formel für den arcediaconus (II S. 361b) 
und für den archipresbiter (II S. 633a). — Hierher auch Espania sagr. 36 
ap. n. 41. 1100, wo der prior canonice dem potior presbiterorum und 
archidiaconus entgegensteht (Leon). 

3) Concil. Emerit. von 866 c. 10 (Tejada coleccion de canones de 
la iglesia de Espana II S. 710) Sancimus ut omnes nos episcopi — in 
cathedralibus nostris ecclesiis singuli nostrum archipresbyterum, archi- 
diaconum et primiclerium habere debeamus, 

3) Das erste ebenda co. 14 (Tejada II S. 712f.); das zweite Isidori 
epist. III c. 13 (Migne p.1. 83 col. 896); vgl. auch die Formel bei F&rotin 
le liber Ordinum col. 53 (M. eccl. liturgica V). 

4) Ferreiro II ap. S. 238 o. 1 episcopus enim, primiclerus et duo 
vel tres canonicos praepositos habeant cum consensu ceterorum clericorum, 
qui curam dioecesium et deganiarum provideant et necessaris 0anOnIco- 
rum adimpleant. 
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canonici von Tudela es sind, welche die Kapellane und 
Priester der einzelnen tituli ernennen: hier mag es sich ge- 
rade um eine Gemeinschaft der Priester und nicht, wie 
bisher, des niederen Klerus, der mit dem Bischof zusammen 
lebt, handeln.!) 

3. So ergeben sich Gemeinschaftsformen für die Haus- 
genossen des Bischofs, die dem niederen Klerus und Laien 
entstammen, dann vielleicht für die höheren Kleriker der 
Bischofshauptstadt, endlich breit für die Priester der Land- 
bezirke. Die erste und dritte Form führt zeitlich unmittel- 
bar bis in den Anfang des 9. Jahrhunderts. Hier aber er- 
scheint die Einrichtung bereits fest gestaltet und außerdem 
wird auf sie die gotische Bezeichnung gasalio, Gesell, an- 
gewendet; so muß die Sache bereits schon vor dem 9. Jahr- 
hundert bestanden haben. 


I. 


Nunmehr ist es an der Zeit, mit der Untersuchung auf 
die spanischen und zugleich auch die gallischen Verhält- 
nisse zurückzugehen, welche vor den Reformen Ludwigs 
des Frommen bestanden. 

1. Hier springt zunächst im gesamten spanisch - galli- 
schen Bereich der Verband niederer Kleriker in die Augen, 
der mit dem Bischof zusammen lebt. 

a) Nach dem Konzil von Lerida von 546 werden in domo 
des Bischofs den Klerikern alimonia gegeben.?) — Nach 
dem 4. Konzil von Toledo soll der Bischof mit Klerikern 
zusammen leben; es gehören aber die Priester und Diakone 
wegen der aetatis gravitas, wenigstens häufig, diesem con- 
clave episcopi nicht an; wird dann unmittelbar daran an- 
schließend gesagt, daB die in clero puberes aut adulescentes 
unter einem probatissimus senior zusammen leben sollen, so 
kann das dem Zusammenhang nach nur auf Kleriker gehen, 
die von den nicht in conclavi episcopi befindlichen Prie- 
stern und Diakonen verschieden sind, also auf die mit dem 


1) Espafia sagr. XXXXIX S. 371. 1156. 
2) c.16 his, qui in domo inveniuntur clericis, alimoniam admini- 
strare (Tejada II S. 145). 
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Bischof hausenden Kleriker, die sonach wieder die jüngeren 
sind.t) Der Verbandsvorsteher endlich, der dieselben in Unter- 
ordnung unter den Bischof führt, kann dann gar nichts 
sein als der primiclerus, der als Leiter des niederen Klerus 
bereits für die westgotische Zeit begegnet ist.?) 

b) Noch deutlicher sind hier die gallischen Nachrichten. 
Schon nach Gregor von Tours leben in der domus des Bi- 
schofs, die von der ecclesia verschieden ist, Kleriker, und 
zwar in dem besonderen Fall vielleicht bis hinauf zum Dia- 
kon.) In ihr schläft der Bischof mit einer Vielzahl von 
Klerikern*) Hier steht dann auch die ‚„mensa canonica“, 
an der der Bischof mit anderen Klerikern ißt, natürlich mit 
den gleichen, mit denen er schläft.®) Sind diese Erscheinun- 
gen längst bekannt®), so ist es anders mit der kostbaren, 
aus dem Anfang des 6. Jahrhunderts stammenden Angabe, 
daß der Bischof primicerium scole .... militiseque lecto- 
rum ernennt?), und der andern aus Lyon von 551, daß der 
schola lectorum ein primicerius im Alter von 64 Jahren 
vorsteht.?) In einer wenig späteren Nachricht, die nachher 
genauer zu besprechen ist, ist scola der Ort, ubi omnes 
iacent.?) Dann ergibt sich also eine schola als ein Verband der 
niederen Kleriker (der lectores), die unter einem vom Bischof 


1) Conc. Tolet. IV o. 22—24 (Tejada II S. 280f.). 

2) 8.10 N. 2, 3. 

®) Gregor. Turon. h. Fr. IV 36 ergibt mit ecolesias erigere, domus 
componere die Bedeutung von domus. Der Bischof schläft mit in der 
domus. Ein a coommunione vom Bischof Ausgeschlossener tut nach dem 
Tod des Bischofs folgendes: ascendens super tectum domus illius (sc. 
domus ecolesiasticae) ..... ait: gratias tibi ago, Iesu Christe, quod post 
mortem iniquissimi Nicetii (des Bischofs) super hunc teotum calcare pro- 
merui; d. h. ausgeschlossen aus der Gemeinschaft des Bischofs, kehrt er 
nach dessen Tod in das Haus zurück. 

4) Gregor. Tur. h. Fr. IV 36; VI 36 reversusque domum coenae 
discubuit. Qua exacta in stratum suum quievit habens circa lectum 
suum multos lectulos clericorum. 

85) Gregor. Tur. v. patr.IX 1 ut nec ad convivium mensae canonicae 
cum reliquis acoederet clericis, cf. 8.13 N. 3. 

6) Zuletzt etwa Schäfer, Pfarrkirche und Stift S. 114f.; Hauck, 
KG. 1?-4 5. 2385. 

”),M.G.ep.IH S. 115 Z. 12. 

8) Le Blant inscriptions chrötiennes de la Gaule I n. 65 S. 142. 

®%) M.G.conc.I S.126 2. 3. 567. 
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ernannten primicerius miteinander wohnen. Eskann das nur 
der mit dem Bischof zusammen lebende Verband der niede- 
ren Kleriker sein, dem aber, wie in Spanien der primus 
clericorum (primiclerus), so hier ein primicerius zum Leiter 
gesetzt ist. Eine andere Notiz zeigt, daß die schola die 
Behörde ist, deren sich der Bischof zur Regierung bedient 
und die ein neuer Bischof neu bildet!); die schola ist also 
das, was für Italien als das secretarium des Bischofs er- 
scheinen wird.— Werden zu Ausgang der merowingischen Zeit 
von Bonifacius den presbiteri und diaconi die canonici ent- 
gegengesetzt?), so muß dasdann auch wieder auf den von den 
Priestern und Diakonen verschiedenen Verband der niederen 
Kleriker gehen, der ursprünglich jedenfalls mit dem Bischof 
haust. Erwähnt endlich die form. imp. 25 unter Karl dem 
Großen, daß Gebäude verfallen seien, in quibus episcopi et 
diaconi iam pridem habitaverint, so denkt diese auf die 
Merowingerzeit zurückführende Nachricht wieder an die 
Vereinigung niederer Kleriker — hier unter Ausschluß nur 
der Priester — unter dem Bischof; es ist ja schon bei Gre- 
gor eine Stelle begegnet, die auch Diakone in diese Verbin- 
dung einreiht.?) 

c) Ebenso wie der Bischof jüngere Kleriker um sich 
hat, soll das nach dem westgotischen Kirchenrecht auch 
der Priester oder Diakon tun, der für sich und nicht im 
conclave des Bischofs wohnt.t) 

Geradeso fordert das Konzil von Vaison bei Avignon 
von 529, daß omnes presbiteri, qui sunt in parrociis con- 
stituti, bei sich im Haus iuniores lectores halten; es wird 


1) Gregor. Tur. h. Fr. X 26. 

8) M.G. ep. DI S. 295 Z. 2. 

3) Gregor. Tur. X 31 (S.447 Z.20) Hic (Bischof Bandinus) insti- 
tuit mensam canonicorum. Das geht wahrscheinlicher ebenfalls auf die 
bisher geschilderte Form. Aber denkbar wäre auch, daß es sich um die 
mensa des Verbandes der Priester (und Diakone) handelt, dessen Mit- 
glieder vom Bischof getrennt, aber ebenfalls kanonisch leben. Eine be- 
stimmte Deutung ist nicht möglich. — Wenn später (Pöschl, Bischofs- 
gut IS. 68 N. 2) mit den canonici die pulsantes zusammengestellt werden, 
diese aber Jünglinge sind, so knüpft das an den canonicus als den iunior 
clericus des Bischofs en. 

®%) Conc. Tolet. IV c. 23 (Tejada II 8. 280). 
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das, worauf zurückzukommen ist, als allgemeiner italie- 
nischer Brauch bezeichnet.!) 

2. Im Gegensatz zu dem Verband der niederen Kleri- 
ker, der sich um den Bischof selber schließt, stehen die 
Vereinigungen der Priester und jedenfalls vielfach der 
Diakone. 

a) Hier ist bereits in der westgotischen Zeit die Form 
der Priesterkongregation angedeutet, die seit dem (8. und) 
9. Jahrhundert so deutlich in Nordspanien sich abhebt. 
Denn im Konzil von Merida von 666 c. 11?) wird zunächst 
von der Unterordnung der presbiteri aut abbates ecclesia- 
rum unter den Bischof geredet, dann aber mit Beziehung 
auf beide Gruppen von deren parochia gesprochen, so daß 
also auch der abbas ecclesiae eine parochia hat. Das kann 
nicht anders verstanden werden, als daß an die Land- 
distrikte ein Klerikerverband anknüpft unter einem Vor- 
stand, der schon jetzt als abbas bezeichnet wird, weil der 
Verband klösterlich lebt. Wenn presbiteri und abbates 
nebeneinander vorkommen, besagt das, daB diese klöster- 
liche Form lange nicht überall durchgedrungen ist. 

Die gleiche Sache läßt sich aber auch noch auf einer 
andern Spur verfolgen. Die Urkunden, in denen eine unter 
einem Abt stehende Kommunität von Priestern erwähnt 
wird, gehen in ihrem äußeren Aufbau zum Teil auf das 
pactum zurück®), das der Regel des heiligen Fruktuosus 
von Braga angehängt?) ist und so noch dem 7. Jahrhundert 
angehört. An sich besagt das freilich nicht mehr, als daß 
diese Regel der gotischen Zeit auch noch in der nachgoti- 
schen fortlebte. Es ergibt sich ferner daraus die Erklärung 
des wiederholt bezeugten Ausdrucks gasalianes des Bi- 
schofs oder Abts°); denn seit jener Regel beruht die Zu- 
gehörigkeit des einzelnen auf einem pactum der Mitglieder 


1) M.G. conc. I S.56 c. 1. 2) Tejada II S. 710. 

3) So anklingend revue hispanique VII S. 304f. M. Port. ch. I 342. 

%) Holsten-Brockie, Cod. Regularum I p. 218f.; darüber Her- 
wegen, Das pactum des heiligen Fruktuosus von Braga (Stutz, 
Kirchenrechtliche Abhandlungen Bd. 40) S. 1f. 

8) Außer dem Bisherigen auch noch M. Port. chart. I 13. 906 Adulfus 
abba et suos gasallianes. 
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mit dem Vorstand. Dieses pactum wird als eine Selbsttradi- 
tion gefaßt!) und darum später im iberischen Bereich der 
Eintritt in ein Kloster als comendare?); in den partidas aber 
erfolgt dementsprechend die Aufnahme durch die Hand- 
reichung an den Abt, der daher eine Investitur vornimmt?). 
Es ist also in Spanien — im Gegensatz zum sonstigen kirch- 
lichen Recht*) — die Aufnahme in das Kloster derjenigen in 
eine Gefolgschaft nachgebildet, nicht allenfalls der bloßen Ab- 
leistung des Untertaneneids°); so fällt denn ein helles Licht 
auf das Wort gasalio, Geselle: nicht um ‚„Saalgenosse‘“, 
sondern um Paziszenten, die sich die Hand gegeben haben, 
wird es sich handeln.®) — Aber die Regel des heiligen Fruk- 
tuosus spricht dabei nicht nur von monasteria, zu denen sich 
verheiratete Laien cum sacramenti interpositione — also wie- 
der als gasalianes — verbinden?), sondern ebenso von mo- 
nasteria der presbyteri, die aber dabei im Einzelgenuß ihrer 
Zehnten bleiben wollen®); sie verwirft diese Vereinigung 
der Priester als solche nicht, vielmehr scheint es, daß auch 
im weiteren Verlauf an solche Verbände gedacht wird; nur 
wird gefordert, daß dieselben unter einem Abt und in Ver- 
mögensgemeinschaft leben); dabei ist ihnen eine Klasse der 
monachi, die nicht Kleriker sind, entsprechend den conversi 
anderer Nachrichten, angeschlossen.!®) Auch daß die abbates 
de uno confinio monatlich Litaneien halten sollen U), stimmt 


4) Holsten I p. 219 Deo et tibi domino et patri nostro tradimus 
animas nostras. 

2) M. Port. ch. 810. 1094 Gavino Froilaz — commendavit se ad 
fratres monasterio 8. Iohannis — duxerunt eum ad proprium locum 
sancti Iohannis; induerunt eum abitum monachorum. 

®) Partida III 18, 88: ofresci6 su persona a Dios et a sant Benito 
et ayuntadas los manos se meti6 en los manos del abat de tal monesterio 
-...; der Abt envistiölo de los bienes temporales et espirituales de 
squella eglesia. 

*) Weder die Regel des heiligen Benedikt c. 58 (Holsten I S. 131f.), 
noch die regula magistri c. 889 (Holsten I S. 282f.) weiß etwas von einer 
solchen Kommendation. 

8) So Herwegen 8.29. 

*) So ich in der Festgabe für Rudolph Sohm 8. 38 N. 6. 

?) Regula oc. 1 (Holsten I 8. 201£.). 8) Regula c. 2, 

®) Regula c. 3. 10) Regula c.4; dazu Herwegen 8. 18. 

1) Regula 0.10; Herwegen 8. 55. 
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vollkommen damit, daß später die Priester der Diözese 
oder der Unterverbände zu Litaneien zusammenkommen.!) 
So lassen sich allerdings die Einrichtungen seit dem 9. Jahr- 
hundert bereits in der Regel des heiligen Fruktuosus, d. h. 
der für Nordspanien maßgebenden Regel, wiedererkennen. 
— Wenn dann in derselben Regel die episcopi qui per regu- 
lam vivunt den episcopi saeculares gegenübergestellt wer- 
den?), so kann das erste nur auf solche Bischöfe gehen, die 
mit ihren jüngern Klerikern klösterliche Gemeinschaft haben. 

b) Etwas andere Formen ergeben die gallischen Nach- 
richten. 

Schon längst hat man gesehen, daß sehr häufig von der 
merowingischen Zeit ab auch die Leiter von Kirchen außer- 
halb und innerhalb der Bischofsstädte als abbates bezeichnet 
werden.?) Man hat sich gewöhnlich über die Erscheinung 
mit der Auskunft hinweggesetzt, daß das einen einfachen 
Priester, keinen ‚mönchischen Abt‘ bedeute. Aber die 
Angaben des 6. und in einzelnen Punkten auch des 7. und 
-8. Jahrhunderts führen zu einem anderen Resultat. 

Zunächst tritt vom 6. bis zum 8. Jahrhundert der 
Gegensatz von Klerikern hervor, die canonici sind, und sol- 
chen, die außerhalb der Hauptstadt in villulae und an ora- 
turia leben und die nicht canonici oder — wie es ein ander- 
mal heißt — die forecensiti sind. Darauf geht das concilium 
Arvernense von 535 c. 15, wo einerseits ein presbiterius 
atque diaconus, qui....in civitate oder in parrochiis cano- 
nicus esse dinuscitur, andererseits ein presbiter atque dia- 
conus in villolis habitans in oraturiis officio sancto deser- 
viens vorkommt®); daß auch die letzteren zu den Haupt- 
festen in der Bischofsstadt erscheinen mußten, entspricht 
den Normen, die das westgotische Recht über die letanise 
aufstellte5) Auf das gleiche führt das cap. 25 c. 2 mit c. 4, 


1) Oben 8.8 N. 1. 

82) c. 2 Überschrift: absque episcopo, qui per regulam vivit mit 
Text episcopis saecularibus, principibus terrae (so mit Herwegen 8. 76 
interpungiert). 

8) Die Belege bei Schäfer, Pfarrkirche und Stift 8. 125f.; Pöschl, 
Bischofsgut I 8. 77. 

*%) M.G.conc. I 8. 69. 8) Oben S.8 N. 1. 
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wo den vornehmeren archidiaconi et canonici die forecensiti 
presbiterientgegentreten. Dabei zeigt die erstere Stelle, daß 
solche presbiteri und diaconi, die canonici sind, nicht nur 
in der civitas, sondern auch auf dem Lande weilen können; 
sind sie dabei aber doch.nicht in villolae angesessen, so bleibt 
als Aufenthaltsort nur das castellum und der vicus übrig; 
d.h. diese Geistlichen stehen in Gegensatz zu den Geist- 
lichen in den gutsherrlichen Dörfern. — Wie nun aber der 
Verband der canonici aussieht, ergibt das concilium Turo- 
nense von 567. Hier treten in c. 20!) die archipresbiteri 
vicani anderen presbiteri et diaconi et subdiaconi vicani 
gegenüber. Der archipresbiter gehört zu den canonici und 
hält sich auf dem Land nicht ständig auf, sondern reist auf 
dasselbe hinaus. Die übrigen sind dauernd auf dem Land. Nur 
solange der archipresbyter draußen sich aufhält, unterliegt 
er dem Argwohn, daß er das Zölibatsgebot verletzen könne, 
und deshalb soll er einen jüngeren Kleriker als Zellengenos- 
sen mit sich nehmen, den Regeln entsprechend, die schon 
vorher?) besprochen worden sind. Es nimmt also die Stelle 
an, daß der archipresbyter, solange er nicht auf dem 
Land, sondern in der Hauptstadt wohnt, anderweitig durch 
Zusammenleben gegen Unkeuschheit geschützt ist. Hier 
tritt dann c. 15 des gleichen Konzils ein, welches für Priester 
eine schola voraussetzt, wo sie wie Mönche unter dem Abt, 
unter einem praepositus derart zusammenwohnen, daß sie 
gemeinsam schlafen.?) — Auf den Gegensatz von canonici, 
die an einen vicus gebunden sind, zum bloßen oratorium, 
durch dessen Weihe die Einkünfte der canonici geschmälert 
werden konnten, geht noch ein Kapitular aus der letzten Zeit 
Karls des Großen.*) — Wie später in Spanien, kommt es 
jedenfalls im 7. Jahrhundert auch in Gallien vor, wird 
jetzt freilich gerügt, daß Laien zu archipresbiteri gemacht 
werden.) 

c) Nunmehr gewinnen die Angaben der regula canoni- 
corum des Chrodegang volles Licht. Von vornherein muß 
daran festgehalten werden, daß damit keine völlige Neu- 


41) M.G. conc. I 8. 127. 2) S.14 N. 1. 

3) M. Q. oonc. I 8. 126f. *) cap. 57 0.6. 

8) M.G.conc. I 8.195 o. 11; 8.200 oc. 21; 8. 205 c. 19. 
Zeitschrift für Rechtageschishte. XXX VII. Kan. Abt. VII. 
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schöpfung, sondern lediglich eine Zurückführung auf ältere, 
verlassene Rechtsgrundlagen, eine Reformation beabsich- 
tigt ist.!) Es besteht für die canonieci ein dormitorium?) und 
wird zweimal am Tage ein gemeinsames Mahl gehalten?) 
Dieses refectorium der Kanoniker steht der domus des Bi- 
schofs gegenüber, wohin derselbe an den hohen Festtagen 
dieselben einlädt.‘) Demgegenüber nimmt der Bischof an 
sieben mensae im refectorium teil, wozu die verschiedenen 
Klassen der Kongregationsteilnehmer, wie auch von Aus- 
wärtigen gebeten werden.5) Es folgt daraus, daß der bischöf- 
liche Haushalt von dem gemeinsamen Haushalt der Kleriker 
unterschieden wird. Letzterer Verband erstreckt sich hier 
auf sacerdotes, diaconi, clerici.) Dabei werden nun canonici, 
qui extra claustra canonica in civitate commanent, hervor- 
gehoben”); gewiß ist, daß hier civitas im engeren Sinn der 
Stadt, nicht im weiteren römischen der Diözese gemeint 
ist) Wenn dann aber omnes sacerdotes et omnes canonici 
zwar zusammen an den kirchlichen Einnahmen teilnehmen, 
aber doch nebeneinander genannt werden?), wie denn auch 
später in Metz die presbiteri totius eivitatis von den cano- 
nici verschieden sind!P), so kann das nicht anders erklärt 
werden, als daß an sich der Verband der canonici die 


1) Das sagt der Prolog (S.Chrodegangi regula ed. Schmitz) S.1 
Z. 10 ad rectitudinis lineam, Deo inspirante, clerum nostram reducamus. 
Anderes brauchen auch die gesta ep. Mett. (SS. II S.263) nicht zu meinen; 
auch Hauck, KG. II? S. 64 sagt eigentlich wohl nichts anderes. 

8) S.4 2.19. s) 8.15 2. 1fl. 

4) S. 20 Z. 16ff. et ille episcopus nativitate Domini et pasca domini 
in domo ipsos clericos refectionem faciat, si ad praesens est; et si absens 
his diebus est, tunc in eorum refectorio habeant refectionem sufficien- 
ter, sicut superius scriptum est. — Auch 8.13 2. 17ff. zeigt, daß die 
claustra, d. h. das Gebäude für die Kanoniker, von der domus mit ihren 
ecolesiae verschieden ist. 

6) Dies S. 14 2. 7fl. 

°e) S.14 2.8—11; S.15 Z. 22-26; S.23 Z. 10—12, Z. 39. 

8.14 Z.11. 

8) Das folgt aus S. 24 2. 17 matricolarii tam, qui in domo sunt, 
quam illi qui per ceteras ecclesias in civitate vel vicis matricolas habent. 

») S.23 Z. 10f. 

1#) Migne p.1. 138 col. 190; Pöschl, Bischofsgut I S. 66 N. 1. 
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Kleriker von den Priestern bis hinunter zu den niedersten 
Klerikern befaßt, daß aber von diesen canonici ein Teil 
nicht mehr an der vita communis teilnimmt und deshalb 
zu den canonici im engern Sinn im Gegensatz steht, daß 
endlich diese ausgeschiedenen canonici wesentlich Priester 
sind. Diese sind es dann wohl, welche nach allgemeinem 
Brauch in ihrer Einzelwohnung sich der clerici servitores 
bedienen und von denselben begleitet werden.!) 

Nimmt man alles zusammen, so existiert in Metz ein 
Klerikerverband, der gemeinsam lebt, aber getrennt von der 
bischöflichen Haushaltung. Zu ihm gehören theoretisch Prie- 
ster, Diakone, niedere Kleriker, so daß jedenfalls nicht alle 
niederen Kleriker in den Haushalt des Bischofs übergegangen 
sind. Ja, es scheint die Masse der niederen Kleriker hier 
zu den Metzer canonici zu zählen; denn der unter dem archi- 
diaconus stehende primicerius, der nach dem bisherigen nur 
als Vorstand der niederen Kleriker gedacht werden kann, 
gehört zum Beamtenkörper des Verbands.?) Aber nicht mehr 
alle Kleriker, die theoretisch im Verband stehen, leben in dem- 
selben, sondern sie hausen für sich; es müssen das vor allem 
diejenigen Priester sein, die als custodesder einzelnen Kirchen 
auch sonst von den Pflichten der Kanoniker befreit sind.?) 
So gewährte Metz dasselbe Bild wie die älteren gallischen 
Quellen: hier wie dort in der Bischofsstadt eine Lebens- 
gemeinschaft der Kleriker, getrennt vom bischöflichen Haus- 
halt. Während aber die anderen Nachrichten zufälliger- 
weise die Erscheinung in das Auge fassen, daß die auf das 
Land gesandten archipresbiteri während der Dauer ihrer 
Funktion aus der Lebensgemeinschaft tatsächlich ausschei- 
den, bezeugen dies die Metzer Nachrichten für die Geist- 
lichen, welche an den Kirchen der Bischofsstadt selber 
amtieren. Auch das ist eine Besonderheit, daß die niederen 
Kleriker, mindestens zum sehr großen Teil, nicht wie sonst 
zum Haushalt des Bischofs gehören, sondern mit den höhe- 
ren Klerikern vereint sind: bei dem weltlichen Leben, das 
die mächtigen Bischöfe von Metz im 7. und 8. Jahrhundert 
geführt haben, nimmt: das nicht wunder. 


1) 8.14 2.39. s) 8.5 2.5; 8.23 2.22, °) 8.16 2. 13ff. 
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II. 


Endlich kann die Untersuchung zu den italienischen 
Nachrichten fortschreiten. Es soll dabei getrennt das ge- 
prüft werden, was die übrigen Belege und das, was die Ur- 
kunden Dragonis an die Hand geben. 

1. a) Im registrum Gregorii begegnet eine familia des 
Bischofs, die mit diesem aus der bischöflichen Quart an den 
kirchlichen Einkünften verpflegt wird.!) — Die familia des 
gleichen Papstes selber ist — freilich nach einer Angabe erst 
des 9. Jahrhunderts — an dessen cubiculum gebunden, hat 
bisher aus Klerikern und Laien bestanden ; der strenge Gregor 
der Große aber schließt die weltlichen Mitglieder aus; mit 
der familia lebt der Papst klösterlich zusammen.?) — Sonst 
erscheinen, wie in Spanien, im selben Register Gregors des 
Großen Ailii ecclesiae, die zunächst das secretarium des Bi- 
schofs ausmachen, die aber schon zu den diaconi in Gegen- 
satz stehen, so daß dieses secretarium mindestens niedere 
Kleriker in erheblichem Maße befaßt haben muß.?) Aberein- 
mal kontrollieren filii nobiles zusammen mit den sacerdotes 
den Bischoft); ein andermal wird von nobiles gesprochen, 
welche an der mensa ecclesiae mitessen und die Anord- 
nungen des Bischofs mit unterzeichnen.) Zusammengefaßt 
ist das secretarium der Verband, mit dem der Bischof ar- 
beitet und lebt und der im allgemeinen aus niederen Kleri- 
kern und aus vornehmen Laien besteht; alle zusammen 
werden als filii ecclesiae gefaßt. — In Verona, wo sich die 


1) XI 56a S. 333 2. 10. 

2) Ioannis diac. vita Greg. II 11 (Migne p.l. 75 col. 92) caeterum 
prudentissimus rector Gregorius remotis a suo cubiculo saecularibus cleri- 
corum sibi prudentissimos consiliares familisresque delegit. II 12 cum 
quibus Gregorius diu noctuque versatus nihil monasticae perfectionis 
in palatio, nihil pontificales institutionis in ecclesia dereliquit. Vide- 
bantur passim cum eruditissimis clericis adhaerere pontifici religiosissimi 
monachi et in diversis professionibus habebatur vita communis. 

3) III 52 (S. 211 Z. 12 dimissos de secretario filios ecclesiae; S. 213 
2.13); III 66 (S.229 2.9) de secretario descendentibus filiis ecclesiae et 
ingredientibus diaconibus; III 11 S. 292 2.15. — IX 195 (S.183 2.29) 
Bischof handelt adhibitis sibi filiis suis. 

4) XIII 29. Vielleicht gehört auch I 79 hierher. 

6) Gregor IV 37 (S. 274 Z. 4). 
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alten Formen besonders gut erhalten haben, hebt sich noch 
im 10. Jahrhundert das bischöfliche secretarium mit den 
niederen Klerikern von den subdiaconi an als besonderer 
Lebensverband von der allgemeinen Vereinigung der Prie- 
ster und Diakone, zu der ebenfalls niedere Kleriker ge- 
hören, ab.!) Es sind genau dieselben Formen, die vorher in 
Gallien und Spanien begegneten.?) Wird von einem Forscher 
als Bedenken gegen die praktische Durchführung der Quar- 
tenteilung die Erwägung vorgebracht, daß der Bischof un- 
möglich für sich allein einen solchen Betrag habe verbrauchen 
können?), so wird eben übersehen, daß seine große geist- 
liche und weltliche familia auf ihn angewiesen ist. 

Eine südfranzösische Nachricht, die schon besprochen 
wurde, hat es für das 6. Jahrhundert als allgemeine Sitte 
in Italien bezeichnet, daß auch die Geistlichen unter dem 
Bischof, sobald sie nicht in der allgemeinen Klerikergemein- 
schaft, sondern für sich wohnen, dann jüngere Kleriker in 
die Gemeinschaft aufnehmen mußten.) 

Solche Stubengenossen sind etwa gleichzeitig durch des 
Ennodius praeceptum de ‚‚cellulanis‘ unmittelbar bezeugt.5) 

b) Der bischöflichen familia stehen die Priester, Dia- 
kone und die sonstigen Kleriker, die nicht zur familia ge- 
hören, darin entgegen, daß auf sie zusammen eine Quote 
(ein Viertel) der kirchlichen Einkünfte trifft. Es ist nicht 
nötig, hier der Geschichte dieser Verteilung genauer nach- 
zugehen.e) Aber das ist von Bedeutung, daß nicht allen- 
falls die Quote unmittelbar auf die einzelnen Kleriker um- 
gelegt, sondern zunächst in das presbyterium eingebracht 
wird.) So besitzt der Verband der Priester und übrigen 
Kleriker jedenfalls ein Gebäude, an das die kollektive Ver- 
einnahmung der Quart gebunden ist. 


1) Ratherii iudicatum o. 2 c.4 (Migne, P. 1. 136 cool. 607, col. 610); 
ich in M.Ö.J. XXVII S. 363. 

%) In meinen „angeblichen Fälschungen des Dragoni“ 8.43, S.67 habe 
ich den Gegensatz noch nicht vollständig erfaßt; besser M.Ö.J. XXVII 
S. 363 und vor. allem G.G.A. 1916 S. 985. 

®) Pöschl, Bischofsgut I S. 20 N. 3. 814 N.1. 

8) Ennodii op. (ed. Hartel) S. 411f. 

®°) Z. B. Stutz, Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens 8. 24 ff. 

?) Reg. Greg. V 27. 


22 Ernst Mayer, 


Allein andere Belege ergeben darüber hinaus, daß hier 
nicht nur eine Einnahmegemeinschaft, sondern jedenfalls 
bis zum 6. und 7. Jahrhundert eine Lebensgemeinschaft 
einsetzt, wie sie ja bereits für das 4. Jahrhundert für 
Vercelli und für benachbarte Städte in den Nachrichten 
über Eusebius von Vercelli bezeugt ist!) und dann von 
Augustin aufgenommen wurde. 

Einmal gehören die vielbesprochenen Nachrichten des 
Agnellus über den ravennatischen Klerus hierher. Hier be- 
ziehen die Kleriker insgesamt zunächst die quarta von den 
Einkünften des patrimonium Ravennatense und verzichten 
in einem Gesamtakt darauf gegen ein donum, das der Bi- 
schof gibt.?) Dabei ist zu erkennen, daß der Bischof die 
Einkünfte des Klerikerverbandes für seine familia verwen- 
den möchte — also auch hier der Gegensatz der familia zu 
den übrigen Klerikern.?) An der Spitze stehen die sacer- 
dotes et diaconi; aber auch niedere Kleriker kommen in 
erheblichem Maß in Betracht.) Neben®) der quarta, die 
bereits längst auf den Betrag von 3000 solidi fixiert ist, 
gehören den Klerikern des Verbandes auch noch consue- 
tudines®) an den opes ecclesiaec, wobei diese als Land- 
güter erscheinen”) Diese consuetudo wird als consue- 
tudo ecclesie (ecclesii), que in singulis voluminibus per 
unumquodque officium erat scripta®), gefaßt, ist also eine 
Berechtigung, die dem Klerikerverband als solchem zu- 
steht, aber auf die einzelnen officia repartiert wird. Es 
ist also bereits Grundvermögen für den Unterhalt der Kle- 
riker insgesamt rechtlich ausgeschieden, wie das ja auch 
schon früher?) vorkommt.!0) — Alles, was bisher beigebracht 


1) Am besten Tillemont m&m. & l’histoire ecol&siastique VII 2 
S. 930. Muratori antiqu. V ool. 185f. 

8) Agnellus 60, 118. ®) Agnellus 123. %) Agnellus 121. 

8) In M.Ö.J. XXVII S. 364 habe ich noch unzutreffend das als 
Ersatz gefaßt. 

©) Agnellus 118. ?) Agnellus 123. 8) Agnellus 118. 

®) Mansi VIII col. 86 (492-496) praedium etiam paternum, quod 
in alimoniam clericorum decessor eius reliquerit, velut proprium suis 
utilitatibus reliquit. 

10) Die Abschichtung zwischen dem Gut des Klerikerverbandes von 
dem des Bischofs ist also in Italien schon seit dem 5. Jahrhundert zu er- 
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ist, geht nicht auf mehr als auf eine Einnahmegemeinschaft 
der ravennatischen Kleriker. Aber anderes zeigt, daß da- 
hinter auch eine Lebensgemeinschaft steckt. Denn-die Kle- 
riker leben in monasteria!); es muß also der Klerus in meh- 
rere Gruppen miteinander hausender Genossen geteilt sein. 
Nun schlafen die sacerdotes derart, daß sie alle miteinander 
auf einmal geweckt werden können.?2) Das ergibt ein ge- 
meinsames dormitorium der sacerdotes, das dann mit dem 
obengenannten presbyterium identisch sein wird; ferner 
wird eine andere, sonst nicht zureichende Spur auf Gemein- 
schaft auch der Diakone und andern Kleriker führen.?) 
Von dieser Gemeinschaft scheinen aber die obersten Wür- 
denträger, jedenfalls der archidiaconus und dann sicher auch 
der archipresbiter, ausgenommen; denn jener lebt für sich 
mit seinen domestici.*) Dann ergibt sich also für Ravenna 
fast das gleiche Bild, das die Regel des Chrodegang für 
Metz geboten hat. 

Weiter gehört die Instruktion Gregors des Großen für 
den englischen Augustin in diesen Zusammenhang.) Hier 
wird von zwei Klassen der Kleriker geredet. Die einen haben 
eine communis vita zusammen mit dem Bischof ; die anderen 
sind constituti extra sacros ordines und leben für sich mit 
Eheweibern. Also befaßt der ordo die klösterlich lebenden 
Kleriker. Dabei betrachtet der Papst das als eine Ab- 
weichung von der gewöhnlichen Viertelung der Einkünfte, 
die durch die mönchische Gesinnung des Augustin herbei- 
geführt ist. Die Besonderheit gegenüber der allgemeinen 
Regel kann nur darin liegen, daß hier der Bischof nicht nur 
mit der familia, sondern mit allen Klerikern zusammen lebt 
und deshalb die gewöhnliche Viertelung — 4 für den Bi- 


kennen, wie das ja Pöschl, Bischofsgut I S.48 N. bereits sah. Mit der 
Abschichtung von Abtei- und Konventsgut, Bischofs- und Kapitelgut, 
wie sie seit dem 9. Jahrhundert wieder einsetzt und von Pöschl II passim 
zutreffend geschildert ist, hat die Sache also nichts zu tun. Diese ist 
genau so eine Wiederaufnahme älterer Formen, wie die Wiedereinführung 
der vita communis. 

1) Agnellus 123 et perrexerunt omnes laeti ad monasteria sus. 

2) Agnellus 121 8. 368 Z. 12f. ®) Agnellus 121 S. 358 Z. 4. 

*) Agnellus 121 S. 357 Z. 39, 8) Reg. Greg. XI 56a, 
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schof und seine familia, Y, für die übrigen Kleriker — keinen 
Sinn hat. 

Die Reihe wird durch die Veronesische Urkunde von. 
8131), die auch noch vor den Reformen Ludwigs des From- 
men liegt, geschlossen. Hier wird den Klerikern für ihre 
quarta eine Anzahl von Gütern zugewiesen: in has enim 
casas et in hoc loco volumus, ut sit scola sacerdotum, ubi 
sus stipendia possunt habere. Daß an dieses Haus die Ver- 
einnahmung der Einkünfte geknüpft ist, wie in jener älteren 
Nachricht an das presbyterium, sagt die Stelle unmittelbar. 
Daß aber das Haus eine scola ist, beweist nach, dem bisher 
verfolgten Sprachgebrauch, daß in dem Haus die sacerdotes 
wenigstens einmal zusammen gelebt haben. Die Urkunde 
faßt dabei diese Sache nicht als Neuerung, sondern als über- 
kommene Selbstverständlichkeit. — Wie dann die Ein- 
richtung noch im 10. Jahrhundert fortdauert?), braucht 
hier nicht erörtert zu werden. 

2. a) Genau die gleichen Formen wiederholen sich nun 
in den Dragonischen Urkunden für Cremona. 

Es wird hier von einem Klerikerverband geredet, der 
an die Hauptkirche von Cremona (S. Mariae) geknüpft ist 
und bald als ordo, cardo, canonica erscheint?) — alles Aus- 
drücke, die im bisherigen vorkamen. Die canonica wird 
auch als Haus gefaßt?) und der Verband als ordo maior®), 
wozu die Bezeichnung cardo (der leitende Verband) stimmt. — 
Damit ist vorausgesetzt, daß noch andere Klerikerverbände 
in Betracht kommen. In der Tat wird einmal von einem 
prepositus syncellorum geredet®); es kommt ein archial- 
tarista”) oder archisacrista®) vor; dreimal steht hinter dem 
archipresbiter und archidiaconus ein primicerius?), der ein- 
mal auch von den gleich nachher zu erörternden primerii 
getrennt wird.!0) Mit dem prepositus, der wohl nur als pre- 
positus syncellorum gedacht werden kann, ist der primi- 
cerius nicht gleich.!!) — Nun ergibt der Ausdruck prepo- 

1) Cod. dipl. Langobardiae 89. 2) M.Ö.J. XXVII S. 362%. 

3) Mein Dragoni S. 41. 4) Mein Dragoni S.41 N. 2. 

6) Troya 873 Landulphus de ordine maiori presbiter; 977 Wido 
de ordine maiori S. Marie. — Neutraler Troya 351. 

°) Troya 351. ”) Troya 351. °) Troya 683. 

®) Troya 896. 925. 977. 10) Troya 925. 11) Troya 977. 
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situs syncellorum, daß es einen Verband der syncelli ge- 
geben hat, der von den nachher zu besprechenden syncelli 
einzeln lebender Priester verschieden gewesen sein muß. 
Da aber der ordo maior die presbiteri und diaconi der 
Marienkirche einschließt!), so müssen die syncelli mit den 
niederen Klerikern, also den Klerikern, die nach andern 
Nachrichten jedenfalls weithin zum secretarium des Bischofs 
gehören, gleichbedeutend sein. — Der archialtarista und 
archisacrista kann nichts als den Vorstand der Altardiener, 
also des untersten Verbands darstellen, der als matricula 
so deutlich in der Regel des Chrodegang sich abscheidet?) 
und auch sonst so häufig vorkommt?); denn diese matri- 
cula hat eben für die Ordnung der Kirche, des Altars und 
der Geräte zu sorgen. — Der primicerius endlich erscheint 
in Ravenna, wie so oft, als Vorstand der nach ihrem Rang 
zahlenmäßig benannten kirchlichen Notare und der kirch- 
lichen defensores*); in einer Dragonischen Urkunde aber 
kommt — mit einem auch in Rom gebräuchlichen Aus- 
druck — ein klerikaler advocatus°), also ein defensor vor. 
So wird der primicerius wohl der Führer der kirchlichen 
Notare und defensores auch von Cremona sein. — Das 
Ganze abe ergibt, daß, wie sonst in Italien, dem Ver- 
band der Priester und Diakone, wenn man jetzt von den 
matricularii und den Notaren absicht, ein zweiter Verband 
der niederen Kleriker entgegensteht, die syncelli, und diese 
dann nur syncelli des Bischofs sind. Damit erklärt sich 
der Ausdruck ordo maior.®) 

An der Spitze der Priester und Diakone steht der archi- 


ı) Troya 350. 351. 393. 896. 2) S.24 2.7ff. 

®) Pöschl I S. 105. 

4) Agnellus 60 notarius vero iuxta ordinem matriculae primocerii, 
secundocerii, tertius, quartus, quintus, sextus et septimus — später (S. 321 
Z. 2) Maioranus notarius defensor, Hermolaus primicerius defensor. 

5) Troya 683 a. E. — Über den Ausdruck advocatus meine ital. 
V.G.I S. 104f. 

*) Bis zur ital. V.G.I S. VII habe ich den Gegensatz zu dem ordo 
(canonica) maior in Verbänden der Kleriker an den übrigen Kirchen ge- 
sucht. Allein es wird sich hier ergeben, daß die Geistlichen, soweit sie 
nicht in der canonica maior hausen, für sich allein, etwa mit einem syn- 
cellus leben. 
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presbyter und archidiaconus; mit dem ersteren ist der pri- 
mus presbyter (de ordine) gleich. Beide wechseln im Rang. 
Dahinter wird gelegentlich ein secundus presbyter genannt.!) 
Fast gleichzeitig spricht ein langobardisches Gesetz von 
presbyter und diaconus primatum tenens.?) — Einmal er- 
scheint als ein Würdenträger der presbiter iunior maj. 
ecclesiae et vidamus, hinter dem noch ein Wedealdus dia- 
conus et vicedominus folgt?). Der Titel vicedominus, der von 
der Römerzeit her den Vermögensverwalter bedeutet), be- 
darf keiner Erklärung.) Dagegen finde ich den Titel iunior 
nur noch ein anderes Mal, aber hier dann an einer sehr be- 
zeichnenden Stelle: in Verona nämlich stellt Rather an die 
Spitze des neugebildeten Einnahmeverbandes der presbyteri 
capellani außer einem prepositus auch einen iunior, der so- 
nach wieder ein Finanzbeamter ist.2) Das paßt genau zum 
Vorkommen in der Cremonesischen Urkunde. 

Der Priester- und Diakonenverband ist nicht nur ein 
Einnahmeverband, sondern auch eine Lebensgemeinschaft 
mit gemeinsamem refectorium. Ein dormitorium wird da- 
gegen nicht mehr erwähnt.?) Desgleichen weist der Umstand, 
daß die niedrigen Kleriker einen Verband von syncelli bil- 
den, darauf hin, daß sie zusammen leben und dabei auch 
zusammen schlafen, wovon für die erste Gruppe nichts 
mehr zu erkennen ist. — Jedenfalls aber sind die Verbände 
auch vermögensrechtliche Gemeinschaften, und daraus er- 
klärt es sich, wenn wiederholt®), genau so wie sonst gleich- 
zeitig in Italien, von ihnen Vermögen erworben wird.?) 


1) primus: Troya 311. 351. 683; secundus: Troya 351. 873. — 
archipresbiter und archidiaconus: Troya 683. 873. 896. 977. 

2) Aregis 4. 3) Troya 704. 

4) Belege in ital. V.G.I S. 223 N. 32, die ich aber jetzt für die 
älteste Zeit noch stark vermehren könnte. 

8) Über die wunderlichen Mißverständnisse Dragonis, die seine 
volle Unbefangenheit erweisen, mein Dragoni 8.44f. Daß die Form 
vidamus ganz unbedenklich ist, darüber ebenda. 


*) Rath. iud. c. 3 (Migne, p. 1. 136 ool. 609); dazu M.Ö.J. XxXVII 
S. 363. 


?) Troya 333. 704. 8) Z.B. Troya 393. 
®\, Meint Pöschl II 8. 69 N. 1 ‚das darin vorkommende Kapitels- 
gut italienischer Bistümer in vorfränkischer Zeit bietet ein Argument 
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Wie in Spanien und wie nach dem registrum Gregorü 
gehören auch in Cremona den Verbänden Laien unter der 
frühkirchlichen Bezeichnung conversi an.!) 

Aus den Priestern des ordo maior werden gleichzeitig 
die primarii et custodes der einzelnen Kirchen — der Haupt- 
kirche wie der daneben vorhandenen basilicae et martyria?) 
— genommen. Daß der Ausdruck custos in dieser Anwen- 
dung auch anderweitig verbreitet ist, ist bekannt?), und 
ebenso kommt das Wort primarius gleichzeitig vor.) — 
Einmal ist bezeugt, daß ein Priester einen Subdiakon als 
syncellus hat) Nimmt man noch dazu, daß von einem 
‚dormitorium des Priester- und Diakonverbandes nichts mehr 
zu erkennen ist, so muß sich — vermutlich eben gerade durch 
die Übernahme der kirchlichen Funktionen an die einzelnen 
Kirchen in der Stadt und wohl auch in den vieci — die 
Lebensgemeinschaft der höheren Kleriker stark einge- 
schränkt haben; sie wohnen jetzt für sich und dann nach 
dem allgemeinen italienischen Brauch mit einem syncellus. 
— Daß aber alle Vorstände der übrigen Kirchen an der 
Hauptkirche von Cremona inkardiniert sind, entspricht dem 
noch nicht lange bekannten römischen Recht des 5. und 
6. Jahrhunderts.®) 

b) Im Kampf gegen die Dragoniurkunden hat man sich 
darauf gestützt, daß die Angaben derselben über die Kano- 
niker geschichtlich unmöglich seien; denn Kanoniker gebe 
es erst seit der Reform Ludwigs des Frommen. So grob 
und sorglos ist freilich die Frage nicht immer behandelt 
worden. Thomassin I 3, sowie Muratori, Antiqu. V col. 186f. 
kennen bereits einen guten Teil der Nachrichten über Kle- 
rikerverbände, die hier verwendet wurden. Aber auch Mu- 
ratori, dessen Werk die Grundlage gebildet haben müßte, 


gegen die Echtheit dieser Machwerke‘“‘, 30 hat er vergessen, was er früher 
selber feststellte (vgl. S. 22 N. 10). 

1) Mein Dragoni 8. 66f. 2) Mein Dragoni 8. 61. 

®) Mansi VIII 001.267 (bis) 0.6; Agnellus c. 121 8.358 Z 26; 
Chrodeg. regula 8.6 2.8; S.16 Z. 19; cap. 74 0. 10. 

*%) Z.B. Mansi VIII col. 129. 

s) Troya 896 a. E. Anselmo subdiacono Cremonensi sinoello meo, 

©) Meine ital. V.G.I 8. VIL 
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wenn die Dragoniurkunden einer Fälschung des 18. Jahr- 
hunderts entstammten, nimmt an, daß nach den Versuchen 
des Eusebius von Vercelli und des Augustin Gemeinschafts- 
formen nur in Gallien sich gehalten haben, und es wäre 
ganz unmöglich gewesen, nach seinen Angaben die — den 
übrigen italienischen Nachrichten entsprechende — Form, 
wie sie sich in den Dragoniurkunden findet, herzustellen. 
So müssen die Urkunden echt sein. 

Sie widersprechen überhaupt in keinem Punkte dem 
sonst bekannten italienischen Material, wohl aber da und 
dort der Lehre des 19. Jahrhunderts, welche lediglich dem 
fränkischen Urkundenwesen entnommen ist und in be- 
schränktester Einseitigkeit zum Schaden der rechtsge- 
schichtlichen Forschung auf die Verhältnisse der anderen 
europäischen Länder angewendet wurde. Ich habe die Ar- 
gumente für die Echtheit, die sich mir auch nicht auf 
einmal, sondern in allmählicher Ablösung von jener vorge- 
faßten Meinung ergaben, letztlich in meiner italienischen 
V.G.IS.VIN.1 zusammengestellt und kann darauf ver- 
weisen. — Nur auf zweierlei soll hier mit einem Wort ein- 
gegangen werden. 

Zunächst sei noch einmal betont, daß nov. Iust. 128 
für die römische Verwaltung des 6. Jahrhunderts mit min- 
destens zwei Indiktionen rechnet, von denen die eine um 
den Anfang September, die andere um den Anfang Oktober 
beginnt und so bereits für diese Zeit das Nebeneinander von 
indictio Graeca und Bedana erwiesen ist. Damit entfallen 
alle Bedenken aus der Indiktionenrechnung der Dragoni- 
schen Urkunden. 

Ferner habe ich Hartmanns Behauptung gegenüber, 
daß Troya 351 von einem Forscher des 18. Jahrhunderts 
auf Grund von Muratori, Ant. I col. 130, gearbeitet sein soll, 
den Nachweis erbracht, daß die Dragonischen Urkunden 
durchweg auf Formularen beruhen, die auch den sonstigen 
oberitalienischen Urkunden aus der Langobardenzeit zu- 
grunde liegen.!) Ich kann aber den Nachweis durch eine 
zwingende Beobachtung verstärken. In Troya 393 — einer 


1) M.Ö.J. XXIX 8. 199f. 
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Dragoniurkunde, die mit dem übrigen Material Dragonis 
die stärksten Zusammenhänge hat — so daß die übrigen Ur- 
kunden echt sein müssen, wenn Troya 393 echt ist —, findet 
sich eine Stelle über die Rechtslage der freien Frauen un- 
freier Männer, welche in der sonst vollständig abweichenden 
piazentinischen Urkunde Troya 566 wiederkehrt!); diese aber 
ist zweifellos echt. Daß dabei Troya 393 nicht allenfalls 
von einem neueren Fälscher nach 566 ersonnen wurde, er- 
gibt nicht' nur die sonstige vollkommene Verschiedenheit 
des Inhalts, wenn man von der gemeinsamen Stelle absieht, 
sondern vor allem der Umstand, daß Troya 393 an zwei 
Stellen einen richtigeren Text hat als Troya 566, zum Teil 
Troya 566 korrekter ist und so Troya 393 nicht nach 
Troya 566, sondern nur nach einer gemeinsamen Vorlage 
gearbeitet sein kann.?2) Die Echtheit von Troya 393 aber 
beweist dann, wie gesagt, auch für die andern Urkunden.?) 


ı) Troya 393 volo autem et or- 
dino quod omnes mulieres ille live- 
re, que usque nunc livere essent, 
servis meis in matrimonium tradi- 
derunt cum maritis suis et filiis 
et fillabus, qui ex eis nati sunt, 
sint pro aldiones et aldianes et in- 
super haveant per caput unus quis 
mundium solidos quinque cremo- 


Troya 566 Firmamus etiam vo- 
bis, ut omnes mulieres illus liberas, 
quae usque nuno, dumlibera essent, 
servis eoclesise vestrae se in matri- 
monio tradiderunt, vel filiis, filie- 
bus, qui ex eis nati sunt, ita sane 
ut sint proaldiones et habeant per 
caput unusquis mundium solidos 
senos, sicut vobis antea a bonae 


nenses, ut illis antea a bone recor- 
datione domna et matre mea Ma- 
thilda concessa sunt. 


recordationis domino et patre no- 
stre CONCe8sse Bunt. 


2) Troya 393 hat richtig cum maritis suis und sint pro aldiones 
et aldianes, während in Troya 566 das erste sichtlich ausgefallen, das 
zweite verderbt ist. Dafür hat Troya 586 richtig se tradiderunt. 


®) Ich habe ital. V.G. I S. 160 N. 37 auf den Zusammenhang knapp 
hingewiesen; demgegenüber hat Schneider in der Historischen Viertel- 
jahrsschrift XVI 8.103 geschrieben: ‚ein weiterer ‚zwingender‘ Echt- 
heitsbeweis findet sich I 8. 160 Anm. 37, nämlich daß Troya 566 (Dra- 
goni) mit Troya 393 einem Fabrikat gleicher Schmiede eine rechts- 
historische Auffassung gemeinsam haben soll‘. Ich habe dann ebendort 
8. 458 festgestellt, daß die nichtdragonische Urkunde — es ist 566, nicht 
393 — längst als echt bekannt ist und so Schneiders Argumentation, 
der die Urkunden gar nicht gesehen haben kann, zerfällt. In der Erwide- 
rung (ebenda 8.461) sagt Schneider über diesen Punkt gar nichts, 
sondern will mit den Worten entschlüpfen: ‚ein solohes Verfahren —. 
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So ist es an der Zeit, die Sammlung Dragonis, das kost- 
barste Material an frühmittelalterlichen Urkunden, das im 
19. Jahrhundert aufgetaucht ist, in Benutzung zu nehmen 
und nicht mehr jener Schulmode zu opfern, die oft mit der 
ungenügendsten Sachkenntnis überall Fälschungen nach- 
zuweisen sucht. Was in der Philologie aufgegeben ist, 
könnte auch in der Urkundenforschung allmählich beiseite 
gelegt werden. 


IV. 


Nunmehr empfiehlt es sich, die gemachten Beobach- 
tungen in eins zusammenzustellen. Überall besteht ein Ver- 
band der Kleriker und Diakone der Bischofsstadt, der nicht 
nur der gemeinsamen Vereinnahmung, sondern auch der vita 
communis dient; die gallischen Nachrichten so gut wie die 
italienischen beweisen dies, und wenn in Spanien der Land- 
klerus in klösterlichen Kongregationen zusammen wohnt, so 
muß das natürlich erst recht für den Klerus an der bischöf- 
lichen Kirche gelten. Den zweiten Lebensverband bilden 
die zumeist aus dem niederen Klerus, aber auch aus Laien 
genommenen Zellengenossen des Bischofs. Die Sache geht 
zuerst auf die Bestrebungen des Eusebius von Vercelli, der 
ja in der allgemeinen Kirche während der Mitte und zwei- 
ten Hälfte des 4. Jahrhunderts so überaus einflußreich war, 
namentlich auf den für die kirchliche Disziplin Galliens 
maßgebenden Hilarius von Poitiers einwirkte!), und dann 
auf Augustin zurück. Schon hier und geradeso später in 
Gallien, wie im Erlaß Gregors des Großen an den engli- 
schen Augustin zeigt sich — was man auch ohne Belege 
annehmen müßte —, daß die Einrichtung im innigsten Zu- 
sammenhang mit der seit dem 4. Jahrhundert so mächtig 
gewordenen Zölibatsbewegung des Westens steht. Die vita 
communis ist eben das beste Mittel zur Durchführung des 


würde höchstens Versehen in Einzelheiten erweisen können“. Mit einem 
Gegner, der so verfährt, verbietet sich eine weitere Diskussion. 

1) Soorates hist. eccL III 10.1; dazu Tillemont mem. & l’hi- 
stoire ecol6siastique VII 2 S. 800£ Es ist sehr bemerkenswert, daß 
der verheiratete Hilarius in seinem epäteren Leben, wie der Brief an 
seine Tochter ausweist (Tillemont VII 2 8.783), die Ehelosigkeit preist. 
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Zölibats, und Gregor der Große denkt sich die Geistlichen, 
die nicht in der vita communis leben, unmittelbar als ver- 
heiratet. Im Osten findet sich keine Spur; denn seitdem 
auf dem ersten Konzil von Nicäa die Zölibatsbewegung 
abgeschlagen worden ist, wird hier sehr bald der Angriff 
auf das eheliche Leben der Kleriker unmittelbar als Häre- 
sie betrachtet.!) 

Aber rasch tritt eine Zersetzung ein. Schon daß in 
Bischofsstädten allmählich eine Vielzahl von Kirchen ent- 
steht und für diese aus dem Priester- und Diakonenverband 
custodes abgeordnet werden, muß praktisch zu einer Locke- 
rung der vita communis führen : sokann man das an den custo- 
des der Metzer Kirche, so an den Priestern von Cremona er- 
kennen, die offenbar nicht mehr miteinander schlafen, sondern 
nur ein refectorium — vielleicht also eigentlich nurmehreinen 
Festraum — gemeinsam haben. — Noch stärker aber muß 
die Ausbildung der Landkirchen wirken. Ist z. B. in Gallien 
vor dem 5. Jahrhundert von erheblichen Christengemeinden 
auf dem Land keine Rede?) und deshalb keine feinere kirch- 
liche Organisation zu erwarten, so beginnt dann mit der 
Christianisierung die Einsetzung von Geistlichen. Die einen 
— schließlich die meisten — sind die Geistlichen, welche 
von den (zutsherren bestellt werden; sie kommen hier weiter 
nicht in Betracht. Die andern aber werden von der Zentrale 
auf das Land gesendet. Gelegentlich wird ein solcher Dele- 
gatar in Gallien des 5. Jahrhunderts als chorepiscopus be- 
zeichnet oder von der peregrina communio desselben ge- 
sprochen®), womit vielleicht der nordspanische und portu- 
giesische Ausdruck für parrochiani, nämlich feligreses*t) zu- 
sammenhängen könnte. Im ganzen aber wird für diese 
Delegaten, die sich über die Gutsgeistlichen schieben, der 
Ausdruck archipresbiteri verwendet; wie dafür die Bezeich- 
nung decanus an die Stelle trat, kann hier nicht weiter ver- 

1) Socrates hist. eccles. II 43 $ 6. 


3) Stutz 8.2.0. 8.51. 66f.; Imbart de la Tour les paroisses 
rurales 8.8. 

3) Mansi V col. 1192 c.3. Die Bauern sind für die an die Stadt 
gebundenen Christen peregrini 

*) Oben S.3 N.2. Zu bemerken ist, daß die felegresia (fregesia) 
eben gerade die Zwischeninstanz ist. 
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folgt werden.!) Aber das kommt hier in Betracht, daß diese 
auf das Land delegierten Kleriker von selber aus der vita 
communis ausscheiden; der Ersatz für die vita communis, 
der in der Einfügung von einzelnen syncelli liegt, wird im 
6. Jahrhundert häufiger wie im 7. gewesen sein. So führt 
die Bildung der Ämter an der einzelnen Stadt, vor allem 
aber auch an den Landkirchen zu einer Auflösung der vita 
communis und damit praktisch auch zum Verschwinden des 
Zölibats; bis in das 11. Jahrhundert sind die für sich leben- 
den Kleriker eben auch die beweibten gewesen. — 

Nur in einem Gebiet ist die Entwicklung anders verlau- 
fen. In Nordspanien hat sich die vita communis auch auf 
dem Lande durchgesetzt; wie der Prozeß im einzelnen verlief, 
ist nicht zu übersehen. Vielleicht, daß die syncelli der archi- 
presbiteri an den Gutskirchen als Priester angestellt wurden, 
vielleicht auch, daß durch eine Erweckungsbewegung die 
Priester der Gutskirchen unterdie syncellider archipresbyteri 
übergingen. So oder so ist das ein Beweis einer religiösen 
Intensität, die sonst im 7. und 8. Jahrhundert einzigartig 
ist, die aber in Spanien mindestens in ihrer Fortdauer sich 
sehr wohl schon aus der Steigerung des religiösen Gefühls 
seit dem Einfall der Mauren erklärt. Hat doch auch bald 
danach im 9. Jahrhundert Spanien jene einzige Christen- 
verfolgung durchgemacht, die in dem bewußten Auftreten 
der Bekenner an die Zeit Diokletians erinnert. 

Nun ist bereits Chrodegang in seinem Reformversuch 
durch das Vorbild des aquitanischen Prosper beeinflußt ?), 
das uns freilich nicht mehr überliefert ist. Der Mann aber, 
der die Reform Ludwigs des Frommen veranlaßt hat, ist 
der Spanier Benedikt von Aniane?), wie ja auch sonst Lud- 
wig der Fromme durch die aquitanische Lebensform be- 
stimmt wurde.) So ist der Schluß zwingend, daß aus dem 
spanischen Süden, wo das Schicksal und vielleicht die Men- 
schenart die alte vita communis des 4. bis 6. Jahrhunderts 


1) Immerhin sei bemerkt, daß das von Hinschius II S. 269 N. 4 
für das Gegenteil angerufene Konzil von Toulouse von 844 m. E. das 
Uıngekehrte von dem sagt, was Hinschius behauptet. 

2) Schäfer a.a.0. S. 115 N. 8. 3) Hauck II? S. 588 fl. 

*) Simson, Jahrb., Ludwig der Fromme I S. 42, 
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nicht nur vor der Zersetzung bewahrt, sondern sogar in der 
Anwendung gesteigert hatte, diese vita communis in die 
Reichskirche hinübergenommen wurde. Die Wiederher- 
stellung — nicht Schöpfung — des kanonischen Lebens, die 
man Ludwig dem Frommen dankt und durch die trotz aller 
Widerstände der Zölibat schließlich doch zur Herrschaft 
kam, ist genau so ein spanisches Element der Askese, wie 
man die Orden des Dominikus und Loyola und hinwiede- 
rum die Lehre des Saint Cyran und damit Port Royal der 
Pyrenäengegend verdankt. 


I. 


In den ban mit rechte komen. 


(Ssp. Landr. III 54 $ 3.) 
Von 
Herrn Privatdozenten Dr. Karl Gottfried Hugelmann 


in Wien. 

„Lamen man noch meselseken man, noch den die in 
des paves ban mit rechte komen is, den ne mut man nicht 
to koninge kiesen‘‘ lehrt der Sachsenspiegel. Es werden 
hier Umstände aufgezählt, welche das passive Wahlrecht. 
bei der Königswahl ausschließen. Der dritte der genannten 
Ausschließungsgründe berührt das kanonische Recht und 
bedarf im Zusammenhang unserer Untersuchungen!) sorg- 
fältiger Erwägung. 


1. Die Streitfrage. 

Klar ist, daß nicht jeder Kirchenbann als Ausschlie- 
Bungsgrund anzusehen ist. Um als solcher in Betracht zu 
kommen, bedarf vielmehr der Kirchenbann besonderer Merk- 
male. Nur des paves ban und auch dieser nur dann, wenn 
man in ihn mit rechte komen is, hat diese staatsrechtliche 

1) Der hier vorliegende Aufsatz, ist der erste in einer Reihe „‚kanoni- 


stischer Streifzüge durch den Sachsenspiegel“, die der Verfasser im Laufe 
der nächsten Jahre zu veröffentlichen hofft. 
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Wirkung. Über die Bedeutung des zweiten Merkmales hat sich 
in den letzten Jahren ein literarischer Streit entsponnen. 

Die herrschende Lehre!) versteht unter dem ban mit 
rechte die materiell rechtmäßige, die iusta excommunicatio, 
noch genauer die excommunicatio ex iusta causa. Sie faßt 
also die Lehre des Sachsenspiegels dahin auf, daß nach ihm 
das weltliche Recht den Vorbehalt machte, nur der recht- 
mäßigen kirchlichen Entscheidung eine Wirkung für den 
weltlichen Rechtsbereich zuzuerkennen. 

Gegen die so in Kürze zusammengefaßte Lehre hat ein 
sehr verdienstvoller Kanonist, Eduard Eichmann, indem 
Aufsatz .Kirchenbann und Königswahlrecht im Sachsen- 
spiegel‘ (im 26. Bd. [Jahrg. 1910]des Historischen Jahrbuchs 
S.323ff.) Stellung genommen. Er deutet mit rechte im 
Sinne von gerichtlich, iudicio (nicht merito oder iuste). 
Der ban mit rechte ist nach ihm die excommunicatio feren- 
dae sententiae. Sie und von der excommunicatio latae sen- 
tentiae die Fälle der excommunicatio manifesta faßt das 
kanonische Recht, wie Eichmann in eindringenden Unter- 
suchungen nachweist, als publica excommunicatio zusam- 
men. Nur diese begründet das kirchliche Verkehrsverbot, 
welches den tieferen Grund auch für den Ausschluß vom 
passiven Königswahlrecht bildet. Wenn der Sachsenspiegel 
den ban mit rechte lehrt, so befindet er sich bei dieser Aus- 
legung im vollen Einklang mit Innozenz III., der in der 
Bulle Venerabilem und auch sonst nicht müde wurde, zu 
betonen, daß Philipp von Schwaben publice excommuni- 
catus war, welcher tatsächliche Fall wohl dem Spiegler vor 
Augen schwebte. So allein paßt nach Eichmann der 
Sachsenspiegel in die allgemeine Zeitlage des 12. und be- 
ginnenden 13. Jahrhunderts, denen der Gedanke einer ma- 
teriellen Überprüfung päpstlicher Sprüche gänzlich fremd 
war, wie Eichmann vor allem an der Hand der Zeugnisse 


1) Vgl. vor allem A. Beres, Der Mißbrauch der geistlichen Amts- 
gewalt S. 37; E. Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evangeli- 
schen Kirchenrechts S. 324. Ähnlich früher auch Eichmann in seinem 
Buch Acht und Bann im Reichsrecht des Mittelaltere, welches wichtiges 
Material für unsere Frage enthält. und auf welcher wir wiederholt zurück - 
kommen werden. 
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der Kanonisten zu erweisen sucht. Die kanonistische Unter- 
suchung erfährt nach seiner Ansicht eine Bestätigung durch 
die philologieche, insofern der Sachsenspiegel dreizehnmal 
mit rechte = iudicio und nicht ein einziges Mal = iuste 
enthalte. 

Es soll nicht geleugnet werden, daß Eichmanns 
Lösung auf den ersten Blick — zwar überraschend, aber 
auch — bestechend ist. Sie läßt die mittelalterliche Rechts- 
lage einfacher erscheigen, als wir sie anzunehmen gewohnt, 
sind. Sie zeigt eine nach der bisherigen Annahme gegen die 
kirchlich-hierokratische Staatslehre sich auflehnende oder 
wenigstens ihr widersprechende Stelle unseres nationalsten 
Rechtsbuches in harmonischem Einklang mit dem kirch- 
lichen Recht. Sie verblüfft uns, indem sie uns nahelegt, daß 
der nach unserer Vorstellung das spätere Mittelalter be- 
herrschende Gegensatz von kirchlicher und weltlicher 
Staatsauffassung wenigstens zum Teil eben nur in unserer 
Vorstellung besteht und uns vielleicht auch hier der ‚Geist 
‘ der Zeiten‘ heißt, was erst moderne Auffassungen in sie 
hineingetragen haben. 

Trotzdem erheben sich gegen Eichmanns Beweisgang 
bei näherem Zusehen erhebliche Bedenken. Zunächst fällt. 
auf, daß sich derjenige, der iudicio gebannt ist, mit dem 
publice excommunicatus gar nicht deckt, sondern nur einen 
von zwei unter den letzteren Begriff fallenden Fällen be- 
zeichnet. Und es ist nicht einmal sicher, ob nicht gerade 
die Exkommunikation Philipps von Schwaben, die dem 
Sachsenspiegel vermutlich vor Augen schwebte, ein Bei- 
spiel für den anderen Fall darstellt!) Wenn also der 
Sachsenspiegel wirklich an jene kanonische Lehre an- 
knüpfen wollte, die Eichmann darlegt, dann wäre seine 
Ausdrucksweise eine keineswegs treffende, sondern eine zu 
enge. 
Ein vielleicht noch erheblicheres Bedenken aber ergibt 
sich in folgender Richtung. Eichmann stützt seine Unter- 
suchung in der Hauptsache auf kanonische Quellen. Aus 
ihnen leitet er die Lehre von den Wirkungen der Exkom- 


1) Vgl. unten S. 60 Anm. 2. 
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munikation ab, fast nur an ihnen mißt er die Wahrschein- 
lichkeit der herrschenden Erklärung unserer Stelle. Und 
erst hieran reiht. er die philologische Untersuchung. 

Wir wollen im folgenden gerade den umgekehrten Weg 
einschlagen und zuerst feststellen, was — rein sprachlich 
betrachtet — die Stelle bedeuten kann, und was sie wahr- 
scheinlich bedeutet. Wir wollen uns weiter Rechenschaft 
darüber geben, wie die Stelle von den Zeitgenossen ver- 
standen wurde. Wir wollen schließlich untersuchen, wie 
der so erschlossene Sinn der Stelle sich. mit anderen Äuße- 
rungen der deutschen Rechtsüberzeugung über die gleiche 
Frage verträgt. Und erst an letzter Stelle soll geprüft 
werden, in welchem Verhältnis er zur Lehre der Kanonisten 
steht, und ob er vielleicht auch unter ihnen ähnlichen Ge- 
danken begegnet. Eine entscheidende Bedeutung für 
die Auslegung des Sachsenspiegels darf aller- 
dings unseres Erachtens dem Ergebnis dieser 
Prüfung nicht beigemessen werden. Um so be- 
deutsamer wird es für die Beurteilung des 
Verhältnisses des Sachsenspiegels zum kano- 
nischen Recht sein. 


2. Der Gebrauch des Ausdrucks „mit rechte“ 
im Sachsenspiegel. 

Wir beginnen mit der philologischen Frage: was kann 
der Ausdruck mit rechte im Mittelniederdeutschen über- 
haupt bedeuten, und in welcher Bedeutung gebraucht ihn 
insbesondere der Sachsenspiegel ? 

Das ‚Mittelniederdeutsche Wörterbuch‘ von Schiller- 
Lübben verzeichnet drei verschiedene Grundbedeutungen 
des Wortes recht. Die erste Grundbedeutung (I) entspricht 
unserem Worte Recht, im objektiven und subjektiven Sinn. 
Sie wird in vier Abspaltungen aufgelöst: recht bedeutet 
nach Schiller-Lübben a) das Recht, die richtige Ordnung, 
die allgemeine Rechtsnorm, die angibt, was recht und ge- 
bührlich ist, die (richterliche) Entscheidung über das, was 
recht ist; b) den Inbegriff konkreter Rechtsnormen (z.B. 
Recht der Sachsen usw.); c) die Befugnis, insbesondere den 
Inbegriff der Befugnisse nach dem Stande, das Standes- 
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recht, die bürgerliche Ehre; d) (die Kehrseite von c) das 
Recht, das jemand anderen zu leisten hat, die rechtliche . 
Leistung, die Verpflichtung. Dieser vielfach abgespalteten 
Grundbedeutung I (sie umfaßt eigentlich zwei grundver- 
schiedene Begriffe, wie unser Wort ‚Recht‘‘) wird, ebenso 
wie bei Homeyer, eine zweite Grundbedeutung (II) gegen- 
übergestellt: recht bedeutet a) Gericht (im allgemeinen), 
sowohl a) Hegung des Rechts, gerichtliches Verfahren, 
Rechtsgang, als $) Befugnis, Gericht zu halten, Gerichte- 
barkeit; b) das konkrete Gericht. Die dritte Grundbedeu- 
tung (III), Beweismittel, ist für uns ohne Belang. 

Es ergibt sich also, daß das Wort recht sowohl im 
Sinne von ‚Recht‘ als auch im Sinne von „Gericht“ viel 
gebraucht wird, nur als eine Abschattung der ersten Be- 
deutung, und spärlich — unseres Erachtens sogar zweifel- 
haft!) — belegt erscheint die Bedeutung ‚Richterspruch“. 
Und Schiller-Lübben bemerken ausdrücklich, daß sich 
„die Begriffe I und II schwer auseinanderhalten lassen“. 

Daß auch der Sachsenspiegel das Wort recht unzählige 
Male in jeder der beiden Bedeutungen gebraucht, steht 
außer Streit; es genüge ein Hinweis auf die lange Zitaten- 
reihe bei Homeyer! | 

Wie steht es aber mit der Formel ‚mit rechte‘ ? 
Schiller-Lübbens Wörterbuch verzeichnet hier aller- 
dings vorwiegend?) Beispiele, in denen diese Wortverbin- 
dung im Sinne von „auf gerichtlichen Weg‘ gebraucht 
wird. Immerhin finden wir auch ein Beispiel für die Be- 
deutung ‚„rechtmäßig‘‘ aus einem klassischen niederdeutschen 
Literaturdenkmal.?) Diesem Beispiel glauben wir gerade 


1) In den von Schiller-Lübben angeführten Wendungen recht 
wisen, rechtes vragen, rechtes gän to eneme — wo übrigens Recht überall 
als Objekt mit einem Verbum verbunden ist — scheint mir die Be- 
deutung Recht im materiellen Sinn näher zu liegen; denn gewiesen wird 
ganz bestimmt, was recht ist, das Recht, nicht der Spruch; und gefragt 
wird wohl auch darum, was Rechtens ist; höchstens bei der letzten Formel 
mag man die Bedeutung Richterspruch gelten lassen. Ein Beispiel für 
letztere Bedeutung in der Formel mit rechte finde ich bei Schiller- 
Lübben nicht; vgl. jedoch unten 8. 38, 39 Anm. 1 und 40 Anm. 2. 

2) Lüb. Chr. 2, 124 und 202; Brem. Stat. 450; Livl. Urk. Nr. 1520. 

®) Reinke de Vos, Vers 262 (im 3. Kapitel des 1. Buches): 
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aus dem Sachsenspiegel, und zwar aus dem Landrecht, 
Stellen anfügen zu können, aus welchen sich ergibt, daß 
sich Eike der Bedeutung mit recht = iuste, merito sehr 
wohl bewußt war; und damit fällt der Versuch des philolo- 
gischen Nachweises, daß der Sachsenspiegel die Wendung mit 
rechte im Sinne von iuste, merito nicht gebrauchen könne. 

Landr. I 52 $ 4 spricht von den Vergabungen auf dem 
Siechbett und stellt folgenden Satz auf: Gift man iemanne 
icht mit unrechte, dat vordere man mit rechte weder.!) 
Es ist nun allerdings richtig, daß ‚„‚vordern mit rechte‘‘ im 
Sinne von „im Klagswege verlangen‘ der mittelnieder- 
deutschen Sprache im allgemeinen und dem Sachsenspiegel 
insbesondere geläufig ist. Trotzdem glaube ich, daß ein 
unbefangenes Eindringen in den Geist des Rechtsbuches 
an der Antithese mit unrechte — mit rechte nicht vorüber- 
gehen kann. Das Sprachgefühl läßt keinen Zweifel daran 
aufkommen, daß hier das mit rechte nicht nur besagen will, 
auf welchem Wege (nämlich durch Klage, bzw. mittels 
Urteils, vgl. $1 desselben Artikels) der Anspruch durchzu- 
setzen ist, sondern auch, daß die zu seiner Durchsetzung 
gegebene Klage erfolgreich sein wird. Derunrechtmäßigen 
Vergabung wird als Korrelat die Rechtmäßigkeit des An- 
fechtungsanspruches gegenübergestellt. Die volle Bedeutung 
der Stelle wird nur als ein Wortspiel richtig erfaßt, welches 
eben durch die Doppelbedeutung der Wendung mit rechte 
ermöglicht wird. Es kommt gerade dadurch zustande, daß 
die Wendung hier in beiden Bedeutungen sinngemäß ist, 
wobei aber durch den Gegensatz der Schwerpunkt auf die 
Bedeutung iuste, merito gelegt wird. 

Genau das gleiche, gilt für Landr. III 22 $ 3: Urtder- 
winden mut sı« ok wol en man sines gudes, svar he’t süt, 
mit rechte, dat man ime mit unrechte vorunthalde over 


—— u 


mit rechte wert men quätliken quite, 
| dat men ovel heft gewunnen. 
(In der nach der ältesten Ausgabe [Lübeck 1498] von August Lübben 
besorgten Ausgabe [Oldenburg 1867] 8. 8.) 

1) Die weiteren Worte uppe den, dem it gegeven is fehlen in den 
meisten Handschriften der Abteilung A (1. Klasse, 1. Ordnung nach der 
Homeyerschen Gruppierung), insbesondere in der Quedlinburger Hand- 
schrift. 
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bescedene tiet. Auch hier entsteht durch die Doppelbedeu- 
tung das Wortspiel, indem mit dem Terminus ‚sich under- 
winden“ oder auch „sich underwinden mit rechte‘‘ zunächst 
die Anefangsklage bezeichnet wird, das „mit rechte‘ im 
Gegensatz zu ‚mit unrechte‘“ aber zugleich die materielle 
Rechtmäßigkeit des mit Anefang geltend gemachten An- 
spruches betonen will.!) 

Aber auch wo mit rechte, wie gewöhnlich im Sachsen- 
spiegel, wirklich eindeutig im Sinne von iudicio, im gericht- 
lichen Weg, steht, ist die Wortverbindung sehr zu beachten. 
Vorwiegend (an mindestens sechs der von Homeyer ver- 
zeichneten dreizehn Stellen), darunter jedoch in sechs ver- 
schiedenen Wendungen unter im ganzen neun) ist es näm- 
lich mit transitiven Zeitwörtern konstruiert (davon viermal 
mit der Aktivform)?), und nur zwei Wendungen“) erinnern 


ı) Es darf allerdings nicht verschwiegen werden, daß im Landrecht 
auch eine Stelle vorkommt, an der trotz der Antithese mit unrecht — 
mit recht letztere Wendung doch zweifelsfrei im Sinne von iudicio, auf 
gerichtlichem Weg (vielleicht sogar geradezu sententia, mit Urteil) ge- 
deutet werden muß, III 43 $ 1: Sves sik die man underwint mit un- 
rechte, dat ime mit rechte afgewunnen wert, he mut it mit bute laten. 
Hier bedeutet sogar mit unrechte offenbar mit Eigenmacht, ohne gericht- 
liches Verfahren. Dies beweist natürlich, wie sehr recht im Sinne von 
Gericht der Sprache des Sachsenspiegels geläufig ist, nicht aber die 
Unrichtigkeit der im Text gebotenen Auslegung; denn an beiden im Text 
genannten Stellen kann mit unrechte bei natürlicher Auslegung schlecht- 
hin nur auf die materielle Unrechtmäßigkeit bezogen werden, womit 
.&uch die Doppelbedeutung von mit rechte gegeben ist. 

2) Unter diesen 13 Stellen fehlen die von uns oben besprochenen 
152 $4, III 22 $3, IIL43 $1. 

3) Mit aktiven Transitiven: dat gerüchte vulforderen m. r. I 62 
$ 11; jemand af wisen m. r. II 15 $ 1; etwas mit (geistlikeme, wertlikem) 
rechte dwingen I 1; en ordel behalden oder lIaten m. r. 169 $3. Mit pas- 
siven Transitiven: die gewere wirt gebroken m. r. II (bei Homeyer ver- 
druckt I) 15 $ 1; der verspreke wirt benomen m. r. 161 $5. Wenn man, 
was wohl richtig sein dürfte, auch das Verbum untreden bzw. sik untre- 
den zu den transitiven zählt (III 1 $1, III 39 $3, II1 78 $4), so stehen neun 
Stellen mit Transitivkonstruktion vier anderen bzw. sieben solche Wen- 
dungen zwei anderen (über diese vgl. die nächste Anmerkung) gegenüber. 

*) des versprekes ledich werden m. r. I 60 $ 2 (offenbar dem Sinne 
nach gleich mit I 61 $ 5, vgl. die vorige Anmerkung); bis zu gewissem 
Grad auch einem Anspruch oder einer Klage m. r. untgän I 51 $ 5, 

I (bei Homeyer verdruckt II) 53 $ 1, II 8. 
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an die Verbindung in den ban komen. Schließlich kann 
eg — von allenfalls zwei Stellen!) abgesehen — nur die 
Bedeutung von Klage oder Rechtsgang?), nicht aber die 
von Urteilsspruch, Sentenz haben, die es im Sinne der 
Eichmannschen Auslegung Landr. III 54 $ 3 haben müßte. 

Fassen wir das Ergebnis unserer sprachwissenschaft- 
lichen Erwägungen zusammen, so können wir sagen: Das 
Wort ‚Recht‘ an sich ist sowohl im Mittelniederdeutschen 
im allgemeinen als auch im Sachsenspiegel insbesondere im 
Sinne von ‚„Rechtsgang‘ und von ‚Recht‘ in der heutigen 
Bedeutung in gleicher Weise gebräuchlich, im Sinne von 
„Urteilsspruch“ hingegen spärlich bezeugt. In der Wen- 
dung „mit rechte‘‘ herrscht allerdings der Gebrauch im 
ersten Sinne vor, doch bietet gerade der Sachsenspiegel 
Beispiele, welche zeigen, daß sich der Spiegler bei dieser 
Wendung wenigstens des Doppelsinnes des Wortes bewußt 
war. Es kann also vom rein philologischen Standpunkt 
aus keineswegs als ausgeschlossen gelten, daß in der Wen- 
dung in den ban mit rechte komen das mit rechte im Sinne 
von iuste, merito zu nehmen ist. 

Wir glauben im folgenden eine Reihe von historischen 
und juristischen Gründen dafür anführen zu können, daß 
dies tatsächlich der Fall ist. Bevor wir aber auf dieselben 
eingehen, muß noch ein Argument herangezogen werden, 
welches rein demr Wortlaut unserer Stelle selbst entnommen 
ist. Wenn es hier nämlich einfach hieße, wer in den ban 
mit rechte konıen is, wäre es bei der vorherrschenden Ver- 
‚wendung dieser Wortverbindung immerhin naheliegend, die 
Stelle in Sinne der excommunicatio ferendae sententiae 
auszulegen, wenngleich auch dann noch die Gleichsetzung 
der Begriffe iudicio und sententia gewisse Schwierigkeiten 
in sich schlösse. Nun steht jedoch — und das ist entschei- 
dend — in des paves ban mit rechte komen. Des paves 
ban kann aber, wenn man nicht zu den geschraubtesten 


1)161 $5 und 160 $2. Vgl. auch S. 38 und 39 Anm. 1. 

*2) In der Wendung mit rechte untgän vielleicht in der Bedeutung 
Beweismittel. Nebenbei bemerkt führt Homeyer die Stelle III 39 
$ 3 ebensowohl als Belegstelle für die Bedeutung gericht als für die Be- 
deutung Beweismittel an. 
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Auslegungen greifen will, immer nur eine durch päpstliche 
Sentenz verhängte, also eine excommunicatio ferendae sen- 
tentiae bedeuten. Sonach stellt das mit rechte in der Aus- 
legung iudicio zum mindesten einen völlig überflüssigen Zu- 
satz dar, was von vornherein nicht wahrscheinlich ist. Aber 
mehr als dies, die sprachliche Konstruktion müßte als eine 
höchst unnatürliche, wenn nicht geradezu falsche bezeichnet 
werden, da doch, wenn mit rechte das Gericht, den Spruch 
eben des Papstes bezeichnen soll, sich auch der Zusatz 
des paves an das Wort Recht (nicht an das Wort Bann) 
anlehnen müßte, ähnlich wie es I 1 des Landrechts heißt 
mit geistlikeme rechte. 

Es bieten also schon rein sprachliche Gesichtspunkte 
einen Anhaltspunkt dafür, bei der bisher üblichen Aus- 
legung unserer Stelle zu bleiben.!) 


3. Die Auslegung der Stelle (Ssp. III 54 $ 3) 
durch die Zeitgenossen. 


Schon Eichmann verweist darauf, daß der Schwaben- 
spiegel (c. 101), der Deutschenspiegel (Art. 295) und das 
Landrechtsbuch Ruprechts von Freising (c. 85) den Zusatz 
mit rechte weggelassen haben. Allein er geht hierauf nicht 
näher ein, weil ihm die für seine Auslegung sprechenden 
Gründe so durchschlagend erscheinen, daß das indirekte 
Zeugnis der genannten Rechtsdenkmäler daneben nicht in 
Betracht kommt. 

Und in der Tat: wenn es richtig wäre, daß mit rechte 
nur im Sinne von iudicio belegt ist, wäre ein solches in- 
direktes Zeugnis kaum geeignet, die Auslegung unserer 
Stelle im gleichen Sinne zu erschüttern. Anders aber ver- 
hält es sich, nachdem wir uns überzeugt haben, daß mit 
rechte sehr wohl auch im Sinne von iuste vorkommt, und 
daß Gründe vorliegen, die an unserer Stelle für eine solche 
Deutung sprechen. Bei diesem Stand der Sache, glaube 
ich, wird die Haltung der im Verhältnis zum Sachsen- 
spiegel mehr kurialistischen Rechtsbücher immerhin Be- 


!) Inbezug auf die philologische Untersuchung bin ich meinem 
Freunde Professor Dr. Wilhelm Oehl in Freiburg i. Ue. zu besonderem 
Dank verpflichtet. 
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achtung verdienen. Es liegt gewiß nahe, daß sie die Stelle 
des Sachsenspiegels unverändert übernommen hätten, 
wenn sie in ihr die Formulierung einer auch von Inno- 
zenz 11I. vertretenen!), also nicht nur im allgemeinen kano- 
nischen, sondern geradezu kurialistischen Auffassung er- 
kannt hätten. 

In diesem Zusammenhang ist auch eine in den Druck- 
ausgaben der Glosse?), die merkwürdigerweise so selten zur 
Auslegung zweifelhafter Stellen des Sachsenspiegels heran- 
gezogen wird, enthaltene Stelle nicht ohne Interesse. Die 
Glosse bemerkt zu den Worten mit recht komen: ‚Damit 
du wissest, welcher bann einem schade oder nicht, Als 
wollen wir Dir solches hinniden sagen in dem 63. art.‘‘ Zum 
Artikel 63 nun (ban schadet der seel ...... ) definiert sie 
ban als „yetlichen geistlichen Richters zwangk und orteyl, 
das ehr gybt umb beweyste sund über eyne sele‘‘ und setzt 
dann auseinander, daß solche Urteile ‚werden mancherley 
weiße zu unrecht gegeben, also das sie nicht bynden‘“. Der 
lange Katalog von „Nichtigkeitsgründen“, der hierauf folgt, 
enthält überwiegend Verfahrensmängel oder Mängel in der 
Person des Richters. Zur ersten Gruppe gehört z.B. der 
wichtige Fall der Verurteilung ohne rechtliches Gehör (eines 
nicht ungehorsamen Abwesenden), aber auch die Verletzung 
eigentümlicher Formvorschriften, etwa der Vorschrift, daß 
das Urteil sitzend (nicht stehend) zu verkünden ist; zur 
zweiten Gruppe gehört u.a. das durch den unzuständigen 
(nicht ordentlichen) Richter, aber auch das durch einen 
selbst Gebannten, durch einen Juden oder Ketzer gefällte 
Urteil; etwa ın der Mitte steht der Fall des erkauften Ur- 
teils. Es finden sich in dem Katalog aber immerhin auch 
Fälle, welche die materielle Rechtmäßigkeit betreffen: 
so muß wohl schon der Nichtigkeitsgrund gedeutet werden, 


1) Vgl. hiezu jedoch auch die Ausführungen unten 8. 63ff. 

2) Ich zitiere nach der ersten Zobelschen Ausgabe (Leipzig 1535), 
welche zu den besseren gehört und auf Handschriften zurückgeht (vgl. 
Steffenhagen, Die Entwicklung der Landrechtsglosse des Sachsen- 
spiegels, VIII; Wiener Sitzungsberichte [phil.-hist. Kl.], 114. Bd. [1887] 
8. 364). Da 3ie die betreffende Stelle nicht als ‚„‚Additio‘‘ bezeichnet, 
auch nicht am Rande, sondern im Kontext bringt, kann man wohl an- 
nehmen, daß man es mit älteren Bestandteilen der Glosse zu tun hat. 
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daß ein Urteil ‚„wyder daß beschriben recht und satzung 
wirt gegeben‘; hieher gehört ferner der Fall, daß man in 
‘einem Urteil ‚iht unmüglichs gebeut odder do eym was 
ungleyches wyder öffentlich Recht geschen“. 

Der letzte Fall zeigt m. E., daß der zeitlich dem Spiegler 
nicht allzu fernestehende Giossator das „mit rechte“ nicht 
nur auf die formelle Korrektheit, sondern auch auf die in- 
haltliche Gerechtigkeit bezog. Auf keinen Fall aber hat 
er „mit rechte‘ gleichgesetzt ‚iudicio“, den „ban mit 
rechte‘‘ der excommunicatio ferendae sententiae. Denn 
breit ausgeführt sind die formellen Mängel, welche auch 
den durch Richterspruch verhängten Bann nach einer 
vom Gilossator allerdings bekämpften Ansicht wirkungs- 
los macheh; nicht auf die Tatsache, daß der Bann 
durch einen Spruch des Richters zustande kam, 
sondern darauf, daß dieser Spruch rechtmäßig 
gefällt wurde, kommt es an. 

Es darf nun allerdings nicht verschwiegen werden, daß 
unter den articuli reprobati Gregors XI. (1374) sowie über- 
haupt unter den von Johannes Klenkok denunzierten Ar- 
tikeln unsere Stelle (III 54 $ 3) im Gegensatz zu 13 $ 3 
(der Papst kann das Landrecht nicht ändern), III 57 $ ı 
(Exkommunikationsprivileg des Kaisers) und III 63 $ 2 
(Bann schadet nur der Seele) nicht vorkommt. Und es 
läßt sich gewiß nicht leugnen, daß dieser Umstand in der 
Verwertung insbesondere der jüngeren Rechtsbücher in der 
oben versuchten Weise zur Vorsicht mahnt. 

Immerhin, glaube ich, läßt sich das Fehlen unserer 
Stelle in der Anklageschrift des Johannes Klenkok und in 
der Verdammungsbulle Gregors XI. auch erklären, ohne 
unsere bisherigen Annalımen umzuwerfen. Es muß davon 
ausgegangen werden, daß der Papst nur solche Sätze ver- 
urteilte, welche ihm denunziert worden waren, und daß 
Johannes Klenkok, wie der ganze Katalog Jder von ihm 
bekämpften Stellen zeigt!), sich nur gegen solche Sätze 
wandte, von denen erin der Praxis, und zwar vor allenı 
des täglichen Lebens, eine unheilvolle Wirkung für die 


ı) Vgl. den Katalog in der glänzenden Abhandlung Homeyers, 
Abhandlungen der Berliner Akademie der Wissenschaften, 1885, S. 377 ff. 
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kirchlichen Interessen befürchtete. Eine solche war von 
unserem Satz insofern weniger zu befürchten, als es der 
päpstlichen Politik gewiß immer möglich war, die Recht- 
mäßigkeit des Bannes zu behaupten und zu verfechten. 
Ja, es mochte nicht einmal als politisch klug erscheinen, 
eine Verurteilung auszusprechen, die den Schein erwecken 
konnte, als ob die Möglichkeit eines vom Papst unrecht- 
mäßig verhängten Bannes in den Kreis praktischer Er- 
wägung gezogen würde. Zudem hatten sich zu der Zeit, 
in der Johannes Klenkok wirkte, die Wogen längst geglättet, 
welche der einzige Fall, in welchem die Wirkung der Ex- 
kommunikation für das passive Königswahlrecht praktisch 
geworden war, aufgewühlt hatte; unsere Stelle entbehrte 
damals jeder politischen Aktualität. Etwas anderes war es 
übrigens, die anstößige Wendung unauffällig zu entfernen, 
als den Satz ausdrücklich zu verdammen. Es läßt sich also 
immerhin begreifen, daß man über einen Satz hinwegging, 
dessen Bedenklichkeit vom kanonistischen Standpunkt den 
Bekämpfern des Sachsenspiegels sehr wohl bewußt war.!) 
Und ihr Schweigen vermag nicht den Eindruck zu beseitigen, 
daß die Zeitgenossen unter dem ban mit rechte an unserer 
Stelle den formell und materiellrechtmäßig verhäng- 
ten Bann verstanden haben. 


4. Andere Zeugnisse für den Standpunkt. 
des deutschen Rechts. 


„Von vornherein muß es für jeden Kenner der Gesetz- 
gebung des 12. und 13. Jahrhunderts für ausgeschlossen 
gelten, daß die weltliche Gewalt ein Überprüfungsrecht 
gegenüber kirchlichen Strafsentenzen in Anspruch genom- 
men oder geübt hätte.‘ ‚Daß gar gegenüber päpstlichen 
Sentenzen ein Überprüfungsrecht staatlicherseits bean- 
sprucht worden wäre, dürfte dem damaligen Verhältnis 
von Staat und Kirche ganz und gar nicht entsprechen.“ 
So Eichmann a.a.0O. S. 323 und 324. 


!) Vgl. hierzu übrigens die Ausführungen unten 8. 55—87, aus denen 
sich ergeben wird, daß auch Kanonisten, ja daß selbst Innozenz IIL 
ähnliche Gedankengänge, wie wir sie hier im Sachsenepiegel zu finden 
glauben, nicht ganz fremd waren. 
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Wir glauben, daß sich diese Sätze in ihrer Allgemein- 
heit nicht halten lassen, und daß mit ihrem Wegfall das 
einzige noch bestehende Bedenken gegen die bisher herr- 
schend gewesene Auslegung des Sachsenspiegels beseitigt 
wird. Zunächst sind m.E. die beiden bayrischen Land- 
frieden von 1244 und 1256 keineswegs, wie man gemeint 
hat, Belege dafür, daß die weltliche Gewalt (hier der Her- 
zog) auf eine Überprüfung der causa bei der Exkommuni- 
kation verzichtete, sondern gerade für das Gegenteil.!) Vor 
allem aber ist auf die schon von Eichmann erwähnte Acht- 
sentenz Rudolfs über den exkommunizierten Heinrich von 
Hessen vom 25. Januar 1274 zu verweisen. Wenn der Erz- 
bischof von Mainz ‚‚legitime“ eidlich (!) und durch Zeugen 
nachweisen mußte, daß er nach Recht und Vernunft, rite 
et racionabiliter vorgegangen sei, so ist dies allerdings ge- 
schehen, „um dem Einwand, daß der Bann ungerecht sei, 
von vornherein Jdie Spitze zu bieten“. Aber gerade die 


1) Die Pax Bawarica vom 25. Juli 1244 (MG. Const. II 427) be- 
stimmt allerdings im $ 25, daß der Herzog den Exkommunizierten auf An- 
zeige des Bischofs hin statim proscribet, wobei das statim nach Eich- 
mann (Acht und Bann S$. 130) eine Nachprüfung der Rechtmäßigkeit 
im Interesse einer prompten Justiz ausschließt. Aber derselbe Paragraph 
bestimmt (vgl. auch Eichmann a. a. O.), daß die Lossprechung durch 
den Herzog mit Umgehung des Bischofs erfolgen soll, wenn der Gebannte 
beweist (probavit), daß der Bischof temere vel ob invidiam die Los- 
sprechung verweigert. Wenn man schon das statim so sehr betonen 
will, 8o kann es doch nur bedeuten, daß die Vermutung zunächst für 
die Rechtmäßigkeit des Bannes sprechen soll, im Prinzip aber eine Über- 
prüfung der Rechtmäßigkeit — man denke nur an Fälle notorischer 
Ungerechtigkeit! — anerkannt wird. Der bayrische Landfriede vom 
November 1256 (MG.Const. II 438) wiederholt die Bestimmung in deut- 
scher Sprache, jedoch mit Hinweglassung des statim; die Entlassung 
aus der Acht soll erfolgen, wenn der Gebannte selb dritte piderber lute 
den Beweis erbringt, daB der Bischof die Lösung von Banne mit gewalte 
verzihet. Gegenüber dem Vorgang, den wir sofort kennenlernen werden, 
liegt hier allenfalle eine Umkehrung der Beweislast, keineswegs aber 
eine prinzipielle Leugnung des Überprüfungsrechts der weltlichen Ge- 
walt vor. — Nebenbei sei bemerkt, daß die Stellung, welche der Land- 
friede von 1244 dem Herzog zuweist, in ganz auffallender Weise mit 
der Stellung des Metropoliten im Falle einer ungerechten Aufrecht- 
haltung der Exkommunikation nach kanonischem Recht übereinstimmt. 
Vgl c. 40 Xv 39. 
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Möglichkeit eines solchen Einwandes, welche so nahe lag, daß 
sich der mächtige Erzbischof um ihretwillen einer beinahe 
demütigenden Beweisführung unterwarf, ist wohl ein schla- 
gender Beweis dafür, daß selbst gegen Ende des 13. Jahr- 
hunderts der Gedanke von der Unwirksamkeit der iniusta 
excommunicatio für den weltlichen Bereich lebendig war.!) 

Es kann nun allerdings nicht verkannt werden, daß 
sich, wie noch gegen Ende des 13. Jahrhunderts ein Zeugnis 
für die Abhängigkeit der weltlichen Rechtswirkungen des 
Bannes von seiner iusta causa, so umgekehrt schon früher 


1) Die Achtsentenz gegen Heinrich von Hessen hebt die formelle 
und materielle Rechtmäßigkeit des Bannspruches als Voraussetzung der 
Acht auf das denkbar schärfste hervor (Cum ........ &archiepiscopus 
Moguntinus ....... in virum ...... Henricum ..... pro notoria 
et manifesta iniuria ...... excommunicationis sentenciam pro» 
tulerit juris ordine observato, wurde auf Antrag des Erzbischofs 
der Gebannte vor den Reichstag zu Worms geladen), ebenso anderseits 
die Verpflichtung des Königs, bei Vorliegen dieser Voraussetzung dis 
Acht zu verhängen (auf Grund des vom Erzbischof erbrachten Beweise. 
nostre proscripcionis sentenciam proferimus iustitia exigente) MG. 
Const. III 646. Der Umstand, daß laut eines Schreibens des Erzbischofs 
von Mainz vom 7. Juli 1276 an seine Suffragane, MG. Const. III 111, 
Rudolf angeblich versprochen hat, das brachium saeculare gegen Ex- 
kommunizierte omissis aliis sollempnitatibus et veritatis subterfugiis 
quibuslibet zu gewähren, vermag die Bedeutung obigen Zeugnisses in 
keiner Weise zu beeinträchtigen. 1. ist dieses angebliche Versprechen 
nur mittelbar durch das Schreiben des Mainzers bezeugt. 2. ist dieses 
Schreiben unklar: einerseits soll sich der König darauf berufen haben, 
quod cum a prelatis regni Alamanie excommunicacionis sentencia vel 
alia ecclesiastice cohercionis censura in quempiam culpissuisexigen- 
tibus promulgatur (diese Wendung kann beinahe als Übersetzung des 
in den ban mit rechte komen nach der bisherigen Auslegung gelten), 
idem rex Romanorum, cum ab eisdem prelatis requiritur, brachii secu- 
laris auxilium non moratur; anderseits soll er wieder dem Mainzer gegen- 
über das oben erwähnte Versprechen abgegeben haben. 3. Wie immer 
dieses angebliche Versprechen gelautat haben mag, auf keinen Fall hat 
es den Charakter eines Reichsgesetzes, da es offenbar nicht publiziert 
wurde; und wenn es selbet einen solchen Charakter hätte, so wäre der 
zeitlich ihm vorangehende Fall, der im Text mitgeteilt ist, dadurch in 
keiner Weise entwertet. 4. Das angebliche Versprechen wurde von 
Rudolf, wenn wir dem Referat des Mainzers folgen, in einer politischen 
Zwangslage abgegeben, als er gegen den geächteten Ottokar das brachium 
ecclesiasticum beanspruchte; es ist gewiß naheliegend, daß er eich in dieser 
Lege zu einer Nachgiebigkeit bereitfinden ließ, die über die vorherigen 
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auch Zeugnisse für den entgegengesetzten Rechtssatz finden. 
Die gewöhnlich angeführte Achtsentenz gegen die exkom- 
munizierten Bürger von Cambrai vom 11. Juni 1226 läßt 
sich durch weitere Zeugnisse vermehren.!) Aber diese Zeug- 
‘nisse, darauf muß besonderes Gewicht gelegt werden, sind 
jünger als die confoederatio cum principibus ecclesiasticis. 
Nach letzterer — wenigstens im Zusammenhang der Art. 7 
und 8 — war allerdings die Auffassung nahegelegt., daß ein 
Überprüfungsrecht der weltlichen Gewalt nicht zustand, daß 
vielmehr sowohl das Verkehrsverbot als die Pflicht zur Acht- 
erklärung eine unbedingte war. Aber darin wird man einen 
um so größeren Erfolg der geistlichen Fürsten erblicken 
müssen, als vorher überhaupt eine generelle reichsrecht- 
liche Vorschrift, die an den Bann die Reichsacht knüpfte, 
nicht bestanden hatte, wie ja dieses ganze Reichsgesetz keines- 
wegs nur bestehende Rechtsüberzeugungen kodifiziert, son- 
dern in bestimmter politischer Absicht hierokratischen For- 
derungen entgegenkommt.?) Dieser Zusammenhang ist nun 


Richtlinien seiner Politik hinausging. Das angebliche Versprechen Ru- 
dolfe muß übrigens im Zusammenhang mit einer Reihe von Staatsakten 
betrachtet werden, auf die wir unten Anm. 2 zurückkommen. Hier ge- 
nügt die Feststellung, daß im Jahre 1274 ein praktischer Fall bezeugt 
ist, in dem die iustsa causa der Exkoramunikation rechtsförmlich geprüft 
wurde, bevor das weltliche Recht aus ihr Konsequenzen zog. 


1) Sowohl in der Achtsentenz selbst (MG. Const. II 291) als in dem 
damit zusammenhängenden Privileg für den Bischof (eod. 292) erklärt 
Heinrich ausdrücklich: cum de iure curie nostre ad hoc simus astricti, 
quod sententiam iam dietam ...... proferre debeamus (teneremur), 
nullo ab eodem episcopo vel suis successoribus alia proba- 
tione requisita velrecepta. Unter den anderen Zeugnissen erscheint 
mir das zweifelloseste das Reichsweistum von 1253 (MG. Const. II 364), 
demzufolge die von exkommunizierten scabini (gefällten) sententie post 
excoommunicationis sententiam late nec vim habeant nec firmitatem, 
da hier für eine Überprüfung der causa tatsächlich kein Raum bleibt. 

2) Der politische Zweck war, die Stimmen der geistlichen Fürsten 
für die Wahl des Kaisersohnes Heinrich zu gewinnen. Vgl. statt aller 
anderen Schroeder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte ? S. 606. 
— Wie sehr man sich bewußt war, daß in der Confoederatio den geist- 
lichen Fürsten neue Rechte eingeräumt wurden, zeigt besonders deut- 
lich noch im Jahre 1275 das Verhalten Rudolfs I., der sie auf Ersuchen 
des Mainzer Erzbischofs erst nach längerem Sträuben und mit einer 
charakteristischen Einschränkung, nämlich gerade mit Ausnahme des 
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insofern besonders bedeutsam, als gerade Eichmann Ge- 
wicht darauf legt, daß das Landrecht des Sachsenspiegels 
von der confoederatio nicht beeinflußt war, sodaß also alle 


Artikels 8 bestätigte, exoepto illo articulo de proscriptione oontra ex- 
communicatos, quem maturiori oonsilio diffiniendum duximus reservan- 
dum. MG. Const. III p. 70. Dieser Vorbehalt stimmt vortrefflich zu 
dem Verhalten des Königs bei der Ächtung des gebannten Heinrich von 
Hessen. Wann ist aber die vorbehaltene Regelung erfolgt? Es würde 
gewiß naheliegen, daß der Mainzer Erzbischof 'bei der Ächtung Ottokars 
(siehe 8.486 Anm. 1) sein Verlangen nachdrücklicher wiederholte und 
nunmehr auch durchsetzte; allein es ist uns keine Spur eines diesbezüg- 
lichen Reichsgesetzes aus dieser Zeit überliefert. Und noch am 4. Juli 
1278 verspricht Rudolf dem Erzbischof von Salzburg: neo dubites, quin 
ad tuas iustas sententias, quas protuleris exequendas, regalem poten- 
tiam si opus fuerit adducamus (MG. Const. III p. 190), was uns gegen- 
über dem angeblichen Versprechen wohl skeptisch machen muß. Nach 
Eichmann, Acht und Bann S. 126f., ist die vorbehaltene Regelung 
im Art. 38 des bayrischen Landfriedens vom 6. Juli 1281 (MG. Const. 
III 278 p. 272) erfolgt; dem steht aber im Wege, daß Adolf bei der Be- 
stätigung der oonfoederatio den gleichen Vorbehalt wörtlich wiederholte, 
was auf ein Versehen zurückzuführen ich mich trotz des von Eichmann 
(8. 127 Anm. 1) angeführten Grundes nicht entschließen. kann. Der 
bayrische Landfriede, welcher doch nur für ganz bestimmte Territorien 
gilt, stellt eben eine generelle reichsgesetzlichs Regelung ebensowenig 
dar, wie die Landfrieden, welche der confoederatio vorangingen. Zu 
einer reichsgesetzlichen Regelung ist es m. E. unter Rudolf nicht mehr 
gekommen; wenn man die Ächtung Heinrichs von Hessen und das Ver- 
sprechen an den Erzbischof von Salzburg beachtet, könnte man beinahe 
vermuten, daß sie an der Frage der iusta causa scheiterte. Der Erz- 
bischof von Mainz mag 1276 die im Zuge der Verhandlung erörterten 
Zugeständnisse als bereits endgültig gemacht vorweggenommen haben. 
Im Text ist auf diese ebenso interessante als schwierige Frage nicht ein- 
gegangen, weil die entwicklungsgeschichtliche Einstellung des Sachsen- 
spiegels möglich ist ganz unabhängig von diesen mit dem Jahre 1275 
einsetzenden Unklarheiten. — Der Fortbestand einer entgegengesetzten 
Praxis, die auch Eichmann (Acht und Bann im Reichsrecht des Mittel- 
alters 8. 124 ff.) zugibt, zeigt übrigens an sich, wie schwer sich das neue 
Recht einlebte. Dabei ist noch sehr zu beachten, daß die confoederatio 
selbst es durchaus vermeidet, die Belanglosigkeit der iusta causa aus- 
drücklich auszusprechen, sich vielmehr einer beinahe zweideutigen Aus- 
drucksweise befleißigt: einerseits fehlt die iusta oausa als Voraussetzung 
für die Ächtung des Gebannten im Artikel 7, während sie Artikel 8 aus- 
drücklich als Voraussetzung für die Bannung des Geächteten aufstellt; 
anderseits aber stellt Artikel 8 die gegenseitigen Verpflichtungen des 
Königs und der Bischöfe deutlich als korrespondierende hin (sic utique 
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auf ihr fußenden Rechtsakte als Interpretationsbehelfe des 
Sachsenspiegels entwertet sind.!) Vor ihr aber wird sich 
kaum ein einziges reichsrechtliches Zeugnis auftreiben lassen, 
welches als Verzicht auf ein Überprüfungsrecht gegenüber 
kirchlichen Strafsentenzen gedeutet werden könnte, sofern 
sich an sie auch weltliche Wirkungen knüpfen sollen, wohl 
aber ist uns schon aus dem Jahre 1209 ein Reichsrechts- 


ee compromisimus, et ipei ...... assistent). Wir halten es nicht 
für zu kühn, diese Zweideutigkeit eben darauf zurückzuführen, daß in 
Bezug auf die iusta causa kein völliges Einvernehmen zwischen Kaiser 
und geistlichen Fürsten bestand. Es wäre durchaus kein vereinzelter 
Fall (weder im Mittelalter noch in neuerer Zeit), daß man über eine poli- 
tische Schwierigkeit durch unklare Formulierung von Rechtssätzen hin- 
wegrukommen versuchte; vgl. über derartige Fälle Bloch, Die staufi- 
schen Kaiserwahlen und die Entstehung des Kurfürstentums 8. 335 
(dazu Hugelmann, MIÖG. XXXIV 359 Anm. I), Hugelmann, Die 
Wahl Konrads IV. zu Wien im Jahre 1237 8. 45ff., in gewissem Sinn 
such Hugelmann, Die deutsche Königswahl im corpus iuris canonici 
8. 170. — Schließlich sei erwähnt, daß es sprachlich auch nicht unmög- 
lich wäre, die Wendung iusto videlicet et efficaci iuditio im Artikel 8, 
statt als ablativus instrumenti, welcher das modis omnibus näher be- 
stimmt, als einen verkürzten konditionalen ablativus absolutus zu fassen 
und etwa zu übersetzen: ‚‚selbstverständlich unter der Voraussetzung, 
daß der (scil. kirchliche) Urteilsspruch (scil. materiell) rechtmäßig und 
(scil. formell) rechtswirksam ist“. Dann würde die Stelle die Frage 
der iusta causa nicht einmal offenlassen. Es scheint aber nicht, daß die 
Worte so aufgefaßt wurden; sonst würde die Praxis wohl einhelliger am 
Überprüfungsrecht der weltlichen Gewalt festgehalten haben. Der all- 
gemeine Landfriede von 1224 hat imi $ 24 die Ächtungspflicht ganz all- 
gemein aufgestellt, ohne die Frage der iusta causa zu berühren. MG. 
Const. II 284. 


I) Vgl. Eiohmann, Acht und Bann im Reichsrecht des Mittel- 
alters, S. 80ff. — Der susdrückliche Verzicht Heinrichs auf ein Über- 
prüfungsrecht (siehe S.47 Anm.1) ist ein weiterer Beleg für das Be- 
stehen jener Gepflogenheit, von der uns zwei ausdrückliche Beispiele 
überliefert sind (siehe S. 46 Anm. 1 und nächste Anm.). Daß in den 
zwei Staatsakten von 1226 die Zweifel, welche die confoederatio noch 
offenließ, sozusagen durch authentische Interpretation beseitigt wurden, 
kann nicht wundernehmen; handelt es sich doch um Akte der Regent- 
schaft, welche in Abwesenheit des Kaisers, der nur widerwillig die fürsten- 
freundliche (und städtefeindliche) Politik befolgt hatte, auch sonst über 
dasjenige, was der Kaiser in dieser Richtung zugestanden hatte, weit 
hineusging. Vgl. Winkelmann, Kaiser Friedrich II. (in den Jahr- 
büchern der deutschen Geschichte) I 490f. 


Zeitschrift für Rechtsgosonichte XXXVIII, Kan. Abt, VII. 


50 Karl Gottfried Hugelmann. 


spruch bezeugt, demzufolge dem Bischof von Trient eine 
ähnliche Beweisführung, wie wir sie oben bezüglich des 
Mainzer Erzbischofs kennen gelernt haben, auferlegt wurde, 
daß er nämlich gewisse Leute ‚‚pro excessibus et facinoribus 
kuis‘“ gebannt habe.!) 

Speziell bei Strafsentenzen (nicht nur Bannsprüchen) 
gegen die Kaiser bzw. Könige hat nicht nur zu Ende des 11. 
und Anfang des 12. Jahrhunderts unter Heinrich IV. und 
Heinrich V. sogar die ausdrückliche Erörterung der iusta 
causa eine große Rolle gespielt?), sondern auch im 13. Jahr- 
hundert hat Friedrich Il., so noch in seiner Enzyklika von 
1245, Gewicht darauf gelegt, auch die materielle Grund- 
losigkeit der päpstlichen Sentenz zu betonen.?) Wenn die 
iusta causa nicht ausdrücklich als Voraussetzung für die 
weltlichen Wirkungen der päpstlichen Sentenzen aufgestellt 
wird, so hat dies seinen einfachen Grund darin, daß solche 
Wirkungen eben überhaupt und für alle Fälle schlechter- 
dings bestritten werden.*) Dieser Standpunkt ist viel radi- 


!) Manche meinen allerdings, daß es sich hier um einen Spruch 
des weltlichen Gerichts des Bischofs, nämlich um eine Verfestung handelt; 
Yranklin, Reichshofgericht II 321, und Hinschius, System V 303 
Anm. 8. 

2) Vgl. Mirbt, Die Publizistik im Zeitalter Gregors VIL 8. 140. 
144 ff. 148f. 152ff. 218. Den Standpunkt, daß auch die ungerechte Sen- 
tenz zu respektieren sei, vertreten vor allem die Gregorianer Gebhard 
von Salzburg und Manegold von Lautenbach. 

3) Die Encyclica contra depoßitionis sententiam siehe MG. Const. 
11 362. Sie richtet sich formell allerdings nicht gegen die Verhängung 
des Bannes, sondern gegen die Absetzungssentenz; aber sie entwickelt 
Gedankengänge, welche m. E. auch für die Wirkungen des Bannes von 
Belang sind. Über die materielle Ungerechtigkeit der Sentenz heißt es 
im $ 7: Evidentem quoque et procedentis iniquitatem cause denotant, 
quas in sententia comprehendit...... A quibus nos incorruptibilis 
veritas et publica munimenta defendunt ...... Wenn Fried- 
rich hierauf nicht näher einzugehen braucht, so liegt dies nur an seinem 
viel radikaleren Standpunkt: vgl. die folgende Anm. 

4) Die Enzyklika Friedrichs II. spricht in nicht mißzuverstehender 
Weise den prinzipiellen Satz aus, daß kirchliche Strafsentenzen keine 
weltlichen Rechtswirkungen haben. Dies ergibt sich aus der Gegenüber- 
stellung der $$ 2 und 9. Letzterer erkennt die Wirkungen der kirch- 
lichen Zuchtmittel, auch wenn sie von einfachen Priestern aus»- 
gehen, für den geistlichen Bereich an; ersterer leugnet auch für den 
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kaler als derjenige, dessen Unmöglichkeit gegen die bis- 
her geläufige Auslegung unserer Sachsenspiegelstelle ins 
Treffen geführt wird. Man mag immerhin in Anschlag 
bringen, daß es sich in der Enzyklika um die Absetzung des 
Königs handelt, gegen die das weltliche Recht immer be- 
sonders empfindlich reagiert hat, und sich bewußt bleiben, 
daß für den Bann nicht ohne weiteres dasselbe gilt wie für 
andere Strafsentenzen. Aber wenn Friedrich II. noch 
25 Jahre nach der confoederatio für den ersten Fall den 
radikalen Standpunkt als etwas Selbstverständliches 
vertreten konnte, so ist nicht abzusehen, warum in Bezug 
auf den Bann nicht wenigstens der gemäßigtere, der alles 
auf die iusta causa abstellt und bei ihrem Vorhandensein 
Wirkungen für den weltlichen Bereich anerkennt, Eike von 
Repgau zuzutrauen sein soll. 

Was nun schließlich die Königswahl anlangt, so ist 
gerade bei ihr kurz vor dem Erscheinen des Sachsenspiegels 
die Exkommunikation als Grund für die Ausschließung vom 
passiven Wahlrecht geltend gemacht worden, nämlich von 
Innozenz III. in der berühmten Bulle Venerabilem (1202).}) 
Wie hat damals die deutsche Rechtsanschauung darauf 
reagiert’? Zunächst hat der exkommunizierte Philipp sein 


Papst das Recht, bei seinen Strafsentenzen gegen den König den geist- 
lichen Bereich zu überschreiten. $ 2. Nam etsi nos nostre catholice fidei 
debito suggerente manifestissime fateamur, collatam a Domino sacro- 
sancte Romane sedis antistiti plenariam in spiritualibus potestatem, 
quantumque quod abeit sit ipse peccator, ut quod in terra ligaverit sit 
ligatum in celis, et quod solverit sit solutum, nusquanı tamen legitur 
divina sibi vel humana lege concessum, quod transferre pro libito possit 
imperia aut de puniendis temporaliter in privacione regnorum regibus 
aut terre principibus indicure. $ 9. Spirituales autem penas per sacer- 
dotales nobis penitentias indicendas tam pro contemptu clavium quam 
pro aliis transgressionis humane peccatis, nedum a summo pontifice, 
quem in spirituslibus patrem nostrum et dominum profitemur, si tamen 
ipse nos filium debita relatione cognoscat, sed per quemlibet sacerdotem 
reverentes accipimus et devote servamus. 

Einmal blitzt übrigens der Gedanke, daB die iusta causa Voraus- 
setzung für die Wirksamkeit des über den König verhängten Banner sei, 
bei den Antigregorianern auf. Vgl. die Belege bei Mirbt a. a.0. S. 218. 


ı) Vom kanonistischen Standpunkte aus wird die Bulle unten im 
$ 6 berprochen werden. 
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Königtum behauptet, ohnedaß auf die angebliche Ex- 
kommunikation Bezug genommen wurde.!) Erst als er sich 
mit dem Papst aussöhnte, kam er in dem sogenannten 
Scriptum excusatorium ad pontificem?) im Jahre 1206 auf 
die Exkommunikation mit folgenden Worten zu sprechen: 
($ 9) Ad hoc, pater sanctissime, quod nos putamur a quibus- 
dam emulis nostris fuisse excommunicatione innodati ab 
antecessore vestro, nunquam verum esse scitote; et 
tantum praesumimus de mira honestate vestra et prudentia, 
quod si super hoc testimonium vestrum invocaremus, vos 
huius rei diceretis nos esse innocentes, quod utique vere 
dieere possetis. Et utinam apud ecclesiam triumphantem 
ab omni vinculo secrete excommunicationis sciremus nos 
esse solutos, sicut apud ecclesiam militantem, cuius nos 
membrum esse confidimus, vere scimus nos nullomodo un- 
quam manifeste fuisse ligatos! 

Es kann uns gewiß nicht in den Sinn kommen, hierin 
ein Zeugnis für unsere Auslegung des Sachsenspiegels zu 
erblicken, ebensowenig kann sie aber als Beleg für die gegen- 
teilige Auslegung herangezogen werden. Der König leugnet 
einfach die Tatsache der Exkommunikation und hat daher 
gar keinen Anlaß, zu der Frage der iusta causa Stellung 
zu nehmen, was übrigens in einem zur Versöhnung mit dem 
Papst bestimmten Schriftstück politisch höchst unklug ge- 
wesen wäre. Wenn man aber die Stelle dazu verwenden 
wollte, die Unterscheidung der excommunicatio latae sen- 
tentiae und ferendae sententiae zu belegen, so ist darauf 
zu erwidern, daß die secreta excommunicatio vor der eccle- 
sia triumphans keineswegs mit der excommunicatio latae 
sententiae gleichzusetzen ist. Denn letztere ist immerhin 
ein pro foro externo wirksames Rechtsinstitut, während die 
zitierte Stelle mit der secreta excommunicatio ganz offenbar 
auf einen nur pro foro interno wirksamen Zustand, auf den 
Zustand der Todsünde, auf den Verlust der Gnade an- 
spielen will.®) 

Wir fassen zusammen. Das deutsche Recht verhält 
sich lange Zeit hindurch ablehnend dagegen, kirchlichen 


1) Vgl. unten 8. 9. 2) MG. Const. II 10. 
3) Vgl. den gleichen Sprachgebrauch in c. 28 X v 35. unten S. 63. 
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Strafsentenzen gegen den König Wirkungen für den welt- 
lichen Rechtsbereich zuzuerkennen. Auch sonst fehlte es 
an einer generellen, solche Wirkungen verbürgenden reichs- 
rechtlichen Sanktion. Es war ein Erfolg der Hierokratie, 
daß es gelang, in der confoederatio cum principibus eccle- 
siasticis eine solche zu erwirken. Vor ihr finden wir zwar 
nur vereinzelte unmittelbare Zeugnisse für die Bedeutung 
der iusta causa, aber kein einziges gegenteiliges Zeugnis. 
Nach ihr überwiegen die gegenteiligen Zeugnisse, aber noch 
1245 hat in bezug auf die Absetzung des Königs Fried- 
rich II. den viel radikaleren Standpunkt vertreten, daß sie 
nach weltlichem Recht unwirksam sei, und das Jahr 1274 
bietet ein Beispiel für die Anwendung der Lehre von der 
iusta causa als Voraussetzung weltlicher Rechtswirkungen 
des Kirchenbannes. Umsomehr würde es einer entwick- 
lungsgeschichtlichen Betrachtung entsprechen, die ver- 
mittelnde Lehre im Sachsenspiegel zu finden, welcher zeit- 
lich der confoederatio so nahe steht, durch die hierokratischen 
Ansprüchen Rechnung getragen wurde, ohnedaß man es aber 
wagte, die Belanglosigkeit der iusta causa klipp und klar 
auszusprechen. 

Eine ganz besondere Stütze erfährt unsere Auslegung der 
Stelle — in welcher sie sich auch mit der von der politischen 
Lyrik der Zeit!) vertretenen Überzeugung deckt — dadurch, 
daß die Lehre von der Unwirksamkeit des ungerechten Bannes 
in einem dem Sachsenspiegel sehr nahestehenden Rechtsbuch, 
dem Sächsischen Weichbildrecht?), ausdrücklich und unzwei- 
deutig vorgetragen wird. Art. V $ 2 bestimmt: Welch man 
unbesprochen im weichbilde zu Sachzen in dem lande mit 
unrechte wirt in des babistes ban getan, oder von andern 
pfaffen von der gemeine der cristinheit gesundert wert, 
blibet er dorynne jar unde tag und mehr, er verlust domete 
nicht weder sien ere, noch sien lehn, noch sien recht; wen 
!) Von Reinmar von Zweter (Hagen, Minnes., II 200) und besonders 
vom Meisner (ebenda, III 89), vgl. unten S. 90 Anm. 2. 

2) Vgl. Eichmann, Acht und Bann S. 83ff., über die Datierung 
des Weichbildrechts Rosenstock, Ostfalens Rechtsliteratur unter Fried- 
rich II., S.108. — Auf die Bedeutung des Weichbildrechts für unsere Frage 


hat bereite mit Nachdruck verwiesen Köstler in der Besprechung des 
Fichmannschen Buches (Sav.-Ztschr., Germ. Abt. XXXI 515). 
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ban schadit der zelen unde nymt doch nymande den lip, 
wy lange er dorynne ist. Im Zusammenhang mit dieser 
klaren Bestimmung wird sich auch die vorangehende (Art. IV 
$ 5), derzufolge ‚‚sien recht verworcht‘“, der „zu banne ge- 
tan wirt mit rechte‘, kaum anders deuten lassen als im 
Sinne der gerechten Exkommunikation. 

Diese Stelle scheint uns von abschließender Bedeutung 
für unseren Beweisgang. Konnte man bei dem bisher bei- 
gebrachten Material immer noch einwenden, daß es sich 
teils nicht um päpstliche Sentenzen, teils zwar um solche, 
aber nicht um Bannsprüche, und wo um solche, doch nur 
um einer weit älteren Periode angehörende handelt: so liegt 
hier ein Zeugnis aus dem sächsischen Rechtsgebiet, und 
zwar ein dem Sachsenspiegel in jeder Hinsicht nahestehen- 
des vor, zugleich ein weiterer Beleg für die Bedeutung mit 
rechte = iuste und ein unwiderlegliches Beispiel für jene 
Lehre, die angeblich dem Sachsenspiegel von vornherein 
nicht zuzutrauen sein soll. Erinnern wir uns daran, daß 
uns nach rein philologischen Gesichtspunkten die Auslegung 
mit rechte im Sinne von iuste in der Verbindung in des 
paves ban mit rechte komen als wahrscheinlich erschien, 
so muß m.E. eine unbefangene Betrachtung des sächsischen 
Weichbildrechtes den letzten Zweifel an der Richtigkeit 
rlieser Auslegung beseitigen. Die Stelle des Sächsischen 
Weichbildes hat auch dem Glossator Nikolaus Wurm zu 
interessanten Ausführungen Anlaß gegeben, auf die wir 
später noch zurückkommen werden.!)?)?) 


I) Unten 8. 80. 

2) Abschließend sei auf eine (ebenfalls schon von Eichmann 
n.a. O. S. 91) erwähnte Baseler Urkunde aus dem Jahre 1405 verwiesen, 
welche — wenn auch in ganz anderer Formulierung — die weltlichen 
Rechtswirkungen des Bannes von dessen Rechtmäßigkeit abhängig 
macht: ist der in dem banne oder kumet dar in von sin selbs schulde 
wegen...... Die Urkunde ist abgedruckt bei Schnell, Rechtsquellen 
von Basel 183. Über weitere Fälle aus späterer Zeit vgl. Friedberg. 
De finium ... pag. 158n. 2; Bores, a. a. O. (oben S. 34 Anuı. 1), S. 63, 70ff. 

®) Mit Absicht wurde unter den Zeugnissen des deutschen Recht 
die von Alfons von Kastilien aufgeworfene Frage, ob der Kirchen- 
bann vom aktiven Königswahlrecht ausschließt, nicht herangezogen. 
Denn die Partei des Alfons vertritt bekanntlich in Bezug auf die Kö- 
nigswahl einen so ausschließlich kanonistischen Standpunkt (es ist das 
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Vorher aber wollen wir uns nun, nachdem wir den Sinn 
unserer Sachsenspiegelstelle aug deutschen Quellen er- 
schlossen haben, der Untersuchung zuwenden, wie sie sich 
zur Lehre der Kanonisten verhält. 


5. Die Lehre der Dekretisten bis auf 
Johannes Teutonicus. 


Rolandus, Rufinus, Huguccio, Stephan von Tournay 
und Bernhard von Pavia vertreten nach Hilling (Die Be- 
deutung der iusta causa für die Gültigkeit der Exkommuni- 
kationssentenz, Archiv für katholisches Kirchenrecht 85.Bd. 
S. 246ff.) die Ansicht, daß das Verkehrsverbot Folge jeder 
publica excommunicatio, gleichgültig ob iusta oder iniusta, 
sei (vgl. Eichmann a.a.0.S.324). Nach unseren bis- 
herigen Untersuchungen vermöchte dieser Umstand, selbst 
wenn erim vollen Umfang zuträfe, nicht entscheidend 
ins Gewicht zu fallen. Nun glauben wir aber sogar zeigen 
zu können, daß die oben angeführte Behauptung nur mit 
großen Einschränkungen richtig ist, und dies ist immer- 
hin als ein unsere Auslegung unterstützendes Moment nicht 
ganz unerheblich, für das Verhältnis des Sachsenspiegels 
zum kanonischen Recht aber von besonderem Interesse. 

Bei Magister Rolandus kommt m. E. zunächst nicht die 
von Hilling beigebrachte Stelle, sondern vielmehr C. IX 
a.1 (ed. Thaner p. 23) in Betracht. Die Stelle lautet: Hic 
primum quaeritur, an ordinatio facta ab excommunicatis 
rata haberi possit. Excommunicatorum quidam nominatim 
excommunicantur, quidam non. Item eorum, qui ordinantur 
ab excommunicatis, alii ex ignorantia, alii ex contumacia. 
Ordinatio ergo ab excommunicatis facta, si ab eo, qui eum 
excommunicatum ignorabat, fuerit suscepta, ex misericordia 
tolerari potest. Si vero contumaciter ab eo, quem scit ex- 
communicatum, ordinem susceperit, huius ordinatio de iure 
tolerari non poterit. Hier legt Rolandus allerdings auch 
einzigemal, daß die Lehre von der maior et sanior pars angerufen wird), 
daß sie als Zeuge für deutsche Rechtsanschauungen kaum in Betracht 
kommt. Übrigens kann ich nicht finden, daß die genannte Partei zwischen 
der Wirkung der sententia a canone und ab homine einen bewußten 


Unterschied macht. Vgl. den Entwurf der Bulle Qui celum $ 11 (Kram- 
mer, Quellen zur Geschichte der deutschen König:wahl S. 89). 
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darauf Gewicht, ob die Exkommunication nominatim er- 
folgte oder nicht, also mit rechte in der Deutung Eich- 
manns oder nicht. Wer aber in den tieferen Sinn der 
Stelle eindringt, dem kann nicht entgehen, daB das eigent- 
liche Unterscheidungsmerkmal, der tiefere Grund für die 
Anerkennung der von einem Exkommunizierten vorgenom- 
menen Ordination in der bona fides des Ordinierten liegt. 
Rolandus nimmt, und gewiß mit Recht, an, daß diese bona 
fides bei nominatim Exkommunizierten in der Regel nicht 
vorhanden sein wird. Es würde aber dem Sinne und dem 
Wortlaut seiner Lehre widerstreiten, die Nichtanerkennung 
bei nominatim Exkommunizierten auch dann zu behaupten, 
wenn im Einzelfalle trotzdem die bona fides erweislich wäre. 

Es ist übrigens zu beachten, daß Rolandus für ver- 
schiedene Fragen verschiedene Abgrenzungen der Exkom- 
munikation vornimmt. Stellt er es für die Frage der Rechts- 
gültigkeit einer von einem Exkommunizierten vorgenomme- 
nen Ordination auf die bona fides des Ordinierten ab, unter- 
scheidet also für den Regelfall, allerdings auch nur für diesen, 
die nominatim und nicht nominatim Exkommunizierten, 
so finden wir bei Behandlung der Frage, ob jeder Priester 
von der Exkommunikation absolvieren kann (C. 26 q.6, ed. 
Thaner p. 11), eine andere Einteilung. Für diese Frage 
werden allerdings (wie es Eichmann als herrschende Lehre 
darstellt) die ipso iure manifeste und die nominatim Ex- 
kommunizierten gleichgestellt: nominatim igitur ab episcopo 
excommunicatos, vel quos manifestum est ipso iure in cri- 
men anathematis incidisse, sacerdos absque mandato 
episcopi excommunicatoris sive eius superioris ..... ab- 
solvere non valet, nisi absente episcopo mortis periculum 
ei immineat ......... 

Die Frage der iusta causa wird an diesen Stellen nicht 
aufgeworfen, und mancher wird vielleicht versucht sein, 
daraus zu schließen, daß sie Rolandus für belanglos hält. 
Dieser Schluß verliert aber an Beweiskraft, wenn wir er- 
wägen, daß Rolandus keine einheitliche Abgrenzung der 
Arten der Exkommunikation vornimnit, ganz entsprechend 
ılem allgemeinen Charakter der mittelalterlichen Jurispru- 
denz, deren Distinktionen keineswegs eine durchgreifende 
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systematische Bedeutung beanspruchen. Wie er einmal auf 
die nominatim erfolgte, ein andermal auf die publica ex- 
communicatio (nach der späteren Terminologie) das Schwer- 
gewicht legt, so kann bei einer dritten Frage sehr wohl die 
iusta causa, .die bei den beiden ersten belanglos war, eine 
Rolle spielen. 

Tatsächlich findet sich bei Rolandus auch eine Stelle, 
an der er der iusta causa eine gewisse Bedeutung zuerkennt, 
und zwar merkwürdigerweise gerade die Stelle, auf die sich 
Hilling zum Erweise des Gegenteils beruft: C. XI q.3 
(ed. Thaner, p. 26). Wir wiederholen, daß wir diese Stelle 
für den uns interessierenden Fall nicht in erster Linie für 
maßgebend erachten, weil sie nicht von den Wirkungen des 
Bannes im allgemeinen spricht, sondern ganz speziell die 
Mißachtung der Zensur durch den von ihr betroffenen Kle- 
riker behandelt, wofür natürlich besonders scharfe Bestim- 
mungen gelten müssen. Immerhin ist selbst hier die iusta 
causa der Exkommunikation nicht ganz belanglos. Rolandus 
unterscheidet die iusta bzw. iniusta excommunicatio (bzw. 
censura überhaupt) nach drei Richtungen : sie kann iniusta ex 
animo excommunicatoris sein, der sich von einem unerlaub- 
ten Motiv leiten ließ, ex ordine, wenn das Verfahren mangel- 
haft war, ex causa, wenn der behauptete Exkommunikations- 
grund in Wirklichkeit nicht vorliegt (d.h. also offenbar, wenn 
bei formell richtigem Verfahren der Sentenz ein Tatsachen- 
irrtum zugrunde liegt). Nach der Lehre des Magisters soll 
nun den Kleriker für die Mißachtung der über ihn ver- 
hängten Zensur die Deposition treffen, wenn die Zensur 
auch nur in einer der drei Richtungen eine iusta war. Dabei 
wird folgende weitere Unterscheidung gemacht: wenn die 
Mängel ex animo und ex ordine oder ex causa und ex ordine 
zusammentrefien, ist der clericus irrecuperabiliter deponen- 
dus, wenn aber die Mängel ex causa und ex animo zu- 
sammentreffen, nur recuperabiliter. 

Alles in allem ergibt sich also, daß Rolandus nicht: als 
Zeuge für die unbedingte Belanglosigkeit der iusta causa 
angerufen werden kann, daß er für verschiedene Zwecke ver- 
schiedene Distinktionen der Exkommunikation macht, und 
daß ein vollständig sicherer Schluß, wie er in dem im 
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Sachsenspiegel behandelten Fall entscheiden würde, nicht 
möglich ist.!) 

Wenden wir uns nunmehr Rufinus zu, welchen Hilling 
geradezu als Kronzeugen ins Treffen führt. Bei ihm ist 
allerdings gleichmäßiger als bei Rolandus das Schwer- 
gewicht auf die Unterscheidung von nominatim und non 
nominatim (generaliter) Exkommunizierten gelegt. Zu C. 26 
q. 6 (ed. Singer, pag. 428) betont er, daß der vom Bischof 
nominatim Exkommunizierte von einem einfachen Priester 
nur in articulo mortis und episcopo absente absolviert wer- 
den darf; vom manifeste, aber nicht nominatim Exkommuni- 
zierten ist dabei nicht die Rede. Ebenso kann wohl kein 
Zweifel bestehen, daß nach den Darlegungen zu C. IV (ed. 
Singer, pag.273) nur der nominatim Exkommunizierte pro- 
zeBunfähig ist: Qui secundum canones infames sunt, alii sunt 
infames ex criminis conditione, alii ex sententia excom- 
municationis ...... q. 1. Certum est, quia, quamdiu in 
excommunicatione aliquis constitutus est, pro quacun- 
que causa fuerit excommunicatus, ad accusationem ad- 
mitti non debet. 

Aus der zuletzt zitierten Stelle klingt ferner bereits 
sehr deutlich die Lehre von der Wirksamkeit der Exkom- 


ı) Hilling (a.a.O. 8.270) legt großes Gewicht auf eino Stelle 
aus den Sentenzen Rolands Bandinelli. Sie lautet: Quodcumque liga- 
veris super terram iusticia alligacionis, non tamen merito vite, erit ligu- 
tum et in velo, id est talis ligatio placebit deo, non quidem ratione ligantis, 
sed ratione ligationis. Aus dieser Stelle spricht allerdings die schwer 
verständliche Anschauung, daß eine unverdiente Exkommunikation unter 
Umständen sogar vor Gott Wirkungen haben könne (ganz anders hat, 
wie wir im nächsten Paragraphen schen werden, Papst Innozenz IIL ge- 
dacht). Keineswegs aber folgt daraus die Belanglosigkeit der iusta causa, 
da doch im Gegenteil die iustitia alligacionis betont wird, die Exkommu- 
nikation, wie auch Hilling zugibt, ‚‚in äußerlich rechtmüßiger Weise‘ 
erfolgt sein muß. Das wäre aber zum mindesten dann nicht der Fall, 
wenn sie auf eine evident iniusta causa gestützt wird, wie in den von 
Gandulphus angeführten Fällen, auf die wir sofort (S. 60) zu sprechen 
kommen, aber auch dann nicht, wenn der Tatbestand unter Verletzung 
der prozessualen Vorschriften erhoben und hiedurch ein Tatsachen- 
irrtum (vgl. unten S. 67f ) hervorgerufen wurde. Wenn man dies erwägt, 
kann die Stelle aus den Sentenzen alles andere eher belegen als die 
unbedinete Belanglosigkeit der iusta causa für die Exkomnıunikation. 
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munikationssentenz ohne Rücksicht auf die iusta causa an, 
worauf Hilling so großes Gewicht legt, wenngleich der von 
Rolandus behandelte Fall des Tatsachen- (nicht des Rechts-) 
Irrtums nicht ausdrücklich erwähnt wird. Und die syste- 
matische Darstellung dieser Frage zu C. 11 q. 3 läßt nicht 
den mindesten Zweifel, daß der Magister — allerdings auch 
wieder nur für den Exkommunizierten selbst, siehe oben 
S. 67 — jede Exkommunikationssentenz für rechtsverbind- 
lich hält, auch die iniusta, was er nach dem überkommenen 
Schema (iniusta ex ordine, ex causa, ex animo) in allen er- 
denklichen Variationen wiederholt. Tunc quidem ..... 
sententia (scil. iniusta ex causa) poterit retractari, interea 
tamen contempni non debet. 

Die sonach zweifellos vorhandene Neigung des bedeu- 
tenden Kanonisten, der iniusta causa keine Bedeutung für 
die Wirksamkeit des Kirchenbannes zuzuerkennen, wäre 
natürlich schon an sich kein Beweis gegen die Richtigkeit 
unserer Auslegung des Sachsenspiegels. Sie ist ein solcher 
aber umso weniger, weil auch die neue Auslegung mit 
der Lehre des Rufinus in Widerspruch gerät. Denn in weite- 
rer Darlegung zu C.II q. 3 befaßt sich unser Magister ex 
professo mit dem Verkehrsverbot. Dieses gilt nach ihm nur 
für die schwerste Form der Exkommunikation, die excom- 
municatio tertia oder anathematizatio. Aber auch diese 
letztere braucht nicht notwendig nominatim, sie kann auch 
generaliter erfolgen. Im ersten Fall zieht die Übertretung 
des Verkehrsverbotes Exkommunikation, im zweiten arbi- 
träre Strafe nach sich. Nur der erste Fall fällt unter den 
Satz des Sachsenspiegels nach der von uns bekämpften 
Auslegung, während im Sinne des Rufinus gewiß auch der- 
jenige, der einen generaliter anathematizatus zum König 
wählt, wegen Übertretung des Verkehrsverbotes kirchlicher 
Strafe verfällt.!) 


1) Weiter muß noch darauf aufmerksam gemacht werden, daß auch 
bei Rufinus die Distinktion der Exkommunikation nach dem Merkmal, 
ob sie nominatim erfolgte oder nicht, nicht ganz einheitlich durchgeführt 
wird. Gerade zur C.9 q. 1, bezüglich deren diese Unterscheidung bei 
Rolandus verhältnismäßig am stärksten zur Geltung kommt, finden wir 
bei Rufinus (ed. Singer, pag. 312) eine ganz andere Unterscheidung. Nach 
ihm kommt es zunächst darauf an, ob der exkommunizierte Ordinator 
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Stephanus Tornacensis bringt — wenigstens soweit sich 
nach Schultes (sehr mangelhafter) Ausgabe beurteilen läßt 
— zu unserer Frage keine selbständige Ansicht, sondern 
wiederholt in der Hauptsache nur (Paucapalea und) Rolan- 
dus, kann also nur mit denselben Vorbehalten wie letzterer 
als Zeuge im Sinne Hillings gelten.!) 

Anders steht es allerdings mit Huguccio. Zwar mit der 
von Hilling (a. a. O. S. 274 Anm. 1) mitgeteilten Stelle 
für sich allein ließe sich die angebliche Lehre von der voll- 
ständigen Belanglosigkeit der iusta causa nicht belegen. 
Die Stelle lautet: Sophistice incedit magister (i. e. Gratian, 
der, worauf wir noch zurückkommen werden, die Unwirk- 
samkeit der excommunicatio ex iniusta causa auf das be- 
stimmteste lehrt), quia in illo capite fuit lata sententia ex- 
communicacionis ab heretico et sic a iudice non suo, et ideo 
neminem potuit ligare quoad deum vel ecclesiam; vel Gra- 
tianus fuit in eadem oppinione cum Gandulfo, 
qui dicebat excommunicacionem latam, quia quis 
fecit bonum vel quia non fecit malum vel obaliud 
ad rem non pertinens, sc. excommunico te, quia 
deum diligis, vel quia patrem tuum non inter- 


erst nach oder schon vor seiner eigenen Konsekration in die Exkonımuni- 
kation verfiel. Im letzteren Fall soll die von dem Exkommunizierten 
vorgenommene Ordination gänzlich wirkungslos (omnimodo irrita) sein, 
et quantum ad veritatem sacramenti, et quantum ad executionem officii. 
im ersten Fall ist die Ordination hingegen quantum ad vzritatem sacra- 
menti immer wirksam; quantum ad executionem officii aber treten 
weitere Distinktionen ein. Handelt es sich nämlich um solche Ordinierte, 
die im Augenblick der Ordination mit dem Ordinator in scismate waren, 
oder haben andere nur aus negligentia, timor oder dergleichen die Ordi- 
nation von einem Exkommunizierten empfangen, ex dispensatione (non 
secundum rigorem canonum) ordinatio recipietur, welche Regel aber 
eine Ausnahme erleidet, wenn sie symoniace a symoniacis oder ab here- 
siarchis nominatim excommunicatis (nur ganz nebenbei kommt also 
diese Unterscheidung zur Geltung) vel ab invasoribus sedium aliorum 
ordiniert wurden. Hat jedoch ein in ecclesia Befindlicher (nicht Exkommu- 
nizierter) pro contemptu ecclesiae die Ordination von einem (nach der 
Konsekration) Exkommunizierten genommen, so tritt die erwähnte dis- 
pensatio keinesfalls ein, die Ordination bleibt quantum ad executionem 
officii inefficax. 

I) Nur zu Causa IV ist er selbständiger, aber auch hier fallen seine 
Ausführungen für unsere Frage nicht entecheidend ins Gewicht. 


In den ban mit rechte komen. 61 


ficis, vel quia Padus currit, non tenere nec li- 
gare. Huguccio referiert hier — soweit es nach der von 
Hilling mitgeteilten Stelle scheint, keineswegs ablehnend 
— eine sehr interessante Lehre des Gandulphus!), die sich 
wohl in einer der moderneren Theologie geläufigen Termino- 
logie dahin formulieren ließe, daß die iniusta causa die Ex- 
kommunikation wirkungslos macht, wenn die Ungerechtig- 
keit des Spruches ad evidentiam klar ist. 

Diese Lehre, welche wir nur aus dem Referat des 
Huguccio kennen, bleibt für uns von hohem Interesse. 
Huguccio allerdings schließt sich ihr nicht an, wie aus einer 
Reihe von Stellen hervorgeht, deren Kenntnis ich gütiger 
Mitteilung Herrn Professors Gillmann in Würzburg, des 
besten Kenners dieses Kanonisten, verdanke. Die wichtigste?) 


1) Vgl. über ihn Schulte, Geschichte der Quellen und Literatur 
des kanonischen Rechts, 1. Bd. 8.132. Gandulphus war ein keineswegs 
unbedeutender Kanonist, vielmehr von großer Originalität, vielleicht der 
Lehrer Hugucoios. Seine Ansicht verdient daher volle Beachtung; daß 
sie auf die späteren Kanonisten von Einfluß war, werden wir in den 
beiden folgenden Paragraphen sehen. 

3) Auch an vielen anderen Stellen lehrt Huguccio mit voller Un- 
zweideutigkeit die Belanglosigkeit der iusta causa für die Rechtewirk- 
samkeit der Exkommunikation. So zum Dictum Gratiani in pr. q. 3 
C. XI (De sententia excommunicationis sive suspensionis hoc idem: 
Qualitercunque et quibuscunque modis sit iusta vel iniuste, semper 
tenet et ligat, dummodo proferatur a iudice suo et ante appellationem; 
l.c.£. 172° col.2), zu c.1 eod. (l.c.), zu c. 4 eod. (In hoc cap. dicitur, 
quod si episcopus excommunicat aliquem iniuste etiam quoad animum 
et causam et ordinem, ille tamen debet haberi pro exoommunicato et 
debet inde conqueri concilio vel metropolite et tunc debet oognosci, an 
iniuste vel iuste sit excommunicatus et ante cognitionem o&use nemo 
debet ei communicare; 1. c.f. 172° col. 1), zu 0.27 eod. (..... Set 
dico, quod aliter est in sententia excommunicationis quam in aliis et 
multa specialia attenduntur in ea, inter que hoc est precipuum, quia 
semper tenet et ligat, etiam iniuste, et hoc ideo, ne quis contempnat 
vicula ecclesiastica ...... Similiter tenet et ligat, ex quacungue causa 
fiat, ut: Ego excommunico te vel quia deum coluisti, vel quis eleemosi- 
nam vel aliud bonum fecisti et huiusmodi. G(andulphus) tamen dicebat, 
quod talis excommunicatio non tenet, nisi talis causa subiciatur, pro 
qua quis sit dignus excommunicari. Set nunquid qui iniuste est excommu- 
nicatus et sine causa, debet in sua absolutione prestare iuramentum de 
stando mandatis ecclesie? Credo, quod sic, si de hoc non constat; »i 
autem de hoc constat, scil. quod iniuste est excommunicatus, non oredo, 
quod debeat exigi iuramentum ab eo ...... ;l.c.f. 175” col.]). 
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für unsere weiteren Ausführungen, die sich unmittelbar an 
die von Hilling mitgeteilte, oben zitierte anschließt, lautet: 
Set contrarium teneo et dico, quod sententia excommuni- 
cationis lata a iudice proprio ante appellationem valet et 
ligat, qualitercunque causa exprimatur vel non exprimatur, 
ut: Excommunico te, quia deum deligis, vel: quia patrem 
tuum non interficis, vel: quia Padus currit et huiusmodi 
(Cod. Vat. lat. 2280 f. 180” col.2). Hier ist allerdings die 
Lehre, daß die iusta oder iniusta causa für die Wirkung 
der Exkommunikation belanglos ist, auf die äußerste, fast 
absurde Spitze getrieben. 

Das Ergebnis unserer Übersicht läßt sich dahin zu- 
sammenfassen, daß in der Theorie der Dekretisten, allerdings 
mit Ausnahme gerade des bedeutenden Huguccio, immerhin 
noch Anklänge an die Bedeutung der iusta causa für die 
Wirksamkeit der Exkommunikationssentenz vorhanden sind, 
wobei wir vorläufig von Johannes Teutonicus absehen. Es 
müßte ja auch von vornherein wundernehmen, daß eine 
Lehre, welche die große Autorität des Gratianischen Dekrets 
(vgl. die dieta Gratiani post c. 40 und 64 C. XI q.3) für 
sich hatte, in der Kanonistenschule des nächsten halben 
Jahrhunderts gar keine Spuren hinterlassen haben sollte. 
Es ist gewiß sehr interessant, daß die erste abschließende 
Zusammenfassung des kanonischen Rechtsstoffes jene An- 
sicht rezipierte, die, wie wir gesehen haben, kurz vorher 
im Kampfe gegen das Papsttum von den Anhängern des 
Königs gelegentlich ins Treffen geführt worden war. Wohl 
war ihr Paucapalea entgegengetreten und es war ihm ge- 
lungen, ihr die Herrschaft zu entreißen, aber nicht, alle 
Spuren von ihr aus dem kirchlichen Rechtsbewußtsein zu 
tilgen. 

Im Besitze dieser Erkenntnis wollen wir uns nunmehr 
jenen Kanonisten zuwenden, die wir als Zeitgenossen Eikes 
und zwar als solche ansprechen dürfen, zu denen er in irgend- 
welchen äußeren Beziehungen stand. Zunächst kommt der 
große Schüler Huguccios, Papst Innozenz III., in Betracht, 
und zwar ebensowoll seine Tätigkeit als kirchlicher Gesetz- 
geber wie seine Politik im Thronstreit nach 1198, in dem 
die Frage des Kirchenbannes eine so große Rolle spielte. 
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Werden wir vielleicht auch hier, im 13. Jahrhundert, einen 
ähnlichen Gleichklang entdecken, wie zwischen der Partei 
Heinrichs und der Lehre Gratians ? 


6. Die Politik Innozenz’ III. und die Lehre 
der Dekretalisten. 


In die Dekretalen Gregors IX. sind eine Reihe von Ent- 
scheidungen Innozenz’ III. übergegangen, welchen für un- 
sere Frage grundsätzliche Bedeutung zukommt: c. 36 I 29, 
c. 13 II 13, cc. 28, 40, 44, 48 V 39.1) Alle diese Dekretalen 
hat schon Hilling besprochen, aber m.E. nicht ganz zu- 
treffend gewürdigt. Wir müssen sie daher — wenn auch in 
aller Kürze — uns nochmals vergegenwärtigen, wobei wir 
die geschichtliche Reihenfolge einhalten wollen. 

Im Jahre 1199 verneint Innozenz III. in einem Schrei- 
ben an den Abt von St. Andreas (c. 28 Xv 39) die Frage, 
„ob ein Exkommunizierter, der trotz seiner reumütigen Ge- 
sinnung und trotz seines Verlangens nach der Absolution 
dennoch ohne die letztere gestorben ist, von der Kirche für 
absolviert zu betrachten ist‘, mit der Begründung, daß ex 
sola culpa ligetur quis quoad Deum apud triumphantem 
ecclesiam, ex sola vero sententia ligetur quoad hominem 
apud ecclesiam militantem, weshalb der Exkommunizierte 
apud homines non absolvitur, nisi quando vinculum sen- 
tentiae relaxatur; im Verlauf der weiteren Darlegungen ver- 
weist nun der Papst darauf, daß die gleiche Divergenz mit- 
unter schon bei Verhängung des Kirchenbannes Platz greift, 
daß bisweilen qui ligatus est apud Deum, apud ecclesiam 
sit solutus et qui liber est apud Deum, ecclesiastica sit sen- 
tentia innodatus, was sich ganz selbstverständlich aus der 
Unfehlbarkeit göttlichen und aus der Fehlbarkeit mensch- 
lichen Urteils ergebe. Im Jahre 1201 behandelt der Papst 
(c.13 II 13) einen schwierigen Rechtsfall, in dem eine Ehe- 
frau, welche ihren Mann verlassen hat, gegen die angesuchte 
Restitution die Einrede der Ungültigkeit der Ehe aus dem 


1) Vgl. die kritischen Nachweise für diese Dekretalen mit Aus- 
nahme der letzten bei Potthast, Regesta Pontificum 4072, 1560, 690, 
1830, 3668. c. 36 T 29 und c. 48 V 39 wurden schon in die Compilatio IV, 
die anderen in die Compilatio IIl aufgenommen. 
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Hindernis der consanguinitas erhebt, und verwirft die An- 
wendung von Zwangsmaßregeln vor Untersuchung der Ein- 
rede, wobei er bemerkt, daß frustra in tali casu adiudicare- 
tur restitutio spoliato, quum illa contra Deum non debeat 
in hoc iudicio obedire, sed potius excommunicationem hu- 
militer sustinere. Dem Jahre 1206 gehört c. 40 V 39, ein 
Schreiben an den Erzbischof von Sens an, in welchem fol- 
gende Entscheidung getroffen wird: in der Regel kann der 
Exkommunizierte eine Überprüfung der Rechtmäßigkeit der 
Sentenz nur in der Weise erlangen, daß er demütig um Ab- 
solution bittet (hiedurch ihre Wirkung pro foro externo 
anerkennend), worauf er zuerst (nötigenfalls vom Oberen) 
absolviert und sohin erst die Rechtmäßigkeit der Sentenz 
geprüft wird; anders soll es sich nur verhalten, wenn ent- 
weder die Exkommunikation bei bereits anhängiger Appel- 
lation verhängt wurde, oder wenn der Appellant sich darauf 
beruft, in forma excommunicationis intolerabilem errorem 
fuisse patenter expressum, in welchen Fällen der Appellant 
auch ohne Bitte um Lossprechung zum Beweise zugelassen 
ist. Im Jahre 1209 kam Innozenz bei Besprechung eines 
ganz ähnlichen Falles, wie er dem c. 13 II 13 zugrunde liegt, 
wieder auf dieselbe Frage zurück (c. 44 V 39): wenn ein 
Ehemann in einer nach seiner Überzeugung ungültigen Ehe 
lebt, vom kirchlichen Richter aber, da ihm der prozessuale 
Beweis nicht gelingt, zur Fortsetzung der Ehe angehalten 
wird, seien drei Fälle zu unterscheiden; bei nur leichtem 
Zweifel soll der Ehemann die eheliche Gemeinschaft in 
vollem Umfang fortsetzen, bei stärkerem Zweifel das debi- 
tum coniugale zwar leisten, aber nicht fordern, bei voller 
Sicherheit der Ungültigkeit aber unter Todsünde zur Mei- 
dung jeden ehelichen Verkehrs gehalten sein und, ehe er 
eine Todsünde begeht, selbst die (offenbar als Exekutions- 
schritt zu gewärtigende) Exkommunikationssentenz ertra- 
gen. Aus dem folgenden Jahre (1210) haben wir eine ganz 
ähnliche Entscheidung wie c. 40 V 39; der Papst schreibt 
dem Erzbischof von Rouen (c. 36 I 29), daß eine Prüfung 
der Rechtmäßigkeit des Bannspruches ohne Bitte um Los- 
sprechung zulässig sei: a) wenn die Sentenz bei anhängiger 
Appellation erfolgte, b) wenn der Exkommunizierte asserit 
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in excommunicationis sententia intolerabilem errorem pa- 
tenter expressum, c) wenn der excommunicans selbst die 
Abführung der Beweise über die Rechtmäßigkeit beantragt, 
in welchem Fall sofort zu absolvieren und hierauf das Ver- 
fahren durchzuführen ist. Schließlich gehört in diesen Zu- 
sammenhang auch ein Beschluß des vierten Lateranensi- 
schen Konzils (1215, c. 48 V 39); hier wird den Obereu 
eingeschärft, bei Vermeidung des einmonatlichen Interdikts 
ab ingressu ecclesiae nur nach vorschriftsmäßiger commonitio 
und bei Vermeidung der eigenen Exkommunikation und 
anderer arbiträrer Strafen nur ex manifesta et rationabili 
causa zu bannen. 

Überblicken wir diese Entscheidungen im Zusanmen- 
hang, so zeigt sich allerdings ein mit großer Geistesklarheit 
und logischer Folgerichtigkeit durchgeführtes Bestreben, die 
Belanylosigkeit der iusta causa excommunicationis für die 
Wirkungen pro foro externo als Regel durchzuführen. 
Nebenbei sei bemerkt, daß in dieser scharfen Scheidung 
der Wirkungen quoad Deum und quoad homines, in der Ver- 
pflichtung, lieber die Exkommunikation zu ertragen als 
schwer zu sündigen, der Primat des Gewissens eine feier- 
liche Anerkennung gerade durch den Papst erfahren hat, 
der die Kirche zur stärksten politischen Wirksamkeit ge- 
führt hat.!) Was aber für uns hier wichtig ist, ist ein 
anderer Punkt, und zwar gerade jener, in dem wir Hilling 
widersprechen müssen: so restlos, wie von seinem Lelı- 
rer Huguccio, ist der Grundsatz von Innozenz nicht durch- 
geführt, im Falle schweren und offenkundigen Irrtums ist 
eine Ausnahme zugelassen. Es ist nicht angängig, über 
diese Ausnahme, welche ähnlichen Gedanken wie die 
von Huguccio zurückgewiesene Ansicht Gandulphs ent- 


1) In erhebender Weise bringt den Primat des Gewissens die Glosse 
zum Ausdruck. Vgl. gl. tolerari zu c. 13 X ıı 13: Quo ad Deum soluta 
est (scil. anima, nämlich im Fall ungerechter Exkommunikation), nec 
nocet ei vilis sepultura. potius enim est consulendum animae quam cor- 
pori, et in tali casu ubi mulier certa est, potius debet Deo obedire quam 
iudici, secundum consilium Papae. Ferner gl. humiliter sustinere zu 
c.44 XV 39: sed potius debet omnia mala pati, quamı contra conscien- 
tiam peccatum operari mortale. 
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springt!), ohne jedes Wort hinwegzugehen. Wir haben 
hier festzustellen, daß sehr kurz vor Entstehung 
des Sachsenspiegels der Papst selbst eine Ansicht 
vertritt, welche sich mit der Eikes in unserer 
Auslegung zwar nicht deckt, ihr aber doch einige 
Schritte entgegenkommt. 

Die große Bedeutung dieser Ausnahme haben die Glos- 
sen?) zu cc. 40 und 48 Xv 393) klar erkannt, und ich 
kann Hilling durchaus nicht beipflichten, wenn er 
über dieselben (a.a.O. S. 522) mit der Bemerkung, daß 
gie „nur einen sehr geringen Wert haben“, hinweggeht. — 
Die erstgenannte Glosse führt zu den Worten intolerabi- 
lem errorem aus: error intolerabilis potest diei quodlibet 
peccatum, ut si excommunicet ideo quia non furatur, 
vel quia non ducit ei aliquam meretricem, vel quia non 
est inobediens suo praelato, vel si praecipiat aliquod 
impossibile, vel turpe, ut dietum est, talis sententia nulla 
est, nec aliquam obligationem inducit de facto, vel de 
iure simi. sup. de pact. c. ulti. arg. contra sup. de condi. 
oppo. c. ultim. in fi.) Vin.?) haec intelligit tantum de errore 


- m nn 


!) Dies erkennt aufs schärfste die Glosse, worauf wir im Text 
sofort zurückkommen werden. 

2) Ich benutze die Druckausgabe des glossierten corpus iuris cano- 
niei Venetiis MDCIIII ‚sub signo aquilae renovantis““. 

8) Auf eine weitere Glossenstelle kommen wir unten S. 90 Anm. 2 
zu sprechen. Vel. auch oben S. 65 Ann... 

4) Die beiden zitierten Belegstellen sind juristisch nicht beweis- 
krüftig. Die erste, c. 8 X ı 35 (de pactis), behandelt (nach den Worten 
der Summariums) die Unwirksamkeit einer pactio in spiritualibus, vel 
quae peccatum inducit, vel turpis, seu de re turpi, vel imposseibilis de 
iure vel de facto. Die zweite, c.7 X ıv 5 (de cond. appos. in despons. 
vel in aliis contractibus), hat (nach den Worten des Summariums) folgen- 
den Inhalt: Si in contractu matrimonii apponitur conditio turpis vel 
imposribilis, habetur pro non adiecta, nisi sit contra subetantiam matri- 
monii, quia tunc vitiat contractum. 

5) Die Sigle Vin. bezeichnet offenbar Vincentius Hispanus. Vgl. 
über ihn Schulte a.a.0O. 1. Bd. S. 191ff., 2. Bd. S. 75; v. Scherer, 
Handbuch des Kirchenrechtes, 1. Bd. S. 262. Sachlich ist die folgende 
Stelle nicht ganz verständlich. da ja die angeführten Beispiele offenbar 
einen intolerabilis error iuris enthalten. Es dürfte wohl vor tenet ein 
nun zu ergänzen sein. 
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ut si dicat sic, excommunico illum, quia non adulteratur, 
quia non interfecit illum, tenet excommunicatio. Item in- 
tolerabilis potest dici error, si expresse pronunciatur contra 
ius scriptum, ut si dicat, pronuntio excommunicationem 
valere, quia est lata post appellationem legitimam, et a 
tali sententia non est necesse appellare (folgen Zitate) et 
idem est dicendum ubicumque ponitur iudicium retro nul- 
lum fuisse, nisi velit quis ad cautelam appellare (Zitate). 
secus est si erforem non exprimit in sententia et tamen 
pronunciaret contra ius, tenet quidem tunc sententia, nisi 
fuerat appellatione suspensa (folgen Zitate). sed si error 
est in facto, ut si hoc modo dicatur, excommunico te, quia 
expoliasti talem, licet manifeste sit falsum, tenet sententia, 
quia talis causa possibilis est, licet sit falsa, nec continet 
erTorem, et sententia sive iusta sive iniusta timenda (folgen 
verschiedene Beispiele aus dem Zivilrecht). Ioan.!) Quid 
ergo dices? Credo quod in sententia excommunicationis 
lata per errorem facti (ut dictum est) tutius sit quod teneat, 
et quod absolvatur quo ad ecclesiam, vel saltem ad caute- 
lam, quia quo ad Deum non est ligatus, nisi contemnet 
eam (Zitate). Aus dieser Glosse geht aufs deutlichste her- 
vor, welch großes Gewicht die Doktrin des 13. Jahrhunderts 
auf die von uns hervorgehobene, von Hilling vernach- 
lässigte Ausnahme legte, indem sie die Voraussetzungen 
nach beiden Richtungen (intolerabilis und patenter expres- 
su8 e!Tor) zu umgrenzen suchte. Sie ist aber ganz besonders 
interessant deshalb, weil noch bei den Dekretalisten die 
Ansicht Gandulphs (oben S. 60) widerklingt, und weil der 


ı) Wie oben durch ein Zitat aus Hispanus, unterbricht hier der 
Glossator — wohl Bernhard von Botone — seine Darstellung anscheinend 
durch ein Zitat aus einem Johannes. In Druckaurgaben der Glosse 
findet sich eine Randbemerkung (der Correctores Romani?), welche 
lautet: et dixit quod gl. supra Ioann. Theutonici fuerat, et colorata 
extendens fimbrias suae. Io. Hienach würde nicht nur eine Zwischen- 
bemerkung aus Johannes Teutonicus vorliegen, sondern die ganze bis- 
herige Glosse von ihm stammen. Dies wäre, da das glossierte caput in 
der Compilatio IV, zu welcher Johannes Teutonicus einen Apparat 
schrieb, nicht vorkommt, nur denkbar, wenn man annehmen wollte, 
daß es rich um ein unbekanntes Werk des Johannes Teutonicus handelt. 
Wir lassen vorläufig die Frage offen. 
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Schlußsatz der Glosse, den wir wohl Bernhard von Botone 
zuschreiben dürfen, im Gegensatz zu Hispanus eine aus- 
dehnende, auch den error facti umfassende Interpretation 
der Ausnahme nicht von der Hand weist, vielmehr nur zur 
größeren Sicherheit empfiehlt, ad cautelam die Absolution 
nachzusuchen. Ferner ist zu beachten, daß eine solche 
offenkundig ungerechte Sentenz als nulla, als nichtig be- 
zeichnet wird, welchen Gedanken das Summarium zu die- 
sem caput sogar folgendermaßen formuliert: ante absolu- 
tionem non auditur volens probare se iniuste excommuni- 
care: secus si probare vult sententiam esse nullam. — Noch 
belangreicher für unsere Zwecke ist die Glosse iusta fuerit 
zuC.48 X v39. Sie setzt zuerst die uns schon geläufige Drei- 
teilung der excommunicatio iniusta (ex ordine, ex animo, ex 
causa) auseinander und fährt dann fort: Sed quid si iudex 
ita dicat: Excommunico te quia Padus currit, quia eleemosy- 
nam fecisti, Deum coluisti, vel aliud bonum fecisti? Hugo 
dicit, quod talis excommunicatio ex quacunque causa tenet, 
sed videtur continere intolerabilem errorem, dum dicit, ex- 
communico te, quia Deum colis, cum enim!) sententia in- 
iusta est ex causa, quoad Deum non est ligatus nisi con- 
temnatur, 11 q.3$ cum ergo. Et sic videtur consentire 
Hug. ut dixi sup. eo per tuas. Gandulfus dixit contra et 
Io. ut sup. eodem per tuas?), quod magis placet. Sed illud 


1) Die Druckausgabe hat hier die Abbreviatur n., die an dieser 
Stelle unmöglich non, sondern nur enim bedeuten kann. Vgl. Adriano 
Capelli, Lexicon Abbreviaturarum (Dizionario di Abbreviature Latine 
ed Italiane, Milano 1899) S. 206/7 (vgl. übrigens auch das deutsch er- 
schienene Lexicon abbreviaturarum desselben Verfassers, Webers Kate- 
chismen Nr. 53). 

2) 0.40 Xv 39. In Wirklichkeit ist in der dazugehörigen Glosse, 
wenigstens wie sie in den Drucken des corpus iuris canonici vorliegt, 
Gandulphus gar nicht, Johannes nicht ganz im gleichen Zusammenhang 
zitiert, allerdings aber materiell auf ihre Lehre Bezug genommen. Immer- 
hin kann dieser Hinweis in der Glosse zu c. 48 Xv 39, da hier (neben 
Gandulphus) Johannes nur auf Teutonicus bezogen werden dürfte, als 
Anhaltspunkt dafür gelten, daß auch die Sigle Ioan. in der Glosse zu 
c. 40 Xv 39 den Schöpfer der Glossa ordinaria zum Dekret bedeutet. — 
Nachträglich bemerke ich in der Praefatio Antonii Augustini zu seiner 
Edition der Compilatio IV (Opera Volumen IV, Lucae 1769, p. 609 — 
vgl. unten 8. 78 Anm. 2) folgenden nicht uninteressanten Satz: Sumpeit 
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videtur mirum, quod iniusts excommunicatio ex ordine 
privat aliquem ingressu ecclesiae, welcher Gedanke im eng- 
sten Anschluß an die Glosse des Johannes Teutonicus zur 
Compilatio IV näher ausgeführt wird.!) Wichtig sind an 
dieser Glossenstelle weniger die meritorischen Ausführungen 
als die Berufung auf Huguccio, Gandulphus und Johannes 
Teutonicus. Daß letzterer ausdrücklich als Gegner der An- 
sicht Huguccios angeführt wird, wollen wir vorläufig fest- 
halten. Die Glosse zeigt uns gber auch, daß die Dekreta- 
listen sich der Übereinstimmung der Lehre des großen 
Papstes mit der des Gandulphus und, wie wir nunmehr 
hinzufügen können, des Johannes Teutonicus klar bewußt 
waren und den Gegensatz, in dem sie in diesem Punkte 
zu der des Huguccio stand, erkannten. 

Kehren wir nach dieser Abschweifung zu Innozenz III. 
zurück, so interessiert uns natürlich am meisten seine Politik 
im Thronstreit nach dem Jahr 1198, da ja wohl dieser den 
Anstoß zur Behandlung der Frage im Sachsenspiegel ge- 
geben hat.?2) Schon Eichmann hat darauf hingewiesen, 


pleraque ab hoc (i.e. Ioanne Teutonico) Bernardus Parmensis, couius 
hodie scholiis utimur in Gregorianis libris, quod Ioannes Andrese filius 
notat, et nominatim eundem saepe testem citat, eiusque verba refert, 
additis, atque detractis, quae ei viss sunt. 

1) Vgl. unten 8.81 Anm. 1. 

2) Auf die viplerörterte Streitfrage, ob Philipp durch- Sentenz ge- 
bannt war — was der Papst behauptete, Philipp bestritt (vgl. oben 
8. 50ff.) —, gehen wir im Text absichtlich nicht näher ein. Denn nicht, 
ob der Papst die Tatsachen richtig darstellt, sondern welche Folgerungen 
er aus den von ihm behaupteten Tatsachen zieht, ist für die Erkenntnis 
der kanonistischen Doktrin von Bedeutung. Aus der zahlreichen Lite- 
rataır über die Tatfrage sei hervorgehoben: Hauck, Über die Exkommu- 
nikation Philippe von Schwaben, Berichte der Kgl. Sächsischen Gesell- 
schaft der Wissenschaften zu Leipzig, Philologisch-historische Klasse, 
656. Bd., 1904, 8. 137ff.; Baethgen, Die Exkommunikation Philipps von 
Schwaben, MIÖG., 34. Bd. 8.200ff.; Eichmann, Die Exkommuni- 
kation Philippe von Schwaben, Hist. Jahrb. 35. Bd. 8. 273ff. Mir scheint 
von den verschiedenen Annahmen die meiste Wahrscheinlichkeit die 
für sich zu haben, daß Philipp zwar niemals namentlich gebannt 
wurde, daß aber feierlich ein genereller Bannspruch über die Ver- 
letzer des patrimonium Petri verkündet wurde. Diese Annahme muß 
der Historiker m. E. bis zum Beweise des Gegenteils festhalten, weil sie 
allein gestattet, die widersprechenden Zeugnisse Philipps und des Papstes 
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daß in einer der päpstlichen Kundgebungen ein Satz vor- 
kommt, der als Zeugnis für die iusta causa als Voraus- 
setzung der Wirksamkeit der Exkommunikation gedeutet 
werden könnte. In der sogenannten Deliberatio!), der be- 
rühmten Konsistorialrede des Papstes, vermutlich aus dem 
Jahre 1200, heißt es bei Aufzählung der gegen Philipp gel- 
tond gemachten Gründe: Fuit enim iuste ac solemniter 
per praedecessorem nostrum excommunicationis sententia 
innodatus: iuste quia b. Petri patrimonium partim per vio- 
lentiam occupaverat, partim damnificarat incendiis et ra- 
pinis, et super hoc commonitus semel et iterum per fratres 
nostros satisfacere non curarat; solemniter quoniam in cele- 
bratione missarum in ecclesia beati Petri in festivitate non 
parva, quod ipse postmodum recognovit, cum pro absolu- 
tione sus nuntium ad sedem apostolicam destinavit. Hier 
erscheinen gewissermaßen die iusta causa schlechthin und 
die sollemnitas als Voraussetzungen für die Vollwirksam- 
keit der Exkommunikation, und zwar gerade inbezug auf 
den Ausschluß vom passiven Königswahlrecht. Es kann 
jedoch nicht verkannt werden, daß der Papst hier nicht 
seine Ansicht darlegt, sondern die verschiedenen inbezug 
auf die Doppelwahl vorgebrachten Argumente referiert. In 
den für die Öffentlichkeit bestimmten Urkunden, insbeson- 
dere in der Bulle Venerabilem?), hat er das Schwergewicht 


zu vereinigen, ohne einen von beiden der Lüge zu zeihen (was z. B. Hauck 
tut). Die päpstlichen Aussprüche selbst führen vorsichtsweise (offenbar 
für den Fall, daß man Philipp im Zeitpunkt der Verkündigung der Sen- 
tenz noch nicht der Verletzung des patrimonium Petri für schuldig halten 
wollte) an, daß er als Fautor des gebannten Markwald und in Kenntnis 
des über diesen verhängten Bannes manifeste sententise excoommuni- 
cationis subiacet (vgl. die im Text zitierte Deliberatio, ferner Baluze, 
Registrum Domini Innooentii IIL. super negotio Romani Imperii, Parisiis 
1682, Nr. 33 und 92). Gerade derartige Stellen beleuchten die Wandlung 
der kanonischen Doktrin, die — wir kommen darauf im Text noch zu- 
rück — nicht auf die nominatim erfolgte, sondern auf die publica ex- 
communicatio alles Gewicht legt. 

1) Potthast, Reg. Pont. 1183; Böhmer-Ficker-Winkelmann. 
Reg. Imp. 57248; Baluze, Registrum Domini Innooentii IIL. super 
negotio Romani Imperii, Parisiis 1682, Nr. 29. | 

8) Potthast, Reg. Pont. 1653; Böhmer-Ficker-Winkelmann, 
Reg. Imp. 5783; MG. Const. II Nr. 398; o. 34 X de elect. I 6 (mit einigen 
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immer nur auf die publica excommunicatio gelegt und sich 
im übrigen, ohne die iusta causa geradezu als Voraussetzung 
des Ausschlusses vom Wahlrecht hinzustellen, darauf be- 
schränkt, die angeblichen Übeltaten Philipps kräftig zu be- 
tonen. Ja, in dem Anerkennungsschreiben an Otto!) findet 
sich überhaupt kein Hinweis auf die Exkommunikation 
Philipps. Man kann also ganz gewiß in der Deliberatio 
kein Zeugnis für eine über die oben skizzierte Theorie Inno- 
zenz’ III. hinausgehende Berücksichtigung der iusta causa 
durch diesen Papst erblicken. 

Trotzdem erscheint mir die Stelle für unsere Frage 
keineswegs unerheblich, wenn auch nicht als Zeugnis für 
die Ansicht des Papstes, so um so mehr als Zeugnis für eine 
damals offenbar verbreitete Ansicht. In seinen öffentlichen 
Kundgebungen hatte der Papst, vom Standpunkt seiner 
Theorie aus, keinen Anlaß, die iusta causa näher zu er- 
örtern, denn von einem intolerabilis error patenter expressus 
konnte wohl — das stand für ihn fest — im Falle Philipps 
nicht gesprochen werden. In seiner rein internen Konsistorial- 
rede aber, in der er alle von den verschiedenen Seiten vor- 
gebrachten Für und Wider abwägt, kommt er auch auf die 
Gegenargumente gegen jene zu sprechen, welche der Ex- 
kommunikation Philipps mangels der iusta causa die Voll- 
wirksamkeit bestreiten. Aus der Art der Argumentierung 
klingt deutlich heraus, daß die Notwendigkeit der iusta 
causa auch in Philipp feindlichen Kreisen ernstlich erwogen 
wurde. So wird die Deliberatio zum Zeugnis dafür, daß 
während der bewegten politischen Ereignisse, die auch in 
unserer Sachsenspiegelstelle widerklingen, der kurialistische 


Auslassungen.. Die Bedeutung dieser Dekretale, namentlich für das 
Königswahlrecht, habe ich ausführlich behandelt in meinem Buch Die 
deutsche Königswahl im oorpus iuris canonici (Gierkes Unters., 98. Heft) 
8. 43fl. Was daselbst 8.90 Anm. 2 über die publica excommunicatio 
gesagt ist, würde ich allerdings heute näherer Untersuchung für be- 
dürftig halten. Die Literatur habe ich eingehend verzeichnet 8. 45 Anm. 3, 


1) Potthast, Reg. Pont. 1654; Böhmer-Ficker-Winkelmann, 
Reg. Imp. 5786; Baluze 86. Dies ist um so auffallender, als in dem 
ungefähr gleichzeitigen Schreiben an den König von Frankreich (Pott- 
hast 1649; Böhmer-Ficker-Winkelmann 5784; Baluze 64) die 
Frage der Exkommunikation Philippe ausführlich behandelt wird. 
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Standpunkt offenbar auch mit der Behauptung bekämpft 
worden war, es fehle der Exkommunikation Philipps an 
der iusta causa.!) 

Im übrigen sehen wir, daß sich zur Zeit Eikes von 
Repgau die Lehre des kanonischen Rechts bezüglich der 
Voraussetzungen, unter denen die Exkommunikation das 
Verkehrsverbot nach sich zog, verschoben hat. Hatte die 
ältere Doktrin, die uns bei Rolandus’ und insbesondere bei 
Rufinus begegnete, für den Regelfall das Schwergewicht 
darauf gelegt, ob die Exkommunikation nominatim erfolgt 
war, so steht das Dekretalenrecht und die Politik Inno- 
zenz’ III. einhellig auf dem Standpunkt, daß jede publica 
excommunicatio, also auch die manifesta excommunicatio 
a canone, das Verkehrsverbot bewirke.?2) In dem Rahmen 
dieser neuen Auffassung, zu welcher bereits die durch Ro- 
landus der älteren gegebene Begründung (bona fides des 
Dritten) die Brücke bildet (vgl. oben S. 56)?), ließ sich 


3) Die besprochene Stelle der Deliberatio zeigt so recht, wie sich 
die kanonistische Doktrin im vollen Fluß der Entwicklung befindet. 
Weist die Polemik bezüglich der iusta causa auf eine früher herrschend 
gewesene Lehre (Gratians) zurück, so klingt in der Betonung der Solennität 
(die über die Publizität, wie sie in dem Begriff der publica excommuni- 
catio zugrunde liegt, hinausgeht) ein Erfordernis an, welches erst später 
(1418) die Bulle ad evitanda allgemein aufstellte. Vgl. Hinschius, 
System des katholischen Kirchenrechts, 5. Bd. S. 12, 509. 


2) Vgl. u. a. noch 0. 24 X ıı 27 (1198—1215, schon in die Compi- 
latio IV aufgenommen, Potthast, Reg. Pont. 5023), wonach jeder 
Urteilsspruch, an welchem ein publice excoommunicatus teilgenommen 
hat, zu kassieren ist (eine sehr interessante kanonische Parallele zu dem 
oben S. 71 Anm. 1 mitgeteilten Reichsweistum); ferner aus etwas späte- 
rer Zeit das auf Gregor 1X. zurückgehende c. 12 X ıı 25 (1227—1234, 
Potthast, Reg. Pont. 9614), welches anordnet, daß die exceptio ex- 
eommunicationis jederzeit zuzulassen ist, ne quisgquam in periculum 
anjmae suae excommunicato communicari cogatur, der publice exoom- 
municatus aber von Amts wegen repellendus ist. 


®%) Vgl. übrigens auch das Schreiben Gregors IX. an die Kanoniker 
von Prag (c.9 Xv 27, Potthast, Reg. Pont. post Nr. 9611): Verum, 
quia tempore suspensionis ignari celebrastis divina, vos reddit ignorantia 
probabilis excusatos; selbst für den Fall der ignorantia crassa et supina 
aut erronea gewährt der Papst gnadenweise Indulgenz. (Die Stelle handelt 
eigentlich von der Irregularität, der Rechtesatz wird aber vom Summarium 
auf die Exkommunikation ausgedehnt.) 
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die Bedeutung der iusta causa für die Exkommunikations- 
sentenz in einer Weise, die zwischen den älteren Ansichten, 
welche diese Bedeutung teils schlechthin bejahten (vgl. 
oben S. 60, 62), teils schlechthin verneinten (vgl.oben S. 61f.), 
die Mitte hielt, organisch einfügen. Wir haben schon oben 
(S. 61) die Formulierung gebraucht, daß die ad evidentiam 
iniusta causa die Exkommunikation wirkungslos mache, 
eine Formulierung, die sich auch in der Glosse zu den 
Dekretalen findet.!) Es soll gewissermaßen die Präsumtion 
gelten, daß der Spruch der kirchlichen Autorität gerecht ist; 
wird diese aber offenbar durch ‘die ausdrückliche Auf- 
nahme eines unerträglichen Irrtums in den Spruch selbst 
widerlegt, dann soll dieser Spruch wirkungslos sein, ja er 
wird gelegentlich als nichtig bezeichnet (vgl. oben S. 68). 
Wir können vielleicht sagen, daß hier im kanonischen Recht 
das so bedeutsame Prinzip des äußeren Tatbestandes zum 
Durchbruch gelangte: die offenkundige (daher nicht nur 
die namentliche oder überhaupt die auf einer Sentenz be- 
ruhende, sondern unter gewissen Voraussetzungen auch die 
ipso iure eintretende), anderseits aber nur die offenkundige 
(und daher nicht die offenkundig ungerechte) Exkommuni- 
kation soll vollwirksam sein.?) 


1) Vgl. gl. in Sardioensi concilio zu c. 40 X v 39: Et si viderit senten- 
tiam excommunicationis ab episcopo latam esse iniustam evidenter, 
poterit archiepiscopus declarare subditum .rrationabiliter fuisse liga- 
tum, licet non sit appellatum ad ipsum. 

3) Besser als in den modernen Spezialuntersuchungen ist dieser 
Gedanke erkannt in dem bedeutsamen, wenn auch stellenweise über- 
holten, so doch auch heute noch sehr beachtenswerten Werk Kobers, 
Der Kirchenbann, Tübingen 1857, S. 218f.: ‚Wir haben also einer un- 
gerechten Exkommunikation gegenüber einen doppelten Gesichtspunkt 
festzuhalten: in foro interno ist sie wirkungslos, aber äußerlich muß 
sie, um dem Volke durch eigenmächtige Mißachtung derselben kein 
Ärgernis zu geben und die richterliche Autorität in seinen Augen nicht 
herabzuwürdigen, beobachtet werden. ...... Da lediglich die letzt- 
genannten Rücksichten es sind, die den ungerecht Exkommunizierten 
verpflichten, in foro externo die verhängte Sentenz zu beobachten, so 
fällt für ihn selbstverständlich diese Verpflichtung überall hinweg, wo 
von einem Ärgernis der Gläubigen und von Verachtung der kirchlichen 
Strafgewalt die Rede nicht sein kann: dieser Fall tritt ein, wenn die Un- 
gerechtigkeit der Exkommunikation allgemein bekannt und seine 
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Wir haben von vornherein (oben $. 36) die Auffassung 
abgelehnt, daß die kanonische Lehre für die Auslegung des 
Sachsenspiegels entscheidend sein könnte. Wohl aber, 
glauben wir, vermag das Resultat unseres Überblicks über 
die Entwicklung des kanonischen Rechts möglicherweise 
unsere auf anderem Wege gewonnene Auslegung der 
Sachsenspiegelstelle zu stützen. Fragen wir,obim Lichte 
dieser Entwicklung unsere Auslegung an Wahr- 
scheinlichkeitgewinnt, so fälltgewiß ins Gewicht, 
daß jener Papst, welcher in den Thronstreit von 
1198 entscheidend eingegriffen hatte, in seinen 
in die Dekretalen übergegangenen Entscheidun- 
gen der iusta causa bis zu gewissem Grunde eine 
Bedeutung für die Wirksamkeit der Exkommuni- 
kation zuerkannte, welche Lehre von den Dekre- 
talisten sozusagen unterstrichen wurde. Und noch 
eine Erwägung drängt sich auf: die Lehre, daß jede publica 
excommunicatio das Verkehrsverbot nach sich ziehe, ist 
nach unseren Quellen zur Zeit Eikes anscheinend weniger 
Gegenstand der Erörterung innerhalb des kanonischen 
Rechts gewesen als die andere nach der Bedeutung der iusta 
causa.. Wenn man also bei Eike ein Anknüpfen an 
kanonische Anschauungen annehmen will — und 
das wird bei dem Schüler des Johannes Teutoni- 
cus naheliegen!) —, so bot gerade die Lehre von 
der iusta causa hiezu die stärkste Gelegenheit; 
wenn er den Satz allgemeiner faßte als die vorherrschende 
Richtung seiner Zeit, so kann das eine kaum bewußte 
Vergröberung, es kann aber auch eine absichtliche Ver- 
allgemeinerung sein, wie sie ja auch innerhalb des kano- 
nischen Rechtes anklingt. Schließlich: wo wirim kanoni- 


Unschuld notorisch ist. Hier braucht er auch in foro externo nach der 
übereinstimmenden Ansicht der Kanonisten sich nicht als ein Gebannter 
zu benehmen — und niemand wird behaupten können, daß das Ansehen 
der Kirche beeinträchtigt werde, wenn die Sentenz eines Richters, der 
notorisch einen Unschuldigen verurteilte, keine öffentliche Beachtung 
findet.‘‘ — Seine vollständige systematische Tragweite gewinnt der Ge- 
danke bei Kober deshalb nicht, weil er den Begriff der publica excom- 
municatio nieht herausarbeitet. 


I) Vgl. unten 8.79, 87. 
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schen Recht von der durch Richterspruch ver- 
hängten Exkommunikation hören, finden wir nir- 
gends den Ausdruck iudicio, dessen Übersetzung 
doch das mit rechte sein soll!), sondern wir hören 
von sententia innodati oder nominatim excom- 
municati; hätte Eike wirklich an diese — zu sei- 
ner Zeit nicht mehr herrschende — Lehre anknüp- 
fen wollen, nichts wäre natürlicher, als wenn er 
von denen gesprochen hätte, welche „bi name“ 
gebannt sind (vgl. bi namen kiesen Ssp. Landr. III 
5782). 

Im Zusammenhalt dieser Erwägungen mag auch ins 
Gewicht fallen, daß noch ein Dekretalist (allerdings aus 
etwas früherer Zeit), den man sehr zu Unrecht als Kron- 
zeugen der gegenteiligen Ansicht anführt, der iusta causa 
große Bedeutung beimißt. Wir meinen Bernhard von 
Pavia?), auf dessen Zeugnis besonders diejenigen Gewicht 
legen müssen, die der Meinung sind, daß er auch in anderer 
Richtung — wir kommen darauf noch unten (S. 89) zu- 
rück — Eike beeinflußt hat. 

Im Titel V 34 (ed. Laspeyres, pag. 275), wo dia 
Exkommunikation ex professo behandelt wird, entwickelt 
er zunächst die schon von Rufinus gelehrte Dreiteilung: 


!) Ich habe es deshalb unterlassen, auf den gewiß sehr anregenden 
Vortrag Schäfers, Consilio vel iudicio = mit minne oder mit rechte, 
Sitzungsber. der Kgl. preuß. Ak. der Wissensch., Jahrg. 1913, S. 719. 
näher einzugehen. Aus dem gleichen Grunde vermag ich auch der von 
Schäfer übsrsehenen Tatsache, daß die Sächsische Weltchronik (ein 
Werk Eikes) die Worte des Wormser Konkordats consilio vel iudicio 
durch mit minne oder mit rechte wiedergibt, worauf mich Herr Pro- 
fessor Eichmann aufmerksam machte, keine für die hier behandelte Streit- 
frage entscheidende Bedeutung beizumessen. Im allgemeinen möchte 
ich nur bemerken, daß in den von Schäfer baigebrachten Balegstellen 
für die Wendung mit minne oder mit rechte das mit rechte keineswegs 
immer = mit gerichte oder gar = sententia gebraucht wird. Meist kommt 
auch hier die im $ 2 schon betonte Doppelbedeutung zur Geltung: güt- 
licher Austrag und richterliche Regelung unterscheiden sich nicht bloß 
durch das Verfahren, sondern ganz besonders auch meritorisch da- 
durch, daß bei ersterem nicht das objektive Racht, sondern ausschließ- 
lich eine billige Interessenwägung maßgebend ist (mit rechte = iustitie). 

8) Vgl. über ihn Schulte a.a.O. 1. Bd. 8. 176ff.; v. Scherer 
0.2.0. 8. 261. 
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separatio a perceptione corporis Christi, separatio & com- 
munione fratrum, divisio a consortio Christianorum (= ana- 
thema). $ 9 spricht dem excommunicatus (wohl nur 
dem anathemizatus) das ius standi in iudicio ab, läßt 
jedoch vier Ausnahmen von der Prozeßunfähigkeit zu. 
Die zweite lautet: secundo, si dicat, se iniuste excommu- 
nicatum, audietur. Man könnte vielleicht zunächst hiebei 
bloß an die Appellation gegen die Exkommunikations- 
sentenz denken; wenn man aber die Belegzitate berück- 
sichtigt, wird man kaum umhinkönnen, der Stelle eine 
weitere Deutung zu geben. Man wird dann wohl annehmen 
müssen, daß im Sinne Bernhards die excommunicatio in- 
iusta ex causa unwirksam ist, und daß deshalb derjenige, 
demgegenüber im Prozeß die prozeßhindernde Einrede man- 
gelnder Prozeßfähigkeit infolge der Exkommunikation gel- 
tend gemacht wurde, replizieren konnte, die Exkommuni- 
kation sei iniuste erfolgt.!) Wenn aber die Stelle diese 
Bedeutung hat, so wird Bernhardus Papiensis zu einem wei- 
teren Zeugen für ein Fortleben jenerLehre, welche die iusta 
causa für die Vollwirksamkeit der Exkommunikation ver- 
langte, in der kanonischen Doktrin um die Wende des 
12. Jahrhunderts. 

Zum Schluß sei noch eines Kanonisten gedacht, der in 


1) Zitiert werden u. a. C. 11gqg. 3 cc. 4, 5, 73. also gerade jene Gruppe 
von canones, an welche Gratian seine Lehre von der Unwirksamkeit 
der excommunicatio iniusta ex causa anschloß. Daß übrigens die Zu- 
lässigkeit der replicatio der iniusta causa gegen die exceptio excommuni- 
cationie für das kirchliche Gericht im Dekretalenrecht ganz allgemein 
anerkannt war, gibt auch Eichmann zu (Acht und Bann S. 92#f. ; siehe 
daselbst auch die Belege). Auf die Bedeutung dieser Tatsache für die Be- 
urteilung der Lehre Eikes kommen wir noch unten im $ 8 zu sprechen. 
Allerdings ist nach Bernardus V 23 (ed. Laspeyres pag. 248) auf die oele- 
bratio divinorum officiorum im Zustande der Exkommunikation die 
Strafe der Deposition gesetzt, und zwar ohne weitere Unterscheidung 
(auch ohne Ablehnung einer solchen, vgl. oben S. 57); es muß aber 
neuerlich (vgl. oben S. 57) betont werden, daß für diesen Fall eine be- 
sondere Strenge nahelag. Anderseits stellt Bermardus V 27 $ 1 (ed. Las- 
peyres pag. 252) (ie ganz allgemeine Regel auf: cum vero excedit (scil. 
praclatus) in subditum perperun iudicando, sententia illa per superiorem 
iudicem ert evacuanda (wohl von Amts wegen ?), sive sit sententia ex- 
communicationis sive sententia diffinitiva, 
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der Erörterung der von uns behandelten Streitfrage ge- 
legentlich herangezogen wurde: Sinibalds von Fiesco, des 
späteren Papstes Innozenz IV. In seinen Commentaria 
super libros quinque decretalium?!) wird allerdings wieder- 
holt gegen die Ansicht polemisiert, daß nur die excommuni- 
catio ab homine das Verkehrsverbot (zu c. 44 X v 39) und 
insbesondere den Verlust des aktiven Wahlrechts (Nr. 4 zu 
c.39 Xı 6) bewirke. Man wollte nun zu jenen, gegen welche 
diese Polemik gerichtet ist, auch Eike von Repgau zählen. 
Nun sagt uns aber Sinibald an der erstgenannten Stelle aus- 
drücklich, daß seine Polemik gegen C. 2 q. 1 c. 18 (multa, 
recte) multi gerichtet ist, also gegen jene ältere kanonistische 
Doktrin, die wir oben kennen lernten, die seit Innozenz III. 
gewiß nicht mehr die herrschende, aber doch auch nicht 
ganz vergessen war und z. B. sogar in der glossa ordinaria 
zum Dekret noch einen Widerhall gefunden hat.?) Dafür, 
daß Eike zu den Vertretern dieser Ansicht gehörte, oder daß 
auch nur Sinibald ihn dafür gehalten hat, fehlt es an jedem 
Anhaltspunkt. Wollte man, was uns durchaus zweifelhaft 
scheint, annelımen, daß Sinibald den Sachsenspiegel über- 
haupt gekannt hat, so könnte man eher daraus, daß er seine 
Polemik auf das aktive Wahlrecht zuspitzte, darauf schlie- 
Ben, daß er die Stelle Ssp. Landr. III 54 $ 3 nicht in dem 
von uns bekämpften Sinn auffaßte.?) 


1) Ich benutze die Ausgabe Francofurti ad Moenum 1570. 

3) Zu 0.94 C. 11 q. 3 (einer Stelle aus den Enarrationes ad psalmos 
des heiligen Augustinus, wo betont wird, daß die Christen selbst dem 
Apostaten Julian gehorsam blieben, soweit seine Befehle nicht gegen 
das Gewissen verstießen) bemerkt die Glosse aufklärend, daß Julian 
nicht nonıinatim excommunicatus war. Vgl. mein Buch, Die deutsche 
Königswahl im corpus iuris canonici, S. 37. 

3) Henricus de Segusio (Hostiensis) komnıt als Zeuge für die zur 
Entstehungszeit des Sachsenspiegels herrschende Lehre wohl nicht mehr 
in Betracht. Übrigens ist auch er ein Anhänger der von Gandulphus, 
Johannes Teutonicus, Vincentius Hispanus, Innozenz III. ınd Bernhard 
von Botone vertretenen Lehre. Dies ergibt sich aus dem Zusammenhalt 
folgender Stellen seiner berühmten Summa aurea (ich benutze die Aus- 
gabe Basileae 1573). Zu V 38 (nr. 11) betont unser Kanonist allerdings 
wiederholt, daß im allgemeinen die Wirkungen der iusta und der iniusta 
excommunicatio gleich sind, so (Spalte 1515 und ähnlich 1517) mit 
folgenden Worten: Haec vero sunt de sententia iusta, et etiam iniusta, 
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7. Die Lehre des Johannes Teutonicus 
und ihre besondere Bedeutung. 


Nur gelegentlich haben wir bisher die Lehre des großen 
deutschen Kanonisten gestreift, der die Geistesarbeit der 
Dekretisten in der glossa ordinaria zum Gratianischen De- 
kret zusammenfaßte, des Johannes Teutonicus.!) Nicht nur 
dem Dekret, sondern auch den Extravaganten war seine 
wissenschaftliche Arbeit gewidmet, der wir einen wertvollen, 
von der modernen Wissenschaft trotz seiner leichten Zu- 
gänglichkeit wenig gewürdigten Apparat zur Compilatio IV, 
als deren Kompilator man ihn sogar vermutet hat, ver- 
danken.?) So steht er an der Scheide zwischen den Dekre- 


non dico, de nulla: si enim sententia nulla sit ipseo iure, nec timenda est, 
nec tenenda, quod qualiter et in quot casibus accidat, plene 
not. supra de cler. excomm. minist. $ qualiter excusentur. 
Dieses Zitat wurde bisher offenbar nicht beachtet; denn an der zitierten 
Stelle (Nr. 4 zu V 27, Spalte 1329) wird unter den Nullitätsgründen 
ausdrücklich aufgezählt: quarto si sententia contineat in Be in- 
tolerabilem errorem. Es ist gewiß interessant, wie zähe sich die 
Lehre des Gandulphus durch nahezu ein Jahrhundert behauptet hat, 
und zwar gegen den Widerspruch des Huguccio. 


1) Vgl. über ihn Schulte a.a. O. 1. Bd. 8. 172ff. (daselbst 8. 172 
Anm. 1 die älteren Quellen); Scherer a. a, O. 8. 249 und 256; Savigny, 
Geschichte des römischen Rechts im Mittelalter, 5. Bd. S. 282ff.; Schulte, 
Die Glosse zum Dekret Gratians von ihren Anfängen bis auf die jüngsten 
Ausgaben, Denkschriften der Wiener Akad. der Wissensch., 1872 und 
1876 (auch als 8.-A.); Derselbe, Literatur der Compilationes antiquae, 
Sitzungsber. der Wiener Akad. der Wissensch., 1870, 8. 135ff.; Der- 
selbe, Johannes Teutonicus (Semeca, Zemeke); Zeitschrift für Kirchen- 
recht, 16. Bd. (Neue Folge, 1. Bd.) S. 112ff. (gegen ihn Friedberg in 
derselben Zeitschrift, 17. Bd. [Neue Folge, 16. Bd.] 8.405 Anm. 24); 
Michael, Geschichte des deutschen Volkes, 3. Bd. 8. 257 ff.; Schmidt, 
Zeitschrift des Harzvereins, 19. Bd. 8.28, 22. Bd. 8. 9f.; Jacobs, Ge- 
schichte der Provinz Sachsen (Geschichte der europäischen Staaten, 
41. Bd.) S. 201; R. Helßig im 3. Bd. des Catalogus codicum Mss. Biblio- 
thecae universitatis Lipsiensis 8. 113 (dagegen Seckel, Histor. Viertel- 
jahrsschrift, 30. Bd. S. 78); Rosenstock in dem unten 8. 79 Anm. I 
genannten Wocık. 

2) Was die Vermutung der Verfasserschaft der Compilatio 1V an- 
langt, vgl. Scherer a.a. O. S. 249 Anm. 43 (im Anschluß an die Vor- 
lesungen Maaßens). — Eine recht gute Ausgabe des Apparats zur Com- 
pilatio 1V findet sich in Antonii Augustini Archiepiscopi Tarraco- 
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tisten und den Dekretalisten. Daß wir ihm einen besonderen 
Platz einräumen, liegt um so näher, als er nicht nur zeitlich, 
sondern auch räumlich für den Sachsenspiegel sehr in Be- 
tracht kommt: es kann als sicher gelten, daß Eike von Rep- 
gau zu dem Halberstädter Domherrn Johannes Zemeke in 
persönlichen Beziehungen stand.!) 

Wir haben in vorigen Paragraph in bezug auf die Be- 
handlung der iusta causa excommunicationis vier verschie- 
dene Richtungen in der zeitgenössischen Kanonistik fest- 
stellen können. Am weitesten geht Huguccio, welcher jede, 
auch die offenbar ungerechte, geradezu absurde Exkommu- 
nikation pro foro externo als vollwirksam erklärt. Das 
Gegenstück bildet das Fortleben der Lehre Gratians, das 
wir gleichsam aus dem Widerhall in der Deliberatio er- 
schließen konnten, derzufolge schlechthin die iusta causa 
Voraussetzung für die Wirksamkeit der Exkommunikations- 
sentenz ist. Dazwischen steht die herrschende, von Inno- 
zenz III. gebilligte, in die Dekretalen übergegangene und 
zähe festgehaltene Lehre, daß ein intolerabilis error patenter. 
expressus die Sentenz unwirksam, bzw. nichtig macht; sie 
erfährt wieder eine Spaltung, indem die einen hiezu einen 
error in iure verlangen, die andern auch den error in facto 
dem ersteren gleichstellen. Zu welcher dieser Richtungen 
dürfen wir Johannes Teutonicus zählen ? 

Hilling a.a.0O. S. 273 nimmt Johannes Teutonicus 
als entschiedenen Gegner der Lehre Gratians in Anspruch. 
Außer einer Glossenstelle zu c. 46 C. XI q.3 (Cui illata), 
welche m. E. schon nach ihrem äußeren Wortlaute nicht 
beweiskräftig ist?), beruft er sich in der Hauptsache auf 


nensis Opera omnia quae multa adhibita diligentia colligi potuerunt. 
Volumen IV, quo antiquae Collectiones Decretalium cum Antonii Augu- 
stini notis oontinentur. Lucae 1769. Typis Iosephi Rochii (ein Exemplar 
befindet sich in der Grazer Universitätsbibliothek). p. 608 beginnt die 
Collectio Quarta Decretalium, cum scholiis Ioann. Teutonici et quorun- 
dam aliorum. 

1) Vgl. hierzu Rosenstock, Ostfalens Rechtsliteratur unter Fried- 
rich U. S. 117 ff. 

3) Die von Hilling herangezogene Stelle lautet, anschließend an 
ein Referat über die oben (8. 60£.) mitgeteilte Äußerung des Huguccio, 
folgendermaßen: A Dioscuro heretico, cuius sententia nulla fuit. Sed 


80 Karl Gottfried Hugelmann, 


die Glosse non debet poenam zum dictum Giratiani post 
c.64C. XI gq. 3. Sie lautet: Si ergo constet tibi, quod sen- 
tentia iudicis est iniqua, potes iudici violenter resistere. 
Dist. LXI c. nullus invitis (13). Est ergo hoc argumentum, 
quod si quis celebrat post excommunicationem iniuste la- 
tam, quod non sustinere debet aliquam poenam, quia qui 
probat sententiam iniustam non est cogendus ad aliquam 
satisfactionem. Extra, de officio ordinarii, ad reprimendam 
(c. 8) arg. supra eodem cui est (c. 46). Sed hoc non est 
verum, ut supra eod. Si episcopus forte (c. 4) etc. sequenti 
(c.5). Hienach könnte man allerdings annehmen, daß der 
Kanonist, wenn er die obigen — zwar besonders weitgehen- 
den — Behauptungen ohne Vorbehalt und Einschrän- 
kung verneint, seinerseits sich zur gegenteiligen Lehre be- 
kennt, daß die iusta causa für die Wirksamkeit der Sentenz 
ohne Einfluß ist. Trotzdem wäre eine derartige Annahme 
falsch. Zu dieser Erkenntnis führen folgende Erwägungen. 


1. In der Glosse zu den Dekretalen Gregors IX. be- 
gegneten wir zweimal dem Namen des Teutonicus, und zwar 
beidemal als Zeugen für jene Ansicht, die die Sentenz im 
Fall eines intolerabilis error patenter expressus als wirkungs- 
los ansieht. Ausdrücklich wird er dabei als Gegner des 
Huguccio bezeichnet (vgl. oben S.68f.). Schon dies mahnt 
uns zu großer Vorsicht, da den Kommentatoren der Libri X 
die Glosse zum Dekret doch vertraut war. 


2. Haben wir ein klares und unzweideutiges Zeugnis 
für die Lehre des Teutonicus in seinem Apparatus zur Com- 


quid, si aliam tulisset sententiam in suos subditos ? dico quod tenet» 
quia illi, qui sunt extra ecclesiam, tamen habent iurisdiotio” 
nem (folgen Zitate). Auf den ersten Blick ist klar, daß hier zunächst 
die Frage der Jurisdiktion häretischer Bischöfe, nicht die Frage der 
iusta causa excommunicationis erörtert wird. Im Zusammenhang aber 
könnte die Stelle viel eher als eine Zustimmung zur Lehre Gra- 
tians, denn als Gegenteil gewertet werden: Gratian folgert aus dem 
Gelasiuszitat, daß die iniusta excommunicatio wirkungslos ist; Huguocio 
nennt diesen Schluß sophistisch und verweist darauf, daß der Grund 
der Ungültigkeit der Exkommunikation nicht in der iniusta causa, son- 
dern in der Häresie des Exkommunikators liege, hiegegen wieder pole- 
misiert Johannes mit dem Hinweis, daß unter Umständen auch Häretiker 
Jurisdiktion haben. 
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pilatio IV. Nebst anderen — auch interessanten, aber doch 
nicht so signifikanten Stellen!) — fällt besonders ins Ge- 
wicht die Glosse zu L.V tit. 15 cap.5 (= c.48 Xv 39, 
Spalte 690n) zum Worte querelam. Sie lautet: Nota, quod 
secundum antiquos canones quilibet excommunicatus au- 
diebatur, qui volebat probare se iniuste excommunicatum, 
ut 11 q.3 c. Sio episcopus, hodie non, nisi sit appellatio 
interposita prius, vel error sit in ea expressus, ut 
extr.3 de sentent. excomm., Per tuas.?) Nach einigen weite- 


1) In der Glosse und den Worten penitus nullam zu L. I tit. 12 c. 3 
= 059 X ıı 28, Spalte 6250 stellt Johannes eingehende Erwägungen dar- 
über an, wie die Appellation des iniuste exoommunicatus zu behandeln 
ist, und kommt zu folgendem Schluß: Vel dixi, quod quando sententia 
excommunicationis iusta est ex ordine, sed iniust& ex causa, quod tunc 
absolvendus recipiat mandatum ab absolutore, nec remittet eum ad 
exoommunicatorem, quia sufficit, quod aliquo modo sit sententia iniusta 
8ive ex animo, sive ex causa, ad hoo ut non remittatur appellans, quia 
factus est suspectus, ex quo aliquid inique fecit. Hier wird also jeder 
iniusta causa eine Wirkung für die Gestaltung des Verfahrens bei der 
Absolution zugeschrieben. — In der Glosse compellatur zu L V tit. 15 
c.5 (= 0.48 X v 39, Sp. 600f.) heißt es: sed mirum videtur, quomodo 
iniusta excommunicatio privet aliquem ingressu ecclesiae: nam post 
latam sententiam excoommunicationis iniustam, statim excommunicans 
est privatus ingressu ecolesise, et excommunicatus non est privatus in- 
gressu, nisi lata sententia: qualiter ergo potest privari ingressu eoolesiae 
ab illo, qui est privatus: et ita simul incipit esse privatus excommunicans, 
et excommunicatus, et ita eadem sententia privat excommunicantem, 
et excommunicatum, quod est absurdum. Wenn man diese Polemik 
auch auf die excommunicatio iniustae ex causa (nicht nur ex ordine) 
beziehen will, muß man allerdings annehmen, daß Johannes die glossierte 
Dekretale extensiv interpretiert hat. — Schließlich wären noch interessant, 
wenn auch keineswegs für unsere Frage von unmittelbarer Bedeutung, 
die Glossen causa probebili und probabilis error (zu 0.48 X v 39, Sp. 691 c 
und d): hier werden als Beispiele für entschuldbaren Irrtum des ex- 
communicans über die Rechtmäßigkeit der von ihm verhängten Ex- 
kommunikstion angeführt, daß er irrigerweise den Angeklagten, dem 
die Ladung in Wirklichkeit nicht zugekommen war, als contumax ver- 
urteilt oder daß er in der Beweisfrage geirrt hatte (credebat causam ex- 
communicationis sufficienter probatam); als einziges Beispiel für ent- 
schuldbaren Irrtum des Exkommunizierten nur, quia credebat non suffi- 
cienter probatum id, pro quo excommunicabatur, nam in ordine iuris 
ee non posset errare probabiliter reus, sed tantum in causa excom - 
municationis. Letztere Glosse ist im wesentlichen in die glossa ordinaria 
zu den Dekretalen übergegangen. 

2) c. Si[c] episcopus = 0.4 C.11’q.3. Die Stelle (ein Beschluß 
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‚ ren Ausführungen und Distinktionen fährt die Glosse fort: 
Hoc tamen scias, quod si superior viderit sententiam ex- 
communicationis evidenter iniustam, potest pronuntiare 
ipsam iniustam, licet non sit appellatum ad eum, ut X 3 
de app. Sollicitudinem.t) 

Diese Darlegungen scheinen die Glossen zu den Dekre- 
talen im Auge zu haben, wenn sie Johannes Teutonicus als 
Gegner des Huguccio zitieren. Und wir können hinzu- 
fügen, daß seine Formulierung noch weiter geht 
als die herrschende Lehre, an die er äußerlich an- 
knüpft, indem er nicht einen intolerabilis error 
patenter expressus verlangt, damit der excom- 
municatus ohne Bitte um Absolution zum Be- 
weise der Ungerechtigkeit zugelassen wird. Liegt 
ein solcher error, eine evidenter iniusta excom- 
municatio vor, so wird nicht nur der excommu- 
nicatus zur probatio zugelassen, es ist vielmehr 
Pflicht des Metropoliten, von Amts wegen einen 
derartigen Spruch (nicht zu kassieren, da er offen- 
bar ipso iure nichtig ist, sondern) als ungültig 
zu erklären (pronuntiare). 

Es ist sehr auffällig, daß der Kanonist, der solche An- 
sichten über die Bedeutung der iusta causa excommunics- 
tionis hat, mit einem kurzen Sed hoc non est verum über 
zwei — allerdings sehr weitgehende — Folgerungen, welche 
aus der iniusta causa excommunicationis gezogen werden, 
hinweggehen soll. 


3, In der Bibliothek des Stiftes Klosterneuburg be- 
der Synode von Sardica) rechtfertigt nur die Anrufung der Nachbar- 
bischöfe behufs Überprüfung der Sentenz durch sie, verneint aber 
ausdrücklich das Widerstandsrecht. — o. Per tuas = 0.40 X v 39 (von 
uns oben im $ 6 erörtert). Johannes kann selbstverständlich nicht nach 
den Dekretalen zitiert haben; diese Berichtigung ist auf Rechnung der 
Abschreiber oder des Herausgebers zu setzen. 

1) = 0.54 X ıı 28, eine Dekretale Innozenz’ III., die nur indirekt 
als Beleg dafür dienen kann, daß dieser Papst die iniusta causa keinos- 
wegs unter allen Umständen pro foro externo für belanglos hielt. Denn 
es handelt sich hier um ein notorie indiscretum vel iniustum mandatum 
and die nach gegen dasselbe eingelegter Appellation verhängte Exkom- 
munikation. 
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findet sich eine sehr interessante Handschrift aus der ersten 
Hälfte, allenfalls aus der Mitte des 13. Jahrhunderts, welche 
den Titel führt: Incipiunt questiones disputate et deter- 
minate per magistrum Ioannem Teutonicum.!) Es soll hier 


1) Der Sammelkodex, in denı sich die Handschrift befindet, trägt 
die Signatur MS. 656: Pergament italienischer Herkunft, 47 fol., 
35 x 22,5 cm, 2 Kolumnen, von verschiedenen Händen geschrieben. 
Die hier benutzte Handschrift umfaßt die fol. 35—42, ist wie die anderen 
Teile des Kodex nach Pergament und Schrift italienischen Ursprungs. 
wohl aus der ersten Hälfte des 13. Jahrhunderts; da ein Schmutzblatt 
den Vermerk trägt Liber sancte Marie in Niwenburga Al(bertus) Saxo, 
steht außer Zweifel, daß der ganze Kodex noch im 13. Jahrhundert in 
Klosterneuburg war, da an dessen Ende der genannte Albertus Saxo 
aus Hundisburg als Bibliothekar und Kustos des Chorfrauenklosters in 
Klosterneuburg nachweisbar ist. Vgl. über ihn Blätter des Vereins für 
Landesk. v. Nieder-Öxterreich, 29. Bd. S. 42 Anm. 1. Der Kodex enthält 
außer der hier erwähnten noch vier weitere Handschriften: 1. fol. 1-18 
tragen die Überschrift: Incipiunt questiones super decretales (anscheinend 
von derselben Hand wie unsere Handschrift); 2. fol. 19—33b Incipiunt bone 
questiones (eine Hand des 14. Jahrhunderts fügt mit schwarzer Tinte bei: 
Bartholomei Brixiensis dominicales et venerabiles, was aber unrichtig ist); 
3. fol. 34/34 b enthalten einen arbor affinitatis mit Erläuterungen; 4. fol. 43 
bis 47b tragen die Überschrift: Incipit ordo iuditiarius magistri Tancredi 
Bononiensis. Unsere Handschrift trägt in roter Tinte die oben im Text 
mitgeteilte Überschrift und umfaßt 36 Quaestiones, deren erste beginnt 
mit den Worten: Quidam re et sua praedia monasterio tradidisset ac- 
cessum habuit ad quandam mulierem ...... Jede Quaestio erzählt 
kurs, einen Tatbestand, stellt eine Alternative auf, behandelt dann die 
Gründe der einen und (mit econtra beginnend) der anderenAnsicht, bringt 
am Ende eine kurze Solutio. Fast jede Quaestio weist am Einde die Sigle 
lo auf. Der Text ist stellenweise offensichtlich verderbt; so reihen sich 
gerade in der im Text erörterten Quaertio an die Solutio noch einige 
offenbar zu einer ganz anderen Frage gehörige Bemerkungen. Es finden 
sich Verweise auf Libri extra, welche nach einigen Stichproben sehr un- 
verläßlich sind und, wie ich vermute, von dem Abschreiber aus der 
Zitierung nach einer der Compilationes antiquae in die Zitierung nach 
den Libri X geändert wurden. Schulte, Die Rechtshangschriften der 
Stiftsbibliotheken Göttweig, Heiligenkreuz, Klosterneuburg, Melk, Schot- 
ten in Wien, Sitzungsber. der Wiener Akad. der Wissensch. (phil.-hist. 
Klasse), 57. Bd. S. 559 ff., hat zwar den Kodex benutzt und die erste 
der darin enthaltenen Handschriften unter Nr. 59 a.a. O0. verzeichnet 
und als die Quaestiones des Damasus bestimmt; diese brechen jedoch 
in der halben ersten Kolunne von fol. 18 unfertig ab. (Die Datierung 
der Handschrift durch Schulte [saec. XIV.] ist irrig.) Ich behalte mir 
vor, über die Handschrift nähere Mitteilungen zu machen. Hier möchte 
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dahingestellt bleiben, ob wir in ihr ein bisher unbekanntes 
Werk des berühmten Kanonisten bzw. ein Bruchstück aus 
einem solchen — was mir zweifelhaft scheint — vor uns 
haben. Zum mindesten halte ich nicht für unwahrschein- 
lich, daß sie als die Aufzeichnung nach mündlichen Vor- 
trägen des Magisters — wenn auch nicht aus erster Hand — 
anzusprechen ist. In dieser Handschrift behandelt die 
31. quaestio den Fall, daß episcopus presbyterum quendanı 
iniuste suspendit. Et officium et beneficium aliter recipere 
non potest, nisi certam pecunie daret quantitstem episcopo. 
Est in questione, utrum liceat ei. Es werden nun kurz die 
Gründe, welche für die Verneinung der Frage sprechen, an- 
«geführt; dieses Referat schließt mit den Worten: Constat 
ergo, quod non licet ei dare pecuniam. Hierauf folgen aus- 
führlicher, mit econtra eingeleitet, die Gegengründe: der 
hauptsächlichste beruht in der Gegenüberstellung zweier 
Zitate, deren eines das Fehlen des Rückforderungsrechts 
im Falle des turpiter datum, deren zweites das Vorhanden- 
sein eines Rückforderungsrechts bei einer Leistung fest- 
stellt, welche iusto iuditio sibi faciendo, cum aliter ei non 
fieret, gegeben wurde; unter letztere Regel wird der hier 
zu entscheidende Fall subsumiert und aus dem Rückforde- 
rungsrecht auf die Erlaubtheit der Leistung geschlossen. 
Die Solutio des Magisters lautet kurz: Si iniuste suspensus 
vel expoliatus est, licite potest redimere. 

Wenn wir hierin Gedanken des Johannes Teutonicus 
erblicken dürfen, so ist es immerhin bemerkenswert, daß 
er die — allerdings herrschende — Lehre von der Zulässig- 
keit der Notwehr gegen ungerechte Vexation auch auf den 
Abkauf einer ungerechten Zensur ausdehnt. Denn hie- 


ich nur noch erwähnen, daß der unrichtige spätere Zusatz bezüglich des 
Bartholomaeus Brixiensis die schon ursprüngliche Bezeichnung der 
uns hier interessierenden Handschrift als Quaestiones des Johannes Teu- 
tonicus nicht verdächtig machen kann, zumal das letzte Stück richtig 
als ordo iudiciarius des Tankred bezeichnet ist (die Handschrift bricht 
im Kap. 3 des dritten Buchs ab). — Zum Schlusse möchte ich auws- 
sprechen, daß ich mich dem hochwürdigen Herrn Stiftsarchivar von 
Klosterneuburg, Professor Dr. Berthold Cernik, für sein außerordent- 
liches Entgegenkommen und seine ebenso liebenswürdige als werktätige 
Unterstützung zu besonderem Dank verpflichtet fühle. 


In den ban mit rechte komen. 85 


durch wird als die Instanz zur Entscheidung über die Recht- 
mäßigkeit der Zensur das Gewissen des Betroffenen an- 
gerufen, der ohne Einholung einer Entscheidung aus seiner 
Überzeugung von der Ungerechtigkeit der Sentenz weit- 
gehende Folgerungen ableiten darf. 

Wie sollen wir uns angesichts dieses Standes der Quellen 
— selbst wenn wir von der mitgeteilten Handschrift ab- 
sehen — die oben mitgeteilte Stelle der glossa ordinaria zum 
Dekret erklären ? — Nicht ganz ausgeschlossen wäre es, die 
Erklärung darin zu suchen, daß die beiden Behauptungen, 
welchen das Sed hoc non est verum entgegentritt, besonders 
weitgehende, radikale sind: sie räumen dem iniuste excom- 
municatus geradezu ein Widerstandsrecht ein und gestatten 
ihm, zu zelebrieren, ohne such nur eine (deklaratorische) 
Entscheidung des Oberen über die Ungültigkeit des Spruches 
unter Beweis des Unrechts einzuholen. Für unmöglich kann 
man es nicht erklären, daß Johannes diese Behauptungen 
kurz verneint und dabei seine eigenen Ansichten, welche 
der iniusta causa eine wenn auch nicht so weitgehende, 
so doch immerhin beträchtliche Bedeutung beimessen, 
vernachlässigt. — Eine andere Möglichkeit wäre es, sich 
einfach auf die verschiedene Entstehungszeit beider Werke 
zu berufen und anzunehmen, daß Johannes seine Ansicht 
geändert hat. 

Ich kann keine dieser beiden Möglichkeiten, am wenig- 
sten die zweite!), für wahrscheinlich halten. Ich vermute 
vielmehr — wobei ich mir des hypothetischen Charakters 
dieser Ansicht bewußt bleibe —, daß der Zusatz Sed hoc 
non est verum nicht von Johannes Teutonicus, sondern von 
Bartholomaeus Brixiensis herrührt. Der Nachdruck in der 
strittigen Glossenstelle wäre auf das constat zu legen, wel- 
ches der evidenter iniusta sententia ziemlich gleichkommt. 


!) Nach der allgomein herrschenden Lehre ist der Apparat zur 
Compilatio IV das jüngere Werk und liegen zwischen ihm und der Glosse 
höchstens 10 Jahre, ja vielleicht hat sich die Arbeit an beiden unmittelbar 
aneinandergeschlossen. Nimmt man den Apparat als das jüngere Werk 
an, dann versagt die Erklärung selbetverständlich gänzlich. Denn es ist, 
wenn man die kirchenpolitischen Strömungen von 1212 bis 1220 erwägt, 
viel wahrscheinlicher, daß Johannes in dieser Zeit in seinen Ansichten 
hierokratischer geworden ist, als umgekehrt. 
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Bei dieser Annahme wäre Johannes Teutonicus tatsächlich 
der radikale Verkünder eines Widerstandsrechtes?) gegen die 
offenbar ungerechte Exkommunikation, demzufolge der Ex- 
kommunizierte sogar ohne weiteres straflos zelebrieren darf. 
Ist die Ungerechtigkeit nicht offenbar, immerhin aber aus 
dem Spruch selbst erkennbar, so ist zwar die Entscheidung 
des Oberen, aber ohne Bitte um Absolution, einzuholen. 
Die zitierten Stellen aus beiden Werken befänden sich dann 
in vollem Einklang. 

Für meine Annahme glaube ich zwei Anhaltspunkte 
anführen zu können: 


l. sind derartige kurze, widersprechende Zusätze dem 
Brixiensis geläufig. Ich notiere: gl. pertulerit zu c. 2 D. 79 
(quod ego non credo), gl. nemo zu c. 57 C.1 q. 1 (quorum 
utrumque falsum est), gl. moliantur zu c.9 C.1 q.1 (Sed 
certe .....), gl. Neque autem diem post c.5C.2.q. 8 (Ta- 
men dic, quod non ..... ), gl. denarium zu c. 5 D. 82 (Sed 
certe ..... ), gl. praetermitti zu c.2C. 25 q. 2 (contrarium 
credo), gl. civitatis zu c. 13 D. 61 (hoc falsum est), gl. tres 
episcopi zu c.1 D. 64 (Sed certe ..... ).®) 


2. entspricht die inhaltliche Färbung des Zusatzes, das 
stärkere Betonen hierokratischer Gedankengänge der späte- 
ren Zeit, welcher die Zusätze des Bartholomaeus BrixieAsis 
angehören.?)?) 


1) Die jedenfalls interessante Stelle über das Widerstandsrecht 
bildet eine Ergänzung des reichhaltigen Materials, welches über das 
kirchliche Widerstandsrecht Kern im $ 8 seines geistvollen Buche: 
Gottesgnadentum und Widerstandsrecht (Mittelalterliche Studien I 2) 
beigebracht hat. 

8) Ich bringe nur zolche Beispiele, bei denen die Druckausgabe die 
Sigle B. oder Bart. aufweist. Schulte bringt in seinem Aufsatz in den 
Denkschriften (vgl. oben S.78 Anm. 1) noch einige weitere, während 
er einige von mir gebrachte Beispiele m. E. unrichtig als Polemik des 
Johannes bzw. des Bartholomaeus gegen Huguocio ansieht, Die Zitation 
bei Schulte ist stellenweise ungenau. 

2) Vgl. Schulte, Geschichte der Quellen und Literatur des kanoni- 
schen Rechte, 2. Bd. 8. 83 ff. 

*) Herr Hofrat Professor v. Ott hatte die große Güte, für mich 
die berühmte Glossenhandschrift des böhmischen Museums in Prag 
(I B. I saec. XIII) einzusehen, deren Versendung nach Wien unmöglich 
war, weil die Post bei den durch den Krieg geschaffenen Verhältnissen 
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Sei dem aber wie immer, so viel steht jeden- 
falls fest, daß wir Johannes Teutonicus in bezug 
auf die iusta causa excommunicationis nicht als 
starren Anhänger der Lehre Huguccios ansehen 
dürfen, daß er vielmehr zum mindesten den von 
Innozenz III. anerkannten Ausnahmen eine weit- 
herzige Interpretation gab. Rosenstock!) hat die 
durchaus ansprechende Vermutung begründet, daB Eike 
von Repgau in der Domschule von Halberstadt der Schüler 
des großen deutschen Kanonisten war. Die Anregung, 
die iusta causa als Voraussetzung für die volle 
Rechtswirksamkeit der Exkommunikation aufzu- 
stellen, mag Eike in dieser Schule erhalten und, 
wie so viele andere Anregungen, unter dem Ein- 
fluß seines politischen Ideals — vielleicht ganz 
absichtslos — freier verwertet haben. Derjenige 
vollends, der unserer Vermutung über die Her- 
kunft des Schlußsatzes in der glossa ordinaria 
zum Dekret zustimmt, wird in Johannes Teuto- 
nicus einen mutigen Vertreter des Widerstands- 
rechtes gegen die iniusta excommunicatio und in 
seiner Lehre die Quelle erblicken, aus welcher 
Eike bei der vielumstrittenen Stelle des Sachsen- 
spiegels geschöpft hat. Die von uns vertretene 
Auslegung der Stelle erfährt im Lichte dieser Zu- 
sammenhänge eine neuerliche Bestätigung. 


keine Verantwortung für Handschriftensendungen übernimmt. Diese 
Handschrift bringt allerdings den Schlußsatz ohne Sigle (die ganze 
Glossenstelle weist übrigens keine Sigle auf); wenn dies auch m. E, 
kein Beweis gegen die Vermutung des Textes ist, so halte ich mich doch 
für verpflichtet, es ausdrücklich hervorzuheben. — In meinem Buch 
Die deutsche Königswahl im corpus iuris canonici S. 28f. habe ich eine 
gleiche Vermutung (Autorschaft des Bartholomaeus) bezüglich des Zu- 
satzes oontrarium est verum in der Glosse zu c. 24 Dist. 93 (ad v. im- 
peratorem) ausgesprochen. Dieser Zusatz fehlt in der Handschrift 
des Prager Museums. Diese Stelle hoffe ich im nächsten Jahr in einem 
zweiten kanonistischen Streifzug durch den Sachsenspiegel (Die Wir- 
kungen der Kaiserweihe) näher behandeln zu können. 


1) Rosenstock a.na.O. S. 117fl., bes. S. 1221. 
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8. Die Bestimmung Landr. III 54 $ 3 
im Zusammenhange der kirchenpolitischen Lehren 
des Landrechts. 


Nachdem eine entwicklungsgeschichtliche Betrachtung 
des kanonischen Rechts unsere Auslegung der Formel ‚,‚in 
den ban mit rechte komen‘“ bestätigt hat, wollen wir uns 
abschließend darüber Rechenschaft geben, wie die Stelle in 
unserer Auslegung in die kirchenpolitischen Lehren des 
Sachsenspiegels sich einfügt, und welche Folgerungen sich 
umgekehrt aus unserem Ergebnis für den kirchenpolitischen 
Standpunkt Eikes von Repgau!) ergeben. 


Ex professo werden die Wirkungen des Bannes behan- 
delt Landr. III 63 88 2 und 3. $ 2. Ban scadet der sele unde 
ne nimt doch niemanne den lif, noch ne krenket niemanne 
ari lantrechte noch an lenrechte, dar ne volge des koninges 
achte na. $ 3. Vestinge nimt dem manne sin lif, of he be- 
grepen wert dar binnen, unde nicht sin recht, svo lange he 
dar an is. 


Man hat in dem zitierten $ 2 eine Entlehnung aus dem 
kanonischen Recht, gewissermaßen eine Übersetzung des 
von Rolandus geprägten und von Beruhardus Papiensis 
wiederholten Satzes erblickt, der den Bann als non corpo- 
ralis, sed spiritualis multatio definiert. Was die Frage an- 
langt, ob Eike aus Rolandus oder aus Bernhardus geschöpft 
habe?), mag die zweite Annahme insofern als die wahr- 
scheinlichere gelten, als auch die tief religiöse Motivierung 
der befriedeten Tage II 66 $ 2 sich gedanklich nahe mit 


ı) Vgl. hierüber aus jüngster Zeit (nach den Aufsätzen Eich- 
manns): Fehr, Die Staatsauffassung Eikes von Repgau, in dieser Zeit- 
schrift, Germ. Abt., 37. Bd. (1916) 8. 131ff.; Hashagen, in dieser Zeit- 
schrift, Kan. Abt., 6. Bd. S. 235ff. (in dem Aufsatz Zur Charakteristik 
der geistlichen Gerichtsbarkeit nm späteren Mittelalter, daselbst auch 
weitere Literaturangaben). 


2) Vgl. Eichmann, Historisches Jahrbuch, 31. Bd. S. 325, bes. 
Anm. l, und Rosenstock, Ostfalens Rechtsliteratur unter Friedrich II. 
S. 119. Die Stellen finden sich bei Rolandus, Summa zu C. 23 q. 3 (ed. 
Thaner 103), bei Bernhardus, Summa V 32 c. 4 (ed. Laspeyres 266), 
Rufinus, Summa zu C. 1 q. 1 (ed. Singer 204). Auch auf die Dekretale 
Alexanders III. c. 1 X ı 34 hat man verwiesen. 
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Bernhardus, Summa decretalium I 24 $$ 2, 3 (ed. Laspey- 
res 19s.), berührt, ohne allerdings m. E. einen zwingenden 
Schluß auf eine Entlehnung zu gestatten!), und indem 
anderseits Landr. III 57 $1 einen unleugbaren Anklang an 
eine Stelle aufweist, die in einer jener in Halberstadt nach- 
weisbaren Handschriften steht, welche auch die Summe des 
Papiensis enthalten.?2) Wenn wir übrigens daran festhalten, 
daß Eike in Halberstadt die Vorträge des Magisters Jo- 
hannes hörte, liegt es ebenso nahe, daß er nur durch seine 
Vermittlung den offenbar häufiger wiederholten Gedanken 
in sich aufgenommen hat. 

Für die Auslegung der Stelle scheint uns übrigens die 
Entscheidung dieser Frage belanglos, weil sie selbst ganz 
eindeutig die Folgerungen bezeichnet, die sie aus dem theo- 
retischen Grundsatz zieht: noch ne krenket niemanne an 
lantrechte noch an lenrechte, dar ne volge des koninges 
achte na. Klarer kann man es nicht aussprechen, daß eine 
unmittelbare rechtsmindernde Wirkung des Kirchenbannes 
für den weltlichen Bereich verneint wird. Damit stimmt 
auch völlig überein Landr. 1163 $ 2, welcher sogar noch in der 
Jüngeren Fassung lautet: Jewelk man mut wol vorspreke 
sin unde tügen unde klagen unde antworden, ane binnen 
deme gerichte dar he inne vervest is, oder of he in des rikes 
achte is. Vor geistlikeme gerichte ne mut he’s aver nicht 
dun, of he to banne is.?) Hieran vermag auch der Umstand 
nichts zu ändern, daß, worauf wir sofort zurückkommen, 
im Sinne Eikes das Nachfolgen der Acht im Falle der Hart- 


1) Weiter geht Eichmann, Histor. Jahrbuch 31. Bd. 8. 326. 
Einschränkend Zeumer im Nachtrag zu dem Aufsatz über die Sächsische 
Weltchronik, Festschrift zum 70. Geburtstage Heinrich Brunners S. 839f. 
Ähnlich Frensdorff, Beiträge zur Geschichte und Erklärung der deut- 
schen Rechtebücher II, Nachrichten der Kgl. Gesellschaft der Wissensch. 
zu Göttingen, 1894, S. 17f. 

2) Vgl. Rosenstock a.a. O. S. 119ff. Näher kommen wir hierauf 
in dem zweiten kanonistischen Streifzug (betreffend die Wirkungen der 
Kaiserweihe) zurück. 

8) Die Worte „unde..... antworden‘ und ‚„‚Vorgeistlikeme ..... 
banne is‘ fehlen in den Handechriften der Klasse A. — Sehr richtig ver- 
weist auf diesen Artikel u.a. Ott im Österreichischen Staatswörter- 
buch ? III S. 5] (Art. Kirchliche Gerichtsbarkeit). 
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näckigkeit des Gebannten gewiß als das Normale anzusehen 
ist. Entscheidend ist, daß der Bann an und für sich 
die bürgerliche Rechtsfähigkeit nicht mindert. 

Es springt in die Augen, daß die Bestimmung 
Landr. III 54 $3 über das passive Königswahlrecht 
mit dieser Regel nicht vereinbar ist, bzw. eine 
Ausnahme von ihr darstellt. Und zwar auf jeden 
Fall, nicht nur nach unserer, sondern auch nach 
der von uns bekämpften Auslegung. Auch dieser Ge- 
sichtspunkt spricht übrigens für unsere Auslegung, da bei 
ihr die Ausnahme eine engere Umgrenzung erfährt: nicht 
jeder durch päpstlichen Spruch verhängte, sondern nur ein 
durch gerechten päpstlichen Spruch verhängter Bann soll 
in dem einzigen vom Spiegler anerkannten Fall die rechts- 
mindernde Wirkung haben. Die weitgehende Einschränkung 
einer Ausnahme kann nicht auffallen. 

Daß man schon im Mittelalter sich der Notwendigkeit 
einer Auseinandersetzung zwischen der allgemeinen Regel 
und der Sonderbestimmung über das Königswahlrecht be- 
wußt war, zeigt deutlich die Glosse des Nikolaus Wurm zu 
jener Stelle des Sächsischen Weichbildrechts, welche, wie 
schon oben (S. 53) erwähnt, die gleiche allgemeine Regel 
aufstellt wie das Landrecht.!) In höchst charakteristischer 
Weise sucht der Glossator bei dieser Regel den ungerech- 
ten Bann zu subintellegieren. Das ist nun allerdings m. E. 
ein aussichtsloses Beginnen, umsomehr als nach der kano- 
nistischen und theologischen Lehre, wie wir gesehen haben, 
der ungerechte Bann auch der Seele gar nicht oder doch 
nur indirekt schadet.?2) Aber er ist interessant als ein weite- 


1) Vgl. hierüber Eichmann, Acht und Bann S. 82 (daselbst auch 
die Belege), Histor. Jahrbuch, 31. Bd. S. 333. 

2) Vgl. auch noch («lie merkwürdige, von Vincentius Hispanus her- 
rührende Glosse relaxatur zu c.28 X v 39: Hic surgit ratio quare quis 
potest absolvi ab excommunicatione post mortem, et non babtizari post 
mortem, quia sententia ecclesise ligat corpus, et etiam animam, et licet 
sit iniusta, aufert sepulturam, baptismus vero character est animae, 
unde post mortem non est quod valeat baptizari. Der Sinn dieser Stelle 
kann nur sein, daß die Wirkungen der Taufe nur auf die Seele, die des 
Bannes auf die Seele und den Körper sich erstrecken. Um letztere 
Wirkungen, insbesondere die Verweigerung des kirchlichen Begräbnisses, 
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res Zeugnis dafür, wie sehr die sächsischen Juristen mit der 
Unterscheidung von gerechtem und ungerechtem Bann 
operierten. . 

Es muß auch betont werden, daß die Ausnahme einer 
inneren Berechtigung keineswegs entbehrt. Um sie zu ver- 
stehen, muß man sich allerdings den gesamten kirchen- 
politischen Standpunkt Eikes vergegenwärtigen, den er — 
übrigens in sachlicher Übereinstimmung mit Huguccio — 
in lapidaren Worten an der Spitze seines Rechtsbuches (Il) 
formuliert!) und gerade unmittelbar vor der allgemeinen 
Regel betreffend Acht und Bann wiederholt. III 63 $ 1: 
Constantin de koning gaf deme pavese silvestre werltlik ge- 
wedde to me geistliken, die sestich schillinge mede to dvin- 
gene alle jene, die gode nicht beteren ne willen mit deme 
live, dat man sie dar to dvinge mit deme gude. Alsüs sal 
werltlik gerichte unde geistlik over en dragen, svat so deme 
enen wederstat, dat man’t mit deme anderen dvinge ge- 
horsam to wesene unde rechtes to plegene.?) 

Hiensch kann ein Zweifel wohl nicht bestehen, daß 
auch für Eike weltliche und geistliche Gewalt die zwei 
Lebensordnungen einer Gemeinschaft sind, zwar einerseits 


welche auch den von der Seele bereits getrennten Körper ergreifen, zu 
beseitigen, hat es einen Sinn und ist es möglich, die ligatio auch noch 
nach dem Tode zu lösen. Diese auf den Körper hezügliohen Wirkungen 
und nur diese treten auch bei der iniusta excommunioatio ein, schaden 
aber (wie die Glosse an anderer Stelle ausdrücklich bemerkt, vgl. oben 
S. 65 Anm. 1) nicht der Seele. Also das genaue Gegenteil des Deutungs- 
versuchs des Nikolaus Wurm. 

1) Nach Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrecht», 
2. Aufl, S. 54 Anm. 2, findet sich die Zweischwerterlehre im selben Sinn 
wie im Sachsenspiegel bei Huguccio, Glosse zu c. 6 Dist, 9b. Also auch 
in dieser prinzipiellen Frage finden wir im kanonischen Recht selbst die 
det hierokratischen Auffassung entgegengesetzte vertreten. Diese Gegen- 
strömung kommt nicht genügend zum Ausdruck bei Hauck, Der Gedanke 
der päpstlichen Weltherrschaft bis auf Bonifaz VIIL, Leipzig, Universi- 
täts- Programm 1904. 

2) Interessant ist, wie hier Eike die Konstantinische Schenkung, 
bekanntlich eine Hauptwaffe im Arsenal der hierokratischen Partei (vgl. 
u. a. den in der vorigen Anmerkung zitierten Aufsatz von Hauck), ver- 
wendet, ohne daraus die hierokratischen Folgerungen zu ziehen. Ein 
unmittelbares kanonistisches Vorbild für die Fassung im Sachsenspiegel 
vermochte ich nicht festzustellen. 
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getrennt, aber doch wieder organisch durch gegenseitige 
Unterstützungspflicht verbunden.!) Ganz gewiß soll im 
Sinne dieser Lehre der König dem Bann die Acht folgen 
lassen. Aber es erscheint Eike dabei selbstverständlich, daß 
der König hiezu nur bei einem gerechten Bannspruch ver- 
pflichtet ist. Gerade um dessentwillen wird dem Bann vor 
der Ächtung die rechtsmindernde Wirkung versagt. Und 
Eike bewegt sich hiebei genau in jener Linie, welche der 
politischen Praxis vor der Confoederatio entsprach, die ein 
Verkehrsverbot von Reichs wegen noch nicht kannte, zwar 
auch keine reichsrechtlich sanktionierte, aber doch eine in 
verschiedenen Landfrieden anerkannte Übung, den hart- 
näckig im Bann Verharrenden zu ächten, wobei aber die 
Prüfung der Rechtmäßigkeit des Bannes vorbehalten blieb. 
Damit ergab sich von selbst, daß diese Überprüfung nur 
im Königsgericht stattfinden konnte.?) 

Wenn es sich nun um die Wahl eines neuen Königs 
handelte, so fehlte es im Reich an jener höchsten Gewalt, 
welcher für gewöhnlich die Unterstützungspflicht und als 
Kehrseite derselben das Überprüfungsrecht gegenüber dem 
Bannspruch zustand.?) Anderseits war es mit dem von Eike 
anerkannten Wesen dieser höchsten Gewalt unvereinbar: zu 


I) Richtig betont bei Fehr a. a. O. S. 218, 244. 


3) Einen schönen Beleg dafür, daß die Diskussion über die Über- 
prüfung der iusta causa bei Zensuren um die Wende des 12. Jahrhunderts 
nicht auf Deutschland beschränkt war, bringt Joh v. Borch, Die ge- 
setzlichen Eigenschaften eines deutsch-römischen Königs und seiner 
Wähler, S. 16 Anm. 2, bei. Ein Vertrag zwischen den Königen von Frank- 
reich und England vom Jahre 1196 sieht zur Entscheidung über die 
Gerechtigkeit der vom Erzbischof von Rouen verhängten Zensuren ein 
Schiedsgericht vor, in welches jeder der beiden Könige zwei Geistliche 
beruft. 


®) Es kann allerdings nicht als ausgeschlossen gelten, daß auch 
das Reichsvikariatsgericht die Reichsacht verhängt: die Grenzen seiner 
Kompetenz sind unklar. Im Prinzip war die Verhängung der Acht 
gewiß dem Reichshofgericht vorbehalten (demgemäß ist auch stets, 
insbesondere im Sachsenspiegel, von des Königs Bann die Rede), und 
dieses war an die Person des Königs geknüpft. Über letzteren Punkt 
vgl. Franklin, Das Reichshofgericht des Mittelalters, 2. Bd. S. 78f. 
Jedenfalls waren zur Zeit eines Interregnums die Zügel der Reichsgewalt 
gelockert. 
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ihrem Träger jemanden zu berufen, der durch rechtmäßigen 
Spruch der höchsten geistlichen Gewalt aus dem Verbande 
der Christenheit ausgeschlossen war und nach des Reiches 
Gewohnheit der Ächtung verfallen sollte. Des Reiches Fürsten 
— dieselben also, die, als Königsgericht konstituiert, über 
die Rechtmäßigkeit des Bannspruches zu befinden hätten — 
waren als Wähler berufen, darüber zu wachen, daß kein 
vom Papste rechtmäßig Gebannter zur königlichen Würde 
gelange. Die Ausnahme hat also innerliche Recht- 
fertigung. | | 

Bei dieser Betrachtungsart kann natürlich nicht davon 
die Rede sein, daß Eike — darin ist Eichmann völlig bei- 
zupflichten — ein „animoser Gegner“ der Kirche oder des 
Papsttums war. Aber derartiges ist doch nur vereinzelt be- 
hauptet worden. Es ist ja auch gar zu haltlos angesichts der 
tiefen Religiosität, die die schon zitierte Stelle Landr. II 66 
$2 oder Landr. III 42 $ 1 atmet, angesichts der feierlich pro- 
klamierten Unterstützungspflicht beider Gewalten, ange- 
sichte des ganzen Bildungsganges und Lebenslaufes des 
bibelkundigen!), kanonistisch geschulten?) Verfassers! Das 
wertvolle Ergebnis unserer kirchenrechtsgeschichtlichen Un- 
tersuchung erblicken wir gerade darin, daß sie die Brücke 
zeigt, welche aus dem kanonischen Recht selbst zu Landr. Ill 
654 $3 hinüberführt. Es ist gewißnicht zu bestreiten, daß die 
eingeschränkte Anerkennung einer Unwirksamkeit der in- 
iusta excommunicatio, wie sie die herrschende Lehre um 
die Wende des 12. und 13. Jahrhunderts vertritt, nicht so 
weit geht, wie der Satz des Spieglers, daß insbesondere nicht 
ohne weiteres daraus auf das Überprüfungsrecht einer welt- 
lichen Instanz geschlossen werden kann. Erwägt man aber, 
daß weitergehende Richtungen innerhalb des kanonischen 
Rechts selbst die Einschränkungen mehr oder weniger fallen 
ließen, und insbesondere, daß einerseits die iniustas excom- 
municatio, insoweit der iniusta causa überhaupt Bedeutung 


3) Landrecht II 61 $ 1 = Genesis I 28; vgl. auch Art. 42. 

2) Weitere Beispiele dieser Schulung bieten Landrecht III 57 $ 1 
und der der hier untersuchten Stelle unmittelbar vorangehende $ 2 
(III 54); diese Stellen werden uns bei der Behandlung der Kaiserweihe 
näher beschäftigen. 
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beigemessen wurde, als nichtig, als nulla, als nicht vor- 
handen bezeichnet wurde, daß anderseits das Überprüfungs- 
recht als bloße Kehrseite der Unterstützungspflicht jeder 
feindseligen Spitze entbehrte, so war nur ein Schritt zur 
Lehre Eikes, um dessentwillen er — bei aller Anerkennung 
cines gewissen Gegensatzes — wahrhaftig nicht als ‚ani- 
moser Gegner‘ des Papsttums angesprochen werden muß. 

Denn so viel allerdings ist richtig: in der, auch inner- 
halb des kanonischen Rechts selbst, im Fluß befindlichen 
Entwicklung vertrat Eike den konservativeren, könig- 
lichen, weniger hierokratischen Standpunkt. Er dürfte, 
was sich allerdings vollständig erst bei Behandlung der 
Kaiserweihe ergeben wird, staufisch, nicht welfisch gesinnt 
gewesen sein. Den Bann Philipps hat er als ungerecht 
empfunden und in der Weltchronik c. 342 (MG. Deutsche 
Chroniken II 237) kurz seine Belanglosigkeit für die könig- 
liche Stellung des Geächteten angemerkt. Demjenigen, 
was er hier als Tatsache hinstellt, hat er in sei- 
nem BRechtsbuch eine juristische Formulierung 
gegeben. Er hat damit der Rechtsüberzeugung 
des deutschen Volkes Zeugnis gegeben und die 
nationale Politik jener Tage vertreten. Er hat 
aber anderseits nichts getan, als an Gedanken 
angeknüpft, die ihm als Schüler eines großen Ka- 
nonisten vertraut geworden waren, genau s0, wie 
seinerzeit die Lehre Gratians sich mit dem Standpunkt der 
Antigregorianer berührte. Die Fragestellung, ob Landr. III 54 
$ 3 aus deutschem oder kanonischem Rechtsbewußtsein 
schöpft, wäre schief. Sie würde verkennen, daß in 
die Lehre des kanonischen Rechts ein breiter 
Strom deutschen Rechtsbewußtseins mündete. 
Einer seiner vornehmsten Vertreter ist der große 
Kanonist Johannes Teutonicus, der Lehrer Eikes 
von Repgau, der mutmaßliche Inspirator der 
Stelle Landr. III 54 $ 3. 


9. Zur Frage der Datierung des Sachsenspiegels. 


Das Lehenrecht steht bezüglich der Wirkungen des 
Bannes bekanntlich auf einem anderen Standpunkt, als wir 
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ihn für das Landrecht soeben gekennzeichnet haben. Der 
Sinn von Lehenr. 12 $ 2 läßt sich mit Eichmann treffend 
dahin zusammenfassen, daß der Bann die Wirkung der Ver- 
festung hat. Er schadet also dem Leib, er mindert die 
bürgerliche Rechtsfähigkeit — alle Versuche, dies zu leugnen, 
sind gescheitert.!) 

Aus dem Widerspruch zwischen Landrecht und Lehen- 
recht hat Eichmann?) mit teilweiser Zustimmung Zeu- 
mers?) gefolgert, daß das Landrecht vor, das Lehenrecht 
nach 1220 entstanden und dieses durch die Confoederatio 
beeinflußt ist. Letztere Annahme dürfte kaum fehlgehen, 
wie anderseits durch unsere Untersuchung wohl die gegen- 
teilige Annahme für das Landrecht befestigt ist. Reicht 
dieser Beweis aber aus, um das Jahr 1220 als dies ad quem 
für das Landrecht zu fixieren ?*) 

Diese Frage möchte ich nicht ohne weiteres bejahen. 
Ich bin mir wohl bewußt, damit gegen eine Methode zu 
verstoßen, die sich bis zu gewissem Grad auf keinen Ge- 
ringeren als Ficker und seine berühmte Untersuchung über 
die Datierung des Sachsenspiegels (Über die Entstehungs- 
zeit des Sachsenspiegels, 1859) berufen kann.) Aber ich 
glaube, daß diese Methode in einem Punkte mit der tat- 
sächlichen Gestaltung des Rechtslebens — insbesondere 
des mittelalterlichen — nicht rechnet. Selbst in der heutigen 
Zeit der amtlichen Gesetzespublikation dringen, wie jeder 
Praktiker bestätigen wird, neue Gesetze nicht immer sofort 


1) Richtig gegen Planck, Das deutsche Gerichtsverfahren im 
Mittelalter, 2. Bd. S. 313, Eichmann, Acht und Bann $S. 81 Anm. l. 

2) Acht und Bann 8. 81. 

2) A.a.O. (vgl. oben S.89 Anm. 1) S. 842. 

4) Die Bestimmung Landr. II 26 $ 5 entspricht zu sehr einer Forde- 
rung des natürlichen Rechtrgefühls, als daß der Schluß Berchtolds 
(Die Entwicklung der Landeshoheit in Deutschland 8. 149) und Zeu- 
mers (Neues Archiv für ältere deutsche Geschichte, 36. Bd. S. 271), 
es liege eine Anlehnung an $ 2 der Confoederatio vor, sich halten 
ließe. 

$) In der Hauptsache befolgt Ficker eine andere, völlig zwingende 
Schlußweise: der Sachsenrpiegel muß nach einem bestimmten Termin 
entstanden sein, weil er auf einer anderen in diesen Termin fallenden 
Quelle fußt oder ein in diesen Termin fallendes Ereignis verwertet. 
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durch. Vollends im Mittelalter, bei dem Fehlen einer amt- 
lichen Gesetzespublikation, bei der schwerfälligen Verbrei- 
tung der Urkundentexte und dem wogenden Kampf der 
Rechtsanschauungen konnte davon schon gar nicht die Rede 
sein. Es ist daher m. E. der Schluß nicht zulässig, daß eine 
Rechteurkunde (im weitesten Sinne des Wortes) vor einem 
bestimmten Zeitpunkt entstanden sein muß, weil sie von 
einer anderen in diesen Zeitpunkt fallenden Rechtsurkunde 
keine Kenntnis hat. Ganz abgesehen davon, daß der Ver- 
fasser eines Rechtsbuches möglicherweise Dinge bewußt oder 
unbewußt vernachlässigen mochte, die seiner politischen 
Überzeugung zuwiderliefen. 

Dadurch, daß man diesen Vorbehalt macht, werden 
aber die Feststellungen der angedeuteten Art keineswegs 
wertlos. Wenn auch nicht zur Fixierung eines ganz be- 
stimmten dies, so werden sie doch zu einer ungefähren Zeit- 
angabe mit größtem Vorteil zu verwerten sein, wobei ins- 
besondere das Zusammentreffen mehrerer solcher Anhalts- 
punkte die Wahrscheinlichkeit auf einen sehr hohen Grad 
steigern kann. 

In diesem Sinn möchte ich den Punkt, auf den Eich- 
mann aufmerksam gemacht hat, im Gegensatz zu Rosen- 
stook, der darüber mit einer sozusagen verächtlichen Hand- 
bewegung hinweggeht!), für sehr bedeutsam halten, und 
zwar gerade von dem in dieser Abhandlung vertretenen 
Standpunkt aus, bei dem die Nichtbeeinflussung des Land- 
rechts durch die Confoederatio in das hellste Licht tritt. 
Ich habe an anderem Orte?) darauf aufmerksam gemacht, 
daß sowohl das Schweigen des Spieglers über die Regent- 
schaft des Königssohnes als auch die Wahlen von 1220 und 
1237 mit einer gewissen Zurückhaltung zur Datierung heran- 
gezogen werden können, indem nicht bei der ersten, wohl 
aber bei der zweiten die Lehre des Spieglers über den Wahl- 
akt durchgedrungen war, und ich glaube, diese Ansicht auch 
heute noch festhalten zu dürfen. Bei Zusammenhalt 


— 


I) Ostfalens Rechtsliteratur unter Friedrich I. S. 115, bes. Annı. 1. 


3) Die Wahl Konrads IV. zu Wien im Jahre 1237, Weimar 1914, 
S. 68f. 74. 78f. 


a : .-. uam gs. 
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dieser beiden Beobachtungen wird die verschie- 
dene Behandlung der Wirkungen des Kitchenban- 
nes im Landrecht und Lehenrecht wohl heran- 
gezogen werden können, um innerhalb des Zeit- 
raums von 1215bis 1235, der sich aus mannigfachen 
Gründen als ungefähr sicher bezeichnen läßt, die 
erste Hälfte als die wahrscheinlichere anzusehen. 


I. 


Die Landkapitel im Bistum Würzburg 


von der zweiten Hälfte des 14. bis zur zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts. 


Von 


Herrn Privatdozenten Dr. theol., jur. et rer. pol. Julius Krieg 
in Würszburg.') 


$1. Einleitung. 


Das Bistum Würzburg zerfiel im Mittelalter in 12 Archi- 
diakonate (Verwaltungsbezirke der Archidiakone), von wel- 
chen die meisten ein oder mehrere Landkapitel umfaßten.?) 
Die Dekanatsverfassung tritt frühestens um die Mitte des 
12. Jahrhunderts in die Erscheinung und zwar in einer Ur- 


1) Abkürzungen: 
A.U. = Archiv des Historischen Vereins von Unterfranken und 
Aschaffenburg, x. B. Bd. XIII, 1 u. 2 = Heft 1 u. 2. 


E.D.A. = Freiburger Diözesanarchiv. 
KA.W. = Kogl.Kreisarchiv Würzburg. 
0.A.W. = Bischöfliches Ordinarisatsarchiv Würzburg. 


Tom. I (II usw.) = Tomus I usw. Ingrossationsbücher im Bischöflichen 
Ordinariatsarchiv Würzburg. Diese Bücher enthalten 
eine Unsumme von Urkundenabschriften. 

Wvjh. = Württembergische Vierteljahrshefte für Landesgeschichte. 

2) Julius Krieg, Der Kampf der Bischöfe gegen die Archidiakone 

im Bistum Würzburg. Kirchenrechtliche Abhandlungen. herausgegeben 

von Ulrich Stutz, Heft LXXXII, Stuttgart 1914, S. 16ff.; für die 

Folge zitiert: Krieg, Archidiakone. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXX VII. Kan, Abt. VII, 
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kunde des Bischofs Herold von Würzburg aus dem Jahre 
1166, welche die Kanoniker des Gumbertsstifts zu Ansbach 
von der Verpflichtung zur Teilnahme an den Ruralkapiteln 
befreite.!) Für die Mitte des 14. Jahrhunderts gibt uns über 
das Würzburger Diözesanverhältnis wertvollen Aufschluß 
die sogenannte Ebracher Handschrift des Kanonikers und 
Scholasters am Kollegiatstift Neumünster zu Würzburg 
Michael de Leone, der Protonotar der Bischöfe Otto II. 
(1333 —1345) und Albrecht I. (1345—1372) war. Im Bis- 
tum Würzburg gab es damals 16 Ruralkapitel, in jedem 
derselben einen Dekan, einen Kämmerer (für die Ver- 
mögensverwaltung) sowie die Dekanatsversammlung. Nur 
in zwei Archidiakonaten (Würzburg und Fulda) bestand 
keine Kapitelsverfassung. In der zweiten Hälfte des 14.Jahr- 
hunderts treten neue Kapitelsorgane auf, die Prokuratoren 
(erstmals in den Statuten des Dekanats Ochsenfurt von 
1371), und zwar neben Dekan und Kämmerer, aber den 
Kämmerer allmählich in den Hintergrund drängend. Die 
Dekanatswürde war nicht mit einer und derselben Pfarrei 
verbunden: jeder Pfarrer des Kapitels konnte Dekan wer- 
den. Der Dekan, das Haupt des Ruralkapitels, war die 
unterste Instanz in der Diözesanverwaltung und führte ins- 
besondere die Aufsicht über das sittliche Leben der Geist- 
lichen seines Bezirks, ohne daß ihm jedoch eine eigentliche 
Jurisdiktionsgewalt zustand ; die Strafen wurden vom Archi- 
diakon verhängt. Dem Kämmerer lag die Sammlung der 
bischöflichen Kollekte und des bischöflichen Subsidiums ob, 
während die Verwaltung der Kasse des Landkapitels auf 
die Prokuratoren überging. Die Dekanatsversammlungen 
dienten zur Erledigung gemeinsamer Angelegenheiten und 
zur Feier des Gedächtnisses der verstorbenen Geistlichen?) 

Die Archidiakone hatten in der ersten Hälfte des 
13. Jahrhunderts auf der Höhe ihrer Macht gestanden und 
bildeten auch später noch einen wichtigen Faktor in der 


!) Julius Krieg, Die Landkapitel im Bistum Würzburg bis zum 
Ende der 14. Jahrhunderts. Veröffentlichungen der Görresgesellschaft, 
Sektion für Rechts- und Sozialwissenschaft, Heft XXVIII, Paderbom 
1916, S. 17f.; für die Folge zitiert: Krieg, Landkapitel. 

2) Krieg, Landkapitel 8. 18 ff. 
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Diözesanverwaltung. Allein die Bischöfe nahmen allmäh- 
lich das Kirchenregiment wieder mehr selbst in die Hand 
und entzogen den Archidiakonen zahlreiche Rechte, so daß 
deren Machtfülle schon am Ende des 14. Jahrhunderts als 
gebrochen gelten konnte. In viel höherem Maße als früher 
lag seit Beginn des 15. Jahrhunderts die oberste Leitung 
der Geistlichen der einzelnen Dekanate in der Hand der 
Bischöfe, zumal die Archidiakone nun nicht mehr an den 
Kapitelsversammlungen teilnahmen und ihren Einfluß in 
den Ruralkapiteln verloren. Während bis in die zweite 
Hälfte des 14. Jahrhunderts die Archidiakone die Gesetz- 
geber der Landkapitel waren, erscheinen an ihrer Stelle 
jetzt die Bischöfe. Die Dekanatsstatuten wurden seit Be- 
ginn des 15. Jahrhunderts von den Bischöfen erlassen.!) 
Das erste Ruralstatut, welches ein Würzburger Bischof er- 
ließ, ist das vom 14. Juli 1402, worin Johann I. von Egloff- 
stein (1400—1411) die von der Geistlichkeit des Dekanats 
Schweinfurt gewünschte Ordnung des Kapitelsgottesdien- 
stes regelte und genehmigte. Der zuständige Archidiakon 
war nur insofern beteiligt, als er seinen Konsens zu den 
Statuten gab.?) 

Um die Stellung der Archidiakone zu schwächen, ver- 
fuhren die Bischöfe noch in anderer Weise. Sie verliehen 
den Landdekanen wichtige Rechte, die diese bisher nicht 
besessen hatten und hoben so deren Macht. Vor allem 
hatte der Dekan seit dem 15. Jahrhundert an Stelle der 
Archidiakone Strafgewalt über die Kapitelsgeistlichkeit. 

Die zweite Hälfte des 14. Jahrhunderts bildet demnach 
auch einen Markstein in der Entwicklung der Würzburger 
Landkspitel. Deren früheste Geschichte schließt ab mit 
dem Ende des 14. Jahrhunderts. 

Von nun an gingen die Dekanate einem neuen Zeit- 
abschnitt entgegen, der im folgenden seine Behandlung 
finden soll.?) 


1) Krieg, Archidiakone S. 34 ff. 

2) Krieg, Landkapitel 8.91. . 

8) Die Anregung zur Abfassung der nachfolgenden Studie gab mir 
der Mitberausgeber dieser Zeitschrift, Herr Geheimer Justizrat Dr. Ul- 
rich Stutz, Universitätsprofessor, jetzt in Berlin, dem ich hierfür ge- 
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$2. Änderungen in der Verfassung der Würz- 
burger Landkapitel seit Beginn des 15. Jahr- 
hunderts. 


Die Schilderung der Dekanatsverfassung bei Michael 
de Leone in der Mitte des 14. Jahrhunderts weist in jedem 
Landkapitel den Dekan und den Kämmerer auf. Da 
Michael de Leone, wie aus allem zu schließen ist, die Deka- 
natsverfassung vollständig beschreiben wollte, gab es da- 
mals außer dem Dekan und Kämmerer zweifellos keinen 
weiteren Beamten der Landkapitel. Jedoch kamen in der 
zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts die Prokuratoren auf, 
die an Stelle des Kämmerers die Verwaltung der Dekanats- 
kasse erhielten, während diesem seitdem nur noch unter- 
geordnete Befugnisse zustanden.!) 


Unsere Periode zeigt in doppelter Weise eine Verände- 
rung in der Organisation der Würzburger Landkapitel. 


l. Der Kämmerer verschwindet in der ersten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts. Nachweisbar ist dieses 
Amt noch im Jahre 1406 im Landkapitel Gerolzhofen. 
Denn Wilhelm von Hohenstein, Pfarrer von Oberschwarzach 
und Dechant des Kapitels Gerolzhofen, stellte am 28. De- 
zember 1406 für sich und alle Kapitelsmitglieder folgende 
Urkunde aus: Die Stadt Gerolzhofen verspricht alljährlich 
auf Mittwoch nach St. Bartholomäi?) in die Kapitelskasse 
6 # „lantswerung“ zu geben, daß die Geistlichkeit des 
Dekanats wie bisher ihr Kapitel zu Gerolzhofen hält. De- 
chant Wilhelm von Hohenstein und Pfarrer Dietrich von 
Volkach, Kämmerer des genannten Kapitels, hängten beide 


bührend Dank sage. Meinen herzlichen Dank auch dem Herrn Dompropst 
und Generalvikar Dr. Valentin Heßdörfer, der mir in gütigster Weise 
die Benützung des bischöflichen Ordinariatsarchivs zu Würzburg ge- 
stattete, 

1) Krieg, Landkapitel S. 35f., 69ff. 

3) Am Mittwoch nach St. Bartholomäi (nachmittags) versammelten 
sich alle Jahre die Geistlichen des Dekanate in Gerolzhofen zur Feier 
des Kapitels. Haupttag der Dekanatsversammlung war der Donnerstag. 
O.A.W., Akten des Dekanats Gerolzhofen. Gerolzhovenn, Statuta 
capituli f. Tbff. 
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ihr Siegel an die Urkunde.!) — Der Landkapitelskämmerer 
wird ferner in den Ochsenfurter Dekanatsstatuten vom 11. Ja- 
nuar 1438 erwähnt. Wenn ein Geistlicher, so heißt es dort, 
stirbt, ohne ein Testament zu hinterlassen, dann soll auch 
der Kämmerer bei der Verteilung der Früchte mithelfen.?) 
— Auch die Karlstadter Landkapitelsstatuten vom 6. No- 
vember 1448 kennen noch das Institut des Dekanatskäm- 
merers, indem sie gleich am Anfang bemerken: Der Dekan, 
der Kämmerer, die Prokuratoren?®) und die anderen Geist- 
lichen des Archidiakonats Karlstadt haben sich zwecks 
Minderung der Streitigkeiten über die Früchteverteilung 
beim Tode eines Geistlichen an den Bischof gewandt. Diese 
Bitte veranlaßte*) denselben, die fraglichen Statuten zu 
erlassen.) 

Allein in den Statuten der Landkapitel Iphofen und 
Schlüsselfeld (1437)*), Gerolzhofen (1446)’), Kitzingen 
(1460)8), Windsheim (1480)°), Münnerstadt (1460)1%), Ko- 
burg (1463)"!) und Mellrichstadt (1497)2) ist nicht mehr die 
Rede von dem Kämmerer. Dieses Amt war überflüssig 


1) Argus, eine Zeitschrift für Franken. L Bd. 2.H. Koburg und 
Leipzig 1803, S. 3901. 

2) Ceterum deoernimus, volumus atque praecipimus (Bischof Jo- 
bann II. von Brunn), quod, si beneficiati pro tempore morte prae- 
venti subitanea absque ratione vel alias deoesserint intestati, extuno 
decanus dioti archidiaoonatus cum diffinitoribus ao camerario et 
proourstoribus capituli sui deficientibus fideoommissariis dimissionem 
(l. divisionem) fructuum . . . facere possint et debeant. Tom. VI 
1. 1428. 

8) decanus, camerarii (l. eeTarDe) et proouratores. Tom. II 
f.141a. 

4) petitio eorum decani, camerarii, procuratorum. Tom. II f. 
34la bis 142b. | 

s\) Tom. II f. 141a—142b. 

°) Tom. VII f. 1la—4b und f. 196a—2028. 

”)0.A.W. Akten des Dekanats Gerolshofen. Gerolshovenn, 
Statuta oapituli f. 1a—13a. 

°) Tom. II f. 135a—140b. 

®) Nehr, Beyträge zur Kirchengeschichte von Windabeim, IL Stück 
8. 18— 36. 

18) Tom. V f. 150b— 1558. 11) Tom. IV f. 252 —31a. 

12) Tom. IV f. 1a—10se. 
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geworden und verschwand darum aus der Organisation der 
Landkapitel. 


2. Die Definitoren treten auf seit der ersten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts. In der ersten Hälfte des 
15. Jahrhunderts begegnen uns neue Beamte der Land- 
kapitel, die Definitoren, welche erstmals im Jahre 1421 in 
die Erscheinung treten.!) Am 27. Mai dieses Jahres wurde 
auf dem deutschen Haus zu Münnerstadt die Tagung des 
Landkapitels Münnerstadt abgehalten, woran 44 Geistliche 
teilnahmen, deren Namen uns alle erhalten sind. An 
38. Stelle steht ‚Joh. Hanberg, pleb.[anus] in Wetrungen?), 
auch Definitor des Capitels‘‘.®) — Am 13. Juli 1429 
bestätigte Bischof Johann II. von Brunn (1411—1440) die 
Verlegung des Kapitelssitzes des Archidiakonats X von 
Schweinfurt nach Münnerstadt. Das geschah auf Bitten 
und mit Zustimmung des zuständigen Archidiakons Diet- 
rich von Venningen®), des Hermann Fuldisch, Dekans und 
Pfarrers in Wetzhausen und der Kapitelsdefinitoren Johann 
von Homberg®), Pfarrers in Wettringen, und des Johann 
Paben, Pfarrers in Maßbach.®) 

Das Definitorenamt war seit der ersten Hälfte des 
15. Jahrhunderts eine regelmäßige Einrichtung der Würz- 
burger Landkapitel, wie die einzelnen Dekanatsstatuten 


!) Im Bistum Speier kommen laut der Statuten des Dekanats 
Haßloch die Definitoren schon im Jahre 1400 vor; siehe Friedrich 
Kayser, Aus dem Kapitels-Buche des Dekanats Haselach, Diözese 
Speier aus dem 15. Jahrhundert. Arch. f. kath. K.R. LXVII. 1892, 
8.237, $3 und S. 241, $ 34. 

2) Wettringen bei Stadtlauringen. 

®) Nikolaus Reininger, Münnerstadt und seine nächste Um- 
gebung. Würzburg 1852, 8. 166f. Dort ist das Verzeichnis der Geist- 
lichen abgedruckt. 

*) Über denselben siehe August Amrhein, Reihenfolge der Mit- 
glieder des adeligen Domstifts zu Wirzburg. A.U. Bd. XXXII, 188%, 
8. 259. 

5) Das ist derselbe wie der vorausgenannte Johann Hanberg. 

*%) ob rogatum ... ac liberum consensum ... Ioannis de Hom- 
berg in Wetringen et loannis Paben in Maßbach plebanorum ipsiys 
capituli ruralis protunc diffinitorum. Abdruck der Urkunde bei Krieg, 
Landkapitel S. 124 ff. 
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zeigen.) Der Definitoren waren stets mehrere in jedem 
Kapitel.?) 

Die ganze spätere Zeit brachte keine Änderung mehr in 
der Verfassung der Würzburger Landkapitel, denn die Ämter 
der Definitoren und Prokuratoren bestanden dauernd fort 
bis zum heutigen Tag. Allerdings gibt es jetzt in jedem De- 
kanat nur einen Definitor und einen Prokurator: 


$3. Die Definitoren. 


Die Landkapitelsstatuten von Iphofen und Schlüssel- 
feld (1437) bilden die erste Quelle, welche uns von den 
Pflichten der Definitoren Kunde gibt. Die Definitoren 
sollten a) wenn ein Benefiziat ohne Testament starb, mit 
dem Dekan die Verteilung der Früchte zwischen den Erben 
des verstorbenen Benefiziaten und dessen Nachfolger vor- 
nehmen?); b) den Beirat des Dekans bei Berufung des 
Landkapitels bilden®); c) schließlich waren sie Taxatoren 
und hatten als solche die Auflegung der bischöflichen 
Steuern durchzuführen.) 


1) Siehe die Statuten von Iphofen und Schlüsselfeld (1437), Tom. VII 
f.1a—4b; von Ochsenfurt (1438), Tom. VI f. 139a—144b; Kitzingen 
(1460). Tom. II f. 135a—140b; Windsheim (1460), Nehr, IL Stück 
8. 18ff.; Münnerstadt (1460), Tom. V f. 150b—-155a; Koburg (1463), 
Tom. IV f. 25a—31a; Mergentheim (1464), O. A. W., Urk.-Abt. E, 1464, 
Jan. 2, Or.-Perg.-Urk.; Mellrichstadt (1497), Tom. IV f. 1a—10a. 

2) Vgl. die ebengenannte Urkunde von 1429, Juli 13. 

3) Postremo decernimus (Bischof Johann II. von Brunn), ... quad 
si beneficiati pro tempore ... decesserint intestati, extunc decanus dioti 
srchidisconatus cum diffinitoribus capituli sui deficientibus fide- 
commissariis dimissionem (lies divisionem) fructuum . .. faoere possint et 
debeant. Tom. VII f. 3b. 

“) Item (decanus) debet ... convocationes generales et speciales 
etiam de consilio diffinitorum aut aliorum dominorum suorum fa- 
oere. Tom. VII f. 4b. 

$) Item diffinitores aut alii benefitiorum taxatores ad imponendum 
taxum oöllectarum inter se tempore necessitatis quovismodo imponenda- 
rum temporibus (dieses Wort ist zu streichen) suis (sc. colericis subditis) 
promittant (l. praenuntiant) mandata et praestito corporali iuramento 
decano huiusmodi collectas taxare et imponere iuxta iustitiam et exigen- 
tiam benefitiorum fideliter sine fraude, dolo et odio. Tom. VII f.4b. — 
Die Korrekturen ergeben sich durch einen Vergleich mit der entsprechen- 
den Stelle der Windsheimer Statuten (1460), Nehr, IL Stück 8. 34f. 
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Die Funktion der Früchteveiteilung und auch die Be- 
ratung des Dekans vor Berufung des Kapitels waren sicher- 
lich nicht der Grund für Schaffung des neuen Amtes. Auch 
die Prokuratoren hätten dem Dekan als Gehülfen und Be- 
rater dienen können, wie ja die Statuten des Kapitels Mün- 
nerstadt (1460) sagen, der Dekan solle mit den Definitoren 
oder Prokuratoren!) die Verteilung der Früchte vornehmen. 

Wenn die Definitoren nach den gleichen Statuten an 
der jährlichen Abrechnung des Kapitels teilnahmen?), wenn 
sie ferner, wie der Dekan, gegenüber den Geistlichen bei 
Verletzung der Dekanatssatzungen Strafgewalt hatten?), 
so erklärt sich auch hieraus nicht die Gründung des neuen 
Amtes. Dagegen ist die Auflegung der bischöflichen Steuern, 
welche von den Statuten der Kapitel Iphofen und Schlüssel- 
feld an dritter Stelle als Pflicht der Definitoren angegeben 
wird, als Grund für die Einsetzung der neuen Dekanats- 
organe aufzufassen. 

Die Definitoren und die anderen Taxatoren der Bene- 
fizien sollen, so besagt die fragliche Stelle, wenn es nur 
immer notwendig ist, die Kollekten auflegen, den ihnen 
unterstellten Geistlichen die (bischöflichen) Mandate ver- 
künden und dann, nachdem sie dem Dekan den Eid ge- 
leistet haben, die Kollekte auflegen streng nach Recht und 
Gerechtigkeit und nach dem Ertrag der Benefizien. 

Über das Definitorenamt unterrichten uns des näheren 
die Statuten von Münnerstadt (1460). Ein Abschnitt, der 
überschrieben ist: De procuratorum et diffinitorum electione, 
promissione et eorum officio, tatsächlich aber nur von den 
Definitoren handelt, besagt folgendes: 

Das Kapitel soll sich zur Wahl der neuen Definitoren 
oder zur Wiederaufstellung der alten in gewohnter Weise 
in drei Teile (partes) teilen. Jeder dieser Teile wähle einen 


!) cum diffinitoribus seu procurstoribus. Tom. V f. 153. 

%) faciantque dicti decanatus proourstores et diffinitores singulis 
annis die capituli aut alio die ad hoo deputando de oensibus, redditibus, 
poenis oontributis ao certis receptis et distributis calculum et plenariam 
racionem. Tom. V f. 154bf. | 

3) precipientes (Bischof Johann III. von Grumbach) decano et 
diffinitoribus, ut quilibet iuxta traditam sibi formam exoedentes punire 
(lies puniant) negligenter (l. negligentes) poena oondigne. Tom. Vf. 1558. 
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ehrbaren und geeigneten Benefiziaten aus seinem Teil zum 
Definitor, wenn es notwendig sein wird. Die Erwählten 
sollen zugleich mit dem Dekan einen vierten zum Zweck 
der diffinitio aus dem Schoß des Kapitels aussuchen. Diese 
sind gehalten, die Ämter, zu welchen sie erwählt wurden, 
unter Strafe von 4 fl., welche zur Hälfte dem jeweiligen 
bischöflichen Fiskus, zur Hälfte dem vorgenannten Kapitel 
zufallen sollen, anzunehmen und zum mindesten ein Jahr 
hindurch auszuüben. Der Bischof stellt diese Definitoren 
der das Kapitel treffenden Lasten für die Zukunft zugleich 
mit dem Dekan als Taxatoren auf und will, daß sie dies 
sind.t) Jeder derselben muß unter Berührung der heiligen 
Bücher in die Hand des Dekans im Namen des Kapitels 


1) Capitulum more solito in tres partes pro diffinitoribus novis eli- 
gendis vel antiquis continuandis se divertat, quarum partium quolibet 
(lies quaelibet) unum honestum et idoneum de sua parte beneficiatum 
in diffinitorem, si expedire videbitur, eligat, et electi una cum decano 
quartum pro diffinicione ex gremio capituli assumant, qui officia, ad que 
electi fuerint, sub poens quatuor florenorum medietatem fisco nostro 
nostrorumque successorum alteram partem capitulo prefato applicandam 
acceptare tenetur (lies tenentur) et ad minus per annum exercere, quos 
diffinitores onerum capitulo incumbencium de cetero una cum decano 
taxatores constituimus et fore volumus iurareque quilibet ipsorum tactis 
sacrosanctis libris debet in menus decani nomine capituli subeidia episcopo 
debenda ac quecunque alia onera dicto capitulo incumbencia juxta 
exigenciam fructuum, emolumentorum et proventuum beneficiatis a suis 
beneficiis obveniencium aeque imponere, taxare, colligere et fideliter ex- 
ponere velle fraude, dolo, odio et amore secluais ac officium suum fideliter 
exercere. Ut igitur singula onera dicti capituli pro tempore imponends 
aequaliter imponantur, statuimus et ordinamus, ut quilibet beneficiatus 
sive beneficium in titulum sive in arendam habuerit, requisitus per de- 
canum aut diffinitores sive procuratores dicti oapituli omnes et singulos 
fructus illo dumtaxat anno, quo huiusmodi subeidium imponi oontigerit, 
et huiusmodi anno perceptos et recollectos et, que recipi poterint et 
recolligi, medio iuramento (lies iuramenti) in ipsius decani manus pre- 
stando (lies prestandi) in scriptis exhibere et tradere debet et tenetur 
sine fraude ot dolo. Quibus oneribus per decanum, diffinitores et pro- 
curatores taxatis et impositis nolumus per quempiam ipsis taxantibus 
verbo aut facto, publice vel occulte, aliquatenus conviciari sub poena 
exclusionis a capitulo et infamie, sed quilibet portionem sive quanti- 
tatem sibi impositam in termino per eosdem taxantes eis imponendo 
(zu ergänzen ist persolvat) salva nihilominus alias poena per nos nostros- 
que ruccessores exoedenti infligenda. Tom. V f. 154b. 
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schwören, die dem Bischof schuldigen Subsidien und alle 
anderen das Kapitel treffenden Lasten gemäß dem Ertrag 
der Früchte und Einkünfte, welche den Benefiziaten von 
ihren Benefizien zufallen, nach Billigkeit aufzulegen, fest- 
zusetzen, zu sammeln und auszusetzen ohne Trug, List, 
Haß und Liebe und ihr Amt treu auszuüben. Damit also 
die einzelnen Lasten des genannten Kapitels, die jeweilen 
aufzulegen sind, in billiger Weise festgesetzt werden, be- 
stimmt der Bischof, daß jeder Benefiziat, mag er das Bene- 
fizium wirklich oder zur Verwesung besitzen, auf Befragen 
des Dekans, der Definitoren oder der Prokuratoren des ge- 
nannten Kapitels alle und jegliche Früchte seines Bene- 
fiziums für das Jahr, für welches das Subsidium aufgelegt 
wird, und welche von diesem Jahr gesammelt sind oder 
hätten gesammelt werden können, durch einen in die Hand 
des Dekans zu leistenden Eid schriftlich in richtiger Weise 
angeben müsse ohne Trug und Hinterlist.e. Wenn diese 
Lasten durch den Dekan, die Definitoren und Prokuratoren 
festgesetzt und aufgelegt werden, so dürfen diese Taxatoren 
von niemand durch Wort oder Tat, öffentlich oder geheim 
gelästert werden unter Strafe des Ausschlusses vom Kapitel 
und der Infamie. Sondern jeder muß den ihm aufgelegten 
Betrag an dem von den Taxatoren bestimmten Termin 
bezahlen. Auch kann der jeweilige Bischof dem Übertreter 
eine andere Strafe auflegen. 

Zum Verständnis dieser Stelle diene, daß die Dekanats- 
bezirke mit Rücksicht auf die Steuerauflegung wieder in 
Unterbezirke zerfielen, welch letztere partes hießen. Dieser 
Ausdruck begegnet uns, soweit ersichtlich, frühestens in 
den Statuten des Landkapitels Gerolzhofen von 1446.1) 
Im 16. Jahrhundert wurden diese Unterbezirke auch diffi- 
nitiones genannt. 


1) 0.A.W., Akten des Kapitels Gerolzhofen, Gerolzhovenn, Sta- 
tuta capituli, f. 11b—13a. Von den partes hören wir auch in den Sta- 
tuten von Kitzingen von 1460 (Tom, II f. 140b), von Windsheim von 
1460 (Nehr, 1I. Stück 8. 35), von Koburg von 1463 (Tom. IV f. 30b), 
von Mellrichstadt von 1497 (Tom. IV f. 8b), in der Rechnung des Kapitels 
Mergentheim von 1500 (Freiburger Diözesanarchiv, N. F. XII, 1911, 
8. 173). 
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Über diese Einteilung in Unterbezirke klärt uns für 
das Landkapitel Mellrichstadt ein kirchliches Steuerver- 
zeichnis, das aus der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
stammt!), sehr gut auf. Danach zerfiel das Dekanat Mell- 
richstadt in die drei Bezirke Mellrichstadt (Registrum steure 
diffinitionis Melrichstadt), Königshofen (diffinitio Königs- 
hofen) und Meiningen (diffinitio Meiningen). Für jede Defi- 
nition sind die sämtlichen Benefizien angegeben samt dem 
Betrag, den dieselben an bischöflicher Steuer geben mußten.?) 

Das Dekanat Gerolzhofen umfaßte 3°), Windsheim 4), 
Münnerstadt 35), Mellrichstadt 3°) und Mergentheim 2°) 
Definitionen. 

Die obengenannten Statuten von Münnerstadt sprechen 
von drei partes, jedoch sind die Hauptorte derselben nicht 
angegeben. Offenbar war Münnerstadt selbst Sitz einer 
Definition. Die zweite lernen wir kennen aus der Urkunde 
vom 4. April 1524, wodurch das Gebiet von Ebern zum 
Dekanat erhoben wurde. Der Bezirk von Ebern wird hier 
als diffinitio bezeichnet.®) Vielleicht war Schweinfurt die 
dritte diffinitio. 

Die Definitoren waren also Kapitelsbeamte, welche 
die Aufgabe hatten, unter Mithilfe des Dekans und der 


1) Das ergibt sich aus paläographischen Gründen und z. B. auch 
daraus, daß in der diffinitio Meiningen nach Obermaßfeld die neuen 
Wallfahrtevikarien (vicarie nove peregrinationis) genannt sind. Es han- 
(delt sich um die Wallfahrt Grimmenthal, welche seit Ende des 15. Jahr- 
hunderts in Blüte kam, seit 1502 eine Vikarie, und seit 1521 zwei Kapla- 
neien hatte. Das Verzeichnis kann nicht nach 1543 liegen, weil seit diesem 
Jahre die Reformation in dem Lande Henneberg, wozu Grimmenthal 
gehörte, zur Durchführung kam. Georg Brückner, Grimmenthal als 
Wallfahrt und Hospital. Neue Beiträge zur Geschichte deutschen Alter- 
tums, herausgeg. vom Hennebergischen altertumsforschenden Verein. 
1. Lieferung, Meiningen 1858, S. 103ff., 111, 128f., 163£. 

2) Tom. IV f. 1Ob—11b. 

3) 8. jene Statuta capituli f. 11b. 

*) Nehr, I. Stück S. 16f., nennt die vier Bazirke mit den dazuge- 
hörenden Orten. 

6) S. oben S. 104. ec) Tom. IV f.8b. 

?) Freiburger Diözesanarchiv, N. F. XTI, 1911,,S. 173 (superior 
paıs, inferior pers). 

s) A. U. VII. 1, 1841, S. 189. 
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Preokuratoren die ein Landkapitel treffenden bischöflichen 
Steuern auf die einzelnen Benefizien dem Ertrag derselben 
gemäß auszuschlagen. 


$4. Besonderheit in der Organisation des 
Landkapitels Mellrichstadt. 


Gegenüber den anderen Landkapiteln bestand eine Be- 
sonderheit im Dekanat Mellrichstadt, indem hier das Pro- 
kuratorenamt fehlte. 

1. Als Beamte lassen sich in den einzelnen Rural- 
kapiteln regelmäßig nachweisen der Dekan, die Defini- 
toren und Prokuratoren, so für Windsheim!), Koburg?), 
Geira®)*), Hall®), Ochsenfurt und Mergentheim®), Weins- 
berg und Buchen’), Karlstadt ®), Iphofen und Schlüssel- 


1) Statuten des Dekanats Windsheim von 1460, Nehr, Beyträge 
zur Kirchengeschichte von Windsheim, II. Stück 8. 341. 

2) Statuten des Dekanats Koburg von 1463, Tom. IV f. 30a f. 

$) Bischof Laurentius von Bibra (1495-1519) teilte im Jahre 1486 
dem Dekan, den Prokuratoren und Definitoren des Kapitels Geisa mit, 
daß die Dekanatsversammlung in Zukunft am Pfingstdienstag stattfinden 
solle. O. A. W., Urk.- Abt. B., Lit. G. Pap.-Konz. der Urk. 

%) Daß das Prokursatorenamt vorhanden ist in den Dekanaten 
Koburg und Geisa, die mit Mellrichstadt zu einem Archidiakonat ver- 
bunden waren, ist besonders bemerkenswert. 

6) Siehe die Rechnungen des Dekanats Hall, welche uns erhalten 
sind für die Zeit von 1508 bis 1523, allerdings mit Lücken. Sie befinden 
sich in der Registratur des evangelischen Dekanats Hall und wurden 
mir in dankenswerter Weise von Herrn Dekan Groß nach Würzburg 
gesandt. 

*) Bischof Rudolf II. von Scherenberg (1466-1495) teilte am 
23. Februar 1478 dem Dekan, den Prokuratoren und Definitoren des 
Archidiakonats Ochsenfurt-Mergentheim die Ernennung des römischen 
Kardinaldiakons Franz bei St. Eustach, Bischofs von Siena, zum Würz- 
burger Archidiakon mit und forderte zum Gehorsam gegen denselben auf. 
Tom. E f. 2028a (Abschrift der Urkunde aus dem 15. Jahrhundert). 

. .?) Bischof Rudolf teilte am 17. Mai 1477 dem Dekan, den Pro- 
kuratoren und Definitoren des Archidiakonats Weinsberg-Buchen die 
Ernennung des Georg von Giech zum Archidiakon mit und forderte 
zum Gehorsam gegen denselben auf. Tom. E f. 293b (Abschrift der 
Urkunde aus dem 15. Jahrhundert). 

8) Auf Bitten des Dekans, der Prokuratoren und Definitoren des 
Archidiakonats Karlatadt gewährte Bischof Konrad IV. von Bibra (1540 
bis 1544) anı 28. Juli 1544 den Geistlichen der zu Karlstadt bestehenden 
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feld!), Gerolzhofen?), Münnerstadt?), Ebern!) und Kit- 
zingen.5)®) — Dagegen schweigen die Dekanatsstatuten von 
Mellrichstadt gänzlich über das Amt der Prokuratoren.?) 

2. Daß dasselbe im Landkapitel Mellrichstadt nicht 
bestand, folgt auch daraus, daß hier den. Definitoren jene 
Obliegenheiten zukamen, welche sonst die Prokuratoren 
hatten.®) 


Priesterbruderschaft das Privileg, alljährlich am Kapitelstage vor dem 
Dekan und den Prokuratoren ihre Testamentsvollstrecker bestimnen zu 
dürfen, was als feierliches Testament gelten solle, errichtet nach ge- 
meinem Recht. Tom.I f. 45b £. 


I) Statuten der Dekanate Iphofen und Schlüsselfeld von 1437, 
Tom. VII f. 1a und 4af. 

3) Statuten des Dekanats Gerolzhofen von 1446, O. A. W., Akten 
des Kapitels Gerolzhofen, Gerolzhovenn, Statuta capituli f. 11b—13a. 
— In dankenswerter Weise hat mich Herr Pfarrer Pfriem-Langen- 
prozelten auf diese Statuten aufmerksam gemacht. 

$) Statuten des Dekanats Münnerstadt von 1460, Tom. V f. 154b. 

4) Urkunde vom 4. April 1524 über Errichtung des Dekanats Ebern 
durch Bischof Konrad III. von Thüngen (1519 —1540), abgedruckt im 
A. U. VII, 1, 1841, 8. 188—191. Hier wird gesprochen von dem Dekan 
und den zwei Definitoren; sodann von vier Geistlichen, welche von dem 
Dekan und den Definitoren die Rechnungslegung abnehmen sollen. Unter 
diesen Geistlichen sind wohl die Prokuratoren zu verstehen. 

6) Statuten des Dekanats Kitzingen von 1460, Tom. II f. 139bff. 

*) Keine Quellen stehen zur Verfügung für die Dekanate Lan- 
genzenn, Krailsheim und Ingelfingen. 

?) Tom. IV £. 1la—10a. 

?) In anderen Dekanaten hatten die Prokuratoren für Ordnung 
beim Kapitelsgottosdienst zu sorgen (Statuten von Iphofen von 1437, 
Tom. VII f. 3b; Statuten von Windsheim von 1460, Nehr, II. Stück 
8. 31; Statuten von Koburg von 1463, Tom. IV f. 29b), ferner mit oder 
für den Dekan für Ordnung bei der Kapitelsversammlung (Statuten von 
Iphofen, Tom. VII f. 4a; Statuten von Kitzingen, Tom. II f. 140a; Sta- 
tuten von Windsheim, Nehr, II. Stück S. 34; Statuten von Koburg, 
Tom, IV £. 30b). Wenn ein Geistlicher ohne Testament starb, nahmen 
der Dekan oder die Prokuratoren die Verteilung der Früchte vor (Sta- 
tuten von Münnerstadt, Tom. V f. 1538; Statuten von Koburg, Tom. 1V 
f.29b). Die Prokuratoren empfingen die Einnahmen der Landkapitel 
(Statuten von Iphofen, Tom. VII f. 4b; Statuten von Kitzingen, Tom. II 
1. 140; Statuten von Windsheim, Nehr, II. Stück S. 34; Statuten von 
Koburg, Tom. IV f. 30b). Dagegen im Dekanat Mellrichstadt erledigten 
die Definitoren diese Geschäfte; siehe, was die Ordnung beim Kapitels- 
gottesdienst anlangt, die Statuten von Mellrichstadt von 1497, Tom. IV 
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$5. Vermehrung der Landkapitel seit der 
zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts. 


Wie die erste Periode in der Entwicklung der Würz- 
burger Dekanate!), so bringt auch die folgende Zeit eine 
Vermehrung der Landkapitel. 


1. Schlüsselfeld. 


In der Mitte des 14. Jahrhunderts gab es nach Michael 
de Leone im Archidiakonat VIII nur das eine Landkapitel 
Iphofen.2) Dasselbe wurde aber später geteilt und aus dem 
Bezirk Schlüsselfeld ein neues Dekanat gebildet. Die am 
10. April 1437 von Bischof Johann II. von Brunn (1411 
bis 1440) für die Landkapitel Iphofen und Schlüsselfeld er- 
lassenen Statuten sagen: Die Jahrtage für die Feier der 
Landkapitel sollen getrennt werden, so daß Dekan und 
Kapitel in Schlüsselfeld ihre Kapitelsverrammlung am 
Dienstag in der Fronleichnamsoktav, Dekan und Kapitel 
in Iphofen ihre Kapitelsversammlung am Oktavtag von 
Fronleichnam feiern.?) Also bestanden in der ersten Hälfte 
des 15. Jahrhunderts im Archidiakonat VIII schon zwei 
Landkapitel, neben Iphofen auch Schlüsselfeld. 


2. Langenzenn. 


Das Archidiakonat Ansbach hatte in der Mitte des 
14. Jahrhunderts nur das eine Landkapitel Windsheim ®), 


$. 6b; was die Ordnung bei der Kapitelsversammlung betrifft, vgl. Tom. IV 
$. 7b; für die Teilung der Früchte siehe Tom. IV £. 6a; für die Einnahmen 
des Kapitels Tom. IV, f. 8b. 

!) Das Archidiakonat IV hatte in der ersten Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts nur zwei, in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts schon 
drei Dekanatssitze (Hall, Kraileheim, Künzelsau), Krieg, Landkapitel 
8. 24. 

2) A. U. XIII, 1 u. 2, 1854, S. 138. 

®) Dies annales pro celebratione capitulorum dividantur, ita vide- 
licet, quod decanus et capitulum in Schlüsselfeldt suum celebrent capi- 
tulum feria tertia infra octavas corporis Christi, ipse vero decanus et 
capitulum in Jphoven suum capitulum in die octava corporis Christi. 
Tom. VII f. 4a und 200a. 

*) Item praepositura eccleriae Onelspacensis habet sibi annexum 
archidiaconatum et idem archidiaconus habet unum (ergänze decanum), 
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in der Mitte des 15. Jahrhunderts auch das Dekanat Langen- 
zenn. Denn eine aus dieser Zeit stammende, im bischöf- 
lichen Ordinariatsarchiv zu Würzburg befindliche Perga- 
menthandschrift, welche die Würzburger Archidiakonate 
und Dekanate mit ihren Pfarreien aufzählt!), nennt be- 
reits das andkapitel Zenn. Die Statuten des Dekanats 
Windsheim von 1460 sagen, daß die Jahrtage der Kapitel 
zu verschiedenen Zeiten gehalten werden sollen.?) Also gab 
es damals zwei Ruralkapitel, und die genannten Statuten 
gelten auch für das Dekanat Langenzenn. 


3. Ebern. 


Sehr genau sind wir orientiert über die Entstehung 
des Landkapitels Ebern. Am 4. April 1524 trennte nämlich 
Bichofs Konrad III. von Thüngen (1519—1540) die im Ge- 
biet des Baunachbachs gelegenen Pfarreien und Benefizien 
des Archidiakonats Münnerstadt vom bisherigen Dekanats- 
sitz Münnerstadt: Die genannten Pfarren sollen in Zukunft 
ein eigenes Dekanat mit einem Dekan und zwei Definitoren 
haben. Das Kapitel soll am Montag in der Oktav von 
Christi Himmelfahrt mit Predigt, Vigil und zwei heiligen 
Messen gefeiert werden. Das neue Kapitel hat die Privi- 
legien des Dekanats Münnerstadt und bekommt von dessen 
Geldzinsen jährlich 6 fl. Um die Dismembration hatten 
gebeten die Stadt Ebern, die im Gebiet der Stadt Baunach 
wohnenden Geistlichen und die aus Geistlichen und Laien 
bestehende Bruderschaft der Stadt Ebern.?) Die Geist- 
lichen begründeten ihr Gesuch mit der weiten Entfernung 
ihres Wohnorts vom bisherigen Dekanatssitz Münnerstadt. 
Zugleich bat die Bruderschaft zu Ebern um Erleichterung 
der Verpflichtungen ihrer Mitglieder, damit die Zahl der- 
selben größer werde. Der Bischof trug auch dieser Bitte 


unum camerarium et unum capitulum clericorum in opido Windsheim etc. 
A.U. XIII 1 u. 2, 1854, S. 134f. 

1) Bester Abdruck im Würzburger Diözesanblatt 1856, 8. 109 ff. 

2) Dies annuales pro celebratione capitulorum dividantur. Nehr, 
Beyträge zur Kirchengeschichte von Windsheim, II. Stück 8. 33. 

3) Dieselbe war laut dieser Dismembrationsurkunde durch Bischof 
Johann J. von Egloffstein (1400-1411) inı Jahre 1407 bestätigt worden. 
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Rechnung und gewährte allen reumütigen Besuchern des 
Kapitelsgottesdienstes einen AblaßB von 40 Tagen.?) 


$6. Verlegung von Kapitelstagungen. 


Die Dekanatsversammlungen fanden jährlich an ganz 
bestimmten Orten und zu bestimmten Zeiten statt. 
Jedoch kam es mehrfach vor, daß die Kapitelsversamm- 


lungen verlegt wurden an einen anderen Ort und auf eine 
andere Zeit. 


1. Verlegung des Landkapitelsortes. 


a) Schweinfurt nach Münnerstadt. 
Im Archidiakonat X war in der ersten Hälfte des 
14. Jahrhunderts Münnerstadt der Kapitelsort?), in der 
Mitte des 14. Jahrhunderts Schweinfurt?) und wohl auch 
noch in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderte“) Im 
Jahre 1402 hielten die Geistlichen des fraglichen Archi- 
diakonats ihre Versammlung in Münnerstadt.d) Dort blieb 


!) Abdruck der Urkunde: A. U. VII, 1, 1841, 8. 188-191. 

:) Eine Urkunde vom 27. Mai 1331 sagt, daß alljährlich der Archi- 
diakon und die Geistlichkeit dieses Archidiakonats sm Dienstag nach 
Corporis Christi zum Kapitel zusammenkommen. Krieg, Landkapitel 
Ss. 111f. 

$) Michael de Leone (} 1355) sagt: Item archidiaconatus, qui habet 
unum decanum, unum camerarium et unum capitulum clericorum in 
opido Swinfurt. A. U. XIII, 1 u. 2, 1854, S. 136. 

*) Am 18. Januar 1387 gab Bischof Gerhard von Schwarzburg 
(1372—1400) allen Geistlichen des Archidiakonats Schweinfurt das Recht, 
über die von Kirchen und kirchlichen Benefizien erlangten Güter durch 
Testament zu verfügen. Die Urkunde spricht zweimal vom archidiako- 
natus Sweinfurt. Tom. V f. 181a/b. Jedoch ist dieser Beweis nicht ganz 
stichhaltig, wie die gleich unten genannte Urkunde vom 1402 beweist, 
welche vom ‚‚Ertzpriesterambth zu Swinfurt“ spricht, obwohl Münner- 
stadt schon Kapitelsort war. 

$) In einer Urkunde vom 14. Juli 1402 (Abdruck bei Krieg, Land- 
kapitel 8. 122ff.), worin Bischof Johann I. von Egloffstein (1400— 1411) 
die von der Geistlichkeit des fraglichen Archidiakonats gewünschte Ord- 
nung des Kapitelagottesdienstes genehmigte, heißt es, ‚‚der pfarrer zu 
Mürstatt und die priesterschaft gemeinlichen des Ertzpriesterambts zu 
Swinfurt‘‘ hätten gebeten um Genehmigung der von ihnen gewünschten 
Regelung des Dekanatsgottesdienstes. DaB der Pfarrer von Münnerstadt 
genannt ist, weist auf Münnerstadt als damaligen Tagungsort hin, wäh- 
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das Kapitel in der Folgezeit dauernd.!) Am 13. Juli 1429 
bestätigte Bischof Johann II. von Brunn (1411—1440), 
daß das Kapitel, das früher in Schweinfurt, nunmehr aber 
schon geraums Zeit in Münnerstadt gehalten worden sei, 
dahin endgültig zu verlegen sei, weil diese Stadt für die 
Dekanatsversammlung geeigneter sei.?) 


b) Kitzingen nach Dettelbach. 

Gründe gänz anderer Art führten im Archidiakonat XI 
zur Verlegung des Kapitelssitzes. Hier war von alters her 
Kitzingen der Versammlungsort der Geistlichen®), bis in 
der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts eine Änderung ein- 
trat. — Magister Lorenz Fries, der fränkische Geschichts- 
schreiber®), nennt in seiner Hohen Registratur?) fol. 211f. 
die Würzburger Archidiakonate. An zehnter Stelle führt 
er an „Kitzingen, jetzt Dettelbach“. Zugleich sagt er: 
„Aber von wegen der vehde so zwischen Bischof Johann 
von Grumbach vnd Marggrave Albrecht gewesen, hat man 
das gein Dettelbach transferirt, da es noch ist.‘ fol. 211b. 

Johann III. von Grumbach regierte von 1455 bis 1466. 
Im Februar 1458 schlossen Herzog Ludwig von Bayern- 
Landshut und Kurfürst Friedrich (der Siegreiche) von der 


rend der Ausdruck ‚‚Ertzpriesterambth zu Swinfurt‘‘ als Versammlungs- 
ort Schweinfurt vermuten läßt. Die Lösung bietet die spätere Stelle der 
Urkunde, welche besagt, daß der Bischof den Besuchern des Kapitels- 
gottesdienstes einen Ablaß gewährt um der Verdienste u. «. auch der 
Patronin der Kirche von Münnerstadt ‚‚der obgenannten Kirchen zu 
Mürstatth Sanct Marien Magdalen Hauptfrau wirdigkeit, lones und ge- 
walt wegen‘. Also wurde das Kapitel damals schon in Münnerstadt 
abgehalten. 

1) Vgl. die oben 8. 102 genannte Urkunde vom 27. Mai 1421; die 
Statuten des Dekanats Münnerstadt vom 1. Oktober 1460, Tom. V 
1.150b—155a; und die Urkunde vom 4. April 1524 über Trennung 
des Dekanats Ebern vom Kapitel Münnerstadt, oben 8. 111. 

2) Druck der Urkunde: Krieg, Landkapitel S. 124 ff. 

3) Siehe Michael de Lsone in der Mitte des 14. Jahrhunderts, 
A.V. XIII, 1 u. 2, 1854, S. 135; ferner das aus der Mitte des 15. Jahr- 
hunderts stammende Archidiakonatsverzeichnis im O. A. W. Bester 
Druck: Würzburger Diözesanblatt 1856, 8. 109ff.; sodann die Kitzinger 
Kapitelsstatuten von 1460, Tom. II f. 136a ff. 

“) + 15860, Krieg, Archidiakone S. 92 Anm. 

6) K. A. W.; St.-B. 263. 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXV11J. Kan. Abt. VIL 
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Pfalz ein Bündnis gegen die Übergriffe des Markgrafen Al- 
brecht Achilles (1440—1486), dem später auch die Bischöfe 
von Würzburg und Bamberg beitraten. Es handelte sich 
in der Hauptsache um die Zuständigkeit des kaiserlichen 
Landgerichts des Burggrafentums Nürnberg. Der Krieg 
begann zu Anfang des Jahrer 1460, die Entscheidungs- 
schlacht fand am 19. Juli 1462 bei der Reichsstadt Giengen 
statt und fiel zuungunsten Albrechts aus. Der_Prager Friede 
vom 22. August 1463 schloß den mehrjährigen Kampf ab.!) 

Also fand offenbar seit dem Jahr 1460 das Kapitel zu 
Dettelbach statt. 

Die genannte Notiz von Lorenz Fries steht auf fol. 211b; 
fol. 190—243 sind entstanden im Jahre 1545 oder 1546.?) 
Der Zusatz ‚da es noch ist‘‘ besagt, daß Dettelbach in der 
ganzen Folgezeit Versammlungsort des Kapitels blieb. 


c) Künzelsau nach Ingelfingen. 


Wegen der Bedrückungen und Grausamkeiten der 
Herren von Stetten gegen die Geistlichen des Landkapitels 
Künzelsau beschlossen diese am 27. Juni 1487 die Verlegung 
ihrer Zusammenkunft nach Ingelfingen, was Bischof Ru- 
dolf II. von Scherenberg (1466—1495) am 18. September 
1487 bestätigte.?) 


1) Christian Meyer, Geschichte Frankene, Leipzig 1909, S. 76f. 
— Die Stadt Kitzingen, durch Gottfried Schenk von Limburg, Pfleger 
des Bistums Würzburg seit 1443 dem Markgrafen Albrecht von Ansbach 
verpfändet, leistete demselben in diesem Kriege Beihilfe. Georg von 
Gebsattel, der markgräfliche Vogt zu Kitzingen, zog mit Kitzinger Bür- 
gern und anderem Kriegsvolk in der Nacht des Dienstag nach Fron- 
leichnam (17. Juni 1460; der Dienstag nach Fronleichnam war auch der 
Haupttag der Kapitelsversammlung, Tom. II f. 139&) von Kitzingen 
fort und überfiel die bischöfliche Stadt Schwarzach. Leopold Bach- 
mann, Kitzinger Chronik. Kitzingen 1899, S. 54; Magister Lorenz 
Fries, Würzburger Chronik I, 1848, S. 816. 

2) A.U. XXL, 1, 1873, S. 13f. 

3) Über die Gründe der Verlegung sind wir des näheren orientiert. 
Die Geistlichen des Dekanats Künzelsau kamen alljährlich, 14 Tage nach 
Gründonnerstag, in Künzelsau zur Kapitelstagung zusammen. Da in 
„päteren Jahren an diesem Tage zugleich Markt gehalten wurde, so war 
diese Feier in Künzelsau ein großes Ereignis. Die edlen Familien der 
Umgebung liebten es, an diesen Tage Gottesdienst für ihre verstorbenen 


Die Lendkapitel im Bistum Würzburg. 115 


2. Verlegungen von Landkapitelsversammlungen 
auf eine andere Zeit. 


Die Dekanatstagungen wurden jahrhundertelang all- 
jährlich fast immer um dieselbe Zeit gehalten. Doch gibt 
es auch hier Ausnahmen. Wie im 14. Jahrhundert in einer 


Angehörigen halten zu lassen, so auch die Herren von Stetten, denen 
Künzelsau gehörte. Bald aber kam es zu allerlei Reibungen, so daß das 
Kapitel schon um 1457 den Versuch machte, den Versammlungsort zu 
verlegen. Die Priester beklagten sich nämlich über allerlei Unbill, welche 
ihnen die von Stetten antaten, und baten die Gräfin Elisabeth zu Ingel- 
fingen um die Genehmigung, in Ingelfingen ihre jährliche Tagung halten 
zu können. Die Gräfin war erfreut über diesen Vorschlag, der zur Hebung 
ihrer Residenz Ingelfingen beitragen mußte, und versprach dem Kapitel 
zu seiner Zusammenkunft 4, Fuder Wein, einen Hirsch und sonstiges 
Wild. Die von Stetten aber boten 30 Reiter auf, um jene Priester ge- 
fangenzunehmen, die nach Ingelfingen gehen wollten. Die Priester 
mußten damals, weil von niemand geschützt, von der Verlegung des 
Kapitels absehen. — So vergingen etwa 30 Jahre, da legten die von 
Stetten in einer Fehde, welche sie mit den Herren von Rosenberg hatten, 
dem Kapitel eine Schatzung auf. Das ließen sich die Geistlichen nicht 
gefallen und erklärten, nicht mehr nach Künzelsau gehen zu wollen. 
Es entstand auch ein Streit wegen der Besetzung der Pfarrei Künzelsau, 
indeın die Herren von Stetten gegen den Willen des Würzburger Bischofs 
den Priester Johann Schwab als Pfarrer bestellten. Da Schwab dem 
Bischof nicht Gehorsam leistete, gebot ein bischöfliches Mandat vom 
}. März 1485, ihn gefangenzunehmen und vor sein Gericht zu stellen. 
Kilian von Stetten ließ das Mandat nicht von der Kanzel verlesen, be- 
schimpfte den Notar Peter Eichhorn von Goßheim, einen angesehenen 
Geistlichen, griff an seinen Degen und drohte ihn zu durchstechen. Wegen 
dieser und vieler anderer Grausamkeiten der Herren von Stetten gegen 
die Geistlichkeit des Lendkapitels Künzelsau riß derselben endlich im 
Jahre 1487 die Geduld. Am 27. Juni versammelten sich die meisten 
Kapitelsmitglieder in Ingelfingen und beschlossen, künftig ihre Zusammen- 
kunft in Ingelfingen zu halten. Sie baten den Bischof um Bestätigung 
dieses Beschlusses. Das geschah denn auch gegen den Willen des da- 
maligen Dechanten Urich von Künzelsau, der auf seiten der Stetten 
stand. Mit ihm hielten es einzelne Geistliche, die zur Herrschaft der von 
Stetten gehörten oder deren Drohungen fürchteten. Die Herren von 
Stetten waren wütend über diesen Plan. Allein die Grafen von Hohen- 
lohe unterstützten die Priesterschaft, zogen am 27. Juni 1487 nach 
Künzelsau und holten aus der Sakristei die dort hinterlegten Kapitels- 
hriefe, um sie trotz des Widerspruchs "des Dechanten nach Ingelfingen 
zu bringen. — Der Streit kam am 18. September 1487 auf einer Tagung 
zu Würzburg zunı Austrag. Dort erklärten die Pfarrer, das Kapitel sei 


ganzen Reihe von Fällen Kapitelsversammlungen in die 
Oktav von Fronleichnam verlegt wurden, um dieses Fest 
recht glanzvoll zu gestalten!), so kamen auch später Ver- 
legungen von Kapitelstagungen auf eine andere Zeit vor. 


a) Iphofen. 


Die Versammlung des Dekanats Iphofen fand alle Jahre 
am ÖOktavtag von Fronleichnam statt.) — Dekan und 
Geistlichkeit dieses Kapitels beschlossen nun (wohl auf dem 
Kapitel im Jahre 1484), in Zukunft die Jahresversammlung 
am Dienstag nach Exaudi (d. i. der 6. Sonntag nach Ostern 
oder der Sonntag vor Pfingsten) zu halten. Bischof Rudolf II. 
von Scherenberg (1466—1495) verlegte am 9. Juli 1484 auf 
Bitten des Kapitels die Dekanatsversammlung mit allen 
Rechten und Privilegien auf den angegebenen Tag. Der 
Grund für die Verlegung war, daß Fronleichnam bis zum 
Oktavtag inklusive gefeiert wurde.?) 

Die Verlegung rief einen Streit zwischen der Geistlich- 
keit des Landkapitels und der Bürgerschaft von Iphofen 
‚hervor, welch letztere mit der Neuerung nicht einverstanden 
war, weshalb Bischof Rudolf zur Schlichtung des Kon- 
fliktes eine Kommission einsetzte. Dieselbe beschloß am 
10. Juli 1494: Das Kapitel soll wieder auf den Oktavtag 
von Fronleichnam verlegt und die Prozession in feierlicher 
Weise gehalten werden. Die Stadt Iphofen verschreibt dem 
Kapitel 1 fl. jährliche Abgabe und trägt die Kosten der 
Verlegung und Bestätigung. Der Rat der Stadt gibt statt 


ein geistlich Ding, das weder an das Dorf Künzelsau, noch an die Herren 
von Stetten, noch an andere weltliche Personen gebunden sei. Sie brachten 
zugleich viele Klagen wegen fortwährender Grausamkeiten der Herren 
von Stetten gegen die Geistlichen vor. Die Tagung hatte das Ergebnis, 
daß der Bischof die Verlegung des Kapitels bestätigte. Die Grafen von 
Hohenlohe sicherten den Priestern ihren Schutz zu. Damit war und blieb 
das Kapitel in Ingelfingen. Gustav Bossert, Beiträge zur Geschichte 
von Tbierberg und Künzelsau, Stadt und Amt. Wvjh. f.L. G. Jahrg. II, 
1879. S. 70. 

!) Krieg, Landkapitel S. 83. 

2) Siehe die Statuten der bandkapitel Iphofen und Schlüsselfeld 
von 1437, Tom. VII f. 3b und 4a. 

2) Tom. VII f. 5b—6a. 
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bisher 1 Eimer Wein in Zukunft b1, Eimer. Die Stadt soll 
die Priesterschaft vor Gewalttätigkeiten schützen. 

Am 26. April 1495 bestätigte Bischof Rudolf diese 
Rückverlegung des Kapitelstages auf den Oktavtag von 
Fronleichnam!) 

b) Geisa. 

Bischof Laurentius von Bibra (1496—1519) teilte im 
Jahre 1495 dem Dekan, den Prokuratoren, den Definitoren, 
dem Klerus und Volk des Landkapitels Geisa mit, daß er 
den Kapitelstag, welcher bisher alljährlich am Dienstag 
nach Dreifaltigkeit in der genannten Stadt Geisa stattfand, 
aus bestimmten Gründen für alle Zukunft auf Pfingstdiens- 
tag verlegt. Zugleich gewährte er allen Christgläubigen, 
die in reuiger Gesinnung am Kapitelsgottesdienst teilnah- 
men, einen Ablaß von 40 Tagen.?) 


$7. Die Erhöhung der Befugnisse 
der Landdekane seit der ersten Hälfte des 
15. Jahrhunderts. 


Das Institut der Landdekane erfuhr am Ausgang des 
Mittelalters einen Aufschwung, indem die Bischöfe in den 
von ihnen erlassenen Statuten der Ruraldekanate den De- 
kanen Strafgewalt über die Kapitelsgeistlichen einräumten. 
Solche Satzungen haben wir von den Dekanaten Iphofen 
und Schlüsselfeld (10. April 1437)?), Ochsenfurt (11. Januar 
1438)*), Gerolzhofen (21. Februar 1446)°), Karlstadt (6. No- 
vember 1448)®), Kitzingen (9. Mai 1460)’), Windsheim 
(2. August 1460)°), Münnerstadt (1. Oktober 1460)°), Ko- 


t) Tom. VII f.6a—7b. 

2) O.A. W.; Urk.-Abt. B., Lit. G. Pap.-Konzept der Urkunde. — 
Der Tag der Ausstellung der Urkunde ist nicht bekannt. Laurentius 
von Bibra wurde am 12. Mai 1495 (Dienstag nach Dreifaltigkeit war 
am 16. Juni) erwählt, so daß offenbar erstmals im Jahre 1496 das 
Kapitel am Pfingstdienstag gehalten wurde. 

3) Tom. VII f. 1a—4b. *) Tom. VI £. 139a—144b. 

8) O0. A. W., Akten des Dekanats Gerolzhofen. Gerolzhovenn, Sta- 
tuts capituli. 

*) Tonı. I f. 42a —48a. ?) Tom. II f. 135a —140b. 

8) Nehr, Beyträge zur Kirchengeschichte von Windsheinı, II. Stück 
1801, 8. 18— 36. ®) Tonı. V f. 150b—155s. 
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burg (1. Dezember 1463)1% Mergentheim (2. Januar 1464)?), 
Mellrichstadt (1497)®) und Buchen (14. April 1561).%) 

Die Dekane besaßen danach Strafgewalt (in manchen 
Fällen gemeinsam mit den Definitoren) in folgenden Fällen: 


wenn die Geistlichen in den Behausungen, welche sie ge- 
legentlich der Kapitelsversammlung bewohnten, sich 
nicht ehrbar verhielten?), 


wenn die Geistlichen die Kapitelsstatuten nicht hielten. 


Am Schluß der Statuten von Münnerstadt (1460) sagt 
Bischof Johann III. von Grumbach (1455 —1466), er be- 
stätige die vorstehenden Bestimmungen, indem er dem 
Dekan und den Definitoren befehle, diejenigen gebührend 
zu bestrafen, welche diese Statuten übertreten.®) — Ähn- 
lich die Statuten von Mellrichstadt (1497).”) — Die vom 
Landkapitel Buchen beschlossenen und von Bischof Fried- 
rich von Wirsberg (1558—-1573) am 14. April 1561 bestä- 
tigten Statuten geben dem Dekan das Recht, einzuschreiten 
in allen leichten Fällen, welche gegen die klerikale Standes- 
würde verstoßen.?) 


ı) Tom. IV f. 25a —31a. 

2) 0.A.W.; Urk.-Abt. E, 2. Jan. 1464 (Or.-Perg.-Urk.). 

3) Tom. IV f. la—10n. 

*) F.D.A., N. F. Bd. III, 1902, S. 344 — 365. 

8) So nach den Statuten von Kitzingen (1460): In hospitiis eorum 
omnes et quilibet sunt faceti, non ludos illicitos nec scurrilia exercentes 
sub pena per decanum pro tempore infligenda. Tom. II f. 139a. 

*) mandamus precipientes decano et diffinitoribus, ut quilibet 
(lies quoslibet) iuxta traditam sibi formam excedentes punire (lies pu- 
niant) negligenter (lies negligentes) poena oondigna. Tom. V f. 155a. 

?) mandamus precipientes decano et diffinitoribus, ut quos- 
libet iuxta (ergänze traditam) sibi formam excedentes irremissibiliter 
puniant, alioquin tam excedentes quam negligentes pena condigna per- 
cellentur. Tom. IV £. 9b. 

®) De correctione capitularium. Statuit nostrum oapitulum, quod 
decanus nullatenus aliquam personam nostri capituli corrigat seu emendet 
de crimine arduo et gravi, ista enim correctio spectat ad superiores 
nostros, nisi per decretum dominorum capitularium ad hoc vocatorum. 
Sed de levibus excessibus, qui clericalem honestatem non decent et 
laicis scandala praebere possunt: | puta: si aliquis in corona deferenda 
et vestitu indecenti incederet aut praesumptuose tabernas visitaret. 
Iudendo, blasphemando aliaque vitia perpetrando; itemque de liquido 
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Daß der Dekan seit dem 15. Jahrhundert Strafgewalt 
erlangte, ersehen wir auch daraus, daß die Geldbußen, 
welche die Gaistlichen bei Übertretung der Kapitelsstatuten 
zahlen mußten, in manchen Fällen zur Hälfte dem Dekan 
zufielen. 

In manchen Fällen standen diese Strafgelder zur Hälfte 
der Kapitelskasse, zur Hälfte dem bischöflichen Fiskus zu, 
so im Dekanat Münnerstadt (1460) bei Nichtannahme des 
Prokuratorenamtes seitens eines Geistlichen!), und im De- 
kanat Mellrichstadt (1497) bei Exzessen während des Ka- 
pitels, bei Nichtannahme der Wahl zum Dekan.?2) Oder es 
bekam der bischöfliche Fiskus diese Strafgelder allein, so 
im Landkapitel Iphofen (1437) bei Verweigerung des Ge- 
horsams gegenüber dem Dekan?), im Kapitel Windsheim 
(1460) bei demselben Vergehen®), im Dekanat Mellrichstadt 
(1497) bei demselben Vergehen). Oder es fielen die Straf- 
gelder allein an die Kapitelskasse, so im Kapitel Koburg 
(1463) bei Nichtannahme der Wahl zum Definitor.®) 

Manche Dekanatsstatuten aber sprechen diese Geld- 
bußen zur Hälfte dem Dekan und zur Hälfte der Kapitels- 
kasse zu, so das Statut von Iphofen (1437)°), Kitzingen 
(1460)®), Windsheim (1460)°) und Koburg (1463)!°) für den 
Fall, daß Geistliche die Dekanatsversammlung versäumten. 
— In keinem Fall erhielt der Archidiakon diese Strafgelder 
zur Hälfte, wie das noch im 14. Jahrhundert Rzchtens 
war.il) 


debito, quae omnia in praeiudicium et parvipendium cleri vergere pos- 
sent: | delinquentes corrigere potest, non tamen publice coram personis 
extraneis de gremio capituli non existentibus, sed privatim vel in 1000, 
ubi tunc capitulum tractabitur. F.D. A., N. F. Bd. III, 1902, S. 348f. 

1) Tom. V f. 154b. 2) Tom. IV f. 7b, f. 7b/8a. 

3) Tom. VII f. 40. 4) Nehr II S. 32. 

5) Tom. IV £. 7b. *) Tom. IVf. 30a. 

?) Item procuratores recipiant poenas absentium et negligentium 
et cum ipso decano dividant. Tom. VIIf. 4b. Die Prokuratoren empfingen 
nämlich als Verwalter der Kapitelskasse die Strafgelder und zahlten die 
Hälfte dem Dekan heraus. 

°s) Tom. II f. 140a. ®) Nehr II S. 34. 14, Tom. IV £. 30b. 

11) Krieg, Archidiakone S. 244f.; Derselbe, Landkapitel S. 90 
mit Anmerkung 3. 
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$8. Die Erschütterung und teilweise 
Auflösung der Landkapitelsorganisation 
infolge der Reformation. 


Die Reformation, die ja auf Franken so tiefgehend ein- 
wirkte, hat die Dekanatsverfassung des einstigen Bistums 
Würzburg stark erschüttert, zum großen Teil sogar auf- 
gelöst. 

Das Fürstbistum Würzburg, das sich im Mittelalter 
von der Maingegend nach Norden über die Rhön bis nach 
Thüringen, südlich bis in das Herz des heutigen Mittel- 
franken und des heutigen Württemberg erstreckte, umfaßte 
in politischer Hinsicht außer dem Hochstift Würzburg, das 
mehr im Zentrum lag, nach Norden hin Teile der Abtei 
Fulda, der Grafschaften Rieneck und Henneberg und säch- 
sisches Gebiet, während es sich in südlicher Richtung über 
einen großen Teil der Markgrafschaft Ansbach-Bayreuth, 
der Grafschaften Wertheim und Castell sowie über Teile 
von Kurpfalz und Kurmainz erstreckte. Zu diesen Grund- 
herren kamen noch mehrere freie Reichsstädte und eine 
bunte Fülle reichsunmittelbarer Herrengeschlechter, deren 
Besitzungen über das ganze Fürstbistum zerstreut lagen.!) 

Im Norden der alten Diözese Würzburg dehnten sich 
die zu einem Archidiakonat vereinigten Dekanate Koburg, 
Geisa und Mellrichstadt aus. 

In Koburg stellte der Rat schon im Jahre 1518 in der 
Person des Baltasar Düring von Königsberg in Franken 
einen Prediger der neuen Lehre an und legte damit den 
ersten Grund zur Reformation im Koburger Lande. In der 
Umgebung der Stadt fand die Reformation zunächst keine 
weitere Verbreitung, da Kurfürst Friedrich der Weise (1486 
bis 1525), der Inhaber der ernestinischen Besitzungen (Thü- 
ringen mit der Pflege Koburg) in den Gang der Dinge nicht 
eingriff. Anders sein Bruder und Nachfolger Johann der Be- 
ständige (1525—1532), der im Jahre 1528 in der Pflege 
Koburg eine allgemeine Kirchenvisitation veranstaltete, die 
Pfarrstellen mit protestantischen Predigern besetzte und 


1) Johann Wolfgang Schornbaum, Reformationsgeschichte von 
Unterfranken, Nördlingen 1880, S. 2f. 
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Luthers Lehre zur Durchführung brachte. Sämtliche Pfar- 
reien des Koburger Landes wurden ih vier Distrikte (Ko- 
burg, Königsberg i.Fr., Heldburg, Rodach) geteilt und 
jeder der Aufsicht eines Superintendenten unterstellt.!) 
Seitdem war Koburg dem Einfluß des Bischofs von Würz- 
burg entzogen und damit das frühere Landkäpitel Koburg 
beseitigt. 

Im Dekanat Mellrichstadt waren die weltlichen Herren 
der Fürstbischof von Würzburg und der Graf von Henne- 
berg.) Einzelne Orte dieses Kapitels wandten sich der 
Reformation schon bald zu, so Schmalkalden bereits 1526. 
Wilhelm Vl. von Henneberg (1486—1559) führte im Verein 
mit seinem Sohn und Mitregenten Georg Ernst (1559 bis 
1583) in den zahlreichen Dörfern seiner Grafschaft den Pro- 
testantismus ein®), so daß das Landkapitel Mellrichstadt 
einen sehr großen Teil seines Gebietes verlor, im übrigen 
aber weiterbestand. 

Dagegen löste sich das Dekanat Geisa auf, da die in 
demselben gelegenen zahlreichen Pfarreien der Abtei Fulda 
der Lehre Luthers zugetan waren.*) 

An das Archidiakonat Koburg, Geisa, Mellrichstadt 
schloß sich nach Süden das Archidiakonat Münnerstadt, 
Ebern an. Viele Geistliche des Landkapitels Münnerstadt 
nahmen die Reformation an®) und weigerten sich, hinfort 
der jährlichen Dekanatsversammlung beizuwohnen. Der 
Generalvikar Bischof Konrads von Thüngen, Johann von 


1) Johann Adolph von Schultes, Sachsen-Coburg-Saalfeldische 
Landesgeschichte, 1. Abteilung. Coburg 1818, S.23ff., 29ff., 195ff.; 
Hermann Gebhardt, Thüringische Kirchengeschichte. II. Bd., Gotha 
1881, 8. 87, SO, 128. 

8) A.U.I, 2, 1832, S.76 Anmerkung. Bundschuh, Lexikon von 
Franken, Ulm 1799-1804; Michael Wieland, Episcopatus Herbipo- 
lensis, Würzburg 1889, S. 8ff. 

8) Geisthirt, Historia Schmalkaldica, Heft 2, Schmalkalden und 
Leipzig 1883, S.4; Meyer, Geschichte Frankens $. 82; Schornbaum 
a.2.0. S. 118 ff. 

*%) A.U.1I, 2, 1832, S.76 Anmerkung. Bundschuh, Lexikon von 
Franken; Franz Anton Jäger, Briefe über die hohe Rhön Frankens, 
1. Bd., Arnstadt und Rudolstadt 1803, 8. 193ff.; Himmelstein, Syno- 
dicon Herbipolense, Würzburg 1855, 8. 325. 

5) Reininger, Münnerstadt und seine nächste Umgebung S. 168. 
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Guttenberg, sah sich daher veranlaßt, die Geistlichen des 
Ruralkapitels im Mai 1534 zum fleißigen Besuch des Kapitels 
aufzufordern ; er bedrohte die säumigen Geistlichen mit der 
Exkommunikation und einer Geldstrafe von 30 fl. in Gold, 
wenn sie seinem Befehle nicht nachkommen würden. Doch 
blieben diese Drohungen ohne Erfolg. Da Münnerstadt, der 
Kapitelsort, seit den vierziger Jahren des 16. Jahrhunderts 
ganz protestantisch war, fand die Dekanatsversammlung 
jetzt zu Kissingen statt.!) 

Die zum Kapitel Ebern gehörenden Orte waren meist 
ritterschaftlich, Grundherren waren auch das Hochstift 
Würzburg, das Hochstift Bamberg und Kloster Banz.?) 
Die zahlreichen Adeligen und Reichsritter führten die Re- 
formation seit den dreißiger Jahren des 16. Jahrhunderts 
ein®), wodurch das Dekanat den größten Teil seines Ge- 
biets verlor. Jedoch bestand das Landkapitel in en 
das ein würzburgischer Ort war, weiter. 

Die Gebiete, welche das Archidiakonat und Dekanat. 
Karlstadt umfaßte, gehörten politisch zu deg.-Grafschaften 
Wertheim und Rieneck, zur Abtei Fulda und zum Hoch- 
stift Würzburg.*) Die Lehre Luthers fand Eingang in den 
Pfarreien von Wertheim?), in Hammelburg und vielen ande- 
ren Orten des Stiftes Fulda®) sowie in den bei Gemünden 
liegenden Orten von Rieneck.’) Der größte Teil des Deka- 
nats war aber hochstiftisch würzburgisch®) und blieb so 
dem Kapitelsverband erhalten. 

Ebenso trat die Auflösung des Dekanats nicht ein im 
Ruralkapitel Gerolzhofen, wo sehr viele Orte dem Bischof 


!) Reininger a.a. O0. 168f., 171ff. 

2) Bundschuh, Lexikon von Franken; Wieland S. 22f. 

3) Schornbaum S$. 209 ff. 

*) A.U.I, 2, 1832, S. 76 Anmerkung. Bundschuh, Lexikon von 
Franken; Wieland 8. 26—29. 

8) Amrhein, Das Landkapitel Lengfurt S. 15f.; Karl Gottfried 
Scharold, Dr. Martin Luthers Reformation in nächster Beziehung auf 
das damalige Bisthum Würzburg, Würzburg 1824, S. 200; Alexander 
Kaufmann im A. U. XX, lu. 2, 1869, S. 1ff.; Schornbaunm S. 190ff. 

°e), A. U. XXII, 2u.3, 1874, S. 349, 411, 489; Schornbaum S.68fl. 

?) Schornbaum S. 178ff. 

®) Bundschuh, Lexikon von Franken; Wieland S. 29—31. 
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von Würzburg gehörten und außerdem der Bischof von 
Bamberg und der Abt von Ebrach Grundherren waren.!) 
Nur die Grafen von Castell?) und mehrere Rittergeschlechter 
schlossen sich der Reformation an. 

Im Landkapitel Dettelbach war die den Markgrafen 
von Brandenburg verpfändete Stadt Kitzingen frühzeitig 
eine Heimstätte des Protestantismus. Dort bildete sich 
schon 1521 eine Partei der neuen Lehre, 1525 wurde der 
deutsche Kirchengesang, die deutsche Taufe und das Abend- 
mahl unter beiden Gestalten eingeführt.) In der Folgezeit 
fand die Reformation auch Anhänger in zahlreichen Orten 
des Dekanats, was uns recht deutlich eine Relation über 
das Landkapitel Dettelbach vom Jahre 1576 zeigt.*) Da 
sich dasselbe aber hauptsächlich über Gebiete des Hoch- 
stifts Würzburg erstreckte®), blieb die Dokanatsorganisation 
erhalten. 

Dagegen entstand im Bezirk des Ruralkapitels Dettel- 
bach ein protestantisches Dekanat, indem Markgraf Georg 
Friedrich von Brandenburg-Ansbach in seiner für die Ans- 
bachschen Lande 1556 erlassenen Kapitels- und Synodal- 
ordnung Kitzingen zum Sitz einer evangelischen Super- 
intendentur für die in jener Gegend gelegenen Pfarreien 
von Ansbach bastimmte.) Im Jahre 1560 fand auf Ver- 
&1lassung desselben Markgrafen unter dem Vorsitz des Jo- 
hann Ering, des damaligen Pfarrers und Dekans von Kitzin- 
gen, daselbst das erste evangelische Landkapitel statt und 
wiederholte sich in den folgenden Jahren?) 

D»r B:zirk des Landkapitels Oshsenfurt gahörte, was 
die weltliche Herrschaft anlangt, dem Domkapitel Würz- 


1) S. dis vor. Anm. 

2) August Sperl, Castell. Stuttgart und Leipzig 1908, S. 142ff., 
1578, 1628. 

°) Christian Meyer, Gaschichte der Burggrafschaft Nürnberg 
und der späteren Markgrafschaften Ansbach und Bayreuth. Tübinger 
Studien für schwäbische und deutsche Rechtsgeschichte, herausgeg. von 
Thudichum, II. Bd. 1.H., Tübingen 1908, S. 113f. 

4) K.A. W., G. 12 522. 

8) A.U.]1,2, 1832, S. 76 Anmerkung. 

°) Meyer a.a.0. 8. 127. 

’), K. A. W., Ger. Kitzingen 279 (XII). 
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burg, dem Stift Neumünster, dem Deutschorden, einigen 
Rittergeschlechtern, dem Markgrafen von Ansbach, in der 
Hauptsache aber dem Bischof von Würzburg!), so daß die 
meisten Pfarreien der katholischen Religion erhalten blieben 
und der Dekanatsverband nicht in Verfall geriet?), wenn 
auch die Stadt Ochsenfurt immer wieder zur Lehre Luthers 
hinneigte.?) 

Mit Ochsenfurt gehörte zu einem Archidiakonat das 
Landkapitel Mergentheim, welches Gebiete des Deutsch- 
ordens, derHerren von Brandenburg-Ansbach und Hohenlohe, 
der Reichsstadt Rothenburg und des Hochstifts Würzburg 
umfaßte.*) Wenn auch Brandenburg, Hohenlohe und Rothen- 
burg reformierten, so stand der Deutschorden, der zugleich 
Eigentümer des Kapitelsorts Mergentheim war, treu zum 
alten Glauben®), so daß das Dekanat fortbestehen blieb.®) 

Ebenso war es auch mit dem Verband der beiden Land- 
kapitel Iphofen und Schlüsselfeld, da hier der Fürstbischof 
von Würzburg in nicht wenigen Dörfern und auch in den: 
beiden Kapitelsorten Grundherr war. Doch wurde der Be- 
stand dieser Dekanate gewaltig verringert, weil sehr viele 
den Markgrafen von Ansbach-Bayreuth und verschiedenen 
Rittergeschlechtern gehörige Orte protestantisch wurden.’) 


1) A.UV.1I, 2, 1832, S. 76 Anmerkung. Bundschuh, Lexikon von 
Franken; Wieland S. 16f. 

2) Das beweisen auch die in der Dekanatsrepositur zu Ochsenfurt 
befindlichen Dokumente des Landkapitels aus dem 16. Jahrhundert. 
August Amrhein, Archivinventare der katholischen Pfarreien in der 
Diözese Würzburg, Würzburg 1914, 8.315f.; siehe ferner ebenda S. 630ff. 

8) Schornbaum 8. 45fl. ‘AU. I, 2, 1832, S. 76 Anmerkung. 
Beschreibung des Oberamts Mergentheim S. 2f. 5) Beschreibung des 
Oberamts Mergentheim 8. 287. 

®) Das folgt auch aus den von 1492 bis 1627, allerdings mit Lücken, 
vorhandenen Nachrichten über die Aufstellung von Testamentsvoll- 
streckern der Kapitelsgeistlichen, welche jeweilen bei den Dekanatsver- 
sammlungen geschah. Solche Notizen finden sich aus den Jahren 1492 
mit 1524, 1528 mit 1530, 1536 mit 1538, 1541, 1553, 1555, 1563, 1572, 
1675, 1584, 1593, 1505, 1597, 1600, 1604, 1612, 1614, 1615, 1617, 1623, 
1627. Karl Rieder, Zur Geschichte des Landkapitels Mergentheim 
(Lauda), F.D.A., N.F. XII, 1911, S. 139 ff. 

?) Bundschuh, Lexikon von Franken. — Vgl. auch die Akten des 
O.A.W., Dekanat Iphofen, aus der Zeit Julius Echters von Mespel- 
brunn. 
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Das Archidiakonat Ansbach mit den zwei Dekanaten 
Windsheim und Langenzenn erstreckte sich über das Ge- 
biet der Markgrafschaft Ansbach und der freien Städte 
Rothenburg ob d.T. und Windsheim.!) Rasch und durch- 
greifend wandte sich Windsheim der neuen Lehre zu. Schon 
1521 suchte der Rat einen Prediger der Lehre Luthers, das 
dortige Augustinerkloster löste sich bald auf und nach eini- 
gen Jahren hatte der Rat alle geistlichen Stellen mit pro- 
testantischen Predigern besetzt.?) 

In der Zeit von 1517—1527, wo Markgraf Kasimir die 
Regentschaft in den beiden Fürstentümern Ansbach und 
Bayreuth führte, drang die Reformation dort ein, wenn 
auch Kasimir der katholischen Kirche treu blieb. Im Jahre 
1525 wurde in der Stadt Ansbach der erste protestantische 
Gottesdienst gehalten.?) Als dann Markgraf Georg (1527 
bis 1543) das Fürstentum Ansbach und für seinen unmün- 
digen Neffen Albrecht (1541—1557) zunächst auch die Herr- 
schaft über Kulmbach-Bayreuth erhielt, führte er die Refor- 
mation schnell und vollständig durch, veranlaßte in Ge- 
meinschaft mit der Reichsstadt Nürnberg eine allgemeine 
Kirchenvisitation, deren Ergebnis die Grundlage zur bran- 
denburg-nürnbergischen Kirchenordnung von 1533 bildete.*) 

In Langenzenn hielt der Propst des dortigen Augu- 
stinerchorherrenstiftes Langer treu zur katholischen Reli- 
gion und der neue Propst (seit 1528), unter welchem man 
im geheimen wieder ein Landkapitel hielt, trat in seine FuBß- 
stapfen. Allein 1533 kam die genannte Kirchenordnung 
auch im Kloster Langenzenn zur Einführung und blieb in 
Geltung trotz des Widerstrebens des Propstes, der mit dem 
Bischof von Würzburg die zerrissenen Fäden neu anknüpfen 
wollte.®) | 


1) A.U.I,2, 1832, S. 76 Anmerkung. 

s) Christian Meyer, Geschiohte Frankens 8. 139; Christian 
Wilhelm Schirmer, Geschichte Windsheims und seiner Nachbarorte. 
Nürnberg 1848, S. 106ff., 109f., 124ff. 

®) Christian Meyer, Geschichte Frankens S. 109, 126. 

4) Christian Meyer, Geschichte Frankens S. 110. 

8) Einfalt, Geschichte der Stadt, des Klosters und der Pfarrei 
Langenzenn. 58. Jahresbericht des Historischen Vereins für Mittelfranken. 
Ansbach 1911, 8. 35f, 


126 Julius Krieg, 


Auf diese Weise war die Verbindung der Landkapitel 
Windsheim und Langenzenn mit dem Bischof vonWürzburg 
für alle Zukunft abgeschnitten.!) 

Was das Archidiakonat Krailsheim, Ingelfingen, Hall 
anlangt, so erstreckte sich das Dekanat Krailsheim haupt- 
sächlich über Gebiet des Fürstentums Ansbach®), nahm 
infolgedessen die Reformation an und ging für das Bistum 
Würzburg verloren.) 

In der Stadt Hall bürgerte sich Luthers Lehre früh 
ein. Hauptträger derselben waren der dortige Pfarrer Jo- 
hann Eisenmenger bei St. Michael und der Prediger Brenz. 
Seit 1525 schaffte man in Hall die katholischen Zeremonien 
immer mehr ab, um 1527 die Kirchen zu reformieren. Im 
Dekanat Hall, das außer dem Gebiet der Reichsstadt Hall 
auch viele Besitzungen der Herrschaften Hohenlohe und 
Limpurg umfaßte*), breitete sich die neue Lehre rasch aus. 
Jedoch die Herren von Limpurg, welche vor allem im Be- 
zirk Gaildorf begütert waren), schlossen sich zunächst nicht 


1) Der Bezirk von Langenzenn wurde ein protestantisches Dekanat, 
dessen Sitz seit 1533 Kadolzburg, seit 1560 wieder Langenzenn wurde. 
Einfalt.a.a. O. S. 37. — Zu diesem Dekanat gehörten jetzt 17 Pfarreien, 
von welchen die meisten vorher schon zum Landkapitel Langenzenn, 
einige zum Landkapitel Windsheim gehört hatten. — Überhaupt zerfiel 
jetzt Ansbach-Bayreuth in Superintendenturen. Diese Einteilung war 
de facto schon vorhanden unter Markgraf Georg (1527 —1543), de iure 
erfolgte sie aber erst unter seinem Nachfolger Georg Friedrich, der durch 
die Kapitelsordnung von 1566 das Fürstentum Ansbach in 10 Super- 
intendenturen einteilte, von welchen für das Gebiet des einstigen Bis- 
tums Würzburg in Betracht kommen: Kadolzburg, Leutershausen, Kit- 
zingen und Krailshein.. 1565 kam noch Neustadt a. d. A. hinzu. Meyer, 
Geschichte der Burggrafschaft Nürnberg 8. 118. 127. 

8) A.U.I, 2, 1832, 8.76 Anmerkung. — Beschreibung des Ober- 
amts Krailsheim 8. 2f. — Beschreibung des Oberamts Gerabronn S. 2f. 

8) In dem nunmehr protestantischen Dekanat wurde der Pfarrer 
von Krailsheim als Superintendent aufgestellt. Zunächst fungierten die 
Kapitelsdekane noch weiter, so der Pfarrer Klingler in Ellrichshausen 
und später Pfarrer Bühel in Triensbach, bis 1558 die Dekanatswürde 
mit der Superintendentur verbunden wurde, welche dauernd bei der 
Pfarrei Krailsheim blieb. Beschreibung des Oberamts Krailsheim 8. 178. 
Gustav Bossert, Lebensbilder aus Franken, Wvjh. IV., Jahrg. 1881, 
S. 295. 

*%, A.U.1,2, 1832, S. 76 Anmerkung. 

®) Beschreibung des Oberamts Gaildorf 8. 2. 
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an. Kapitelsdekan war damals Johann Fabri, Pfarrer in 
Michelfeld. Dekanatsversammlungen fanden vorerst nicht 
mehr statt. In der Absicht, die Beschlüsse des Speierer 
Reichstags durchzuführen und den aufgelösten Kapitelsver- 
band wiederherzustellen, schickte Bischof Konrad III. von 
Thüngen 1529 ein Mandat an Pfarrer Herolt in Reinsberg 
als Kommissar und an den Pfarrer von Gailenkirchen Jo- 
hann Hoffmann als Prokurator, an Stelle des Johann Fabri 
einen neuen Dekan zu wählen und Kapitel zu halten. Da 
die Geistlichen des Dekanats sich in der Michelskirche zu 
Hall zum Kapitel zu versammeln pflegten, so trug Herolt 
die Sache dem Haller Magistrat vor. Dieser stellte die Be- 
dingung, alle Kapitelsgeistlichen müßten ihre Kirchen nach 
der von Hall reformieren und sich unter die Aufsicht von 
Eisenmenger und Brenz stellen. Hiergegen protestierten 
die Pfarrer des Limpurgischen Gebiets, und so zerschlug 
sich die Sache. 

Um seinen schwer geschädigten Finanzen aufzuhelfen, 
verlangte Bischof Konrad im gleichen Jahr 1529 vom Rural- 
kapitel Hall die Hälfte des Einkommens aller Pfründen. 
Als jetzt das Kapitel versammelt wurde, erklärten die Geist- 
lichen, zuerst ihre Kollatoren befragen zu müssen. Der 
Haller Magistrat war gegen die Zahlung der Steuer und 
andere Herrschaften folgten seinem Beispiel, so daß nichts 
daraus wurde. 

Die Unordnung ging im Kapitel weiter und ‚also hat 
man seither weder dekan noch capittel, ist die kurch uff 
dem lannd zerrütt, lert und helt ein ieder ceremonien nach 
seinem gefallen‘, wie die Chronik des genannten Pfarrers 
Herolt sagt. 

Der Versuch Bischof Konrads, die unterbrochenen Be- 
ziehungen wieder anzuknüpfen, war also mißlungen. Das 
Band zwischen Würzburg und dem Dekanat Hall war ge- 
löst. Seit 1529 fand kein Kapitel mehr statt, bis es im Jahre 
1541 wiederhergestellt wurde, aber auf evangelischer Grund- 
lage.!) — Im Limpurgischen erklärten sich erst 1544 die 


ı) Vgl. für diese Reformationsgeschichte des Dekanats Hall: Bos- 
sert, Lebensbilder aus Franken, Wvjh. IV. Jahrg., Stuttgart 1881, 
S. 289-296; Christian Kolb, Geschichtsquellen der Stadt Hall, Bd. I, 
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Schenken Wilhelm von Gaildorf und Karl von Speckfeld 
und schließlich auch- Erasmus zu Obersontheim für die Re- 
formation, die dann erst um 1556 durch die Schenken Chri- 
stoph und Heinrich zum Abschluß kam.!) 

Im einstigen Dekanat Ingelfingen waren vor allem die ver- 
schiedenen Linien der Hohenlohe (-Langenburg, -Ingelfingen, 
-Kirchberg, -Öhringen, und -Bartenstein) begütert, ferner 
Kurmainz, der Deutschorden und das Hochstift Würzburg.®) 
Im Gebiet von Ingelfingen begann in den 1520er Jahren 
die Lehre Luthers Boden zu fassen und breitete sich später 
weiter aus. Zu Ingelfingen, dem Kapitelssitz, das den Grafen 
von Hohenlohe-Ingelfingen gehörte, findet sich 1525 der 
erste evangelische Pfarrer. Durchgeführt wurde die Refor- 
mation im Gebiet der Hohenlohe durch die Generalvisi- 
tation von 1556. Da auch die Orte der geistlichen Herren 
von der Bewegung nicht unberührt blieben, hatte sich der 
Dekanatsverband aufgelöst. Das letzte Kapitel war 1542 
(1545)®) gehalten worden. In späterer Zeit wurde der erste 
Geistliche von Ingelfingen Superintendent.®) 

Im Süden des Bistums Würzburg lag auch das Archi- 
diakonat Weinsberg-Buchen. 

Die weltlichen Herren im Landkapitel Buchen waren 
vor allem Kurmainz, verschiedene Rittergeschlechter und 
Kurpfalz, daneben auch das Hochstift Würzburg, Kloster 
Schönthal und das Herzogtum Württemberg.5) Wenn auch 


Stuttgart 1894, S. 1ff., 118f., 189f. — Württemberg. Kirchengeschichte, 
herausgeg. vom Calwer Verlagsverein. Calw und Stuttgart 1893, S. 277, 
280, 302f, 321. 

I) Beschreibung des Oberamts Gaildorf 8. 108. 

2) A.U.1, 2, 1832, S.76 Anmerkung. — Die Beschreibungen der 
Oberämter Künzelsau 8. 2f., Gerabronn S.2f. und Öhringen S. 204, 
218f. — Albert Krieger, Topographisches Wörterbuch des Großher- 
zogtums Baden I* 1904, II® 19085. 

3) Beschreibung des Oberanıts Künzelsau S. 229, 230 mit Anmer- 
kung, 607. 

4) Beschreibung des Oberamts Künzelsau S. 229f., 607. 

°) A.U.I, 2, 1832, S. 76 Anmerkung. — Wieland, Episcopatus 
Herbipolensis; Krieger, Topographisches Wörterbuch des Großherzog- 
tums Baden. — Beschreibung des Oberamts Künzelsau und Neckarsulm. 
— Württembergische Kirchengeschichte S. 331 ff., 348ff.; Hugo Ehrens- 
berger, Zur Geschichte des Landkapitels Buchen und Mergentheim 
(Lauda), F.D. A.. N. F. III, 1902, S. 337 £. 


Die Landkapitel im Bistum Würzburg. 129 


Württemberg, Kurpfalz und die meisten Rittergeschlechter 
reformierten, so blieb doch die Mehrzahl der Pfarreien samt 
dem Kapitelsort Buchen, der Kurmainz gehörte, der katho- 
lischen Religion erhalten, weshalb auch der Kapitelsverband 
keine Auflösung erfuhr.!) 

Das Landkapitel Weinsberg umfaßte hauptsächlich die 
Reichsstadt Heilbronn und Gebiete des Herzogtums Würt- 
temberg sowie des Deutschordens.?) 

In Heilbronn war Johann Lachmann, seit 1521 Pre- 
diger der Stadt, die Seele der neuen Bewegung. Eine Reihe 
von Änderungen wurden im Laufe der zwanziger Jahre 
durchgeführt. Auf dem Reichstag zu Speier war Heil- 
bronn bei den Städten, welche protestierten. Am 8. De- 
zember 1531 brachte der Rat die Reformation zum Ab- 
schluß, die dann auch in den zur- Reichsstadt gehörenden 
Dörfern Eingang fand.?) 

In dem württembergischen Gebiete führte Herzog Ul- 
rich, nachdem er 1534 sein Land wiedergewonnen, 1535 die 
Reformation ein und zwar durch Erhard Schnepf, welcher 
schon vor 1522 in dem württembergischen Ort Weinsberg, 
dem Sitz des Ruralkapitels, als evangelischer Prediger an- 
gestellt, aber von der österreichischen Landesregierung ver- 
trieben worden war. Zwar kam durch di® spanische Be- 
satzung 1548 zu Weinsberg das Interim zur Geltung, allein 
nach Aufhebung desselben durch Herzog Christoph 1552 
gewann die Reformation dauernd festen Fuß. Der Kapitels- 
verband war damit beseitigt, Weinsberg war schon seit 
1547 Sitz einer Superintendentur geworden .*) 

Durch die Reformation wurden also, wie diese Dar- 
stellung zeigt, nicht weniger als acht Landkapitelsverbände 
(Koburg, Geisa, Windsheim, Langenzenn, Krailsheim, Hall, 
Ingelfingen und Weinsberg) aufgelöst und so die Dekanats- 
organisation des Bistums Würzburg gewaltig erschüttert. 


ı) Vom 14. April 1561 sind uns ausführliche Statuten dieses Deka- 
nats erhalten, Ehrensberger am ebengenannten Ort 8. 344—365. 

») A.U.I, 2, 1832, S. 76 Anmerkung. 

8) Beschreibung des Oberamts Heilbronn I, 8.98, 111, 121, 127. 

4) Beschreibung des Oberamts Weinsberg S. 123f. — Beschreibung 
des Oberamts Neckarsulm -8. 200. 
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$9. Die Reorganisation der Landkapitel durch 
Bischof Julius Echter von Mespelbrunn. 


Im Jahre 1573 bestieg Würzburgs größter Bischof Ju- 
lius Echter von Mespelbrunn (1573—1617) den Stuhl des 
heiligen Kilian. Er war ein Mann von glänzenden Geistes- 
gaben, großer Strenge und gewaltiger Tatkraft und wurde 
so der Reorganisator der Diözese Würzburg und der erfolg- 
reiche Vorkämpfer des katholischen Glaubens. 

l. Die Neubelebung der Dekanatsversammlun- 
gen. In hervorragendem Maße wandte Julius Echter vom 
Anfange seiner Regierung an sein Augenmerk den Land- 
kapiteln zu, um dieselben neu zu beleben, was dringend 
notwendig war. Er benutzte die Dekanatsversammlungen, 
um die zum Protestantismus übergegangenen Geistlichen 
. zum katholischen Glauben zurückzubringen und die fast 
ganz in Verfall gekommene Kirchenzucht wiederherzustellen. 
Für die Landkapitel Münnerstadt und Karlstadt sind wir 
näher unterrichtet. 

Im Dekanat Münnerstadt, welches damals 54 Pfarreien 
und mehr als 60 Vikarien zählte, waren bei Regierungs- 
antritt Julius Echters die meisten Pfarreien mit ihren Seel- 
sorgern Anhänger der neuen Lehre. Bei dem im Jahre 1574 
zu Kissingen abgehaltenen Kapitel waren 23 Geistliche 
gegenwärtig, von denen nur zwei als noch katholisch be- 
zeichnet werden konnten. Wie tief der Protestantismus in 
die einzelnen Pfarreien eingedrungen war, und wie schwer 
es hielt, den katholischen Glauben wieder einzuführen, be- 
weisen die geringen Erfolge, welche die Bekehrungsversuche 
in den ersten zehn Jahren seiner Regierung hatten. Im 
Jahre 1580 waren im Kapitel Münnerstadt 24 Pfarreien 
und 38 Vikarien mit lutherischen Predigern besetzt, die 
übrigen Pfarreien, in deren Besitz katholische Geistliche 
sich behaupteten, bestanden aus Katholiken und Prote- 
stanten, wovon letztere meist die Mehrzahl bildeten. Um 
seine Ziele zu erreichen, sandte Bischof Julius aus der Mitte 
seiner geistlichen Räte Männer in die einzelnen Dekanate, 
welche die jährlichen Kapitelsversammlungen zu leiten 
hatten. Für das Dekanat Münnerstadt wurden dieselben 
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damals noch in Kissingen gehalten. Im Jahre 1574 führte 
die Aufsicht der bischöfliche Fiskal Georg Schweickard, 
Lizentiat der heiligen Schrift, Prediger und Chorherr zu 
Stift Haug, im Jahre 1575 Dr. Joachim Typotius, Chorherr 
zu Neumünster und Fiskal Johann Dentzer, im Jahre 1576 
Schweickard und Dentzer, 1579 Typotius und Fiskal Dr. Ur- 
ban Renninsfeld, Kanonikus zu Stift Haug, 1584 der bischöf- 
liche Kaplan Euchar Sang und der vorgenannte Fiskal:!) — 
Gegen Ende des 16. Jahrhunderts war die Dekanatsver- 
sammlung wieder zu Münnerstadt, nachdem dessen Be- 
wohner den katholischen Glauben wieder angenommen 
hatten.?) 

In Karlstadt fand das Ruralkapitel im Jahre 1579 
(24. und 25. August) unter dem Vorsitz des geistlichen Rats 
Typotius und des bischöflichen Fiskals statt. Diese beiden 
bischöflichen Abgesandten waren bemüht, die Sitten der 
Geistlichen zu bessern, ihren Seeleneifer zu heben, bei Klerus 
und Volk aber die katholische Lehre zu erhalten oder wieder- 
herzustellen. Auch schon 1577 und 1578 hatten die Kapitel 
im Beisein von bischöflichen Kommissären getagt. Das 
alles lehrt die uns erhaltene Relation über die Dekanats- 
versammlung von 1579.2) Die vom Bischof nach Karlstadt 
geschickten Geistlichen sahen streng darauf, daß alle Deka- 
natsmitglieder zum Kapitel erschienen. In der Relation 
ist nämlich genau angegeben, welche Pfarrer absichtlich 
nicht kamen, welche’sich vom Examen entfernt hatten, und 
welche rechtmäßig entschuldigt waren. Julius Echter ge- 
dachte eben die Landkapitel mit neuem Geist zu beleben 
und zu dem zu machen, was sie für die Geistlichen sein 
sollten: ein Hort der Kirchenzucht und des katholischen 
Glaubens. 

2. Die Neuordnung der Landkapitel durch Ju- 
lius Echter im Jahre 1584. 

Bischof Julius Echter wollte den Dekanaten eine feste 
Regel und Ordnung geben und erließ daher am 2. Januar 
1584 Ruralstatuten, die an die Dekane, Prokuratoren, Defi- 


1) Reininger, Münnerstadt 8. 176f. 
2) Reininger a.a.O. S. 169. 
3) O. A. W., letzter Saal, Akten des Landkapitels Karlstadt. 


nitoren und den ganzen Klerus der Landkapitel ergingen.!) 
Hier lernen wir die Kapitel kennen, welche damals noch in 
der Diözese Würzburg bestanden, und die Tage, an welchen 
sich die Geistlichen versammelten: 


1. Buchen: am Dienstag nach dem Weißen Sonntag. 

2. Schlüsselfeld: am Dienstag nach dem 3. Sonntag nach 
Ostern. 

3. Iphofen: am Donnerstag nach dem 3. Sonntag nach 
Östern. 

4. Mergentheim: am Dienstag nach dem 6. Sonntag nach 
Östern. 

5. Dettelbach: am Dienstag nach Korporis Christi. 

6. Ochsenfurt: an Oktav von Korporis Christi. 

7. Mellrichstadt: am Dienstag. nach Johanni (24. Juni). 
8. Münnerstadt: am Donnerstag nach Johanni. 

9. Gerolzhofen: am Dienstag nach Jakobi (25. Juli). 

0. Ebern: am Dienstag nach Laurentius (10. August). 

1. Karlstadt: am Dienstag nach Bartholomäus (24. Au- 

gust). 

Also waren die Dekanate Windsheim, Langenzenn, Hall, 
Ingelfingen, Krailsheim, Koburg, Geisa und Weinsberg in 
Wegfall gekommen und damit die früheren Landkapitel 
fast auf die Hälfte zusammengeschmolzen. 

Julius Echter bestimmte ferner genau die Art und 
Weise, in welcher die Dekanatsversammlung verlaufen 
sollte. Hier besteht in vielen Punkten Übereinstimmung 
mit der Kapitelsfeier, wie sie frühere Statuten vorschrieben.?) 
Neu waren folgende Bestimmungen: Bei jedem Landkapitel 
erschien alljährlich ein bischöflicher Legat, welcher die Ober- 
leitung und Oberaufsicht hatte. Alle Geistlichen mußten 
gelegentlich des Kapitels das Sakrament der Beichte emp- 
fangen, alle mußten das Glaubensbekenntnis ablegen, ferner 
Rechenschaft geben, welcher Katechismus in den Schulen 
gebraucht wurde, ein Verzeichnis ihrer Einkünfte, der Kir- 
chenparamente und aller Benefizien ihrer Pfarrei einreichen 


1) Druck bei: Franz Xaver Himmelstein, Synodicon Herbi- 
polense, Würzburg 1855, 8. 321ff. 
8) Krieg, Landkapitel 80ff. 
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mit der Angabe, ob den kirchlichen Stiftungen Genüge ge- 
leistet werde. Besonderes Augenmerk sollten die Geist- 
lichen den Schulen zuwenden. Im übrigen stellen die Rural- 
statuten in der Hauptsache eine Pastoralinstruktion dar: 
eine Anweisung über die Feier des Gottesdienstes, über 
Spendung der Sakramente und die Verwaltung des Predigt- 
amtes. Sie offenbaren auf Schritt und Tritt, wie sehr Julius 
Echter bestrebt war, den Geistlichen die klerikalen Standes- 
pflichten und priesterlichen Amtspflichten einzuschärfen, 
bei Klerus und Volk aber den katholischen Glauben zu 
befestigen. 

3. Die Errichtung neuer Landkapitel. In den 
einstigen Dekanaten Krailsheim, Ingelfingen und Hall be- 
fanden sich mehrere geistlichen Herren (dem Stift Ellwan- 
gen, Deutschorden, Hochstift Würzburg, Mainz, den Klö- 
stern Schönthal und Komburg) gehörende Orte.!) In ihnen 
war die katholische Religion teils erhalten geblieben, teils 
durch die Gegenreformation wiederhergestellt worden.?) Ju- 
lius Echter unternahm 1580 die Erneuerung des aufgelösten 
Kapitels Ingelfingen durch einen eigenen Delegaten. Aber 
auf der Versammlung zu Mulfingen (18. August 1580)?) er- 
schienen von 68 Priestern des früheren Dekanats nur zehn, 
welche den Pfarrer Reutter von Oberginsbach zum Dekan 
wählten. Derselbe mußte später aber selbst vertrieben wer- 
den. Kapitelssitz wurde 1582 (1584?) Krautheim auf dem 
Berg.*) Übrigens stammt nur die Anordnung aus diesem 
Jahr. Erst nachdem Julius Echter in den achtziger Jahren 
des 16. Jahrhunderts, besonders in der Zeit von 1584—1587, 
"mit aller Macht an der Restauration der katholischen Kirche 
gearbeitet und die katholischen Grundherren (Deutschorden, 
Schönthal, Mainz) rastlos vorwärts getrieben hatte, konnte 
das Dekanat Krautheim tatsächlich neu erstehen und das 


1) Beschreibungen der Oberämter Krailsheim, Ellwangen, Künzels- 
au, Mergentheim, Gaildorf und Backnang. 

%) Württembergische Kirchengeschichte 8. 418, 467, 4721. 

2) Dieser Ort gehörte dem Hochstift Würzburg. Beschreibung des 
Oberamts Künzelsau 8. 2. 

4) Beschreibung der Oberämter Künzelsau 8. 231, 757f. und Krails- 
heim 8.178. — Krautheim war kurmainzisch; Krieger, Topograpbi- 
sches Wörterbuch des Großherzogtums Baden I®, 1258. 
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erste Kapitel im Jahre 1591 gehalten werden, wie folgender 
Eintrag des Kirchenbuches zu Klepsau!) ergibt: „1591 ist 
das verfallene Capitel Ingelfingen, welches länger als 60 Jahre 
in Abgang gewesen, in Krautbeim aufgerichtet worden.‘'?) 

Im einstigen Dekanat Weinsberg, wo die meisten Orte 
der Reformation anheimgefallen waren, lagen Dörfer, die 
im Eigentum der Deutschherren standen und darum katho- 
lisch blieben.®) Am Ende des 16. Jahrhunderts finden wir 
nun in diesem Bezirk ein neues Dekanat mit dem Sitz in 
: Neckarsulm. Offenbar war es Julius Echter auch hier, der 
das neue Landkapitel errichtete. Das früheste mir bekannt 
gewordene Dokument desselben ist ein vom 16. Juni 1596 
stammendes Verzeichnis der zahlreichen Artikel über die 
Visitation der Pfarrer des Ruralkapitels Neckarsulm.*) Ein 
‚weiteres hochinteressantes Schriftstück, das zu den frühe- 
sten Quellen dieses Dekanats gehört, ist der am 17. No- 
vember 1602 von dem Pfarrer Johann Weiß in Neidenau, 
Dechant des Kapitels Neckarsulm, nach Würzburg erstattete 
genaue Bericht über den Verlauf des auf Allerheiligen 1602 
zu Neckarsulm von Kapitels wegen mit großem Gepränge 
begangenen Jubeljahrs.) Andere sehr frühe Dokumente 
des neuen Dekanats sind vorhanden von 1610, 1612, 1615, 
1619 und 1627.) Bisweilen wird das Ruralkapitel noch 
„Capitulum Weinsberg‘‘ genannt, so 1610 und 1612, wenn 
auch Weinsberg, weil protestantisch geworden, nicht mehr 
Dekanatssitz sein konnte.’) Zu dem nceugegründeten Kapitel 


i) Klepsau gehörte politisch zu Kurmainz; Krieger a. a. O. 1197. 

2) Beschreibung der Oberämter Gerabronn 8. 87, Anmerkung und 
Künzelsau 8. 231. 

3) Beschreibung des Oberamte Neckarsulm 8. 2f., 

4) pro visitatione parochorum in oapitulo Neckersulm et Mergent- 
heim. A. 1596, 16. Juniy. Die Visitation erstreckte sich auf das Gottes- 
haus (circa visitationem templorum), auf den Gottesdienst (circa oultun 
divinum), auf die Sakramentenspendung (de sacramentorum administra- 
tione), auf die Person des Pfarrers (ad parochi personam articuli) und 
auf die Pfarrkinder (ad parochianos articuli). O. A. W., Akten des Land- 
kapitels Neckarsulm. 

5) 0.A.W., Akten des Landkapitels Neckarsulm. 

®) Ebenda. 

?) Beschreibung des Oberamts Weinsberg 8. 165f. 
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gehörten die Pfarreien Alfeld, Binswangen, Dahenfeld, Dut- 
tenberg, Erlenbach, Gundelsheim, Herbolzheim, Kocher- 
dürn, Neckarsulm, Neidenau, Ödheim, Offenau, Ober- und 
Untergriesheim, Sontheim und Wimmenthal.!) 


1) Siehe die Dokumente desselben Landkapitels aus den Jahren 
1619 und 1642/1643, O. A. W., Akten des Landkapitels Neckarsulm. — 
Alle diese Orte, außer Alfeld und Wimmenthal, erscheinen bei Wieland, 
Episoopatus Herbipolensis 8. 20f. als Pfarreien des früheren Dekanats 
Weinsberg. — Wimmenthal kommt erst 1642/1643 in den Akten des 
Landkapitels Neckarsulm vor. 


IV. 


Das Trierer Apostolische Vikariat in Ehrenbreitstein 
(18161824). 


Ein Beitrag zur Geschichte und zum Recht der Sedes vacans. 


Von 


Herrn Dr. Ludwig Kaas 
in Koblens-Kemperhof.!) 


Einleitung. 


Das Ende des alten Erzstiftes Trier und die Anfänge 
des Bistums Limburg hängen eng miteinander zusammen. 
Die Zertrümmerung des Kurstaates führte in dem von der 
französischen Herrschaft freigebliebenen rechtsrheinischen 
Teil zur Gründung eines Vikariates in Limburg, aus 
dem im Jahre 1821 das heutige Bistum Limburg heraus- 
wüchs. Die wechselreiche Geschichte des genannten Vika- 
riates und die Gründung der Diözese Limburg hat durch 


1) Die nachstehende Untersuchung ist aus dem kirchenrechtlichen 
Seminar des Herrn Geh. Justizrates Prof. D. Dr. Ulrich Stutz, da- 
mals in Bonn, hervorgegangen und in den Seminarsitzungen vom 9. und 
16. Januar 1917 vorgetragen worden. 
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Mathias Höhler eine eingehende, auf reichem Aktenmate-- 
rial aufgebaute Darstellung!) gefunden. 

Der Wiener Kongreß und der in seinem Gefolge sich 
vollziehende Gebictsaustausch zwischen Nassau und Preußen 
brachte einen beträchtlichen Teil des erzstiftischen, bisher 
von Limburg aus verwalteten Gebietes an die preußische 
Krone. Dieser politisch-territorialen Verschiebung folgte die 
Scheidung in der kirchlichen Verwaltungsorganisation auf 
dem Fuße. Neben dem Limburger Vikariat, das nunmehr 
auf den nassauischen Sprengel beschränkt wurde, entstand 
ein anderes für den preußischen Anteil bestimmtes Vika- 
riat in Ehrenbreitstein. 

Die Gründung des letzteren, die in dem Werke Höhlers 
nur kurz gestreift und im übrigen als für die Geschichte 
des Bistums Limburg belanglos übergangen wird, ist der 
Gegenstand der vorliegenden Abhandlung. Ihr geschicht- 
licher Teil beruht in erster Linie auf einer Reihe von bisher 
noch unbenutzten Aktenstücken des katholischen Pfarr-- 
archivs von Ehrenbreitstein?) und des königlichen 
Staatsarchivs zu Koblenz.?) Die Kenntnis der ersteren 
verdanke ich dem Entgegenkommen des dortigen Pfarrers 


1) Mathias Höhler, Geschichte des Bistums Limburg mit be- 
sonderer Rücksichtnahme auf das Leben und Wirken des dritten Bischofs 
Peter Joseph Blum, Limburg 1908; Derselbe, Das Bistum Limburg 
(Gekürzte Volksausgabe des ersteren Werkes), Limburg 19185. 

2) Da die Ehrenbreitsteiner Akten noch nicht endgültig geordnet 
und registriert sind, ist eine genaue Bezeichnung derselben nicht mög-- 
lich. Es handelt sich um eine Reihe loser Blätter, die größtenteils in 
einer Sammelmappe „Römische Korrespondenz“ enthalten sind. 

3) In erster Linie sind es Akten des Königlichen Konsisto- 
riums für das Großherzogtum Niederrhein (Abt. 551). Außer 
einer Anzahl nur gelegentlich benutzter Faszikel kommen davon vor 
allem in Betracht: 

Nr. 93. Acta betreffend die Besetzung des General-Vicariats der 

Trierischen Erz-Diözes rechter Rheinseite. April 1816. 

Nr. 94. Acta wegen der Facultäten des General-Vicarius der Trier-. 

schen Erzdiözese rechter Rheinseite. September 1816. 

Nr. 97. Acta wegen Reclamation der bei dem General-Vicariat zu 

Limburg befindlichen Papiere, die Triersche Diözese rechter Rhein- 

seite betreffend. December 1816. 

Nr. 99. Acta betreffend die Diözesan-Verhältnisse von Wetzlar. 

May 1816. 
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J. Wagner, der soeben eine eingehende Lebensbeschreibung 
des apostolischen Vikars und späteren Trierer Bischofs Jo- 
seph von Hommer veröffentlicht hat.!) 

Da die genannte Schrift mehr populär - biographische 
als wissenschaftliche Zwecke verfolgt, lag die eingehende 
Darstellung der Trierer Sedisvakanzvorgänge und noch mehr 
die kirchenrechtliche Beurteilung derselben außerhalb ihrer 
Reichweite. Auch nach der rein geschichtlichen Seite hin 
erschöpft sie den vorliegenden Gegenstand nicht.?) Das 
reiche Aktenmaterial des Koblenzer Staatsarchivs, das vor 
allem über die Stellungnahme der preußischen Regierung zu 
den Fragen der Trierer Sedisvakanz reiches Licht verbreitet, 
wird von Wagner nicht verwertet. 

Neben den genannten archivalischen Quellen bot ein 
schon von Franz Xaver Kraus benutztes Tagebuch Hom- 
mers aus dem Jahre 1828 (Meditatio in vitam meam per- 
actam), das sich z. Z. in Trier befindet, schätzenswerte An- 
gaben. Eine erfreuliche, wenn auch leider nur spärliche 
Ergänzung des Ehrenbreitsteiner und Koblenzer Materials 
boten einige Stücke aus dem Geheimen Staatsarchiv zu 
Berlin, deren Auffindung mir mit der gütigen Unterstützung 
des Geheimen Archivrates Dr. Kohlmann gelegentlich eines 
kurzen militärischen Urlaubs nach Berlin gelang.?) 

In der kirchengeschichtlichen Literatur findet 
sich, abgesehen von den genannten Werken Höhlers und 
nunmehr auch Wagners über den vorliegenden Gegenstand 
so gut wie nichts. Die paar Worte, die Bonifaz Gams, 
Geschichte der Kirche Christi im 19. Jahrhundert mit be- 
sonderer Rücksicht auf Deutschland I, Innsbruck 1854, 
S. 645 darüber bringt, lassen in keiner Weise die Schwierig- 
keiten und Komplikationen ahnen, welche die Entstehung 
des Ehrenbreitsteiner Vikariates begleiteten, und sind zu- 
dem irreführend und ungenau, da sie zwischen dem nassaui- 


!) Johann Wagner, Joseph von Hommer, Bischof von Trier, 
Trier 1917. ı) Vgl. Wagner. Joseph von Hommer, 8. 63fl. 

°) Geh. Staatsarchiv Berlin, Auswärtiges Amt I, Rep. III 
Nr. 1 (Trier 1817): „„Acta betr. das von dem Gieneral-Vicar von Hommer 
zu Ehrenbreitstein an den päbstlichen Stuhl gerichtete Gesuch um 
Facultaeten.‘“ 
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schen und preußischen Anteil nicht unterscheiden. Dasselbe 
gilt vonE.A.Th. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfas- 
sung der katholischen Kirche Preußens I, Halle 1840, S. 741 
und von dem ihm folgenden Otto Mejer, Die Propaganda, 
ihre Provinzen und ihr Recht, Göttingen 1852/53, II, S. 371, 
ferner von der kurzen Darstellung bei (Julius Wegeler), 
Gallerie berühmter Coblenzer (Abdruck aus der ‚Coblenzer 
Zeitung‘), Koblenz 1865, S. 22f. unddem von Karl Joseph 
Holzer verfaßten Nekrolog Hommers in der Bonner Zeit- 
schrift für Philosophie und katholische Theologie VI, 1837, 
Heft 21 S. 239ff., Heft 22 S. 233ff. Die von F. X. Kraus 
in der Allgem. Deutschen Biographie XIII S. 59fl. 
veröffentlichte Lebensbeschreibung Hommers, die so gut 
wie ausschließlich auf dem erwähnten Tagebuche beruht, 
enthält über die Entstehung des Vikariates nur einen ein- 
'zigen Satz, der aber Wahres und Falsches noch mehr durch- 
'einanderwirft als die ebengenannten Angaben bei Gams. 
Nicht ganz zutreffend oder wenigstens mißverständlich ist 
auch die kurze Darstellung, die Heinrich Brück, Ge- 
schichte der katholischen Kirche in Deutschland im 19. Jahr- 
hundert ?, Mainz 1902ff., I S. 170 von der Regelung der 
Trierer Sedisvakanz gibt. 

Der Werdegang des Limburger und der des Ehrenbreit- 
steiner Vikariates weisen naturgemäß große Ähnlichkeiten 
auf. Trotzdem hat die Geschichte des letzteren ihre Be- 
sonderheiten, die eine monographische Behandlung auch 
nach dem Werke von Höhler nicht überflüssig erscheinen 
lassen, für dieses vielmehr eine wünschenswerte Ergänzung 
und Klärung darstellen. Das Ehrenbreitsteiner Vikariat 
hat, trotzdem es später entstanden ist, bedeutend früher 
die Anerkennung Roms bzw. seine Umgestaltung zum apo- 
stolischen Vikariat erlangt als das Limburger Vikariat. Die 
-Auseinandersetzung mit der Kurie war in dem preußischen 
Anteil schon abgeschlossen und zu einem erfreulichen Ende 
gediehen, bevor die Verhandlungen für den nassauischen 
Vikariatssprengel auch nur richtig begonnen hatten. Diese 
Priorität des Ehrenbreitsteiner Vikariates kommt in der 
Darstellung Höhlers nicht zur Geltung. Und doch ist sie, 
vor allem für die Beurteilung des Vorgehens der Kurie, 
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nicht ohne Bedeutung. Während das Ehrenbreitsteiner 
Vikariat zwar auch verspätet, abar immarhin noch in an- 
nehmbarer Zeit sein Verhältnis zu Rom in Ordnung zu 
bringen trachtete, brauchte das Limburger Vikariat fast 
ein ganzes Jahr länger, um sich auf die Notwendigkeit 
seiner Legalisierung durch den Papst zu basinnen. Dürfen 
wir uns wundern, wenn die Pädagogik der Kurie in der 
Behandlung der bsiden Kontravenienten, je nach dem Grade 
ihrer Eigenmächtigkeit und des Verdachtes antirömischer 
Tendenzen, wohlübarlegte Abstufungen zeigt? Hierauf und 
auf nichts anderes ist es zurückzuführen, wenn die Kurie 
bei der Basurteilung der Rechtsgültigkeit des Ehrenbreit- 
steiner Vikariates mit einer Zurückhaltung und Schonung 
vorging, von der die später erfolgte ungeschminkte Feststel- 
lung der Illegalität des Limburger Vikariates scharf absticht. 

Auch vom Standpunkt des Staatskirchenrechtes 
aus betrachtet bietet die Gaschichte des Ehrenbreitsteiner 
Vikariates interessante G:sichtspunkte. Sie liefert einen 
beachtenswerten Bsitrag zu der in der Übergangszeit zwi- 
schen Säkularisation und Konkordatsära betätigten preußi- 
schen Kirchenpolitik, die dadurch in eine basonders wirk- 
same Baleuchtung gerückt wird, daß sie andere Wege geht 
als die der nassauischen Ragierung. 

Im besonderen ermöglicht das im Koblenzer Staats- 
archiv befindliche Material einen Blick in die staatskirch- 
liche Bstätigung der eban erst eingerichteten rheinischen 
Regierungen, spaziell der neugagründeten königlichen Kon- 
sistorien.!) Und es sei schon gleich hier vorweggenommen, 
daß dieser Blick in die Workstatt der mit der Wahrung der 


1) Die Berrbaitung der kirchlichen und Schulangelogenheiten lag 
in den Händen der iın Jahre 1815 angeordueten Provinzialkonsisto- 
rien, deren Geschäftskreie durch die Dienstinstruktion für die Ober- 
präsidenten vom 30. April 1815 umschrieben worden war. Preußische 
Gesetzsammlung 1815 S. 85ff.; Laspsyres, G>schichtse und heutige 
Verfassung I S. 781fl.; Ludwig Kaas, Die geistliche Garichtsbarkeit 
der katholischen Kirche in Preußan in Vergangenheit und Gagenwart 
(Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben yon Ulrich Stutz, 
84. bis 87. Heft, Stuttgart 1915/16), I S. 240f., Anm. — In denjenigen 
Regierungsbezirken, in denen kein Konsistorium bestand, wurde inner- 
halb der Regierungen eine aus Geistlichen und Schulmännern zusammen- 
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jura circa sacra betrauten Regierungsbehörden — auch vom 
kirchlichen Standpunkt aus beurteilt — ein im ganzen er- 
freuliches Bild zeigt. Das Hineinregieren des Staates in 
ganz oder wenigstens vorwiegend innerkirchliche Angelegen- 


gesetzte Kirchen- und Schulkommission eingerichtet. Sie hatte unter 
Leitung und nach Anweisung des Konsistoriums diejenigen Angelegen- 
heiten ihres Bezirkes zu bearbeiten, die „einer nähern persönlichen Ein- 
wirkung‘‘ bedurften. Da der Mangel einer eingehenden Dienstinetruk- 
tion zu allerhand Hemmungen und Kompetenzstreitigkeiten Anlaß gab, 
erging am 23. Oktober 1817 eine neue, den konsistorialen Geschäftsgang 
genau regelnde Dienstinstruktion für die Königlichen Konsistorien (Preu- 
Bische Gesetzsammlung 1817 S. 237ff.), die vor allem den rein be- 
ratenden Charakter derselben betonte. Vgl. auch Karl Friedrich Au- 
gust Grashof, Aus meinem Leben und Wirken, zugleich als Beitrag 
zur Geschichte der Rheinprovinz unter prenßBischer Landeshoheit in Hin- 
sicht auf Kirche und Schule I, Essen 1839, S. 77ff. Der Oberpräsident 
Freiherr von Ingersleben stand an der Spitze des Koblenzer Konsisto- 
riums. Seine Mitglieder waren für das Jahr 1816 die Konsistorialräte 
Schwarz, Milz, die Konsistorial- und Schulräte Schulze und Windisch- 
manı und der Konsistorialassessor Lange. Von 1817 ab traten neu ein 
der Konsistorialrat Cunz und an Stelle von Windischmann der Kon- 
sistorial- und Schulrat Dominikus. Staatsarchiv Koblenz Abt. 401, 
Nr. 1435 Bl. 115. — Die unseren Gegenstand betreffenden Verfügungen des 
Koblenzer Konsistoriums sind durchgängig von allen Konsistorialräten 
unterschrieben. Nach Ausweis der Entwürfe waren es aber in erster 
Linie die Räte Schwarz und Milz, welche die Bearbeitung der Vikariats-- 
angelegenheiten in Händen hatten. Johann Peter Schwarz war 
zuletzt Professor des kanonischen Rechts an der Rechtsschule in 
Koblenz gewesen. Siehe Handbuch für die Landleute vom Rhein- 
und Mosel-Departement 1808, S. 387ff.; E. Schaus, Die Rechtsschule 
zu Coblenz 1806—1816, Coblenzer Zeitung 1906, Nr. 531: Vgl. auch 
Wagner, Joseph von Hominer, 8. 139f. Johann Heinrich Milz, gc- 
boren zu Koblenz am 21. November 1763, zum Priester geweiht am 21. De- 
zember 1786, besuchte als solcher noch die Universität Heidelberg, un 
namentlich kanonisches Recht zu. studieren, war später Professor am 
Gymnasium in Koblenz, dann Kanonikus am Kollegiatstift St. Castor, 
seit 1813 Pfarrer der gleichnamigen Pfarrei. Bei der Errichtung des Ober- 
präsidiuns ‚Niederrhein zum Konsistorialrat ernannt, bekleidete er dieses 
Amt bis 1825, wo er Weihbischof von Trier wurde. Vgl. (Wegeler), Gal- 
lerie berühmter Coblenzer, S. 22f. — Die Tätigkeit der genannten Kor. 
sistorien auf katholisch-kirchlichem Gebiete war nur von kurzer Dauer. 
Sie erreichte ihr Ende durch die Kabinettsorder vom 31. Dezember 1825 
(Preußische Gesetzsammlung 1826, 8. 6). Eine eingehendere Studie 
über die Geschichte der rheinischen Konsistorien und ihre Tätigkeit in 
bezug auf das katholische Kirchenwesen ist in Angriff genommen. 
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heiten, das Verbot des direkten Verkehrs mit Rom, die | 
staatliche Plazetierung römischer Erlasse und manche an- 
dere Äußerungen des vormärzlichen Staatskirchenrechtes 
fehlen natürlich auch hier nicht. Aber wir möchten meinen: 
sie sind — soweit der vorliegende Gegenstand in: Betracht 
kommt — mehr formale Schönheitsfehler als sachliche Hin- 
dernisse. Sie verletzen die prinzipiellen Ansprüche der 
Kirche auf Selbständigkeit, komplizieren auch den kirch- 
lichen Geschäftsgang durch umständliche Formalitäten, die 
der Weg über die staatlichen Aufsichtsbehörden oft not- 
wendig macht, muten aber der Kirche nichts zu, was sie 
in ihrer praktischen Betätigung wesentlich hemmen könnte. 
Im Gegenteil wird eine objektive Beurteilung anerkennen 
müssen, daß die Behandlung der Trierer Sedisvakanzfragen 
durch die Koblenzer und auch die Berliner Regierungs- 
behörden von einem beachtenswerten Verständnis für die 
Angelegenheiten der katholischen Kirche getragen ist — 
eine Feststellung, die sich zwar nur auf die vorliegende 
Einzelfrage bezieht, aber immerhin erwähnenswert ist, da 
sie mit dem kontrastiert, was man sonst über das staats- 
kirchliche. Debut Preußens im Rheinland zu hören gewöhnt 
ist. Die Erklärung dafür wird man vor allem darin suchen 
müssen, daß in der Frage des Ehrenbreitsteiner Vikariates 
die staatlichen Interessen Preußens mit der Geltendmachung 
der kirchlichen Rechte Hand in Hand gingen. Anderseitse 
war es auch gewiß nicht ohne Bedeutung, daß die Bearbei- 
tung der Ehrenbreitsteiner Angelegenheit bei der Koblenzer 
Regierung in den Händen zweier katholischer und zudem 
geistlicher Konsistorialräte lag. 

Rein äußerlich betrachtet handelt es sich bei dem vor- 
liegenden Gegenstande um ein in der Geschichte der katho- 
lischen Rheinlande an sich unbedeutendes Intermezzo, das 
in erster Linie nur für die Lokal- bzw. Diözesangeschichte 
Interesse zu haben scheint. Anderseits aber sind die Vor- 
gänge, die sich in den Jahren 1812—17 an die Sedisvakanz 
des Trierer Stuhles knüpften, für den Geist der Übergangs- 
zeit zwischen der Säkularisation und der Restauration des 
katholischen Kirchenwesens in Deutschland so charakteri- 
stisch, daß sie auch im Rahmen der allgemeinen deutschen. 
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kirchlichen Rechtsgeschichte und Kirchengeschichte, speziell 
in der Geschichte des kirchlichen Verfassungsrechtes ein 
bescheidenes Plätzchen beanspruchen können. Die genann- 
ten Vorgänge lassen einen Blick in den heillosen Wirrwarr 
tun, den die Säkularisation und die mit ihr eintretende Zer- 
trümmerung der katholischen Kirchenverfassung in einzel- 
nen Diözesen Deutschlands mit sich brachte. Sie zeigen, 
daß der Übergang in die neuen Verhältnisse sich in bezug 
auf die kirchliche Jurisdiktionsordnung keineswegs immer 
so glatt und automatisch vollzog, wie es vielleicht manchem 
scheinen möchte. Die Bestimmungen des tridentinischen 
Sedisvakanzrechtes, die für alle denkbaren Fälle vorgesorgt 
zu haben schienen, erleben in ihrer Anwendung hier ein 
vollständiges Fiasko und sind nicht imstande, den rechts- 
rheinischen Rest des Trierer Sprengels vor einer peinlichen, 
jahrelang andauernden Rechtsunsicherheit auf dem Ge- 
biete der kirchlichen Jurisdiktionsverhältnisse zu schützen. 
Hauptsächlich wohl deshalb, weil die kirchlichen Würden- 
träger, in deren Hände die Regelung der Jurisdiktion für 
den verwaisten Sprengel gelegt war, mit einer geradezu 
verblüffenden Unkenntnis der kirchlichen Rechtsbestim- 
mungen vorgingen, ohne sich über die Folgen klar zu wer- 
den, die ihr illegalesVerhalten kirchenrechtlich nach sich 
ziehen mußte. Vorausgesetzt, daß man bei dem einen oder 
andern statt dieser Unkenntnis und der aus ihr hervor- 
gehenden Harmlosigkeit in kanonistischen Fragen nicht 
eher eine aus febronianischen Gedankengängen hervor- 
gehende Gleichgültigkeit annehmen darf, der es wenig 
darauf ankam, das tridentinische Recht zu verletzen 
und die Mitwirkung Roms sich erst dann gefallen zu 
lassen, wenn man ohne sie auf die Dauer nicht auskom- 
men konnte. 

„Diese ganze Periode der Confusion bedarf noch der 
historischen und juristischen Erläuterung‘ —: so schrieb 
Otto Mejer!) im Jahre 1853 mit Bezugnahme auf die 
heillos verwirrten Jurisdiktionsverhältnisse der katholischen 
Kirche Deutschlands nach der Säkularisation. Sein Wunsch 


— 


!) Propagauda IL S. 374f. 
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ist bis heute noch nicht erfüllt worden. Einzeluntersuchun- 
gen müssen den Weg für eine spätere zusammenfassende 
Darstellung ebenen. 


Diesen Zweck im Auge behaltend, folgt die vorliegende 
Studie der von Mejer ausgegebenen Parole und behandelt 
in ihrem ersten Teile die Geschichte der Trierer Sedis- 
vakanz, während der zweite Teil die kirchenrechtliche 
Kritik zu ihrem Rechte kommen läßt. 


Der Umstand, daß die Arbeit hauptsächlich aus un- 
gedrucktem Material schöpft, ließ es angebracht erscheinen, 
in dem Anhang eine Reihe der wichtigeren einschlägigen 
Aktenstücke im Auszug mitzuteilen, um so dem Leser eine 
unbefangene Nachprüfung der von dem Verfasser vertrete- 
nen Ergebnisse zu ermöglichen. 


I. Die Geschichte der Trierer Sedisvakanz, 


l. Der Untergang des Erzstifts Trier. 
Der rechtsrheinische Bistumsanteil bis zum Tode 
des Erzbischofs Klemens Wenzeslaus. 1794—1812.. 


Die Besetzung der Rheinlande durch die französischen 
Bevolutionsheere bereitete im Herbst des Jahres 1794 dem 
linksrheinischen Kurstaate Trier ein jähes Ende. Durch 
den Frieden von Lunöville (1. Februar 1801) wurde aus 
dem tatsächlichen Zustande ein rechtlicher, indem das ge- 
nannte Gebiet vertragsmäßig an das französische Kaiser- 
reich abgetreten wurde. 


Infolge der neuen Diözesanumschreibung durch das 
französische Konkordat vom 15. Juli 1801 legte der Kur- 
fürst im Sommer des Jahres 1802 die bischöfliche Ver- 
waltung des linksrheinischen Teiles in die Hände des neu- 
ernannten Bischofs Karl Mannay nieder. | 

Die rechtsrheinischen Teile des Erzstifts behielten 
vorerst noch ihre staatliche Selbständigkeit, bis der Reichs- 
deputationshauptschluß vom 25. Februar 1803 sie sä- 
kularisierte und zum größten Teile unter nassauische Herr-- 
schaft stellte.) 


1) Kaas, Geistliche Gerichtsbarkeit I S. 176f.; Conrad Franz 
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Die kirchenrechtlichen Verhältnisse der rechterheini- 
schen Stiftegebiete waren durch die politischen Grenzver- 
schiebungen und die infolgedessen notwendig gewordene 
Neuumschreibung der Diözesangrenzen vollständig unbe- 
rührt geblieben!) Die Bulle „Qui Christi Domini“ 
vom 29. November 1801, die unter anderen Diözesen auch 
das Erzbistum Trier in seinem bisherigen Verband auflöste, 
nahm die außerhalb des französischen Herrschaftsgebietes 
liegenden Teile ausdrücklich von der Neuordnung aus und 
garantierte ihnen die Aufrechthaltung ihres kirchenrecht- 
lichen status quo. Der unveränderte Weiterbestand der 
erzbischöflichen Jurisdiktion über den rechtsrheinischen 
Rest des Diözesangebietes und die Fortdauer der kirch- 
lichen Rechte des Domkapitels wurden in der Bulle Pius’ VII. 
mit ausdrücklichen Worten anerkannt.?) 


Roßhirt, Das stastsrechtliche Verhältnis zur katholischen Kirche in 
Deutschland nach dem westfälischen Frieden, Schaffhausen 1859, S. 87f. 
112. Über die staatskirchliche Gosetzgebung Nassaus, besonders das 
Edikt vom 16. August 1803, vgl.Moritz Lieber, In Sachen der ober- 
rheinischen Kirchenprovinz, Freiburg i. Br. 1853, S. 130ff., wo der ein- 
schlägige Schriftwechsel zwischen dem Trierer Kurfürsten Klemens 
Wenzeslaus und dem Fürsten von Nassau-Weilburg abgedruckt ist. 
Siehe auch Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 22ff.; Deut- 
sche Volkshalle 1853, Nr. 109 (15. Mai). 

ı) Vgl. z.B. Laspeyres, Geschichte und heutige Verfassung 
8. 741; Mejer, Propaganda I 8. 362. 

2) Die hier einschlägigen Bestimmungen der Bulle lauten: ‚‚Sup- 
prinimus, anullamus et perpetuo extinguimus titulum, denominationem, 
totumque statum praesentem infrascriptarum eoolesiarum archiepiscoope- 
lium et episcopalium, una cum respectivis earum capitulis, juribus, privi- 
legiis et praerogativis... .ita,ut..... omnes supradicti archiepisoopatus 
et episoopatus .... haberi debeant in posterum tanquam non amplius 
in primo ipsorum statu existentes, quia aut omnimode extincti, aut in 
novam formam erigendi. Derogamus item cuicumque assensui illorum 
‚erchiepiscoporum, episcoporum, capitulorum a6 quorumcumque ordina- 
riorum, quorum ecclesiae ao dioeceses, cum contineantur ex parte in 
supradicta extensione dominii Geallicani, ex hoc tempore haberi debe- 
bunt perpetuo exemptae ac separatae & quacumque jurisdiotione, jure 
a0 praerogativa praedictorum archiepiscoporum, -episcoporum, CApitu- 
lorum aliorumque ordinariorum .... firmis tamen remanentibus 
juribus, privilegiis ac jurisdictione ipsorum archiepiscoporum, 
©piscoporum, capitulorum et ordinariorum in 6a parte territoriorum, 
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Klemens Wenzeslaus, der nicht nur Erzbischof von 
Trier, sondern auch Bischof von Augsburg war, hatte sich 
schon vor der Einnahme der Stadt Koblenz über den Rhein 
geflüchtet und sich nach kurzem Aufenthalt in den rechts- 
rheinischen Stiftslanden nach seinem Schlosse Oberdorf bei 
Augsburg zurückgezogen. Viele Mitglieder des Trierer Dom- 
kapitels waren ihm nach Augsburg gefolgt. Die Leitung 
des rechtsrheinischen Trierer Sprengels war einem von dem 
Kurfürsten bevollmächtigten Vikariat in Limburg an- 
vertraut, das in seinen Amtshandlungen bis 1795 noch an 
die Mitwirkung der Landstatthalterschaft in Montabaur ge- 
bunden war.!) Zur Leitung des Vikariats wurde schon 1794 
der erzbischöfliche Offizial Joseph Ludwig Beck berufen.?) 
Seine förmliche Ernennung zum Generalvikar erfolgte aber 
erst am 11. Mai 1803.) 


Der Reichsdeputationshauptschluß vom Jahre 
1803 machte der staatlichen Selbständigkeit des rechts- 
rheinischen Stiftsanteils ein Ende, ließ aber die kirchlichen 
Verhältnisse in ihrem bisherigen Bestand. Durch $ 62 des 
Rezesses wurde die bisherige Diözesaneinteilung ausdrück- 
lich als fortbestehend anerkannt.*) Nur zugunsten des 
Mainzer Koadjutors Karl Theodor Anton Maria von 
Dalberg versuchte man eine eigenmächtige Änderung der 
bisherigen Kirchenverfassung, die wir hier des näheren er- 


quae dominationi gallicanae non subjacet ....“ F.P.Her- 
mens, Handbuch der gesammten Staats-Gesetzgebung über den christ- 
lichen Kultus und über die Verwaltung der Kirchengüter und Einkünfte 
in den Königl. Preußischen Provinzen am linken Rheinufer, Aachen und 
Leipzig 1833/52, I S.6l1lf. Vgl. dazu auch Hermann Hüffer, For- 
schungen auf dem Gebiete des französischen und des rheinischen Kirchen- 
rechts nebst geschichtlichen Nachrichten über das Bisthum Aachen und 
das Domkapitel zu Köln, Münster 1863, S. 194. 320. 


1) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 2ff. 


2) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 2; Brück, Ge- 
schichte der katholischen Kirche I® S. 170; Kaas, Geistliche Gerichts- 
barkeit I S. 155f. 


3) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 16f. 


%) Philipp Schneider, Die partikulären Kirchenrechtsquellen in 
Deutschland und Österreich, Regensburg 1898, 8. 189. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXVIII. Kam. Abt. VIL 
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örtern müssen, da sie für die Beurteilung der Trierer Sedis- 
vakanzvorgänge von Bedeutung ist. 

Der linksrheinische Teil des früheren Erzstiftes Mainz 
war durch das Konkordat mit anderen linksrheinischen 
Gebieten von Worms und Speyer zu einer neuen Diözese 
Mainz vereinigt und dem Erzbistum Mecheln unterstellt 
worden. Über den rechtsrheinischen Bistumsanteil be- 
stimmte $ 25 folgendes: ‚Der Stuhl von Mainz wird auf 
die Domkirche zu Regensburg übertragen. Die Würden 
eines Kurfürsten, Reichserzkanzlers, Metropolitanerz- 
bischofs und Primas von Deutschland bleiben auf 
ewige Zeiten damit vereinigt. Seine Metropolitan- 
gerichtsbarkeit erstreckt sich in Zukunft über alle 
auf der rechten Rheinseite liegenden Teile der 
ehemaligen geistlichen Provinzen von Mainz, Trier und 
Köln, jedoch mit Ausnahme der königlich preußischen 
Staaten; ingleichen über die Salzburgische Provinz, soweit 
sich dieselbe über die mit Pfalzbayern vereinigten Länder 
ausdehnt.‘‘!) 

Es braucht kaum darauf hingewiesen zu werden, daß 
diese rein staatliche Maßregel kirchenrechtlich 
keinerlei Gültigkeit besaß, solange nicht der Konsens 
des Papstes sie für den kirchlichen Rechtsbereich legalisierte. 
Um so bezeichnender ist es für das Mißtrauen Roms gegen 
die kirchliche Gesinnung Dalbergs, daß man es nicht für 
unnötig hielt, ihm diese Selbstverständlichkeit noch be- 
sonders einzuschärfen. In einem Breve vom 29. Januar 
1803, also noch vor der endgültigen Verabschiedung des 


ı) Vgl. (Johann Ludwig Klüber), Neueste Einrichtung des 
katholischen Kirchenwesens in den königlich-preußischen Staaten, oder 
päpstliche Bulle vom 16. Juli 1821 und königliche Sanction derselben, 
mit einer Einleitung geschichtlichen und erläuternden Inhalts, Frank- 
furt a. M. 1822, S.5f. Die hier einschlägigen Partien der genannten 
Schrift sind auch abgedruckt bei Ernst Münch, Vollständige Samm- 
lung aller ältern und neuern Konkordate, nebst einer Geschichte ihres 
Entstehens und ihrer Schicksale, Leipzig 1830/31, II S. 133ff.; Georges 
Goyau, L’Allemagne religieuse. Le catholicisme (18001870), Paris 
1005/09, I p. 1005.; Clemens Theodor Perthes, Politische Zustände 
und Personen zur Zeit der französischen Herrschaft *, Gotha 1862, 
I 8. 327ff.; Brück, Geschichte der katholischen Kirche I? 8. 118ff. 
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Reichsdeputationshauptschlusses, war der Mainzer Koad- 
jutor mit bemerkenswerter Schärfe davor gewarnt worden, 
die Beschlüsse der Reichsdeputation als kirchenrechtlich 
maßgebend zu betrachten und die ihm zugedachte Metro- 
politangewalt anzunehmen, bevor der in dieser Angelegen- 
heit einzig zuständige päpstliche Stuhl seinen Entscheid 
getroffen habe.!) An dieser ablehnenden oder wenigstens 
abwartenden Stellungnahme hielt Rom vorläufig auch weiter 
fest. Als bald darauf der Regensburger Bischof Joseph 
Konrad von Schroffenberg starb, bestellte Pius VII. am 
15. Juli 1803 Dalberg bloß zum Administrator der ver- 
waisten Diözese?) Ob der Primas sich an die römischer 
Weisungen hielt, kann für unseren Zweck unerörtert bleiben. 
Jedenfalls bemühte er sich auch weit« ‘hin eifrig, den Papst 
für die Bestätigung der ihm durch den Reichsdeputations- 


1) „Quod vero ad te ipsum, Venerabilis Frater‘‘ — so schreibt 
der Papst an Dalberg — „pertinet et quod potissimum in tanta Ecclesiae 
iurium violatione tua religio ao reverentia in hanc Apostolicam Sedem 
praestare debet, illud profecto est, ut cum primus inter ecclesiasticos 
Electores sis, nihil committas unquam, quo a te quoque violari Ecclesiae 
jiura videri possint. Itaque cum episcopatus Ratisbonensis, aliaeque 
ditiones tibi addictae sint, cavendum tibi est ne quid umquam facias, 
quo eas non legitimo iure videaris obtinere, sed omnia tibi iudicio huius 
Apostolicae Sedis sunt relinquenda. Haec sunt enim omnia contra 
eiusdem Apostolicae Sedis auctoritatem facta; quae cum haud probata 
a Nobis sint, propterea (quod capitulo Moguntino etiam scribimus) nunc 
tribuere ei quod a te atque a canonicis illise postulatur haud possumus, 
quin ea omnia quae illegitime facta sunt, tamquam legitima agnoscere 
videamur. Cavebis etiam ab assumendo iure metropolitico 
universali in Germaniam, quod item nullo tibi iure est at- 
tributum, atque hoc etiam Apostolicae Sedis iudicio decer- 
nendum relinques.‘‘ Das Breve ist abgedruckt bei Ilario Rinieri, 
La secolarizzazione degli stati ecclesiastici della Germania per opera del 
primo console, secondo documenti inediti dell’ Archivio Vaticano (Diplo- 
mazia pontificia III 3), Roma 1906, p. 205 segu. In deutscher Über- 
setzung findet es sich bei Leo König, Pius VII. die Säkularisation und 
das Reichskonkordat, Innsbruck 1904, S. 33 ff. 

») Gams, Geschichte der Kirche Chnästi I S. 380f.; Jakob Müller, 
Carl Theodor von Dalberg, der lotzte deutsche Fürstbischof (Inaugural- 
dissertation), Würzburg 1874, S. 37f.; Karl Freiherr von Beaulieu- 
Marconnay, Karl von Dalberg und seine Zeit, Weimar 1879, I S. 338{.; 
Mejer, Propaganda II S. 362; (Klüber), Neueste Einrichtung S. 7. 
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hauptschluß zugewiesenen Sonderstellung zu gewinnen. In 
diesem Sinne nutzte er auch seinen Aufenthalt in Paris 
gelegentlich der Kaiserkrönung Napoleons aus. Seine per- 
sönlichen Bemühungen wären aber zweifellos ohne Erfolg 
geblieben. Nur dem energischen Druck Napoleons!) war 
es zuzuschreiben, daß Pius VII. in einem geheimen Kon- 
sistorium vom 1. Februar 1805 und einer Bulle vom gleichen 
Tage?) Regensburg von dem Salzburger Metropolitanver- 
band eximierte, es als selbständiges Erzbistum errichtete 
und.ihm als Metropolitansprengel die rechtsrheinischen Ge- 
biete zuwies, die bisher unter dem Metropolitanrecht von 
Köln, Trier und Salzburg gestanden hatten. Ausgenommen 
waren jedoch die unter preußischer und österreichischer 
Herrschaft stehenden Territorien. 

Eine sachliche Würdigung der Bulle „In universalis 
Ecclesiae‘, deren Bedeutung den beiden Biographen Dal- 
bergs, Müller und Beaulieu-Marconnay, ferner O. Mejer und 
neuerdings auch Höhler entgangen ist, müssen wir uns hier 
noch versagen und dem zweiten, kritischen Teil der Arbeit 
vorbehalten. Nur so viel sei bemerkt, daß Dalberg es voll- 
ständig unterließ, den vom Papst verlangten Konsens der 
Erzbischöfe von Trier und Salzburg und des alten Kölner 
Domkapitels einzuholen. Er vermied vielmehr die Be- 
kanntgabe der Bulle — wie er später behauptete, aus Rück- 
sicht auf die beiden bejahrten Inhaber der Stühle von 


1) Siehe die Schreiben Kolborns an Friedrich Stadioh vom 4. Ja- 
nuar 1805 und Philipp Stadion vom 9. März 1805 bei Hubert Bastgen, 
Dalbergs und Napoleons Kirchenpolitik in Deutschland (Görresgesell- 
schaft, Veröffentlichungen der Sektion für Rechts- und Sozislwissen- 
schaft, herausgegeben von Konrad Beyerle, Emil Göller und Gode- 
hard J. Ebers, 30. Heft), Paderborn 1917, S. 318ff. Vgl. auch Her- 
mann von Sicherer, Staat und Kirche in Bayern vom Regierungs- 
antritt des Kurfürsten Maximilian Joseph IV. bis zur Erklärung von 
Tegernsee 1799—1821, München 1874, 8. 91f.; Müller, Karl Theodor 
von Dalberg S. 47; König, Pius VII. S. 3601. 


*) Bullari Romani Continuatio, ed. Andr. Barberi et Rain. 
Segreti, XII, Romae 1846, p. 26les. Über ihre Entstehungsgeschichte 
vgl. Sicherer, Staat und Kirche, 8. 90f.; König, Pius VII., S. 360ff. ; 
neuerdings auch Bastgen, Dalbergs und Napoleons Kirchenpolitik, 
8. 68ff. 
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Trier und Salzburg, was ihn zwar nicht hinderte, sich des 
öfteren als Metropolit des rechtsrheinischen Deutschland 
zu gerieren. In den trierischen Gebieten rechts des Rheines 
wußte man jedenfalls zu Lebzeiten des Erzbischofs Klemens 
Wenzeslaus und auch noch mehrere Jahre später nichts 
von einer derartigen metropolitanen Gewalt des Primas. 


2. Das Interregnum nach dem Tode 
des Erzbischofs Klemens Wenzeslaus. 
Joseph Ludwig Beck als Vikar. 1812—1816. 


Durch die von Klemens Wenzeslaus geschaffene Ein- 
richtung des Limburger Vikariates waren die Jurisdiktions- 
verhältnisse des rechtsrheinischen Diözesananteils in ein- 
wandfreier Weise geregelt bis zu seinem am 27. Juli 1812 
erfolgten Tode!) Mit dem Hinscheiden des Kurfürsten 
erloschen die Vollmachten des Limburger Vikariates. Das 
Recht zur Leitung der Diözese fiel an das Kathedralkapitel 
zurück, dessen ‚Mitglieder größtenteils in Augsburg Woh- 
nung genommen hatten. 

Der bisherige Generalvikar Joseph Ludwig Beck 
hatte schon frühzeitig die aus dem Tode des Ordinarius 
sich ergebenden Schwierigkeiten vorausgeahnt und unter 
der Hand den Versuch gemacht, die Regelung der Juris- 
diktionsverhältnisse für den Fall der Sedisvakanz im voraus 
zu sichern. Ein bereits 1809 unternommener vertraulicher 
Versuch, den Fuldaer Bischof Adalbert von Harstall als 
episcopus vicinior für eine Verlängerung der vikariellen 
Jurisdiktion ‚in casum mortis‘‘ zu gewinnen, war geschei- 
tert, da der Fuldaer Bischof fürchtete, durch eine solche 
Maßnahme den Rechten des Regensburger Fürstprimas zu 
nahe zu treten?) — ob mit Recht oder Unrecht, braucht 
hier nicht untersucht zu werden. 

Als im Sommer 1812 die gefährliche Erkrankung des 
Kurfürsten Klemens Wenzeslaus das Schlimmste befürchten 
ließ, trat die Notwendigkeit einer Lösung der Jurisdiktions- 


1) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 54. 
2) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 53. 
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frage wieder dringend an Beck heran. Noch bevor die 
Nachricht von dem am 27. Juli erfolgten Tode bei ihm ein- 
traf, hatte Beck sich an den Fürsten von Nassau-Weilburg 
gewandt und ihn gebeten, im Falle des zu erwartenden Ab- 
lebens seines Herrn sich von dem Fürstprimas als episcopus 
vicinior die Jurisdiktion für die Leitung des Trierer Spren- 
gels erteilen lassen zu dürfen. Da kein Metropolitankapitel 
mehr bestehe und auch kein Suffraganbischof vorhanden 
sei, halte er den vorgeschlagenen Weg den Bestimmungen 
des Konzils von Trient ganz entsprechend.t) 

Aus politischen Gründen war die nassauische Regie- 
rung-gegen eine Bevollmächtigung durch den Fürstprimas. 
Sie wies vielmehr Beck an, sich direkt an den Papst zu 
wenden und von ihm seine Bestellung als ‚„Commissarius 
apostolicus“ zu erbitten.?) Trotz der Vermittlung des 
nassauischen Geschäftsträgers in Paris war es aber an- 
scheinend nicht möglich, das Gesuch in die Hände des 
gefangenen Papstes gelangen zu lassen. Jedenfalls erhielt 
Beck von der Kurie keinen Bescheid.?) 

Das Trierer Domkapitel hatte sich unterdessen 
ganz passiv verhalten. - Augenscheinlich fehlte dem ersten 
noch lebenden Dignitär desselben, dem Domdechanten 
Grafen Kesselstadt, jedes Verständnis für den Ernst der 
Lage. Seine Aufgabe wäre es gewesen, die noch lebenden 
Kapitelsmitglieder offiziell von dem Tode des Ordinarius 
zu benachrichtigen und sie innerhalb der gesetzlichen Frist 
zur Wahl eines Kapitelsvikars zu veranlassen. Einem der- 
artigen Schritt des Domkapitels würde sich die nassauische 
Regierung, wenn auch erst nach zeitweiligem Widerstand, 
schließlich zweifellos gefügt haben. Aber nichts geschah! 
Ebenso wie Beck“) hielt auch Kesselstadt5) das Trierer 


1) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 54. 

2) Vgl. die Resolutio Serenissimi vom 2. August 1812 bei Höhler, 
Geschichte des Bistums Limburg I S. 54. 

$) Siehe das Gesuch Becks vom 30. Juli 1812 bei Höhler, Ge- 
schichte des Bistums Limburg I 8.57f. Über die vergeblichen Be- 
mühungen, die Sache vor den Papet zu bringen, siehe ebenda 8. 58f. Tl. 

*, Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I 8. 54. 57. 68. 75. 

s) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 66. 87. Keassel- 
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Domkapitel nicht nur staatlich, sondern auch kirchenrecht- 
lich für aufgelöst und dachte daher gar nicht an den zu- 
nächst liegenden Ausweg einer kapitularen Bestallung eines 
Vikars.!) 

Die durch das tridentinische Recht vorgesehene Lösung 
war versäumt, und zwar endgültig. Die Strenge der triden- 
tinischen Bestimmungen machte eine nachträgliche Rekti- 
fizierung unmöglich. 

Die Folgen ließen nicht lange auf sich warten. Die 
Seelsorgegeistlichkeit, die nicht wußte, an wen sie sich in 
Dispensationssachen und dergleichen zu wenden habe, ge- 
riet in die größte Verlegenheit.?) Die Pfarrer wandten sich 
teils an die römische Kurie, teils an den Regensburger 
Bischof als episcopus vicinior, teils an das benachbarte 
Deutzer Vikariat. Andere hielten. sich in Anbetracht des 
Notstandes gar für berechtigt, in dringenden Fällen selbst 
zu dispensieren.?) Die Unzufriedenheit der Geistlichkeit 


stadt selbet stellte später in einem Bericht an den Kardinal Consalvi 
(13. September 1814) dies als seine Anschauung hin. Höhler a.a. 0. 
8. 91. 

1) In wohltuendem Gegensatz zu der geradezu kopflosen Art, mit 
der das trierische Kapitel nach dem Tode des Kurfürsten Klemens 
Wenzeslaus vorging, steht das Verhalten des beim Vordringen der Fran. 
zosen ebenfalls auf das rechte Rheinufer geflüchteten Kölner Kapitels 
nach dem Eintritt der Sedisvakanz. Am 27. Juli 1801 war der Kurfürst 
Maximilian Franz in Hetzendorf bei Wien gestorben. Schon am 3. August 
versammelte sich das durch einen Eilboten verständigte Kapitel in Arns- 
berg zu einer außerordentlichen Sitzung und übernahm die Diözesan- 
‚egierung. Am 5. August wählte es dann den Freiherrn Johann Hermann 
Joseph von Caspars zu Weiß zum Kapitelsvikar (Hüffer, Forschungen 
S. 320f.; Ulrich Stutz, Die katholische Kirche und ihr Recht in den 
preußischen Rheinlanden, Bonn 1915, S. 3), der durch Breve vom 6. De- 
zember desselben Jahres die üblichen Fakultäten von Roni erhielt. In 
der Kölner rechtsrheinischen Diözese dachte demnach niemand daran, 
daß das Kapitel infolge der neuen Diözesaneinteilung auf dem linken 
Rheinufer als aufgelöst zu betrachten sei. Um so auffallender ist es, 
daß in Trier diese verhängnisvolle, durch nichts zu rechtfertigende 
falsche Auffassung Platz greifen konnte. Gerade das von Rom anstands- 
los gebilligte Kölner Vorgehen hätte den Trierern zeigen müssen, daß 
sie mit ihrer Ansicht von der Auflösung des Kapitels im Irrtum waren. 

*) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 72fk 

?) Tagebuch Hommers. Siehe Anhang Nr. 64. 
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mit diesen unhaltbaren Zuständen zwang schließlich dazu, 
auf irgendeine Weise der Unordnung ein Ende zu machen. 
Die nassauische Regierung ließ sich herbei, die Bevoll- 
mächtigung Becks durch den Domdechanten Grafen von 
Kesselstadt zu genehmigen. Die Frage, ob eine derartige 
Bevollmächtigung kirchenrechtlich zulässig sei, war ihr 
ziemlich gleichgültig. Auf Betreiben Becks erteilte Dalberg 
dem Domdechanten die Autorisation zur Vikarsernennung.!) 
Am 21. Mai 1813 bestellte dann Kesselstadt im Namen des 
Kapitels, zugleich aber auch kraft ‚vorläufig von Seiner 
Königlichen Hoheit dem Fürsten Primas, als nächstangren- 
zendem Bischofe, erhaltener Bevollmächtigung‘‘?) Beck zum 
„Generalvikar und Offizial in spiritualibus‘‘.?) 

Die kirchenrechtliche Gültigkeit dieser Bestal- 
lung zu prüfen, können wir uns an dieser Stelle um so mehr 
versagen, als im weiteren Verlaufe unserer Untersuchung 
noch darauf zurückzukommen sein wird. Hier, wo nur eine 
kurze Übersicht über den Gang der äußeren Ereignisse bis 
zur Gründung des Ehrenbreitsteiner Vikariates gegeben 
werden soll, genügt es, darauf hinzuweisen, daß die Recht- 
mäßigkeit der Bestallung Becks in den Kreisen der Geist- 
lichkeit und selbst bei verschiedenen staatlichen Behörden 
starken Zweifeln begegnete, die erst allmählich verstummen 
wollten.*) Nicht einmal Beck selbst, ebensowenig wie sein 


ı) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 76f. 

2) So nach dem Protokoll der von Beck am 25. Mai abgehaltenen 
ersten Vikariatssitzung. In das Ernennungsinstrument war gie Bevoll- 
mächtigung durch Dalberg aus Rücksicht auf die nassauische Regierung 
nicht aufgenommen, sondern nur im allgemeinen erklärt worden, daß 
die Bestallung kraft ‚‚besonderer Ermächtigung‘ geschehe. Neben der 
Rücksicht auf die nassauische Regierung war dabei wohl auch die Ab- 
sicht maßgebend, weiteren Diskussionen unter dem Klerus über die 
Rechtmäßigkeit der Ernennung vorzubeugen. Vgl. darüber das Schreiben 
des Weihbischofs Kolborn vom 1. Mai 1813, Höhler, Geschichte des 
Bistums Limburg I 8. 76. 

3) Der Wortlaut des Ernennungsdekretes findet sich bei Höhler, 
Geschichte des Bistums Limburg I S. 78. 

*) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. S0ff. Versuche, 
Rom zum Einschreiten gegen Beck zu veranlassen (ebenda S. 89 ff.), er- 
reichten wohl nur deshalb ihr Ziel nicht, weil er starb, bevor die Kurie 
die Sachlage geklärt hatte. 
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Mandant, der im kirchlichen Recht augenscheinlich äußerst 
schlecht bewanderte Domdechant Graf Kesselstadt, konnten 
ihre Bedenken über die Ordnungsmäßigkeit der Bestallung 
loswerden.!) Der erstere versuchte daher im Jahre 1814 
nochmals, von dem Papste die Ernennung zum Vicarius 
apostolicus zu erlangen. Wie früher, so blieb er auch dies- 
mal ohne Antwort.?) Er führte sein Amt, ohne eine päpst- 
liche Bestätigung erhalten zu haben, fort bis zu seinem am 
3. März 1816 erfolgten Tode.?) 


3. Das Ehrenbreitsteiner Vikariat (1816—1824). 
Joseph Ludwig Aloys von Hommer 
als apostolischer Vikar. 


Der Tod Becks ließ die Frage der Jurisdiktionsordnung 
wieder in ein akutes Stadium treten. Ihre Lösung sollte 
sich jetzt aber noch schwieriger gestalten als früher, und 
zwar wegen der veränderten politischen Verhältnisse. 

Durch die Staatsverträge vom 31. Mai 1815 und vom. 
14./19. Dezember 1816 waren die Pfarreien des Landkapitels 
Cunostein-Engers von Nassau an Preußen abgetreten wor- 
den.*) Die Folge der politischen Teilung war eine Spaltung 
auch auf kirchlichem Gebiete. Es war selbstverständlich, 
daß der Klerus jedes der beiden politisch getrennten Diö- 
zesananteile versuchte, die Verwaltung in die Hand eines 
einheimischen Geistlichen zu bringen. In dem nassauischen 


1) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I 8. 87f. 

2) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 88f. 

3) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 97. 

*%) Die einschlägigen Aktenstücke siehe im Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 72. Vgl. auch Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I 
8. 114. — Die betreffenden Pfarreien waren: Arenberg, Arzheim, Ben- 
dorf, Dattenberg, Dierdorf, Ehrenbreitstein, Engers, Fischbach, Geb- 
hardshain, Großmaischeid, Hammerstein, Heimbach, Hönningen a, Rh., 
Horchheim, Horhausen, Irlich, Isenburg, Kirchen, Leutesdorf, Linz, Neu- 
stadt, Neuwied, Niederberg, Ohlenberg, Pfaffendorf, Peterslahr, Rheinbrohl, 
Sayn, Vallendar und Waldbreitbach. Ein eingehendes Verzeichnis der 
Kirchen, Kapellen, Benefizien und Geistlichen des preußischen Anteils 
findet sich im Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 73b. Dasselbe 
ist von Hommer auf Anweisung des Konsistoriums angefertigt worden. 
Vgl. ebenda Abt. 551 Nr. 73a. 
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Anteil wünschte man den Landdechanten Cordel von Diet- 
kirchen !), in dem preußischen Teil den Pfarrer von Hommer 
aus Ehrenbreitstein als Administrator.?) 

Ebenso wie die Wünsche des Klerus gingen auch die 
Interessen der beiden Regierungen auseinander. Nassau, 
auf dessen Gebiet der größere Teil des Trierer Sprengels 
lag, arbeitete selbstverständlich darauf hin, sich das Vika- 
riat in Limburg zu erhalten; Preußen hingegen wünschte 
die Bestallung eines auf preußischem Boden ansässigen 
Vikars. Der Gegensatz der Ziele drängte erklärlicherweise 
nicht nur die praktische Kirchenpolitik, sondern auch die 
theoretischen Auffassungen der beiden Regierungen in ent- 
gegengesetzte Bahnen. 

Das preußische Ministerium des Innern, dem 
das Ableben Becks durch den Generalgouverneur Sack am 
15. März 1816 gemeldet wurde, war von Anfang an der 
Meinung, daß ‚ohne Zweifel die noch lebenden Mitglieder 
des quoad temporalia aufgelösten churtrierischen Dom- 
Kapitels einen General-Vikar anordnen werden, wozu sie 
nach dem Reichs-Deputations-Beschluß vom 25. Februar 
1803 $ 62 und den kanonischen Rechten gemäß für befugt 
zu achten sind, in sofern nur noch Einer von ihnen am 
Leben ist“. Nach geschehener Wahl müsse aber die landes- 
herrliche Genehmigung eingeholt werden.?) 

Das Konsistorium des Großherzogtums Niederrhein in 
Koblenz *) unterrichtete den Trierer Domdechanten Grafen 
Philipp von Kesselstadt von dieser Auffassung der preußi- 
schen Regierung und empfahl ihm, ‚die Anordnung eines 
General-Vikars für den auf der rechten Rheinseite gelegenen 


1) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 106f. 

2) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I 8. 114. 

3) Minister des Innern von Schuckmann an den Regierungspräsi- 
denten Reimann in Aachen, 4. Apıil 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 93 Bl. 3. Siehe Anhang Nr. 2. Das versehentlich nach 
Düsseldorf und von dort nach Aachen gesandte Schreiben wurde, da 
der letztgenannte Regierungsbezirk ‚‚gar keine Oerter von der ehemali- 
gen Churtrierischen Erzdiöcese enthält“, an den Oberpräsidenten in 
Koblenz weitergegeben. Vgl. die Randbemerkung der Aachener Regie- 
rung vom 26. April 1816 ebenda. 

4) Entwurf des Schreibens von Konsistorialıat Milz. 


Das Trierer Apostolische Vikariat in Ehrenbreitstein. 155 


Theil der Trierischen Erzdiözese durch Zustimmung sämmt- 
licher Domkapitularen unverzüglich vorzunehmen und den 
ernannten General-Vikar mit einem in angebrachter Form 
abgefaßten Patente zu versehen‘“.!) 

Zugleich sprach das Konsistorium den Wunsch aus, es 
möge ein im rechterheinischen preußischen Anteil ansässiger 
Geistlicher zum Generalvikar gewählt werden, und glaubte, 
„in der Person des geistlichen Raths Hommer, Pfarrer zu 
Ehrenbreitstein, einen Mann empfehlen zu können, welcher 
seiner Rechtschaffenheit, seines Eifers und seiner Fähig- 
keiten wegen, sowohl das allgemeine Vertrauen als ins be- 
sondere das Zutrauen der Geistlichkeit besitzt‘‘.2) 

Graf Kesselstadt, dem diese Aufforderung erst am 
20. Mai 1816 zugekommen war, erklärte, die Ansicht der 
preußischen Regierung über die Befugnis des Trierer Dom- 
kapitels zur Wahl eines Generalvikars sei auch die geine.?) 
Leider teile aber die nassauische Regierung, in deren Herr- 
schaftsgebiet der größere Teil des rechtsrheinischen Trierer 
Sprengels liege, diese Meinung nicht. Sie habe sich an den 
Fürstprimas um Bestellung eines Vikars gewandt; Dalberg 
habe sich bereit erklärt, den Wünschen Nassaus entgegen- 
zukommen. Hierin liege der einzige Grund, warum das 
Domkapitel bisher Abstand genommen habe, zur Wahl 
eines Vikars zu schreiten. Nassau_ werde ihm ja doch die 
Anerkennung versagen. Da von einem selbständigen Vor- 
gehen des Kapitels unter diesen Umständen mehr Schaden 


1) Konsistorium in Koblenz an den Domdechanten Philipp von 
Kesselstadt, 4. Mai 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 BI. 5 
(Konzept). Siehe Anhang Nr. 3, 

2) A.a. 0. Bl.5. — Einer Anweisung des Ministeriums des Innern 
nachkommend, das für die Verhandlungen mit Rom genaue ‚‚Charten 
vom Laufe der Diözesangrenzen an beiden Ufern des Rheins angelegt“ 
wünschte (Schreiben vom 4. April 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 93 Bl. 3; Conclusum vom 1. Mai 1816 sub b, ebenda Bl. 4), 
gab das Konsistorium den Generalvikariaten zu Deutz, Aachen und 
Trier (gleichlautender Entwurf vom 4. Mai 1816, ebenda BIl.5) und 
dem geistlichen Rat Hommer (Entwurf vom gleichen Tage, ebenda 
Bl. 5) den Auftrag, die gewünschten Karten mit zweckdienlichen Be- 
merkungen möglichst bald an das Konsistorium einzusenden. 

2) Kesselstadt an das Konsistorium, 20. Mai 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 BL6. Abgedruckt Anhang Nr. 7. 
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als Nutzen zu erwarten sei, ‚habe er sich am 1. Mai mit 
einer Verwahrung zugunsten der Rechte des Domkapitels 
an den Fürstprimas gewandt. Er sei bis dahin aber noch 
ohne Antwort geblieben. 

Die Darstellung, welche Graf Kesselstadt von den Auf- 
fassungen und dem Vorgehen Nassaus entwarf, entsprach 
nur zu sehr den Tatsachen. Nassaus Sedisvakanz- 
politik hatte im Vergleich zu der des Jahres 1812 einen 
Frontwechsel vollzogen, dessen Schroffheit und Willkür 
überraschen müßten, wenn sie nicht in politischen Inter- 
essen ihre Erklärung fänden. 

Bei der Sedisvakanz des Jahres 1812, wo noch der 
ganze rechtsrheinische Sprengel unter seiner Herrschaft 
stand, hatte Nassau anstandslos die Bevollmächtigung Becks 
durch das Trierer Domkapitel hingenommen. Den recht- 
lichen Fortbestand und damit das Ernennungsrecht des 
Kapitels anzuzweifeln, war ihm nicht in den Sinn gekommen. 
Man hatte nur eifersüchtig darüber gewacht, daß der Primas 
von Dalberg, der als Landesherr und besonderer Günstling 
Napoleons ein unter Umständen gefährlicher Nachbar wer- 
den konnte, jede Einmischung in die kirchlichen Angelegen- 
heiten des Herzogtums unterlasse. Diese Politik des MißB- 
trauens gegen den Primas war jetzt durch die Ereignisse 
überholt. Dalberg hatte politisch ausgespielt. Man brauchte 
ihn nicht mehr zu fürchten. Die Gefahr drohte nun von 
einer andern Seite. Überließ man dem Domkapitel bzw. 
Kesselstadt die Bestallung des Vikars, so war zu befürchten, 
daß die Wahl auf einen Nichtnassauer, höchstwahrschein- 
lich auf den Ehrenbreitsteiner Pfarrer fallen werde. Das 
mußte unter allen Umständen verhütet und das Vikariat für 
Limburg gerettet werden. In der Anwendung seiner Mittel 
zeigte sich Nassau nicht gerade wählerisch. Immerhin war 
man feinfühlend und unehrlich genug, die politischen Gründe 
zu verschleiern, und kirchenrechtliche in den Vordergrund 
zu schieben. | 

Ein brauchbarer Vorwand war bald gefunden: man 
erklärte das Trierer Domkapitel für aufgelöst und 
damit auch das Wahlrecht der noch lebenden Mitglieder 
für hinfällig. 
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Es traf sich für Nassau günstig, daß an der Spitze des 
Trierer Domkapitels ein Mann stand, der seiner Stellung 
in keiner Weise gewachsen war. Der Domdechant Graf 
Philipp von Kesselstadt besaß weder die notwendigen 
kirchenrechtlichen Kenntnisse, um die Kapitelsrechte gegen 
die ganz unbegründeten Angriffe der Regierung wirksam 
zu vertreten, noch die nötige Festigkeit, um den Einschüch- 
terungsversuchen Nassaus gegenüber sich in der Frage der 
Vikarswahl die Freiheit der EntschließBungen zu wahren. 

Von seiten des Trierer Klerus preußischen Anteils 
blieb nichts unversucht, um Kesselstadt zu energischem 
Vorgehen zu veranlassen. 

Vor allem mahnten Hommer!) und Dechant Reu- 
ter?) von Vallendar den Grafen, die kapitularen Rechte zu 
wahren und durch Kapitelswahl einen Vikar zu bestellen. 
Reuter hatte sogar eine in demselben Sinne gehaltene Ein- 
gabe an den König von Preußen?) gerichtet. Die Antwort), 
die der Domdechant den beiden Vertretern des preußischen 
Klerus gab, fiel aber sehr resigniert aus. Er war in Wies- 
baden gewesen, um mit den nassauischen Regierungsbehör- 
den wegen der Vikarsernennung Fühlung zu nehmen. Der 
dort erhaltene Bescheid war über die Maßen ungünstig. 
Man sagte ihm, daß ‚man Nassauischer Seite ganz der 
Meinung so vieler beistimme, welche das Dom-Capitul von 
Trier an und vor sich, und um so mehr als aufgelöst an- 
sehen, als selbes nirgend mehr constituiret und beysami seye, 
daß man von daher auch keine Ernennung des Dom-Capi- 
tuls anerkennen würde“. Von diesen Erwägungen aus- 


1) Schreiben Hommers an Kesselstadt vom 30. April 1816, erwähnt 
in dem Rückschreiben Kesselstadts vom 10. Mai, letzteres Staats- 
archiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 10 (Abschrift); Schreiben Hommers 
an Kesselstadt vom 5. Mai 1816, erwähnt in einem Schreiben Kessel- 
stadts vom 17. Mai 1816, a.a. O. BIl.9 (Abschrift). 

2) Schreiben Reuters an Kesselstadt vom 5. Mai 1816, erwähnt 
in dem Rückschreiben Kesselstadts vom 17. Mai 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 BI.7 (Abschrift). 

s) Vgl. den Eingang des Schreibens Kesselstadts an Reuter vom 
17. Mai 1816, Staatsarchiv Koblenz a. a. O. 

%) Kesselstadt an Hommer, 10. und 17. Mai 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 9/10 (Abschriften). Siehe Anhang Nr. 4. 6. 


158 Ludwig Koas, 


gehend habe die nassauische Regierung schon bald nach 
dem Ableben Becks ‚den Fall’dem Fürsten Primas, als 
Primas Germaniae bekannt gemacht und selben um Er- 
nennung eines neuen Vicarii generalis ersucht‘‘. Der Primas 
sei dazu bereit; die Person des Kandidaten sei schon be- 
stimmt.!) 

Kesselstadt, der persönlich jetzt — im Gegensatz zu 
seiner früheren Ansicht — das Kapitel für fortbestehend 
hielt, war nicht imstande, die gegenteilige Meinung Nassaus 
wirksam zu entkräften. Immerhin entschloß er sich, dem 
Primas zu schreiben und ‚die Rechte des Dom-Capituls 
vorzubehalten, und selbes gegen etwa spätere Verantwor- 
tung zu decken“.?) Diese lahme Rechtsverwahrung war 
aber auch alles, wozu er sich aufzuraffen vermochte. Alle 
Versuche Hommers und Reuters, ihn zu einem energischen 
Vorgehen zu veranlassen, waren umsonst. Das äußerste, 
wozu er sich schließlich bereit erklärte, war: abzuwarten, 
ob der von Dalberg zu ernennende Vikar für den ganzen 
Sprengel oder nur für den nassauischen Teil bestellt werde. 
Sei das letztere der Fall oder erkenne die preußische Regie- 
rung die primatische Bestellung für ihre Gebiete nicht an, 
„dann“ — so schreibt er an Hommer — ‚‚ist allem ab- 
geholfen, und aus Überzeugung zugleich mit wahrem Ver- 
gnügen würden Eure Hochwürden der zu ernennende seyn“. 

Auch in einem weiteren Schreiben an Hommer?) redet 
Kesselstadt dieser Leisetreterei gegenüber Nassau das Wort. 
Nur hat er jetzt — augenscheinlich von mainzischer Seite 
aus — ein neues Argument dafür. Er erklärt, „nach ein- 
gezogenen Nachrichten erfahren zu haben, daß wirklich 
dem Fürsten-Primasdiegeistlichen Vorrechte über die anderen 
Diözesen (nicht vormalige mainzische Suffraganen) sind ge- 
geben worden. Selbsten erinnere ich mich sehr wohl, daß 
noch in Lebzeiten des Erzbischofs von Trier Höchstsel. 
And. der Fürst-Primas die Administration des diesseitigen 


1) Schreiben an Hommer, 10. Mai 1816, a. a. O. 
2) Vgl. Schreiben an Hommer, 10. Mai 1816. 


8) Kesselstadt an Hommer, 24. Mai 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 93 Bl. 8 (Abschrift), Bl. 18/19 (Mundum). 
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Trierischen Diözesantheils angehen wollte, der Fürst-Primas 
aber davon unter der Rücksicht abgestanden ist, dem alten 
Erzbischofen dadurch nichts unangenehmes thun zu wollen. 
(Auf die Richtigkeit dieser Angaben können Sie sich ver- 
lassen.) Wenn nun aber dieser nemliche Fürst-Primas des 
Dafürhalten ist, es gäbe kein Trierisches Dom-Kapitul mehr, 
so fährt er fort: und was kann das Kapitul cum efficacia 
machen ? Mir scheint es räthlicher zu seyn, das Kapitul 
bleibe passiv, als wolle es activ werden.“ 

Es läßt sich begreifen, daß das Konsistorium in 
Koblenz über die zähe Passivität Kesselstadts und seine 
Angst vor einem Konflikt mit Nassau äußerst ungehalten 
war. Ein energisches Antwortschreiben an Kessel- 
stadt unterzog die widerspruchsvolle Politik Nassaus und 
die mehr als fragwürdigen Kompetenzansprüche Dal- 
bergs einer vernichtenden Kritik. ‚Nicht was will- 
kührlich geschieht,‘ so heißt es in dem Schreiben des Kon- 
sistoriums, ‚sondern was rechtlich geschehen kann und soll, 
darf hier in Betrachtung kommen. Was Nassau gethan hat 
und noch thun wird, muß nach diesem Maaßstabe beurteilt 
werden. Bey der durch das Ableben des Kurfürsten von 
Trier im Jahre 1812 erfolgten Erledigung hat Nassau das 
Ernennungs-Recht dem Domkapitel zugestanden und dem 
von Ew. & & im Namen des Kapitels ernannten General- 
Vikar die landesherrliche Genehmigung ertheilet; wie will 
es jetzt die Einwendung machen, das Kapitel sey nicht 
constituirt, noch versammelt? Dieses Erforderniß kann 
überdem rechtlich nicht aufgestellt werden, indem man erst- 
lich dem vertriebenen Domkapitel weder Sitz noch Kirche 
angewiesen hat, und zweitens auch aus den kanonischen 
Rechten nirgends die Nothwendigkeit desselben, sondern 
vielmehr der Grundsatz hervorgeht: Capitulum etiam in 
uno conservatur. Sodann: war denn das Domkapitel in 
den Jahren 1812 und 1813 mehr constituirt, als es dermalen 
ist? Nassau steht also mit sich selber in Widerspruch, 
nicht nur in dieser Hinsicht, sondern auch darin, daß es 
sich an den Fürsten-Primas gewendet hat. Denn aus den 
Verhandlungen der Regierung zu Ehrenbreitstein in den 
Jahren 1812 und 1813 geht hervor, daß das Nassauische 
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Ministerium dem verstorbenen geheimen Rath Beck unter- 
sagt hat, sich an den Fürsten Primas zu wenden, und auch 
‚der Regierung aufs nachdrücklichste eingeschärft worden, 
alles Einschreiten des Fürsten Primas zu entfernen und 
nicht gelten zu lassen, was von dieser Seite vorgenommen 
werden könnte. 

Wir sehen auch in der That nicht ein, worauf das Recht 
des Fürsten Primas in dieser Hinsicht gegründet seyn soll. 
Die kanonischen Satzungen sprechen durchaus nicht dafür, 
da hier von einer Metropolitankirche die Rede ist, bey der 
nicht episcopus propinquior, sonder der älteste Suffragan- 
Bischof in dem Falle einschreitet, wenn das Kapitel in 
Ausübung seiner Rechte saumselig ist. Daß er Primas 
des aufgelösten Rheinbundes gewesen, ist zwar allerdings 
bekannt, aber keinesweges, daß er Primas Germaniae sey 
und in dieser Eigenschaft Vorrechte über alle deutschen 
Diözesen besitze. Hatte er diese Vorrechte, warum soll er 
sie nicht im Jahre 1813 ausgeübt haben, da durch den Tod 
des Kurfürsten von Trier alle Schonungs-Rücksichten gegen 
‚denselben, die früher vorgewaltet haben könnten, weg- 
gefallen waren ? Auch darf man billig erwarten, daß der- 
gleichen neuerworbene Vorrechte zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht werden, ehe man sie in Ausübung bringt und 
anderen zumuthen will, sie anzuerkennen. Da dieses bisher 
nicht geschehen, so steht zu vermuthen, diese Vorrechte 
seyen niemals rechtlich ertheilt worden, eine Vermuthung, 
welche durch den $ 62 des Reichsdeputations-Abschiedes 
vom Jahr 1803 bestätiget wird, wo es ausdrücklich heißt: 
"Die Erz- und bischöflichen Diözesen verbleiben in ihrem 
bisherigen Zustande, bis eine andere Diözesan-Einrichtung 
auf Reichsgesetzliche Art getroffen seyn wird, wovon dann 
auch die Einrichtung der künftigen Domkapitel abhängt.’ 

Das unterzeichnete Consistorium ist daher der Meinung, 
die Befugnis des Domkapitels zur Ernennung eines General- 
Vikars liege am Tage, die Einwendungen von Seiten Nassaus 
seyen unbegründet und in Widerspruch mit den früheren 
Handlungen dieses Staats, und die Rechte des Fürsten- 
Primas sehr zu bezweifeln, wenigstens unerwiesen; es sey 
daher Pflicht des Trierischen Domkapitels, mit der Er- 
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‘nennung eines General-Vikars ungesäumt voranzugehn, 
nicht nur, um sein Recht zu wahren und sich gegen etwa 
spätere Verantwortung zu decken, sondern vorzüglich, um 
‚der verwaiseten Diözes zu Hilfe zu kommen, die Gewissen 
zu beruhigen und einer Spaltung vorzubeugen, die offenbar 
zu befürchten steht, wenn eine neue geistliche Oberbehörde 
von unbefugter Hand gesetzt wird. 

Sollten jedoch Ew. &. &. von Ihren Bedenklichkeiten 
nicht zurückzubringen seyn, so scheint uns dann, da alle 
Trierische Suffraganate, denen das Einschreiten casu negli- 
gentiae eigentlich zustände, unterdrückt sind, einzig und 
allein der Weg nach Rom offen zu stehn, auf den wir auch 
.die im Preußischen Gebiet befindliche Geistlichkeit hinzu- 
weisen nicht anstehn werden.‘‘!) 

Das Mahnschreiben des Koblenzer Konsistoriums 
kam zu spät. Ohne daß die preußische Regierung darum 
wußte, hatten die Ereignisse unterdessen schon längst den 
zu erwartenden Ausgang genommen. Dank der Unent- 
schlossenheit Kesselstadts und des Trierer Kapitels war es 
dem energischen Vorgehen Nassaus gelungen, seine 
Absichten durchzuführen. 

Bereits am 30. März hatte Dalberg den Landdechanten 
Corden zum Offizial und Vikar für den gesamten 
Sprengel ernannt. Eine Publikation der Ernennung war 
aber nicht erfolgt, da die nassauische Regierung Corden 
als Einzelperson das landesherrliche Plazet versagte und 
auf der Einrichtung einer kollegialisch organisierten Bis- 
tumsbehörde bestand. Dalberg hatte sich auch diesem 
Wunsche gefügt und am 25. Mai 1816 „als Metropolit und 
episcopus vicinior“ das Limburger Vikariatskollegium 
mit Corden als Direktor errichtet.?) 

Noch vor Erteilung des nassauischen Plazets versuchte 
der Limburger Vikariatsdirektor, dessen Jurisdiktions- 
bereich nach dem Wortlaut des Ernennungsdekrets den 


1) Konsistorium an Kesselstadt, 23. Juni 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 11/12 (Konzept). 

s) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 109. Das Er- 
nennungsdekret für Corden siehe bei demselben, Anhang Nr. VII 
8. XVIf. | 

Zeitschrift für Rochtsgeschicnte. XXXVIII. Kan. Abt, VII. 
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ganzen rechtsrheinischen Sprengel umfaßte, auch mit dem 
Klerus des preußischen Anteils in amtliche Ver- 
bindung zu treten. 

Dechant Reuter von Vallendar, der die Über- 
rumpelung durch die Limburger um so bitterer empfand, 
als er selbst immer einer der eifrigsten Vorkämpfer für die 
Wahl eines preußischen Vikars gewesen war, ersuchte das 
Koblenzer Konsistorium um Anweisung, „ob das Land- 
kapitel zu Engers dem neuerrichteten Vikariat zu Limburg 
untergeordnet sey, und von daher seine Ordinationen in 
geistlichen Sachen befolgen müsse‘.!) 

Reuter gab der Erwartung Ausdruck, daß die Plaze- 
tierung des Limburger Vikariates für den preußischen An- 
teil verweigert werde, da das Ministerium die landesherr- 
liche Bestätigung ja nur für den kapitularisch gewählten 
Vikar in Aussicht gestellt habe. Die Bestellung eines 
Vikars für den preußischen Anteil sei übrigens jetzt dring- 
licher als je. Die sich steigernden Dispensangelegenheiten 
machten ein weiteres Zögern unmöglich. Im Namen der 
preußischen Geistlichkeit bat er die Regierung, auf diplo- 
matischem Wege die Ernennung Hommers zum Vicarius 
apostolicus und die Erteilung ausgedehnter Fakultäten an 
ihn zu erwirken. 

Es entsprach durchaus den angestammten Grund- 
sätzen preußischer Kirchenpolitik, wenn die Ko- 
blenzer Regierung es ablehnte, die Autorität des Lim- 
burger Vikariates auch innerhalb ihres Gebietes anzuerken- 
nen. Von den Anfängen des brandenburgisch-preußischen 
Staates ab war man mit zäher Beharrlichkeit darauf aus- 
gegangen, die Jurisdiktionsausübung ausländischer 
Kirchenoberer auf preußischem Boden zu unterbinden.?) 


1) Reuter an das Konsistorium, 22. Juni 1816 (ohne Datum; wahr- 
scheinlich Einlaufstag), Staatsarchiv Koblenz Abt.551 Nr. 93 
Bl. 13/14, abgedruckt Anhang Nr. 12. Höhler, Geschichte des Bistums 
Limburg I S. 110ff. Die Errichtungsurkunde für das Vikariat als kolle- 
gialische Behörde siehe ebenda, Anhang Nr. IX S. XVIIf. 

2) Vgl. darüber Kaas, Geistliche Gerichtsbarkeit I S. 4f. 42. 59. 
101. 111. 118. 125f. 130. 137. 205f. 210. 301f. II S. 146f. 150f. 236. 
285f. 419. 
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Daß man in dem vorliegenden Falle in der gleichen Weise 
vorging, kann um so weniger verwundern, als Nassau mit 
einer eigenartigen Geschäftigkeit, die die Absicht einer 
Überrumpelung nahelegt, die Ordnung der Jurisdiktions- 
frage mit dem Primas verhandelt und endgültig vereinbart 
hatte, ohne Preußen auch nur zu benachrichtigen. Die 
Antwort des Konsistoriums!) auf die Annäherungs- 
versuche des Limburger Vikariatsdirektors konnte daher 
nicht zweifelhaft sein. Das Vorgehen der Gegenpartei war 
derart eigenmächtig, daß Preußen aus Gründen der Selbst- 
achtung nicht nachgeben durfte. „Das unterzeichnete Kon- 
sistorium‘‘, so lautete der Bescheid an Reuter, ‚erwartet 
... von Ew. & & erprobter Diensttreue, daß Sie auch 
in dieser Frage Ihre Pflicht thun und die Pfarrer Ihres 
Sprengels gegen dergleichen Eingriffe eines fremden Bischofs, 
der sich weder bey dem Konsistorium noch bey der Geist- 
lichkeit legitimirt hat, ernstlich warnen werden.“ Für den 
Fall, daß ‚das Domkapitel in seiner Pflicht säumig seyn 
sollte“, werde die Regierung schon dafür sorgen, daß die 
verwaiste Diözese ‚auf anderem Wege einen rechtmäßigen 
Vorstand erhalte‘. 


® En 
* 


Hommer, der von den Absichten der Regierung ver- 
ständigt war und zweifellos erwartete, daß er aus einer 
etwaigen Wahl des Kapitels als Vikar hervorgehen werde?), 
hatte nicht versäumt, schon frühzeitig für freie Bahn zu 
sorgen. Im Gegensatz zu den Limburgeıi'n war es sein eifrig 
verfolgtes Ziel gewesen, mit der Kurie schon vorher ins 
Einvernehmen zu kommen. 

Schon bald nach dem Tode Becks hatte er bei dem 
römischen Agenten Karl de Augustinis vorsichtig angefragt, 
wie die Kurie sich zu der Bestätigung eines eventuell für 


1) Konsistorium an Reuter, 10. Juli 1816. Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 5öl Nr. 93 Bl. 15 (Konzept). Siehe Anhang Nr. 17. Vgl. auch 
Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 114. 


2) Hommer an Augustinis, 21. Juni 1816, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein (Konzept). Abgedruckt Anhang Nr. 11. 
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beide Sprengelanteile zu wählenden Vikars stellen werde.!) 
Augustinis hatte ihm geantwortet, an der Erteilung der 
päpstlichen Approbation sei nicht zu zweifeln, wenn nur 
die Legitimität der Wahl feststehe. Für den Fall, daß aus 
äußeren Gründen der Vollzug einer kanonisch formgerechten 
Wahl unmöglich sei, möge man den hl. Stuhl von dieser 
Unmöglichkeit unterrichten und unter Benennung der einen 
oder anderen ‚‚persona proba et idonea‘‘ den Papst bitten, 
er möge einen der bezeichneten Kandidaten zum apostoli- 
schen Vikar ernennen.?) Daraufhin hatte Hommer seinem 
Agenten mitgeteilt, daB nach dem Tode Becks die Lösung 
der Jurisdiktionsfrage dadurch besonders schwierig gewor- 
den sei, daß die beiden beteiligten Regierungen in der: Be- 
stellung des Vikars einen verschiedenen Weg gehen zu 
müssen glaubten, die nassauische durch Vermittlung des 
Fürstenprimas, die preußische durch Kapitelswahl.?) Dem 
Wunsch der nassauischen Regierung entsprechend habe der 
Fürstprimas einen Vikar ernannt. Daraufhin habe das 
Trierer Kapitel auf die Ausübung seines Rechtes verzichtet. 
Es sei jedoch vorguszusehen, daß die preußische Regierung 
dem nassauischen Vikar ihre Anerkennung versagen und 
‘von ihm keine Jurisdiktionshandlungen auf preußischem 
Boden dulden werde. Die Entscheidung werde wohl nicht 
mehr lange auf sich warten lassen. Wahrscheinlich werde 
das Trierer Kapitel auf das Drängen der Regierung nach- 
träglich noch einen Vikar für den preußischen Anteil er- 
nennen und dieser dann von Rom die nötigen Fakultäten 
erbitten. Falls das Kapitel nicht eingreife, werde der Seel- 
sorgeklerus des preußischen Anteils unter Befürwortung der 
Regierung direkt beim Papste um die Bestellung eines apo- 
stolischen Vikars einkommen.*) 

Der von Hommer erwartete erstere Fall trat ein. 
Der Domdechant Graf Kesselstadt hatte unterdessen das 


ı) Hommer an Augustinis, 10. April 1816, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein (Konzept). 

3) Augustinis an Hommer, 22. Mai 1816, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein. 

3) Hommer an Augustinis, 21. de 1816, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein (Konzept). 

4) Schreiben vom 21. Juni 1816. 
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energische Schreiben des Koblenzer Konsistoriums erhalten 
und war zugleich davon benachrichtigt, daß Corden dem 
Dechant Reuter seine Ernennung notifiziert habe, daß dem 
letzteren aber durch das königliche Konsistorium der Ge- 
schäftsverkehr mit Limburg untersagt werde. Kesselstadt 
sandte das Schreiben des Konsistoriums an Dalberg, zu- 
gleich mit einer nochmaligen Verwahrung zugunsten der 
Wahlrechte des Domkapitels. Als gangbaren Mittelweg 
schlug er dem Primas vor, „gleichwie in verschiedenen Diö- 
cesen in Frankreich mehrere Vicarii Generales angestellt 
werden, so solle das Dom-Capitul wenigstens für den Theil 
des nunmehro unter Preußischer Landes-Hoheit stehenden 
Dioceses den Vicarium Generalem ernennen“.!) Als Kan- 
didat habe er bereits den von dem Seelsorgeklerus des 
preußischen Anteils vorgeschlagenen Pfarrer von Hommer 
in Aussicht genommen. 

Die Antwort Dalbergs an Kesselstadt?) ist ein 
schlagender Beweis für die geradezu vorbildliche Gelassen- 
heit, mit welcher der „Primas Germaniae‘‘ Angelegenheiten 
dieser Art behandelte, zugleich allerdings auch für den 
auffälligen Mangel an kirchenrechtlichen Bedenken, der 
ihm die „Lösung“ so delikater Jurisdiktionsfragen erleich- 
terte. Das Ernennungsinstrument, welches er für das Lim- 
burger Vikariat ausgefertigt hatte, bevollmächtigte dieses 
ausdrücklich für die ganze rechtsrheinische Trierer Diözese, 
also auch für den preußischen Anteil. Corden war demnach 
formell zweifellos im Recht gewesen, wenn er dem Dechanten 
von Engers die Errichtung des Vikariats amtlich notifizierte. 
Trotzdem ließ der Primas ihn jetzt unbedenklich fallen. 
Dalberg wollte auf einmal von einer Jurisdiktion des Lim- 
burger Vikariatsdirektors über preußisches Gebiet nichte 
mehr wissen. Möglich, daß der Verfasser der Errichtungs- 
urkunde bei der Formulierung des Textes weiter gegangen 
war, als in der Absicht des Primas gelegen hatte. Die Vor- 


1!) So dargestellt in dem Briefe Kesselstadts an das Konsistorium 
in Koblenz, 8. Juli 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 21. 
Siehe Anhang Nr. 16. 

2) Dalberg an Kesselstadt, 4. Juli 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 93 Bl. 22 (Abschrift). Siehe Anhang Nr. 15. 
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stellungen Kesselstadts, das energische Auftreten des Ko- 
blenzer Konsistoriums, die sichere Aussicht auf einen Zu- 
sammenstoß mit der preußischen Regierung veranlaßten 
Dalberg zu einem Rückzug, bei dem man nicht weiß, 
was man mehr bewundern soll: die rückhaltlose Schnellig- 
keit oder die verbindliche Art, mit der er das verlorene 
Feld räumte. ‚Es gereicht“, so schreibt er dem Dom- 
dechanten mit der Bitte um Weitergabe an das Konsisto- 
rium und die Regierung in Koblenz, „der K. Preußischen 
Regierung zur Ehre, daß dieselbe die Rechte des Dom- 
kapitels in Ernennung eines Generalvicarius bey der Stuhl- 
erledigung des Erzstifts nach canonischen Rechten und 
Herkommen in Schutz genommen hat, und daß auch hierin 
in preußischen Landen das Consistorium seine Pflichten 
erfüllet.‘“ Er (Dalberg) habe sich bei seinem Vorgehen die 
„ursprüngliche Kirchenverfassung‘“, das Tridentinum und 
$ 25 des Reichsdeputationshauptschlusses zur Richtschnur 
genommen. „Gegen ausdrückliche Königlich Preußische 
Befugnisse‘ habe er „keinen Schritt jemals gewagt‘, wie 
die Vorgänge in den ehemals mainzischen Gebieten Erfurt 
und Eichsfeld bewiesen. „Vorausgesetzt, daß Vallendar in 
Königl. Preußischen Landen gelegen ist, hat der sonst 
rechtschaffene Generalvicarius Corden gefehlt, wenn er an 
diesen Herrn Dechant irgend eine Weisung ergehen ließ. 
Ich werde dafür sorgen, daß Er hierüber zu Recht gerufen 
werde.“ 

Kesselstadt teilte dem Koblenzer Konsistorium das 
Schreiben des Primas mit!) und gab der Hoffnung Aus- 
druck, die Regierung „werde dem Dom-Capitul, weniger 
nicht mir die Gerechtigkeit zuerkennen, nach diesseitigen 
Kräften möglichst stark gekämpft, dadurch für das Beste 
der Dioces-Angehörigen gesorget, zugleich auch die Rechte 
des Dom-Capituls gewahrt zu haben“. 

Er erhielt vom Konsistorium?) eine kühle und ge- 
messene Antwort. Wenn das Domkapitel bei der Vikars- 


1) Kesselstadt an das Konsistorium, 8. Juli 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 BI. 21. 

2) Konsistorium an Kesselstadt, 26. Juli 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 23 (Konzept), Vgl. Anhang Nr. 20. 
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bestellung „sich freiwillig eines Theils seiner Rechte be- 
geben und die Ernennung für den im Nassauischen gelege- 
nen Theil dem Erzbischof von Regensburg überlassen“ 
wolle, sei das seine Sache. Die Regierung müsse aber 
wünschen, daß man wenigstens für den preußischen Anteil 
baldigst zur Ernennung eines für Staat und Klerus ge- 
nehmen Vikars schreite. 


Noch bevor dieses Schreiben in Kesselstadts Hände 
gelangt war, hatte dieser dem Konsistorium in einer zweiten 
Zuschrift!) mitgeteilt, die Schwierigkeiten, welche das Dom- 
kapitel bisher von der Bestallung des Vikars abgehalten 
hätten, seien „nun gehoben in einer .... gestern aus Auf- 
trag des Herrn Fürsten Primas durch seinen Vicarium Gene- 
ralem, den Freyherren v. Wessenberg zugegangenen alle An- 
stände beseitigenden Erklärung“. Das Kapitel sei daher 
ohne weiteres bereit, zur Bevollmächtigung des Pfarrers 
Hommer als Generalvikar zu: schreiten, wenn die Regie- 
rung damit einverstanden sei. 


In Koblenz erklärte man sich natürlich einverstanden ??), 
wies aber Kesselstadt nochmals mit Nachdruck darauf hin, 
„daß das Konsistorium, welches keinen andern Beruf hat, 
als die jura regia circa sacra innerhalb der Grenzen des 
Königl. Gebietes zu wahren, und dem es dabey besonders 
um das Wohl der verwaisten Diözes zu thun ist, es gänzlich 
dem Ermessen des Domkapitels anheimstellt, in wie weit 
dasselbe seine Befugniss zur Wahl des General-Vikars auf 
den Königl. Preußischen Landestheil der gedachten Diözes 
beschränken zu können glaubt“. 


Kesselstadt, der unterdessen das Mahnschreiben des 
Konsistoriums vom 26. Juli erhalten hatte, wartete die Ant- 
wort auf seine zweite Mitteilung®) nicht mehr ab, und voll- 


1) Kesselstadt an das Konsistorium, 18. Juli 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 24. 

3) Konsistorium an Kesselstadt, 10. August 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 25 (Konzept). Siehe auch das von Milz 
gezeichnete Resolutum vom 6. August auf dem Schreiben Kesselstadts 
vom 18. Juli ebenda Bl. 24. 


3) Vom 18. Juli. 
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zog am 8. August im Namen des Domkapitels die Er- 
nennung Hommers zum Generalvikar.!) 
Augenscheinlich war das Limburger Vikariat noch 
bis Ende Juli von dem Stand der Angelegenheit in dem 
preußischen Anteil und der Beschränkung der Limburger 
Jurisdiktion auf den nassauischen Sprengel nicht unter- 
richtet. Nur so ist es zu erklären, daß Corden seine Ver- 
suche, mit dem preußischen Klerus in amtliche Verbindung 
zu treten, wiederholte. Am 18. Juli 1816 übersandte er dem 
Dechanten Reuter von Vallendar eine beglaubigte Abschrift 
seiner Ernennungsurkunde und ersuchte ihn, die preußische 
Regierung zu veranlassen, mit Nassau in Verhandlungen zu 
treten, damit die Jurisdiktionsausübung des Vikariats auch 
für den preußischen Anteil die staatliche Genehmigung finde.?) 
Reuter sandte das Schreiben Cordens und die Abschrift der 
Bestallungsurkunde an das Konsistorium®), bat nochmals 
um Verhaltungsmaßregeln und wies darauf hin, daß er ge- 
mäß der Anweisung vom 10. Juli die Kapitularen seines 
Sprengels gegen die Übergriffe des Primas gewarnt habe. 

Die Antwort des Konsistoriums war selbstverständlich 
wieder vollständig ablehnend.*) 

Wenige Tage darauf traf von Augsburg die Nach- 
richt ein, daß die Vikarsernennung vollzogen sei.) 

Am 8. August d. J. war Hommer von dem Dekan im 
Namen des Domkapitels zum „Vicarius in Spiritualibus 


ı) Vgl. den Eingang des Schreibens vom 8. August 1816 an das 
Koblenzer Konsistorium, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 30. 

8) Erzbischöflich Trierisches Generalvikarist zu Limburg an Renter, 
18. Juli 1816, Staatsarchiy Koblenz Abt. 561 Nr. 93 Bl. 27. Ebenda 
eine (auffälligerweise mit dem alten Sigillum majus Officialatus Curiae 
Confluentinae) beglaubigte, von Corden gezeichnete Abschrift der von 
Delberg am 25. Mai ausgefertigten Bestallungsurkunde für das Limburger 
Vikariatskollegium. 

3) Reuter an das Konsistorium, 25. Juli 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 26. 

4) Vgl. das von Milz gezeichnete Resolutum vom 6. August auf 
dem Rand des Reuterschen Schreibens, Staatsarchiv Koblenz Abt. 561 
Nr. 93 Bl. 26. Ebenda Bl. 29 (Konzept) das gleichlautende Schreiben 
des Konsistoriums an Reuter vom 12. August. 

5) Kesselstadt an das Konsistorium, 8. August 1816, Staatsarobiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 30. 
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generalis ..... pro parte Dioecesis Trevirensis sub Ditione 
Borussica in dextra parte rheni sitae‘“ bestellt worden. In 
welcher Weise seine Bestallung erfolgte, ist aus der von 
dem Dekan Grafen Kesselstadt gezeichneten Ernennungs- 
urkunde!) nicht zu ersehen. Es ist als sicher anzunehmen, 
daß eine eigentliche kanonischeWahl überhaupt nicht 
vorgenommen wurde, sondern daß Kesselstadt — der 
ausdrücklichen oder wenigstens stillschweigenden Zustim- 
mung der noch lebenden bzw. der in Augsburg ansässigen 
Kapitelsmitglieder gewiß — die Bestallung Hommers ohne 
förmlichen Wahlakt vornahm. Jedenfalls hatte er dieses 
Mal auch darauf verzichtet, sich wie bei der Ernennung 
Becks durch den Primas eine Vollmacht erteilen zu lassen. 

Das nassauische Vikariat in Limburg war über das Vor- 
gehen des Trierer Domkapitels nicht wenig bestürzt und 
hielt es ‚für seine heiligste Pflicht“, den Fürstenprimas 
„von dieser Collision der Fakultäten in Kenntnis zu setzen““.?) 
Dalberg aber ließ ihm antworten, er sei durch den Dom- 
dechanten Grafen Kesselstadt bereits davon benachrichtigt 
worden. Auf diese Weise übernehme ‚das Domkapitel von 
Trier in Preußischen Landen jure postliminii seinen unver- 
äußerlichen Besitz wieder“; er sei daher ‚weit entfernt, 
hierin eine Kollision zu verursachen, jedoch könne hiesiges 
Vikariat im Preußischen Antheil diesseits Rheins, fortfahren, 
zu dispensiren‘.?) 

Am 20. August lief bei der Regierung in Koblenz das 
Gesuch des neuen Generalvikars ein um Erteilung der 
landesherrlichen „Genehmigung zur Ausübung der mit die- 
ser Stelle verbundenen geistlichen Gerichtsbarkeit‘‘.*) 


») Ernennungsurkunde vom 8. August 1816, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein (beglaubigte Abschrift). Abgedruckt Anhang Nr. 22. 

2) Schreiben vom 28. August 1816, Höhler, Geschichte des Bis- 
tums Limburg I S. 114. 

?) Schreiben vom 10. September 1816, bei Höhler, Geschichte 
des Bistums Limburg I S. 114f. 

*) Hommer an das Konsistorium, 20. August 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 31. Beigefügt war eine beglaubigte Ab- 
schrift der Ernennungsurkunde, ebenda Bl. 32. Bemerkenswert ist, 
späteren Äußerungen gegenüber, der Ausdruck, den Hommer für die 
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Das Koblenzer Konsistorium erstattete darauf dem 
Ministerium des Innern eingehenden Bericht!) über die Vor- 
geschichte der Wahl, befürwortete die Erteilung des Plazet 
und machte zugleich Vorschläge für eine angemessene staat- 
liche Besoldung des neuen Vikars. Die Generalvikare von 
Aachen und Trier erhielten aus der Staatskasse 1500 Fran- 
ken. Diese Remuneration sei aber zu gering, da davon außer 
anderen Ausgaben die Anstellung eines Sekretärs, bzw. auch 
noch eines Registrators bestritten werden müsse. Die Gene- 
ralvikare von Aachen und Trier hätten noch andere be- 
deutende Einkünfte, weshalb sie mit derAmtsbesoldung von 
1500 Franken auskommen könnten. Für den Ehrenbreit- 
steiner Vikar lägen die Verhältnisse aber ungleich schwie- 
riger. Die Pfarrei Ehrenbreitstein gehöre zu den schlech- 
testen im Lande und trage kaum 600 Gulden ein. Für 
Hommer wäre es unmöglich gewesen, seinen Unterhalt und 
den des unbedingt notwendigen Kaplans zu bestreiten, wenn 
er nicht als ehemaliger Syndikus der geistlichen Landstände 
des Niederstiftes eine Pension von 450 Gulden bezogen 
hätte. Das Konsistorium bringe daher für ihn ein jähr- 
liches Amtsgehalt von 600 Talern in Vorschlag.?) 

Am 27. Oktober 1816 erteilte der Minister des In- 
nern v. Schuckmann die erbetene staatliche Genehmi- 
gung zur Ausübung des Amtes als Generalvikar des preußi- 
schen Anteils?) In Anbetracht des bloß proviscrischen 
Charakters des Vikariats hielt das Ministerium eine feste 
Besoldung für untunlich, erklärte sich jedoch zu gelegent- 
lichen Beihilfen bereit und forderte das Konsistorium auf, 
entsprechende Vorschläge zu machen. Wegen der mit dem 


Mitteilung seiner „Wahl“ gebraucht: ‚‚Der Trierische Herr Dohm- 
Dechant Graf von Koesselstadt hat mich .... zum General-Vicarius 
ernannt.“ 

1) Konsistorium an das Ministerium des Innern, 24. August 1816, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 33/34 (Konzept). Vgl 
Anhang Nr. 23. 2) A.a.O. Bl. 34. 

3) Ministerium des Innern an das Konsistorium in Koblenz, 27. Ok- 
tober 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 35. Siehe 
Anhang Nr. 29. Das Plazet wurde Hommer erst am 19. November zu- 
gesandt. Oberpräsidium in Koblenz an Hommer, 19. November 1816. 
Staatsarchiv Koblenz a.a. O. BI. 37 (Konzept). 
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Amte verbundenen Repräsentation und der Notwendigkeit 
eines Sekretärs schlug das Konsistorium, welches Hommer 
augenscheinlich wohlwollte, eine außerordentliche Remu- 
neration von 150 Talern pro Vierteljahr vor.!) Ob der Vor- 
echlag dem Ministerium eingesandt bzw. von diesem ge- 
nehmigt wurde, läßt sich weder aus den Koblenzer noch 
aus den Ehrenbreitsteiner Akten mit Sicherheit ersehen, 


* * 
* 


Schon sofort nach der Ernennung Hommers hatte der 
Klerus des preußischen Anteils beabsichtigt, für ibn beim 
päpstlichen Stuhl die Erteilung ausgedehnterer Fakul- 
täten nachzusuchen. Der Vikar reichte die Bittschrift dem 
Koblenzer Könsistorium ein?), erhielt aber lange keine Ant- 
wort. Erst nach 21, Monaten wurde ihm — bald nach 
Erhalt des Plazet — der Bescheid, es sei doch wohl Sache 
desVikars selbst, sich, nachdem nunmehr die landesherrliche 
Bestätigung erteilt sei, beim päpstlichen Stuhl um die nöti- 
gen Fakultäten ‚zu bemühen.?) 

Unterdessen hatte Hommer sich jedoch schon aus eige- 
ner Initiative nach Rom gewandt. 

Dringende Dispensgesuche verlangten den Besitz um- 
fangreicher Fakultäten. Zudem hatte Hommer Kenntnis 
davon bekommen, daß die Regierung beabsichtige, den direk- 
ten Verkehr mit der Kurie zu verbieten und nur noch eine 
indirekte Korrespondenz unter Vermittlung des Ministe- 
riums zu gestatten. Das veranlaßte ihn, die vorläufig noch 
bestehende Korrespondenzfreiheit auszunützen und, ohne 
das Plazet, dessen Erteilung übrigens bei seinen guten Be- 
ziehungen zur Regierung praktisch nicht zweifelhaft sein 
konnte, abzuwarten, den Papst um seine Bestätigung und 


1) Vgl. das von Milz gezeichnete Resolutum vom 12. November 
1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 BI. 36. 

3) Hommer an das Konsistorium, 4. September 1816, Staats- 
archiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 Bl. 3. 

35) Konsistorium an Hommer, 22. November 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 94 Bl. 5 (Konzept). Vgl. den von Milz gezeich- 
neten Entwurf vom 12. November, ebenda Bl. 4. 
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um Erteilung der nötigen Fakultäten zu bitten. In einem 
ausführlichen Schreiben!) setzte er Pius VII. den Gang der 
Ereignisse seit dem Tode des letzten Kurfürsten und vor 
allem die Regelung der Jurisdiktionsfrage durch den Primas 
von Regensburg auseinander, sowohl bei der ersten als 
neuerdings auch bei der zweiten Sedisvakanz. Eine negli- 
gentia des Trierer Kapitels liege nicht vor, so daß aus diesem 
Grunde eine Berechtigung fürdas Eingreifen des Primas sich 
keineswegs herleiten lasse.2) Dieser berufe sich dafür auf 
seine Rechte als episcopus vicinior, vor allem aber auf seine 
metropolitane Gewalt, die durch den Papst in einem ge- 
heimen Konsistorium vom 1. Februar 1805 auch auf die 
rechtsrheinische Trierer Kirche ausgedehnt worden sei. 
Von einer soleben Ausdehnung sei der preußischen Re- 
gierung jedoch nichts bekannt. Sie stehe sogar im Wider- 
spruch mit $ 25 des Reichsrezesses, der die preußischen Ge- 
biete ausdrücklich von der Metropolitangewalt des Primas 
ausgenommen habe.?) Hinzu komme $62 desselben Rezesses, 
nach dem der Status dioecesium und damit auch die Rechte 
der Domkapitel unverändert weiterbestehen sollten. Zu 
alledem habe der Papst diese Rechte auch in der Bulle 
„Qui Christi Domini‘ ausdrücklich aufrechterhalten. Aus 
diesen Erwägungen heraus habe die Regierung das Kapitel 
zur Bestellung eines Vikars für den preußischen Anteil auf- 
gefordert, wobei dann die Wahl auf ihn gefallen sei. Die 
Entscheidung über die Rechtmäßigkeit seiner Bestallung 
lege er ganz in die Hände des Papstes und bitte um Be- 


1) Hommer an Pius VII., 5. Oktober 1816, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein (Konzept). Siehe Anhang Nr. 26. 

2) Über den Versuch Hommers, das Trierer Domkapitel von einer 
negligentia im kirchenrechtlichen Sinne reinzuwaschen, vgl. den kriti- 
schen Teil. 

3) Ob dieser Standpunkt Hommers und der preußischen Regierung 
berechtigt war, ist zum mindesten schr strittig. Die durch den Reichs- 
deputationshauptschluß gewährte Ausnahmestellung preußischer Gebiete 
bezog sich, wenn man den Worten des $ 25 nicht Gewalt antun will, 
selbstverständlich doch nur auf solche, die damals schon unter preußi- 
scher Herrschaft standen. Die Exemtion auch für die künftig unter 
‘preußische Herrschaft kommenden Gebiete auszusprechen, lag gewiß 
nicht in der Absicht der Reichsdeputation. 
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stätigung bzw. um Erteilung der nötigen Fakultäten oder 
— falls seine Bestallung als nicht ordnungsmäßig erachtet 
werde — um Bevollmächtigung als apostolischer Vikar. In 
letzterem Falle möge man seine Jurisdiktion nicht aus- 
drücklich auf das preußische Gebiet beschränken, da eine 
Vergrößerung des letzteren noch eintreten könne; vielmehr 
möge man ihn ohne Einschränkung als apostolischen Vikar 
für den rechtsrheinischen Teil der Erzdiözese delegieren. 

In dem letztgenannten Vorschlage Hommers liegt 
zweifellos eine Spitzegegen dasin Limburg eingerich- 
tete Vikariat, über dessen Legalität er seine ernsten Be- 
denken hatte. Wenn nicht alles trügt, rechnete der Ehren- 
breitsteiner Pfarrherr mit der Möglichkeit, daß der hl. Stuhl 
seine Bestallung wie auch die des Limburger Vikariates als 
kirchenrechtlich ungültig bzw. zweifelhaft erkläre und als 
Ausweg die Ernennung eines apostolischen Vikars wählen 
werde. Für diesen Fall suchte er den Limburgern zuvor- 
zukommen und darauf hinzuwirken, daß seine Ernennung 
ohne Beschränkung auf das preußische Gebiet formuliert 
werde. Vielleicht glaubte er damit die Möglichkeit gegeben, 
daß die Kurie, wenn später auch der nassauische Vikar 
sich an sie wende, dessen Bestätigung abweisen und seine 
Delegierung als apostolischer Vikar ablehnen werde, da die 
Fakultäten Hommers sich auf das ganze ıheinische Stifts- 
gebiet und damit auch auf den nassauischen Anteil er- 
streckten. 

Das Gesuch an den Papst war kaum abgegangen, da 
erhielt Hommer eine schon am 12. August erlassene Ver- 
fügung des Ministeriums des Innern, die den geist- 
lichen Behörden vorschrieb, den schriftlichen Verkehr mit 
Rom nur noch durch Vermittlung der Regierung bzw. 
durch das Ministerium des Innern und den preußischen 
Gesandten in Rom zu erledigen.!) Nachdem er dann am 


1) Es handelt sich hier zweifellos um die am 12. August 1816 er- 
gangene Instruktion des Ministeriums des Innern an die rheinischen 
Regierungen, welche die Durchführung der landesherrlichen jura circa 
sacra genauer umschrieb und durch die Provinzialbehörden in einem 
gekürzten Auszug den Vikariaten zu Aachen, Deutz, Trier und Ehren- 
breitstein bekanntgegeben wurde. Über Vorgeschichte und Inhalt der- 
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19. November auch das — am 27. Oktober ausgefertigte — 
staatliche Plazet erhalten hatte, war er von der Regierung 
aufgefordert worden, auf dem vorgeschriebenen Wege ein 
Fakultätengesuch an den Papst einzureichen. Der Vikar 
befand sich in großer Verlegenheit. Es war ihm äußerst 
peinlich, der Koblenzer Regierung einzugestehen, daß er 
schon vor Eintreffen des staatlichen Plazet ein Fakultäten- 
gesuch an die Kurie gesandt habe. Trotzdem hielt er es 
für das beste, offene Karten zu spielen und dem Ober- 
präsidenten von Ingersleben seinen durch dringliche Dis- 
pensgesuche veranlaßten Schritt einzugestehen.!) Nach 
Eintreffen der Ministerialverfügung habe er seinem Agenten 
in Rom sofort Anweisung gegeben, das Gesuch zurück- 
zuhalten. Ob seine Gegenorder rechtzeitig eingetroffen sei, 
wisse er nicht ; jedenfalls werde er aber ein etwa einlaufendes 
päpstliches Breve der Regierung zur Einsicht vorlegen. Er 
selbst glaube kaum, daß sein erstes Gesuch Erfolg haben 
werde. Wie sein Agent ihm mitgeteilt habe, sei Rom zu 
keinem entscheidenden Schritt gesonnen, bevor es sich der 
Einwilligung der betreffenden Regierungen versichert habe. 
Es sei ihm daher nur angenehm, wenn die königliche Regie- 
rung ein zweites Gesuch auf diplomatischem Wege ein- 
reiche, da so der Erfolg sicherer sei. 

Hommer beschränkte sich in seinem neuen Gesuche?) 
jedoch nicht auf die Beantragung von Fakultäten. Er be- 
nutzte die Gelegenheit, um auch eine andere Frage, die unter- 
dessen in ein akutes Stadium getreten war, der Entschei- 
dung des römischen Stuhles anheimzustellen, nämlich einen 
Jurisdiktionsstreit mit Dalberg über die Pfarrei Wetz- 
lar und die zur Pfarrei Sayn gehörige Filiale Stromberg. 

Der Wetzlarer Streit hatte schon eine lange und 
bewegte Geschichte. 


selben vgl. Kaas, Geistliche Gerichtsbarkeit I S. 240f. Anm. 1. Hommer 
erhielt die Verfügung am 2. Oktober zugefertigt, doch ist sie gewiß erst 
nach dem 5. Oktober in seine Hände gekommen. 

1) Hommer an v. Ingersleben, 26. November 1816, Staats- 
archiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 Bl. 6/7. 

2) Datiert vom 26. November 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 94 Bl. 8 (Abschrift). Abgedruckt Anhang Nr. 32. 
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Der Primas, dem durch $ 25 des Reichsdeputations- 
hauptschlusses die weltliche Herrschaft über die Grafschaft 
und Stadt Wetzlar überwiesen worden war, hatte sich ‚‚de- 
ficiente capitulo et sede apostolica impedita‘ als episcopus 
vicinior für berechtigt gehalten, das genannte Gebiet am 
7. April 1813 in feierlicher Form von der Diözese Trier los- 
zutrennen und mit seiner Diözese zu vereinigen.?) 

Der Übergang Wetzlars an Preußen (18)5) mußte 
notwendig zum Konflikt mit den Ansprüchen Dalbergs 
führen. Dem Koblenzer Konsistorium war eine An- 
zeige zugegangen, daß der Primas ‚sich die zur Trierischen 
Erzdiözes auf der rechten Rhein-Seite gehörige geistliche 
Gerichtebarkeit zu Wetzlar angemaßet und darüber dem 
dasigen Pfarrer eine Weisung habe zugehen lassen“. Der 
Pfarrer Auer in Wetzlar hatte daraufhin die Aufforderung 
erhalten, ‚diese Weisung in der Urschrift an das unter- 
zeichnete Consistorium einzusenden und alles, was fernerhin 
ihm vielleicht von Weisungen ähnlicher Art zugehen möchte, 
ohne weiteres an den Absender zurückzuschicken, jedoch 
der unterzeichneten Behörde jedesmal Anzeige davon zu 
machen‘“.?) 

Die Verfügung der Koblenzer Regierung setzte den 
Wetzlarer Pfarrer einigermaßen in Verlegenheit.?) Die Ver- 
einigung der Pfarrei Wetzlar mit der Diözese Regensburg 
war schon am 7. April 1813 vorgenommen worden, während 
er erst im September 1814 die Pfarrstelle angetreten hatte. 
Abgeseben von einigen die Seelsorge betreffenden Ver- 
fügungen des Vikariates in Aschaffenburg waren ihm keine 
„Weisungen“ von dem Fürstprimas zugekommen. Die 
Unionsurkunde von 1813 legte er zur Einsicht bei. Die 


!) Das von Dalberg selbst unterschriebene und von seinem Weih- 
bischof Kolborn gegengezeichnete Original der Abtrennungsurkunde (siebe 
Anhang Nr. 1) befindet sich im Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 
Bl. 7/8. Deutsche Ausfertigung ebenda Bl. 9 (beglaubigte Abschrift). 
Über die Abtrennung Wetzlars vgl. auch Höhler, Geschiehte des Bis- 
tums Limburg I 8.91 Anm. l. 

8) Konsistorium an Auer, 15. Mai 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 99 Bl. 4 (Konzept). Vgl Anhang Nr. 5. 

3) Auer an das Konsistorium in Koblenz, 28. Mai 1816, Staats- 
archiv Koblenz Abt. 551 Nr. 98 BI. 5/6. Siehe Anhang Nr. 8. 


176 Ludwig Kaas, 


von dem Konsistorium geforderte sohleunige Mitteilung 
aller ihm in Zukunft von dem Primas zukommenden Ver- 
fügungen wollte Auer gern auf sich nehmen; die ebenfalls 
verlangte Rücksendung derselben an das Aschaffenburger 
Vikariat erschien ihm aber untunlich. Er habe nun einmal 
dem Erzbischof von Regensburg als seinem Ordinarius nach 
den Vorschriften des kirchlichen Rechtes feierlich Gehorsam 
gelobt. Mit diesem Gelöbnis sei die von dem Konsistorium 
ihm angesonnene Handlungsweise nicht vereinbar. Wenn 
er darauf einginge, würde er seinem Vikariat sogar eine 
justa causa canonica bieten, ihn ab officio zu suspendieren 
und die ihm erteilten Fakultäten zu widerrufen. Selbst 
wenn der Trierer rechtsrheinische Sprengel noch seinen 
Bischof hätte, könnte er sich von diesem nicht wieder in 
seine Diözese aufnehmen lassen, bevor sein jetziger Ordi- 
narius ihn förmlich aus dem gegenwärtigen Diözesanver- 
band entlassen habe. Auer bat daher das Konsistorium, die 
nötigen Schritte zu tun, um bei dem Erzbischof seine Dimis- 
sion aus dem Regensburger Diözesanverband durchzusetzen. 

Die Rechtfertigungsversuche des Pfarrers waren nicht 
imstande, das Konsistorium zu überzeugen. Ein Gutachten 
des Konsistorialrates Schwarz!), das mit den angemaßten 
Rechten Dalbergs scharf ins Gericht ging und teilweise mit 
berechtigtem Spott die von dem Primas geltend gemachten 
Kompetenzgründe ad absurdum zu führen suchte, gab der 
Ansicht Ausdruck, der Pfarrer Aver habe sich „zwar wegen 
Arglist genügsam, wegen Schuld aber nicht genügsam ge- 
reiniget“. Das Konsistorium beschloß, die Sache dem 
Ministerium des Innern zur Entscheidung vorzu- 
legen, sandte eine Abschrift der Unionsurkunde samt einem 
Auszug des Schwarzschen Votums nach Berlin®) und legte 
dem Ministerium nahe, für die förmliche Entlassung des 
Pfarrers Auer aus dem Regensburger Diözesanverband 
Schritte zu tun. Das Ministerium billigte die Politik der 
starken Hand gegenüber Wetzlar, wollte aber von direkten 


I) Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl. 10/12 (Konzept). 
3) Konsistorium an das Ministerium des Innern, 3. Juli 1816, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl. 13 (Konzept). Siehe An- 


hang Nr. 14. 
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staatlichen Verhandlungen mit Dalberg nichts wissen. Es 
gab dem Konsistorium den Auftrag!), „die Gemeinschaft 
mit den Behörden des Erzbischofs von Regensburg, in so 
fern diese Ordinariats-Rechte ausüben wollen, .... auch 
von Staatswegen der Geistlichkeit von Wetzlar zu ver- 
bieten“. Im übrigen sei es dem Trierer Domkapitel bzw. 
dem von ihm zu ernennenden Generalvikar zu überlassen, 
auf kirchlichem Wege ihre Rechte geltend zu machen und 
den Wetzlarer Pfarrer zur Unterwerfung unter das recht- 
mäßige Ordinariat zu zwingen. 

Unterdessen war Hommer zum Generalvikar des 
preußischen Anteils gewählt worden. Das Koblenzer Kon- 
sistorium sandte ihm am 27. August 1816 die Verfügung 
des Ministeriums?) zu und forderte ihn auf, sobald er die 
landesherrliche Bestätigung erhalten habe, „wider die An- 
maßungen des Herrn Erzbischofs von Regensburg hinsicht- 
lich der katholischen Pfarrey Wetzlar das Zweckmäßige auf 
kanonischem Wege vorzunehmen“. Hommer®) ergriff die 
nächste sich bietende Gelegenheit, um sich mit dem Pfarrer 
von Wetzlar auseinanderzusetzen. Im Auftrag des Kon- 
sistoriums hatte er dem Klerus preußischen Anteils eine 
Regierungsverfügung über das Schulwesen und eine An- 
ordnung über vaterländische Gedenkfeiern*) bekanntzu- 
machen und benutzte den Anlaß, sich dem Klerus als einst- 
weilig ernannten Generalvikar vorzustellen.) Er forderte 
auch den Pfarrer von Wetzlar auf, ihn — vorbehaltlich des 
königlichen Plazet — als seinen kirchlichen Vorgesetzten 


1) Ministerium des Innern an das Konsistorium, 28. Juli 1816, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 98 Bl. 14. Vgl. Anhang Nr. 21. 

3) Konsistorium an Hommer, 27. August 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl. 15 (Konzept). Vgl. auch das von Milz 
gezeichnete Resolutum vom 22. August, ebenda Bl. 14. 

*) Vgl. das Schreiben Hommers an das Konsistorium, 26. November 
1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 98 Bl. 16/17. Vgl. An- 
hang Nr. 33. 

*) Es handelte sich um die Anordnung kirchlicher Feiern anläßlich 
der Gedenktage der Schlacht von Leipzig, der Einnahme von Paris und 
der Schlacht von Belle-Alliance. Vgl. Amtsblatt der Königlichen Re- 
gierung zu Koblenz 1816 Nr. 33 (8. Oktober) 8. 2686. 

5) Rundschreiben vom 9./10. Oktober 1816, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein (Konzept). Siehe Anhang Nr. 27. 
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anzuerkennen. Auer weigerte sich!); sein Ordinarius sei 
Dalberg;; ihm schulde er Gehorsam, bis er förmlich aus dem 
Regensburger Diözesanverhältnis entlassen sei. Angesichts 
dieser offenen Weigerung konnte Hommer nicht länger nach- 
geben. Wie er dem Konsistorium schrieb, standen ihm zu- 
nächst zwei Wege zur Lösung des Konflikts offen: entweder 
unmittelbare Schritte beim Primas oder Anwendung der 
kanonischen Zwangsmittel gegen Auer. Das erstere erschien 
ihm „vor der Hand nicht räthlich‘; kirchliche Strafen aber 
hielt er für „gehässige Schritte, welche. zu mancherlei Con- 
testationen führen, und am Ende doch oft den Zweck ver- 
fehlen‘. Der beste Ausweg schien ihm schließlich noch der 
Rekurs nach Rom. In seinem zweiten, der Koblenzer 
Regierung eingereichten Fakultätengesuch legte er dem 
Papste den Sachverhalt ausführlich dar und stellte den 
Antrag, der hl. Stuhl möge die Provision des Primas kassie- 
ren, den Pfarrer Auer von seinem Obedienzeid entbinden 
und die Pfarrei Wetzlar wieder dem Jurisdiktionsbezirk des 
Trierischen Generalvikariates Ehrenbreitstein zuweisen. 

Das Koblenzer Oberpräsidium übersandte das Gesuch 
Hommers?) mit einer eindringlichen Empfehlung?) an das 
Ministerium des Innern — auffallenderweise ohne Berlin 
darauf aufmerksam zu machen, daß der Vikar schon vor 
Erhalt des Plazet aus eigenem Antrieb sich in Rom um 
Fakultäten bemüht hatte.t) 

Das Ministerium des Innern war, wie früher, so 
auch jetzt noch der Ansicht, daß die „Verfügungen des 
Erzbischofs von Regensburg in Betreff der Pfarrei Wetzlar 


1) Auer an Hommer, 23. Oktober 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 99 Bl. 18/19. Siehe Anhang Nr. 28. 

2) Dem Gesuch waren beigefügt Abschriften der Ernennungs- 
urkunde Hommers (Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 BI. 9), 
der Errichtungsurkunde des Limburger Vikariates (Bl. 9), der Abtren- 
nungsurkunden für Wetzlar (Bl. 9/10) und Stromberg (Bl. 10/11). 

2) Oberpräsidium an das Ministerium des Innern, 7. Dezember 1816, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 BI. 12 (Konzept). 

4) Man darf wohl annehmen, daß das dem Ehrenbreitsteiner Vikar 
wohlgesinnte Konsistorium die Tatsache des ersten Gesuches absichtlich 
mit Stillechweigen überging, um Hommer beim Ministerium nicht bloß- 
zustellen. 
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und der Filiale Stromberg offenbare Eingriffe in die Sprengel- 
rechte des Erzstifts Trier diesseit Rheins sind und es nicht 
einmal des päpstlichen Ansehbens bedarf, um diese geraub- 
ten Rechte wieder in Besitz zu nehmen“. Daher erschien 
es ihm zweifelhaft, ob nicht ‚der Antrag bloß auf Ertheilung 
der Facultäten zu richten und der Punkt wegen Wetzlar 
bis zur allgemeinen Regulirung des Diöcesanwesens aus- 
zusetzen sei‘. 

Das auswärtige Amt schloß sich dieser Auffassung an 
und gab dem römischen Gesandten von Niebuhr Anwei- 
sung?), „nur den ersten Antrag des Generalvikars zu unter- 
stützen, die Angelegenheit in Betreff der Pfarrei Wetzlar 
und des Filials Stromberg aber bis zur allgemeinen Reguli- 
rung des Diöcesanwesens zwar zu befördern, aber ohne 
specielle Unterstützung zu lassen“. 

Hommers zweites Gesuch war kaum nach Berlin ab- 
gegangen, als die ganze Angelegenheit eine vollständig neue 
und unerwartete Wendung nahm. Die Fakultäten 
von Rom trafen ein. Das erste Gesuch hatte also doch 
Erfolg gehabt. Zweifellos hielt der Ehrenbreitsteiner Vikar 
seine Sache für gewonnen, als er die.umfangreiche Liste 


von Fakultäten in Händen hielt, die im wesentlichen mit 


Formular III der Quinquennalfakultäten übereinstimmte.?) 


1) Minister des Innern von Schuckmann an die 1. Sektion des 
Ministeriums des Auswärtigen, 13. Januar 1817, Geh. Staatsarchiv 
Berlin AAI Rep. III Nr. 1 Bl.1. Abgedruckt Anhang Nr. 44. 

2) ]. Sektion im Ministerium des Auswärtigen an Niebuhr, 21. Fe- 
bruar 1817, Geh. Staatsarchiv Berlin AAI Rep. III Nr.1 Bl.3 
und 5 (Konzepte). Siehe Anhang Nr. 47. 

2) Eine durch den Vikariatssekretär von Speicher beglaubigte Ab- 
schrift der in einem gedruckten Exemplar übersandten Fakultäten befindet 
sich im Pfarrarchiv Ehrenbreitstein, eine andere im Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 561 Nr. 94 Bl.15/16. Siehe Anhang Nr. 31. Die Ausfertigung 
stimmt — unbedeutende Abweichungen abgerechnet — wörtlich überein 
mit Formula III der Quinquennalfakultäten, wie sie seit dem 17. Jahrhun- 
dert den deutschen Bischöfen erteilt zu werden pflegten. Vgl. z. B. bei 
Hermannus Kock, Series episcoporum Monasteriensium eorumque vitae 
ac gesta in Ecclesia, Monasterii 1801/16, IV p. 214ss. die am 13. August 
1737 dem Erzbischof Clemens August von Köln verliehenen Quinquennal- 
fakultäten, die für Köln, Münster, Hildesheim, Paderborn und Osnabrück 
galten, oder die bei Ferdinandus Walter, Fontes iuris ecclesiastici 
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Selbst der Wunsch Hommers, seine Jurisdiktion nicht 
auf das preußische Gebiet zu beschränken, sondern ihn für 
das ganze rechtsrheinische Erzstift zu bevollmächtigen, war 
erfüllt worden — offenbar eine von Rom beabsichtigte Zu- 
rückweisung des eigenmächtigen Vorgehens Dalbergs. „Fa- 
cultates concessae a SS. D.N.D. Pio P.P. VII. R.D. Jo- 
sepho ab Hommer Vicario Capitulari Dioecesis Trevirensis 
in Germania‘“ — so lautete die vielversprechende Aufschrift 
der Fakultätenliste, deren Nr. 22 noch besonders festsetzte: 
„utendi eisdem facultatibus in Dioecesi Trevirensi tantum‘““; 
auf jede Einengung der vikariellen Jurisdiktion hatte man 
also verzichtet. Das war den Limburgern gegenüber jeden- 
falls ein Sieg, der den Ehrenbreitsteiner Vikar mit größter 
Genugtuung erfüllt haben würde, wenn nicht ein anderer 
Umstand das ganze Entgegenkommen der Kurie illusorisch 
gemacht hätte — nämlich die der Fakultätenbewilligung 
beigefügte ominöse Bedingung: „dummodo canonice 
electus et deputatus existat‘“. 

Was sonst nichts als eine rein formelle Klausel des 


antiqui et hodierni, Bonnae 1862, p. 5llss. mitgeteilte Fassung. Bei 
Kock IV p. 215 sind unter den namentlich verbotenen Büchern nur 
die ‚opera Molinaei et Nicolai Machiavelli‘‘ genannt. Mit dem bei Walter 
abgedruckten Formular verglichen weist der Ehrenbreitsteiner Text bei 
der Aufzählung der verbotenen Bücher eine große Lücke auf. Offenbar 
hat der Sekretär von Speicher die dort aufgezählten opera für die dortigen 
Verhältnisse als so belanglos angesehen, daß er sie überging. Vgl. den 
Anhang. — Die Fakultäten 8 und 9 haben bei Kock IV p. 216 und Wolter 
p. 512 die umgekehrte Reihenfolge. Die Nummern 12 (Erteilung der 
Weihen extra tempora) und 14 (Weihung der heil. Öle) galten für Hommer 
selbstverständlich nicht. Die Nummern 21 und 22 sind dem vorüber- 
gehenden Charakter der Sedisvakanzregelung entsprechend gefaßt. Im 
wesentlichen stimmen die Hommer erteilten Fakultäten auch mit den 
heute üblichen Ausfertigungen überein. Bei den letzteren sind unter 
Nr. 2 natürlich andere Werke aufgeführt. Ebenso ist Nr. 10 (Absolution 
von Reservatfällen) mit Rücksicht auf die Bulle ‚‚Apostolicae Sedis“ 
umredigiert. Vgl. z. B. Philippus Schneider, Fontes iuris ecclesiastici 
novissimi, Ratisbonae 1895, p. 83ss.; Leo Mergentheim, Die Quin- 
quennalfakultäten pro foro externo. Ihre Entstehung und Einführung 
in deutschen Bistümern. Zugleich ein Beitrag zur 'Technik der Gegen- 
reformation und zur Vorgeschichte des Febronianismus, Kirchenrecht- 
liche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, Heft 52/55, 
Stuttgart 1908, II S. 72ff. 
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kurialen Geschäftsstils sein mochte, das bedeutete für Hom- 
mer nach Lage der Dinge eine vollständige Abfuhr. ‚Sanctä 
haec Sedes“, so schrieb ihm sein Agent de Augustinis, 
„attentis temporum circumstantiis opportunum non credit 
se ingerere circa legitimatem Tuae nominationis, neque ali- 
quid contra agendi modum Gubernii Nassovici dicere. Haec 
omnia Tuae relinquit prudentiae, et solum in concessione 
apposuit „dummodo canonice electus et deputatus existas‘.!) 
So harmlos, wie Augustinis die Sachlage darzustellen ver- 
suchte, war sie leider nicht. Rom konnte aber schlechter- 
dings nicht anders handeln. 


Solange selbst die notwendigsten Unterlagen zur Be- 
urteilung der trierischen Sedisvakanzfragen fehlten, mußte 
die Kurie es vermeiden, sich nach irgendeiner Seite festzu- 
legen. Das von Hommer beigelegte Ernennungsdekret ließ 
in keiner Weise erkennen, ob seine Bestallung in legaler 
Form geschehen sei oder nicht. Ein einfacher, von Hommer 
selbst vorgeschlagener Ausweg wäre es gewesen, den Ehren- 
breitsteiner Vikar ad cautelam mit den Befugnissen eines 
apostolischen Vikars auszustatten. Vorläufig tat man das 
aber nicht. Vielleicht hatte es einen ungünstigen Eindruck 
gemacht, daß Hommer sich verhältnismäßig spät an den 
hl. Stuhl gewandt hatte. Vielleicht wollte man ihn vorerst 
die Bitterkeiten der von ihm in etwa mitverschuldeten 
Rechtsunsicherheit fühlen und ihn merken lassen, daß ohne 
Mitwirkung des Papstes eine Sanierung der ganz verfahre- 
nen Jurisdiktionsverhältnisse nicht möglich sei. Jedenfalls 
bestimmte auch die politische Rücksicht auf die beiden be- 
teiligten Regierungen die Kurie, den Entscheid über die 
Gültigkeit der Vikarsbestellung zunächst noch auszusetzen 
und abzuwarten, wie sich die Verhältnisse weiter gestalten 
würden. 

Es läßt sich denken, mit welcher Bestürzung Hom- 
mer über die ominöse Klausel der Fakultätenbewilligung 
erfüllt war. ‚Quod sancta Sedes‘‘, so antwortete er seinem 


1) Augustinis an Hommer, 23. Novenıber 1816, Pfarrarchiv 
Ehrenbreitstein. Siehe Anhang Nr. 80, 
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Agenten!), „se non immiscere velit Negotiis ecclesiasticis 
ab Archiepiscopo ratisbonensi in Ducato nassovico ordi- 
natis, ut summae prudentiae congruum agnosco et veneror. 
Verum quod facultatibus meis insertum fuit "“dummodo 
canonice electus et deputatus existat’, aegre tuli. Ego 
electioni in Capitulo metropolitano non interfui: desuper 
ergo rationem reddere. non possum; nec legitimum proce- 
dendi modum probare. Si hoc sancta Sedes de me expectet, 
nescio quomodo satisfacere possim. Optassem potius, quod 
sus Sanctitas plane omittere hunc passum vel ei addere 
jussisset: "Vicario, in cuius electioni (!) siquid desideratum 
sit, apostolica authoritate suppletur, et sanatum declara- 
tur’. Sane anxius sum quodammodo; sed nescio me resol- 
vere.“ Zugleich bat Hommer, Augustinis möge mit dem 
Sekretär der Propaganda verhandeln, wie die Angelegenheit 
in befriedigender Weise geregelt werden könne. 

Wenn man den elegischen Ton beachtet, der dieses 
Schreiben kennzeichnet, dann ist es doppelt eigentümlich 
und vielleicht für Hommers Denkweise bezeichnend, daß 
er seinem Rivalen, dem Vikariatsdirektor Corden in Lim- 
burg gegenüber den Eindruck zu erwecken suchte, seine 
Schritte in Rom hätten vollen Erfolg gehabt und er habe 
die gewünschten Fakultäten für den ganzen Trierer Sprengel 
anstandslos erhalten?) Eine Mitteilung, die Corden mit 
einem wohl nicht allzu ehrlich gemeinten Glückwunsch?), 
die nassauische Regierung aber mit einer scharfen Zurück- 
weisung aller Jurisdiktionsansprüche über nassauisches Ge- 
biet beantwortete.‘) 


| 1) Hommer an Augustinis, 20. Dezember 1817, Pfarrarchiv 
Ehrenbreitstein (Konzept). Siehe Anhang Nr. 36. 

3) Hommer an Corden, 17. Dezember 1816, Staatsarchiv Ko- 
blenz Abt. 551 Nr. 97 BI. 10/11 (Abschrift). Vgl. Anhang Nr. 34. 

3) Corden an Hommer, 23. Dezember 1816, Staatsarchiv Ko- 
blenz Abt. 551 Nr. 97 Bl.4. Vgl. Anhang Nr. 37. 

€) Herzoglich Nassauische Regierung zu Wiesbaden an das Kon- 
sistorium in Koblenz, 29. April 1817, Staatsarchiv Koblenz Abt. 561 
Nr. 97 Bl. 8/9 (Abschrift). Siehe Anhang Nr. 53. Vgl. das Antwort- 
schreiben des Konsistoriums vom 17. Mai 1817, ebenda Bl. 12 (Kon- 
zept). Anhang Nr. 57. — In dem oben erwähnten Schreiben an Cor- 
den (17. Dezember 1816) hatte Hommer versucht, eine besondere 
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Eine Abschrift der römischen Fakultäten sandte Hom- 
mer dem Oberpräsidenten ein und überließ es seinem Er- 
messen, ob er die Weitergabe des zweiten Gesuches noch 


Schwierigkeit zu beheben, die sich bei der Übernahme der kirchlichen 
Verwaltung für den preußischen Anteil herausgestellt hatte. Sie be- 
stand darin, daß die kirchlichen Akten des rechtsrheinischen 
Sprengels alle nach Limburg verschleppt worden waren. Eine Reihe 
von Einzelfragen — so z. B. die Verhandlungen über die Frühmesse in 
Horchheim, die Auflösung des Klosters St. Catharina bei Linz a. Rh., 
die Korrespondenz des früheren Generalvikars Beck mit dem Vikariat 
Aschaffenburg über die Abtrennung der Pfarrei Wetzlar, die Inkorpo- 
ration der Frühmessen zu Hönningen und Großmaischeid in die dortigen 
Pfarreien, die Akten über die Kreuzkapelle bei Leutesdorf und andere 
in die Rechtsverhältnisse des preußischen Anteils einschlägige Fragen — 
machten die Aktenauslieferung unbedingt notwendig. Der Direktor des 
Limburger Vikariates Corden, an den Hommer sich zu diesem Zweck 
wandte, erklärte sich jedoch außerstande, selbständig auf den Wunsch 

\ des Ehrenbreitsteiner Vikars einzugehen (Corden an Hommer, 23. De- 
zember 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 97 Bl.4). Das 
Limburger Vikariat sei „durch das Herzogl. Placet in die Verhältnisse 
einer Staatsbehörde und Kollegiums getretten, dem eine offizielle conioation 
mit einer auswärtigen Staatsbehörde ohne spezielle authorisation der 
Landesherrlichen Central-Regierung in causis non mere spiritualibus 
nicht zustehet“. Falls aber die preußische Regierung sich in dieser An- 
gelegenheit mit der nassauischen direkt ins Benehmen setzen wolle, 
werde die Auslieferung der den preußischen Anteil angehenden Akten 
keinen Schwierigkeiten begegnen. — Auf Bitten Hommers (Hommer an 
das Konsistorium, 30. Dezember 1816, a.a. 0. Bl.3) übernahm das 
Koblenzer Konsistorium die Vermittelung (Konsistorium an die herzog- 
liche Regierung in Wiesbaden, 31. Januar 1817, a. a. O. Bl. 3, Konzept; 
Hommer an das Konsistorium, 14. April 1817, a.a. O. Bl. 7; Konsisto- 
rium an Hommer, 24. Mai 1817, a. a.0. Bl. 7, Konzept), worauf die Re- 
gierung zu Wiesbaden dem Vikariatsdirektor Corden den Auftrag gab, 
die Akten auszuliefern (Regierung in Wiesbaden an das Konsistorium, 
29. April 1817, a.a.O. BI. 8/9), allerdings nicht, ohne die preußische 
Regierung mit einer gewissen Schärfe um ihr Einschreiten zu ersuchen, 
damit der Ehrenbreitsteiner Vikar sich in der Ausübung seiner Juris- 
diktion peinlichst innerhalb der preußischen Landesgrenzen halte. Das 
Konsistorium konnte ihr daraufhin mitteilen, das landesherrliche Plazet 
sei — entsprechend der nassauischen Praxis — nur für den preußischen 
Anteil erteilt worden (Konsistorium an die herzogliche Regierung, 17. Mai 
1817, a. a. O. Bl. 12, Konzept). Die von Hommer gewünschten Akten 
wurden ausgeliefert (Hommer an das Konsistorium, 16. Mai 1817, a. a. O. 
Bl. 13). Siebe im Anhang die Nummern 486. 53. 57. 
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für zweckdienlich halte.!) Über die schwerwiegende, die 
ganze Fakultätenerteilung in Frage stellende Klausel verlor 
er auch Ingersleben gegenüber kein Wort. Sein Schweigen 
hatte den gewünschten Erfolg. Die Koblenzer Regie- 
rung, der der Gedanke an eine etwaige Ungültigkeit der 
Bestallung Hommers sehr fern lag, übersah die Klausel 
vollständig oder maß ihr im schlimmsten Falle rein stilisti- 
sche Bedeutung zu. Sie betrachtete die ganze Angelegenheit 
für so endgültig erledigt, daß sie unter dem 11. Januar 1817 
dieamtliche Bekanntmachung der Ernennung Hom- 
mers zum Generalvikar des preußischen Anteils verfügte.?) 

Dem Ministerium des Innern wurden die Fakul- 
täten zur Kenntnisnahme und Plazetierung vorgelegt. 
Freilich ließ sich jetzt die Mitteilung nicht mehr umgehen, 
daß Hommer schon vor der staatlichen Bestätigung seiner 
Wahl und bevor ihm das Verbot der direkten Korrespon- 
denz mit Rom bekannt war, sich unmittelbar an den Papst 
gewandt habe.?) Das Ministerium war zur Erteilung des 
Plazet sofort bereit, unterließ es jedoch nicht, wegen des 
unmittelbaren Rekurses nach Rom sein Mißfallen auszu- 
drücken. Den Fakultäten wurde ‚mit Vorbehalt der landes- 
herrlichen Gerechtsame und der Gerechtsame der deutsch- 
katholischen Kirche, denen durch Annahme dieser Fakul- 
täten nichts vergeben werden soll, Lauf gelassen, insofern 
gedachter General-Vikar ihrer Gewissenshalber zu bedürfen 


1) Hommer an von Ingersleben, 19. Dezember 1816, Staatsarchiv 

Koblenz Abt. 551 Nr. 94 Bl. 14; Abschrift der Fakultäten ebenda 
BI. 15/16. 
2) Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Coblenz, Jahrgang 
1817, Nr. 3 (24. Januar) S. 20: ‚Chronik der öffentlichen Behörden. 
Herr Joseph Ludwig von Hommer, Pfarrer in Ehrenbreitstein und ehe- 
maliger Syndikus der geistlichen Landstände, ist in dem Trierischen 
Erzstifte auf der rechten Rheinseite Preußischer Hoheit zum Dom- 
kapitularischen General-Vicarius ernannt, von Sr. Majestät dem Könige 
in dieser Eigenschaft bestätigt, und vom päpstlichen Stuhle mit den 
üblichen Fakultäten versehen worden. Königlich Preußisches Consisto- 
rium des Großherzogthums Niederrhein.“ Vgl. das Konzept der Be- 
kanntmachung im Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 38. 

s) Konsistorium an das Ministerium des Innern, 21. Januar 1817, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 Bl. 17 (Konzept); Konsisto- 
rium an Hommer, gleiches Datum, ebenda (Konzept). 
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glaubt, und deren Ausübung nicht den Landesgesetzen und 
den wohl erworbenen Rechten anderer Personen entgegen 
ist. Übrigens ist dem General-Vicarius zu eröffnen, daß 
der unmittelbare Recurs an den päpstlichen Stuhl, den er 
genommen hat, gegen die Verfassung des Staats und künftig 
zu vermeiden ist.‘‘!) 

Da das zweite Fakultätengesuch Hommers um 
diese Zeit noch im Ministerium des Äußeren lag, hätte das 
Ministerium des Innern leicht die Möglichkeit gehabt, seine 
Absendung nach Rom zu sperren. Wenn es ihm trotzdem 
seinen Lauf ließ, so geschah es sicher mit Absicht. Die 
Kurie sollte schon gleich bei dieser ersten Gelegenheit fühlen, 
daß die preußische Regierung auf der lückenlosen Durch- 
führung der Miristerialverfügung über den Verkehr mit 
dem päpstlichen Stuhl bestehe. 

In Rom war unterdessen die Angelegenheit des Ebhren- 
breitsteiner Vikariats gründlich beraten worden. Augustinis 
hatte Hommers Dubium über die Tragweite der Fakultäten- 
„klausel nicht bei der Propaganda (,‚quae ignorat, quomodo 
res ecclesiasticae in Germania se habent‘‘), sondern bei der 
„Congregatio peculiaris Negotiorum extraordina- 
riorum‘ eingereicht?) und um beschleunigten Entscheid 
gebeten. Am 1. März 1817 konnte er seinem Auftraggeber 
berichten, die Kongregation habe dem Papste schon vor 
vier Wochen ihr Votum vorgelegt; ein Entscheid sei aber 
noch nicht getroffen worden. Erst gegen Ende des Monats 
war Augustinis in der Lage, dem ungeduldig wartenden Hom- 
mer die Nachricht zukommen zu lassen, daß der Papst seinen 
Wünschen in weitherziger Weise entgegengekommen sei.?) 

Das päpstliche Schreiben vom 26. März 1817*), 


1) Ministerium des Innern an das Konsistorium, 3. Februar 1817, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 Bl.18. Siehe Anhang Nr. 46. 
Hommer wurde vom Konsistorium entsprechend beschieden. Schreiben 
vom 28. Februar 1817, ebenda Bl. 20 (Konzept). 

2) Augustinis an Hommer, 1. März 1817, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein. Vgl Anhang Nr. 49. 

?) Augustinis an Hormmer, 29. März 1817, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein. — Anhang Nr. 851. 

4) Pfarrarchiv Ehrenbreitstein (beglaubigte Abschrift). — 


Anhang Nr. 50. 
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das von einem bemerkenswerten Geiste des Wohlwollens 
und von dem ehrlichen Bestreben getragen war, dem Wirr- 
warr der Trierer Jurisdiktionsverhältnisse mit möglichster 
Schonung für die Nächstbeteiligten ein Ende zu machen, 
enthielt eine glückliche, der Wahrung der kirchenrecht- 
lichen Normen und der besonderen Lage des preußischen 
Sprengels entsprechende Lösung. Es lobte Hommer, daß 
er das Urteil über die kirchenrechtliche Gültigkeit seiner 
Wahl dem päpstlichen Stuhle anheimgestellt habe, konnte 
jedoch auch einen ernsten Tadel nicht unterdrücken, daß 
in Anbetracht der Wichtigkeit der Sache der Rekurs nach 
Rom nicht frühzeitiger eingelegt worden sei. 

Eine grundsätzliche Entscheidung über die Gül- 
tigkeit der Wahl schiebt Pius VII. noch hinaus. Sie soll 
erst gefällt werden, wenn von dem Dekan des in Augsburg 
residierenden Trierer Rumpfkapitels genauere Mitteilungen 
eingelaufen sind. Von diesem, ebenso wie von dem Regens- 
burger Kapitel wünschte die Kurie Aufklärung, ‚si du cöt6 
du feu l’Archeveque on avoit accompli tout ce que le Pape 
avoit ordonne en £rigant (!) l’Eglise de Ratisbonne en 
Metropolitaine‘“.!) 

Um aber die Ordnung der kirchlichen Verhältnisse des 
Sprengels nicht länger auf sich warten zu lassen, ernannte 
der Papst Hommer ‚in Vicarium Apostolicum ad bene- 
placitum hujus S. Sedis in ea parte Trevirensis Dioecesis, 
ad dexteram Rhoeni (!) ripam sita, quae temporali dominio 
Borussiae Regis subjacet‘‘, und zwar, um allen Zweifeln 
und Bedenken zu begegnen, mit der Klausel: ‚Te a quibus- 
vis censuris et poenis ecclesiasticis, si quas quomodolibet 
‚incurristi, absolventes, et super irregularitate, quam fortasse 
contraxeris, dispensantes‘‘.2) Zugleich wurde für alle von 
Hommer instituierte Pfarrer und Benefiziaten und für die 
von ihm zum Beichthören bevollmächtigten Priester ad 
cautelam die päpstliche Rehabilitation ausgesprochen. Für 
alle vor einem nicht legitim bestellten Pfarrer ungültig ge- 


1) Augustinis an Hommer, 29. März 1817. 

*2) In Anbetracht des nicht ganz einwandfreien Vorgehens Hommers 
bei der Lösung der Sedisvakanzfrage war diese Klausel, die sonst rein 
formale Bedeutung hatte, für ihn nicht ohne einen bitteren Beigeschmack. 
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schlossenen Ehen wurde die sanatio in radice gewährt. Um 
aber durch eine Öffentliche Bekanntgabe der Sanation kein 
Ärgernis zu verursachen, sollte die Erteilung derselben nur 
in den Geheimakten der Vikariatskanzlei registriert werden. 
Wegen der bei jurisdiktionslosen Pfarrern oder sonstigen 
Priestern etwa abgelegten Beichten sollte das Volk in keiner 
Weise beunruhigt werden.!) 

Gegen Ende März wurde auch das nach Berlin ge- 
sandte Gesuch Hommers durch den Gesandten Niebuhr 
dem Papste vorgelegt. Die Antwort darauf, die sachlich 
dieselben Bestimmungen enthielt wie das Schreiben vom 
23. März, wurde Niebuhr am 2. Mai zur Weitergabe über- 
mittelt. Durch die Bemühungen des Agenten Augustinis 
war es so redigiert worden, daß die Regierung von dem 
ersten direkt an Hommer gesandten keine Kenntnis er- 
halten konnte?) Das dem preußischen Gesandten 


1) Da hier schlimmstenfalls ein error communis cum titulo colorato 
die Gültigkeit der Absolution sicherte, war eine Aufklärung des Volkes, 
die zudem wegen des damit verbundenen scandalums doch praktisch 
unmöglich gewesen wäre, auch theoretisch überflüssig. 


2) Augustinis, der eine Abschrift des Niebuhr übergebenen Schrift- 
stückes erhalten hatte, sandte es seinem Mandanten sofort zu (Augustinis 
an Hommer, 3. Mai 1817, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein), zugleich 
mit einem anderen päpstlichen Schreiben. Das letztere enthielt die 
Antwort auf ein Schreiben Hommers vom 29. Januar 1817. Vgl. das 
Schreiben Augustinis’ an Hommer vom 3. Mai 1817 a. a. O. Das genannte 
päpstliche Schreiben ist in Ehrenbreitstein nicht mehr vorhanden. — Im 
Einverständnis mit Hommer, ja wahrscheinlich in dessen Auftrag, 
hatte Augustinis Vorsorge getroffen, daß in der Antwort auf das durch 
den Gesandten überreichte zweite Gesuch das frühere direkte Gesuch 
des Vikars mit Stillschweigen übergangen wurde: ‚‚La lettre que vous 
avez &crit (!) au Pape le 26 9brec, a., et que vous avez envoy6& (!) & Berlin, 
a &t6 presentee il y a quelque jour & Sa Saintet6. On vous repundra 
sans vous cCompromettre vis & vis de Votre Souverain.‘‘ Augustinis an 
Hommer, 29. März 1817, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein. ‚‚Curavi ut 
haec secondodicta responsio ita conciliata esset, ne appareret, Te ad 
Sanctam hanc Sedem recursum jam fecisse, et ab eadem facultates, 
et desuper declarationem accepisse.“ Augustinis an Hommer, 3. Mai 
1817, ebenda. — DaB die Regierung unterdessen durch die Offenheit 
Hommers bereits über den wahren Tatbestand unterrichtet war und daß 
infolgedessen die angewandten Verschleierungskünste in Berlin höchstens 
einen peinlichen Eindruck machen konnten, wußte Augustinis nicht. 
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übergebene Antwortschreiben des Papstes glitt, 
wohl um die Gefühle der Regierung zu schonen, über die 
Frage der Gültigkeit der Ehrenbreitsteiner Vikariatsbestel- 
lung mit einer kurzen Phrase hinweg und begnügte sich 
damit, Hommer ad cautelam zum apostolischen Vikar zu 
ernennen. Der Entscheid in der Streitfrage betreffend Wetz- 
lar und Stromberg wurde aufgeschoben, bis von dem Regens- 
burger Domkapitel die nötigen Erkundigungen eingezogen 
sein würden. 

Niebuhr sandte am 3. Mai dem Ministerium der 
auswärtigen Angelegenheiten das Schriftstück zu. Er 
hielt die Stellungnahme der Kurie für voll befriedigend. 
Da er auffälligerweise nicht genau darüber unterrichtet war, 
ob Wetzlar auf preußischem Gebiete liege, bat er das Mini- 
sterium um Aufklärung, um dann in Rom, wie er schrieb, 
„jeder Bestimmung, wodurch preußische Distrikte fremden 
Diöcesen untergeordnet werden könnten, im voraus vorzu- 
beugen“. Das Ministerium erteilte ihm die gewünschte 
Auskunft!) und ersuchte ihn, bei der Kurie energisch darauf 
zu dringen, daß durch die mit Bayern, Hannover oder andern 
Mächten abzuschließendenKonkordate keinem ausländischen 
Kirchenobern irgendwelche geistliche Gewalt über preußi- 
sches Gebiet zugesprochen werde, da es die Absicht der 
Regierung sei, bei dem kommenden Konkordate nur 
preußische Untertanen als geistliche Vorgesetzte 
anzuerkennen. 

Niebuhr versicherte dem auswärtigen Amt, der Gang 
der Verhandlungen über das bayerische Konkordat mache 
es gewiß, daß von dieser Seite ein Übergriff geistlicher Obern 
auf preußisches Gebiet ausgeschlossen sei. Im übrigen aber 
war er der Meinung, daß gerade Preußen nicht übermäßig 
Wert auf die strikte Durchführung der territorialen Ge- 
schlossenheit in kirchlicher Beziehung zu legen brauche. 
„Kein Staat“, schreibt er, ‚ist in Deutschland weniger 
interessiert, die Identität der politischen und kirchlichen 
Gränzen zu fordern als der unserige; vielmehr wenn es einem 


1) 1. Sektion im Ministerium des Auswärtigen an Niebuhr, 25. Mai 
1817, Geh. Staatsarchiv Berlin AA I Rep. III Nr. 1 Bl. 7 (Konzept). 
Siehe Anhang Nr. 58. 
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Staate Vortheile gegen seine Nachbaren gewähren und nicht 
fast ganz gleichgültig sein sollte, daß seine Diöcesen Theile 
benachbarter Länder in sich schließen, so würde dies für 
unsere Monarchie gelten, besonders seitdem das bayerische 
Koncordat schon zu unserem Vortheil über die Landschaften 
entschieden hat, die zu Maynz und dann zu Aschaffenburg 
gehörten.‘!) 

Unterdessen hatte Hommer das ihm durch Augustinis 
zugestellte Schreiben des Papstes vom 23. März erhalten. 
Man kann sich denken, mit welcher Befriedigung ihn die 
von der Kurie gewählte Lösung erfüllte. Das ganze Gefühl 
freudiger Genugtuung, der unerträglich peinlichen Situation 
der letzten dreiviertel Jahre enthoben zu sein, spricht aus 
dem bewegten Antwortschreiben®), mit dem er dem 
Papste für die Erledigung der Angelegenheit dankte. ‚Prae 
gaudio lachrymans (!)‘“, so heißt es zu Eingang des Briefes, 
„exosculatus sum Litteras Sanctitatis vestrae, quibus nulli- 
tates, si forte in electione mea subrepsissent, sanare, meque 
in Vicarium apostolicum ad beneplacitum Sanctae Sedia 

. deputare dignata est. Precibus queis possum devotissi- 
mis pro Sanctitatis vestrae conservatione hanc gratiam de- 
mereri conabor.“ 

Zugleich versuchte Hommer sich zu rechtfertigen, 
daß er in der Trierer Jurisdiktionsfrage die Entscheidung 
des Papstes so spät erbeten habe. Eindringlich beteuert er, 
er habe von vornherein keinerlei Zweifel an der Gültigkeit 
seiner Wahl gehabt, vielmehr fest geglaubt, diese sei in 
Übereinstimmung mit den kirchlichen Rechtsbestimmungen 
vorgenommen worden. Die Ausübung seines Amtes, wenig- 
stens’ die öffentliche, habe er aufschieben müssen, bis er 
sicher gewesen sei, daß das königliche Plazet ihm erteilt 
werde. Sobald er von der Regierung hierüber hinreichende 


1) Niebuhr an das Ministerium des Auswärtigen, 28. Juni 1817, Geh. 
Staatsarchiv Berlin AAI Rep. III Nr. 1 BL 9/10. — Anhang Nr. 61. 

2) Hommer an Pius VIL, 14. Mai 1817, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein (Konzept). Siehe Anhang Nr. 56. Das Konzept ist nicht 
datiert; das angegebene Datum ergibt sich jedoch mit hinreiohender 
Sicherheit aus dem Schreiben Augustinis’ vom 18. Juni 1817, Pfarr- 
archiv Ehrenbreitstein. 
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Sicherheit erhalten habe, sei sofort — nämlich am 5. Okto- 
ber 1816 — sein Gesuch um Erteilung der nötigen Fakul- 
täten nach Rom abgegangen. Erst die seinen Fakultäten 
beigefügte Klausel: „dummodo canonice electus et depu- 
tatus existat‘‘ habe Zweifel an der Gültigkeit seiner Wahl 
in ihm erweckt.!) Daraufhin habe er sofort seine Bedenken 
dem päpstlichen Stuhl unterbreitet und um Entscheid ge- 
beten. ‚Nihilominus‘‘, so schließt Hommer seinen Recht- 
fertigungsversuch, „si in hac parte a me aliquatenus pecca- 
tum fuit, prostratus ad Sanctitatis vestrae pedes veniam 
humillime efflagito, sancte promittens, me in rebus ut ut le- 
viter ambiguis apostolicae Sedis potestatem esse implora- 
turum atque cuncta quae praescribentur, prout obedientia 
exposcit ad amussim executurum, paratus tamen quoque 
omni momento officium mihi creditum, quod in salutem 
animarum unice administrabo, ad manus Sanctitatis ve- 
strae, quandocungque id ipsi placitum fuerit, resignare.“ 
In Verbindung mit früheren Auslassungen und unter 
Berücksichtigung seiner ganzen Handlungsweise läßt dieses 
Schreiben an den Papst es wohl als gewiß erscheinen, daß 
dem Ehrenbreitsteiner Vikar in der Behandlung der 
Sedisvakanzfragen die bona fides nicht abzusprechen ist. 
Unkirchliche bzw. antirömische Tendenzen haben ihm jeden- 
falls ferngelegen ?) — eine Feststellung, die man für seinen 


!) Man wird schließlich Hommer ja glauben müssen, wenn er mit 
solcher Bestimmtheit versichert, an der Gültigkeit seiner Wahl keinen 
Zweifel gehabt zu haben, bis die Verklausulierung der Fakultäten ihn 
aus seiner Sicherheit aufgeschreckt habe. Sein erstes Fakultätengesuch 
an Pius VII. legt aber jedenfalls die Vermutung nahe, daß er auch damals 
schon der Rechtmäßigkeit seiner Bestallung nichts weniger als gewiß war. 

2) Bei dem Hommer der damaligen Zeit, der von jungen Jahren her 
ein großer Verehrer von Hontheims (Febronius) gewesen war, wird man 
allerdings ebensowenig voraussetzen dürfen, daß er ausgesprochen ‚,‚rö- 
misch‘“ gedacht habe. Sein Tagebuch aus dem Jahre 1828 enthält eine 
rückschauende Betrachtung über den Emser Kongreß, aus der hervor- 
geht, daß Hommer zum mindesten früher an den Forderungen der Punk- 
tatoren kaum etwas Sachliches auszusetzen fand. Nur die Form ihres 
Vorgehens erschien ihm unangemessen. Allerdings legen die Auslassungen 
des Tagebuchs es nahe, daß die Anschauungen des Bischofs Hommer 
sich mit denen des ‚‚clericus junior“ nicht mehr deckten. Der Schluß 
der betreffenden Ausführungen lautet: ,,.... Ego clericus junior, 
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Vorgänger Beck und für manche andere an der Lösung der 
Trierer Sedisvakanzwirren beteiligte Persönlichkeiten nicht 
mit derselben Zuversicht machen kann. Allerdings beruhie 
Hommers bona fides auf einer geradezu peinlichen Un- 
sicherheit in kirchenrechtlichen Dingen, für die man als 
Milderungsgrund anführen kann, daß er sie mit anderen noch 
höher stehenden kirchlichen Oberen seiner Zeit teilte. Wenn 
demnach Eichhorn, Die Ausführung der Bulle ‚De salute 
animarum‘“ S.30, den Ehrenbreitsteiner Vikar als „gründ- 
lichen Kenner des kanonischen Rechts‘ bezeichnet, so wird 
man darin nicht mehr erblicken können als ein wohlgemein- 
tes Lob, für das, wie hier gegen Schluß der geschichtlichen 
Darstellung hervorgehoben sei, in den einschlägigen Akten 
ein Beleg nicht zu finden ist.!) Diese beweisen vielmehr 
mit aller Klarheit das Gegenteil. Den Bestimmungen des 
tridentinischen Sedisvakanzrechtes steht Hommer ohne Ver- 
ständnis ihrer Wichtigkeit und ohne Einsicht in die Folgen 
ihrer Vernachlässigung gegenüber. Über den von anderen 
bezweifelten Fortbestand des Trierer Domkapitels macht 
er sich weiter keine Gedanken und findet hierin mehr in- 
stinktiv als reflex den richtigen Weg. Die Bedeutung der 
tridentinischen Verfallfrist von acht Tagen wird von ihm 
nicht richtig erkannt; unbedenklich nimmt er aus der Hand 
des Domdechanten Grafen Kesselstadt seine Bestallung zum 
Kapitelsvikar entgegen, ohne sich über die Rechtmäßigkeit 
derselben, speziell über die korporative Beschlußfassung der 
noch lebenden bzw. der in Augsburg wohnenden Kapitels- 
mitglieder zu vergewissern. Das Devolutivrecht des Metro- 


omnia quidem elementa noscens, quibus arrogationes congressus emsani (!) 
nitebantur, ejusdem eram sententiae, curiam Romanam debere cedere 
de juribus successu temporis adquisitis, quae Episcopi ex jure innato 
revindicare potuissent. Sed modum quo summum pontificem eo adigere 
satagebant, nunquam approbavi. Ante omnia summum pontificem de- 
buissent praevenire et jura episcopalia debita reverentis, sed et constanti 
animo repetere. Verumtamen ea est plerumque negotiorum actio, ut 
quae jure debentur, modo quo petuntur, perduntur.“ Tagebuch, 
1. April 1828, BI. 51. 

1) Hommer hatte zwar juristische Studien in Heidelberg betrieben, 
wo er in den Jahren 1778/80 kanonisches Recht bei Holl hörte. 
Wagner, Joseph von Hommer, S. 14ff. 
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politen bzw. des episcopus vicinior sind für ihn Begriffe, 
denen er keinen realen Inhalt zu geben vermag; das Ein- 
greifen Dalbergs bei der ersten Sedisvakanz erscheint ihm 
lediglich als eine Anmaßung und eine auf Herrschsucht 
zurückgehende Verletzung des kapitularen Wahlrechts. Daß 
das letztere innerhalb einer bestimmten Frist ausgeübt wer- 
den mußte, und daß es infolge monatelanger Überschreitung 
dieser Frist längst in andere Hände übergegangen sein 
mußte, wird von ihm gar nicht in Rechnung gestellt. 

Die Rechtfertigungsversuche, die Hommer für sich bzw. 
das Trierer Domkapitel in Rom unternahm, sind sicher nicht 
imstande gewesen, der Kurie objektiv zu genügen. Jeden- 
falls aber überzeugten sie den päpstlichen Stuhl davon, daß 
Hommer eine bewußte Übertretung der tridentinischen Se- 
disvakanzbestimmungen und vor allem jede beabsichtigte 
Beiseiteschiebung Roms ferngelegen habe, daß der Grund 
für seinen verhältnismäßig späten Rekurs vielmehr in miß- 
lichen äußeren Verhältnissen zu suchen sei. Dement- 
sprechend fiel denn auch die Antwort Roms auf den letzten 
Rechtfertigungsversuch des Ehrenbreitsteiner Vikars aus. 
Zweifellos war es für Hommer eine große Genugtuung, daß 
der in Castel Gandolfo weilende Papst durch den Sekretär 
der lateinischen Briefe seinem Agenten in Rom mitteilen 
ließ: „che, quanto dice nella sua lettera di ringraziamento 
al Papa lo giustifica a sufficenza sulla tardanza del ricorso ' 
alla Santa Sede‘‘.t) 

Eine grundsätzliche Stellungnahme der Kurie 
zur Frage der Gültigkeit der Ehrenbreitsteiner Vikars- 
bestellung ist übrigens nie mehr erfolgt. Die durch den 
Kardinalstaatssekretär in Regensburg bzw. bei dem Dechan- 
ten des Trierer Domkapitels eingeforderten Berichte gaben 
der Kurie keine Veranlassung, einer offiziellen Prüfung der 
Ehrenbreitsteiner Angelegenheit nochmals nahezutreten.?) 


1) Augustinis an Hommer, 18. Juni 1817, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein. — Anhang Nr. 60. 

2) Die aus den folgenden Jahren stammenden Akten der Ehren- 
breitsteiner Pfarrarchivs beweisen, daß die Frage der Rechtsgültigkeit 
des Kapitelsvikariats niemals mehr zum Gegenstand des Schriften- 
wechsels zwischen Rom und Hommer geworden ist. 
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Wohl aber führten die eingezogenen Erkundigungen im 
darauffolgenden Jahre zu einer amtlichen Ungültigerklär- 
rung der Limburger Vikariatsbestellung. Man kann ruhig 
annehmen, daß man in Rom auch in bezug auf Ehrenbreit- 
stein zu derselben Auffassung gelangte oder doch wenigstens 
hätte gelangen können. Wenn man darauf verzichtete, es 
zu einer grundsätzlichen Entscheidung kommen zu lassen 
bzw. das ungünstige Urteil offiziell zu publizieren, so liegt 
darin jedenfalls eine beabsichtigte Milde, die Hommer sich 
durch seine loyale Gesinnung verdient hatte; vielleicht auch 
eine politische Rücksicht auf die preußische Regierung, die 
— in wohltuendem Gegensatz zu der nassauischen — in 
der ganzen Angelegenheit eine bemerkenswerte Zurückhal- 
tung bekundet hatte. 

Auch in der Frage der Diözesanzugehörigkeit 
Wetzlars wurde durch Rom keine Entscheidung gefällt. 
Die Angelegenheit fand vielmehr durch das taktvolle Vor- 
gehen des Ehrenbreitsteiner Vikars eine friedliche Lö- 
sung, die um so erfreulicher war, als unterdessen die Streit- 
frage durch den Widerstand Auers und das dadurch hervor- 
gerufene energische Einschreiten der preußischen Regierung 
ctwas peinliche Formen angenommen hatte. 

Die Koblenzer Regierung!) hatte es seinerzeit 
durchaus gebilligt, daß Hommer die Frage dem päpstlichen 
Stuhle zur Entscheidung vorlege, hielt es aber nicht für 
angängig, bei einer ihr so klar erscheinenden Verletzung 
der Trierer Diözesanrechte die Gegenseite bis zum Eintreffen 
der Antwort aus Rom im ungestörten Besitz ihrer Usur- 
pation zu belassen. Ein scharfes Schreiben hatte den Pfarrer 
Auer darauf hingewiesen, das Ministerium des Innern habe 
die Abtrennung der Pfarrei Wetzlar für ganz unkanonisch 
erklärt, und hatte ihn getadelt, weil er durch Verweigerung 
der von Hommer verlangten Erklärung seine Pflichten so- 
wohl gegen die weltliche als die geistliche Obrigkeit verletzt 


1) Konsistorium an Auer, 28. Dezember 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl.21 (Konzept); Schreiben an Hommer 
vom selben Tage, ebenda Bl. 21 (Konzept). Vgl..das entsprechende 
„Decretum‘““ des Konsistorialrates Schwarz, ebenda BI. 20. Siehe An- 
hang Nr. 38. 39. 


Zeitschrift für Reshtsgeschichte. XXXVIII. Kan. Abt. VII. 
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habe. Jede Geschäftsverbindung mit dem Aschaffenburger 
Vikariat war ihm aufs strengste untersagt worden und zwar 
mit der Verwarnung: „daß, wenn Sie nicht ohne weiteres 
als Clericus Trevirensis Ihr juramentum subjectionis et 
obedientiae gegen das General-Vikariat in Ehrenbreitstein 
ablegen, Sie als Clericus origine Moguntinus die Trierische 
Erzdiözese rechter Rheinseite werden verlassen müssen“. 
Nun lenkte Auer ein. Durch die Entscheidung des 
Ministeriums, daß die Abtretung der Pfarrei an Regensburg 
unkanonisch sei, glaubte er im Gewissen salviert zu sein 
und keiner förmlichen Entlassung aus dem (niemals recht- 
lich bestandenen) Diözesannexus mit Regensburg zu be- 
dürfen. Am 11. Januar sandte er Hommer sein „juramen- 
tum subjectionis et obedientiae‘!) ein und machte 
auch dem Oberpräsidenten?) von dem vollzogenen Wieder- 
eintritt in den Trierischen Diözesanverband Mitteilung. 
Noch während die geschilderten Verhandlungen schweb- 
ten, hatte Hommer, dessen friedlicher Sinnesart die An- 
wendung der von der Regierung angedrohten drastischen 
Zwangsmittel widerstrebte, in anderer Weise eine Lösung 
des Konflikts angebahnt.?) Die Rechtfertigungsversuche 
des zwar etwas starrköpfigen, aber redlich denkenden Pfar- 
rers von Wetzlar und der von diesem immer und immer 
wiederholte Hinweis auf die Notwendigkeit einer förmlichen 
Entlassung aus dem Regensburger Diözesanverband hatten 
Hommer davon überzeugt, daß es besser sei, den Hebel an 
anderer Stelle anzusetzen. Er wandte sich direkt an den 
Erzbischof von Dalberg, stellte ihm vor, welchen Unan- 
nehmlichkeiten der Pfarrer Auer sich aussetze, wenn er die 
Jurisdiktion des Ehrenbreitsteiner Vikars nicht anerkennen 
wolle, und ersuchte ihn, Wetzlar aus dem bisherigen Diö- 
zesanverhältnis zu entlassen. Dalberg, der wohl selbst fühlen 


I) Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl. 26 (Abschrift). 
Siehe Anhang Nr. 42. 

2) Auer an Ingersleben, 11. Januar 1817, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 99 Bl. 22/24. — Anhang Nr. 43. 

3) Vgl. seine eigene Darstellung der Vorgänge in dem Schreiben 
an das Konsistorium, 15. Januar 1817, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 
Nr. 99 BI. 26. 
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mochte, daß seine Jurisdiktionsansprüche auf Wetzlar auf 
schwachen Füßen standen, ging ohne weiteres auf Hommers 
Ersuchen ein.!) Wenn wir ihm glauben dürfen, hatte er 
sogar schon früher seinen Generalvikar für den nassauischen 
Anteil angewiesen, sich aller Ausübung der ihm erteilten 
Jurisdiktion zu enthalten ‚in denjenigen Orten und Gegen- 
den, welche durch spätere Länder-Ausgleichungen gegen- 
wärtig Bestandtheile der Preußischen Monarchie geworden 
sind“. Demnach werde er den Pfarrer Auer zur Leistung 
des juramentum subjectionis an das trierische Metropolitan- 
kapitel bevollmächtigen. Am selben Tage ging die be- 
treffende Anweisung an Auer ab.?) 

Das Koblenzer Konsistorium?) erklärte sich durch 
diese Regelung der Angelegenheit befriedigt. Nach einem 
Votum des Konsistorialrates Schwarz war es ‚aber dennoch 
über die Äußerung des Herrn Erzbischofen von Regensburg 
befremdet, der sich anmaßet, den besagten Pfarrer Auer 
zu dimittiren, da derselbe als mit Gewalt von der Trierischen 
rechts-Rheinseitigen Diözese entrissen derselben müsse resti- 
tuiret werden‘, doch unterließ es eine nochmalige Auf- 
rollung der Diskussion, die zumal infolge des bald darauf 
erfolgenden Todes Dalbergs nur noch theoretischen Wert 
gehabt haben würde. 


» % 
= 


Die Wiedervereinigung Wetzlars mit dem Trierer Spren- 
gel war ein erfreulicher Erstlingserfolg für den neuen Vikar, 


1) Dalberg an Hommer, 9. Januar 1817, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 99 Bl. 27 (Abschrift). — Anhang Nr. 40. Bemerkenswert 
ist Dalbergs Unterschrift: „Carl Erzbischof von Regensburg zufolge 
Päbstlicher Translations-Bull; und Primas von Teutschland nach Inhalt 
des Reichsschlusses vom Jahr 1803.“ 

2) Dalberg an Auer, 9. Januar 1817, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 99 Bl. 28 (Abschrift). — Anhang Nr. 41. Vgl. dazu die 
(im Anhang Nr. 64 abgedruckte) Darstellung Hommers in seinem Tage- 
buch unter dem 27. August 1828; ferner den am 6. Februar 1817, also 
vier. Tage vor seinem Tode geschriebenen Brief Dalbergs an Auer, ab- 
gedruckt bei Krämer, Carl Theodor von Dalberg S. 61f. 

®) Vgl. das Votum des Konsistorialrates Schwarz, 22. Januar 1817, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl. 29. 


196 Ludwig Kaas, 


weniger des bloß äußerlichen Gebietszuwachses halber als 
wegen der grundsätzlichen Bedeutung, welche die Wieder- 
gewinnung alten trierischen Diözesangebietes für den 
rechtsrheinischen Sprengel hatte. Als bald darauf von 
Rom die Nachricht von der Erhebung des preußischen An- 
teils zum apostolischen Vikariat einlief, war Hommer am 
Ziele seiner Wünsche. 

Nicht so befriedigt von der Entwicklung der Vika- 
riatsangelegenheit schien man von staatlicher Seite 
zu sein. 

Auffallenderweise zögerte die preußische Regierung mit 
der Bekanntgabe der durch den Papst erfolgten Neuregelung. 
Noch Anfang September 1817 war Hommer von staatlicher 
Seite aus ohne jede Nachricht. Hätte er nicht durch seinen 
Vertreter de Augustinis das an ihn direkt gerichtete Schrei- 
ben des Papstes vom 23. März und in Abschrift auch die 
dem Gesandten zugefertigte Antwort erhalten, dann hätte 
er noch monatelang in Unruhe und peinlicher Gewissensnot 
auf eine Sanierung der Trierer Jurisdiktionsverhältnisse 
warten können. Er selbst war der Ansicht, daß die Regie- 
rung das päpstliche Antwortschreiben mit Absicht zurück- 
halte. Warum, konnte er sich nicht denken. Ob man in 
Berlin — entgegen der Auffassung Niebuhrs — nicht viel- 
leicht doch in der Ernennung Hommers zum apostolischen 
Vikar einen unliebsamen direkten Eingriff des Papstes in 
die heimische Diözesanorganisation sh? Empfand man 
die Ernennung eines apostolischen Vikars und die damit 
wenigstens bedingterweise ausgesprochene Ansicht der I- 
legalität der bisherigen Bestallung Hommers als eine Rüge 
gegen die preußische Regierung, welche den kapitularen 
Ernennungsmodus ja selbst angeregt hatte? Oder hielt 
man die von Rom angedeutete Illegalitätserklärung der 
Ehrenbreitsteiner Vikarswahl auch sachlich für unberech- 
tigt? Weder Hommer selbst noch die mit der Bearbeitung 
der Frage direkt befaßte Koblenzer Regierung bzw. das 
Konsistorium hatten in dem ausgedehnten Briefwechsel mit 
dem Ministerium auch nur entfernt die Gültigkeit der kapi- 
tularen Bestallung anzuzweifeln für nötig gefunden. Kein 
Wunder darum, wenn das auf dieser Möglichkeit aufgebaute 
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Schreiben des Papstes der Berliner Regierung geradezu un- 
verständlich erschien. Und nicht nur unverständlich, son- 
dern auch überflüssig. Die nötigen Fakultäten hatte der 
Generalvikar ja längst in Händen. Durch ihre Erteilung 
hatte Rom seine Stellung anerkannt. Wozu also noch die 
— nach Auffassung der Regierung — etwas aufdringliche, 
jedenfalls aber überflüssige Ernennung zum „apostolischen 
Vikar“ ? Daß man staatlicherseitse für diese „ad cautelam“ 
notwendige Maßregel kein Verständnis hatte, war durch 
Hommer selbst mit verschuldet; der seinerzeit die von Rom 
erhaltenen Fakultäten zur Plazetierung eingereicht hatte, 
ohne auf den schwerwiegenden Vorbehalt der Klausel: 
„dummodo canonice electus et deputatus existat‘‘ mit der 
nötigen Offenheit aufmerksam zu machen. Hommer selbst 
vermochte sich die Zurückhaltung der Regierung nicht zu 
erklären — jedenfalls aber wagte er, wie er seinem Agenten 
Augustinis mitteilte, es nicht, den Titel eines ‚„Vicarius 
Apostolicus‘‘ zu führen, solange ihm von Berlin die päpst- 
liche Ernennung nicht amtlich zugegangen war. Wir haben 
guten Grund, anzunehmen, daß dies niemals geschah. In 
den amtlichen Schriftstücken, welche die Regierung in der 
Folgezeit mit Hommer zu wechseln hatte, findet sich immer 
nur die Bezeichnung ‚‚General-Vikar“.!) 


a zn ; 
% 


So interessant die Anfänge des Ehrenbreitsteiner Vika- 
ristes für die kirchliche Rechtsgeschichte sind, so gleich- 
gültig sind, von diesem Standpunkt aus betrachtet, seine 
weiteren Schicksale. Die heute noch vorhandenen Akten 
über die Amtsführung Hommers sind außerordentlich dürftig 
und bieten außer einer Reihe von Ehe- und Weihedispens- 
gesuchen nach Rom?) und Verhandlungen mit der Regie- 


1) Erst gelegentlich der Vorverhandlungen für die Ernennung 
Hommers zum Bischof gebraucht Schmedding in einem vertraulichen 
Schreiben an ihn vom 14. Juni 1823 den Ausdruck ‚‚Apostolischer Vikar““. 
Ebenso redet Ingersleben in einem Schreiben an das Konsistorium vom 
16. August 1824 von dem „bisherigen Apostolischen Vikar“. Siehe 
Wagner, Joseph von Hommer, 8. 100f. 128. 

3) Außer den im Pfarrarchiv Ehrenbreitstein beruhenden Akten 
finden sich einschlägige Materialien im Staatsarchiv Koblenz, 
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rung über Besetzungen von Pfarrstellen!) nichts, was 
kirchenrechtlich irgendwie beachtenswert wäre. In ihrer 
auffallenden Dürftigkeit sind sie das typische Abbild der 
Zeit kirchlichen Niederganges, aus der sie stammen — in 
ihrer Art eindrucksvolle Zeugen eines auf kleinste Verhält- 
nisse eingestellten, mit ungenügenden Kräften notdürftig 
aufrechterhaltenen kirchlichen Jurisdiktionsbetriebes der 
Säkularisationsära, wo die Macht der Verhältnisse jede 
Initiative lähmt und wo man froh ist, die spärlichen Über- 
bleibsel einer stolzen Vergangenheit in eine bessere Zeit 
hinüberzuretten. 

Die Neuordnung der preußischen Bistumsorga- 
nisation durch die Bulle ‚De salute animarum‘ vom 
16. Juli 1821 leitete auch das Ende des apostolischen Vika- 
riates von Ehrenbreitstein ein. Am 17. September über- 
sandte der päpstliche Exekutor der Bulle, Fürstbischof 
Joseph von Hohenzollern, dem Vikar von Hommer ein 
Exemplar der Zirkumskriptionsbulle und wies ihn an, sein 
Amt bis zur Einsetzung eines neuen Trierer Bischofs fort- 
zusetzen.?) Es dauerte jedoch noch geraume Zeit, bis die 


so 2. B. Abt. 551 Nr. 80: „‚Acta wegen der Weihungstitel für unver- 
mögende Candidaten der Theologie.‘ | 


1) Vgl. z.B. Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 98 die sich 
auf einen Einzelfall beschränkenden ‚‚Acta betreffend die Besetzung der 
katholischen Pfarrstellen im Bezirk der trierischen Diözese rechter 
Rheinseite, Juni 1817“. 

2) So nach Akten der Frauenburger Registratur Eichhorn, Aus- 
führung der Bulle ‚‚De salute animarum“‘ S.28. Siehe auch Zeitschrift 
für Geschichte und Altertumskunde Ermlands IV, 1867/69, S. 627ff. 
— Nach dem Tode des Kölner Kapitelsvikars Freiherrn von Caspers 
zu Weiß wurde anscheinend der Plan erwogen, Hommer auch die 
kirchliche Verwaltung des Kölner rechtsrheinischen Spren- 
gels zu übertragen. Er selbst war dazu bereit, zweifelte aber daran, 
ob Rom seine Zustimmung erteilen werde. Der Plan kam nicht zur 
Ausführung. Der durch Caspers mit päpstlicher Genehmigung schon 
früher als Vertreter und allfallsiger Nachfolger bevollmächtigte Proto- 
notar Johann Wilhelm Stephan Schmitz führte die Interimsregierung 
bis zum Amtsantritt des neuen Erzbischofs. Vgl. das Schreiben Hommers 
an Augustinis, 24. September 1822, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein 
(Konzept). Siehe auch Stutz, Katholische Kirche und ihr Recht S. 3f.; 
Kaas, Geistliche Gerichtsbarkeit I S. 175. 
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Neubesetzung des Trierer Stuhles zur Tatsache wurde. Und 
zwar war es Joseph von Hommer selbst, der, durch das be- 
sondere Vertrauen des Königs berufen, im Jahre 1824 als 
erster Bischof des neuerstandenen Bistums Trier den Stuhl 
des hl. Eucharius bestieg. Damit hatte das Ehrenbreit- 
steiner apostolische Vikariat sein Ende erreicht. 


I. Die kirchenrechtliche Beurteilung der Trierer Sedisvakanzwirren 
und der Vikariate von Limburg und Ehrenbreitstein. 


Bevor wir an die kritische, vom Standpunkt des katho- 
lischen Kirchenrechtes vorzunehmende Beurteilung der bis- 
her geschilderten Vorgänge herantreten, bedürfen einige 
Vorfragen der Erörterung. Erst nach Lösung dieser Vor- 
fragen läßt sich der verwickelte Tatbestand der Trierer 
Sedisvakanzirrungen in seiner kirchenrechtlichen Struktur 
durchschauen und bewerten. 

Diese grundlegenden Vorfragen sind: 


1. Die Frage nach dem rechtlichen Fortbestand des 
alten Trierer Domkapitels. 


2. Die tridentinische Fristbestimmung für die Wahl des 
Kapitelsvikars und das tridentinische Devolutions- 
recht in seinen verschiedenen Spielarten für Metro- 
politan-, Suffragan- und exemte Bistümer. Im Zu- 
sammenhang hiermit wird vor allem auch das metro- 
politane Devolutionsrecht des Regensburger Erz- 
bischofes von Dalberg zu prüfen sein. 


An die Erörterung der genannten Vorfragen schließt 
sich dann an die Prüfung der Trierer Vikarsernennungen 
aus den Jahren 1812 und 1816 und damit die Beurteilung 
der Rechtmäßigkeit des Limburger bzw. Ehrenbreitsteiner 
Vikariates vor ihrer Bevollmächtigung durch den päpst- 
lichen Stuhl. 


1. Der kirchenrechtliche Fortbestand 
des alten Trierer Domkapitels. 
Die politischen Ereignisse, die zur Zerstörung des Erz- 
stiftes Trier und zur äußeren Auflösung des Metropolitan- 
kapitels führten, waren als solche selbstverständlich nicht 
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imstande, die kirchlichen Rechte des Erzstiftes und des 
Kapitels zu beeinflussen. Sie waren rein staatliche Maß- 
nahmen, denen kirchenrechtlich jede verbindliche Kraft 
abging. 

Diese Sachlage änderte sich erst, als Pius VII. im Ge- 
folge des Konkordates von 1801 dem erweiterten Frank- 
reich eine neue Diözesaneinteilung gab, durch die auch 
die alte Trierer Kirche in Mitleidenschaft gezogen wurde. 
Die Abtretung des linksrheinischen Teiles bedeutete für das 
Erzstift eine Schmälerung seines Gebietes, jedoch — mit 
Ausnahme des damit verbundenen Verlustes seines metro- 
politanen Charakters — keine Minderung seiner kirchen- 
rechtlichen Stellung. Der Übergang der Kathedrale an das 
neugegründete Bistum Trier brachte für die Mitglieder des 
alten Kapitels die Unmöglichkeit mit sich, ihre bisherige 
Residenz beizubehalten und ihren gottesdienstlichen Ver- 
pflichtungen nachzukommen. Der Fortbestand der kor- 
porativen Kapitelsrechte wurde dadurch ebensowenig 
berührt, wie durch die Tatsache, daß die Kapitelsmitglieder 
sich in alle Winde zerstreuten und auch späterhin in dem 
noch verbliebenen rechterheinischen Sprengelanteil keine 
Kirche als Ersatz für die verlorene Kathedrale bestimmt 
wurde. 

Der durch die Ungunst der Verhältnisse erzwungene 
Verlust der Kathedralkirche und die Nichtresidenz der zer- 
streuten Kapitelsmitglieder konnten den rechtlichen Fort- 
bestand des Kapitels um so weniger beeinflussen, als von 
seiten der Stelle, die allein die Auflösung hätte verfügen 
können, nämlich voın Papste, nichts dergleichen geschah. 
Die Bulle „Qui Christi Domini“, welche die neue Diö- 
zesaneinteilung schuf und das linksrheinische Stiftegebiet 
anderen Diözesen einverleibte, ging nicht weiter als sie 
gehen mußte. Sie benahm dem Trierer Kapitel nur seinen 
Charakter als Metropolitankapitel. Als gewöhnliches Dom- 
kapitel bestand es nach den ausdrücklichen Worten der 
Bulle mit allen seinen Rechten unverändert fort.!) 


1) Vgl.oben den geschichtlichen Teil S. 144f., ferner das 8. 151 Anm. 1 
beeprochene, von Rom durch anstandslose Verleihung der Fakultäten 
als richtig anerkannte Vorgehen des Kölner Metropolitankapitels bei 


Das Trierer Apostolische Vikariat in Ehrenbreitstein. 201 


An diesem kirchenrechtlichen Tatbestand vermochte 
auch die im Jahre 1803 durch den Reichsdeputationshaupt- 
schluß vorgenommene Säkularisation des rechtsrheini- 
schen Gebietes nichts zu ändern. Abgesehen von der kirchen- 
rechtlichen Ungültigkeit jeder auf die Veränderung der hier- 
archischen Organisation abzielenden Bestimmung!), dachte 
man — mit Ausnahme der für Mainz-Regensburg beschlosse- 
nen Änderung — auf staatlicher Seite auch gar nicht an 
derartige Eingriffe. Im Gegenteil wurde in $ 62 ausdrück- 
lich festgesetzt, daß auf kirchlichem Gebiete alles in dem 
. bisherigen Zustande verbleiben solle, bis von Reichs wegen 
eine neue Diözesaneinteilung mit dem päpstlichen Stuhle 
vereinbart sein werde.?) 

Als einzige Möglichkeit verbliebe noch die Auf- 
lösung des alten Trierer Domkapitels aus sich 
selbst heraus, entweder durch freiwilligen Verzicht 
seiner Mitglieder oder durch ihren Tod. Keines von 
beiden ist der Fall. Das spätere Vorgehen des Dom- 


Eintritt der dortigen Sedisvakanz im Jahre 1801. Den Fortbestand 
der säkularisierten Kapitel nehmen ebenfalls an Mejer, Propaganda II 
8. 370; Hüffer, Forschungen 8. 320f. — Georg Anton Huller, Die 
juristische Persönlichkeit der katholischen Domcapitel in Deutschland 
und ihre rechtliche Stellung, Bamberg 1860, 8. 72f. unterscheidet nicht 
hinreichend zwischen dem kirchenrechtlichen und staatsrechtlichen 
Weiterbestand, vertritt aber im übrigen die Meinung, daß nicht einmal 
der letztere durch den Reichsdeputstionshauptschluß unmittelbar auf- 
gehohen worden sei. 

1) Vgl. darüber z. B. das oben schon erwähnte Breve Pius’ VII. 
an den Fürstenprimas von Dalberg vom 29. Januar 1803 bei Rinieri, 
Secolarizzazione degli stati eoclesiastici della Germania p. 208 segu. 

2) Vgl.oben 8.145. Daßder päpstliche Stuhl auch nach dem Reichs- 
deputstionshauptschluß den kirchenrechtlichen Fortbestand der deut- 
schen Domkapitel als gänzlich unberührt betrachtete, beweist die er- 
wähnte Bulle ‚‚In universalis Ecclesiae‘‘ vom 1. Februar 1805, betreffend 
die Errichtung des Erzbistums Regensburg. Sie verlangt nämlich von 
Dalberg, daß er für die vom Papste beabsichtigte Neuordnung der Metro- 
politanorganisation des rechtsrheinischen Deutschlands den Konsens der 
dadurch betroffenen Jurisdiktionsinhaber, darunter auch des Kölner 
Domkapitels, einhole. Ein ausschlaggebenderer Beweis für den kirchen- 
rechtlichen Fortbestand der Kölner Kapitels nach Auffassung der Kurie 
— und seine Lage ist grundsätzlich auch die aller andern Kapitel — 
ist schlechterdings nicht möglich. 
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dechanten Grafen Kesselstadt macht es gewiß, daß von 
einer Auflösung des Kapitels durch Verzicht seiner Mit- 
glieder keine Rede sein kann. Beck, der hauptsächlichste 
Gegner des kirchenrechtlichen Fortbestandes des Kapitels, 
würde in der Verteidigung seines Standpunktes gewiß nicht 
versäumt haben, auf eine solche Tatsache hinzuweisen. 
Übrigens wäre ein solcher rein einseitiger Verzicht recht- 
lich unwirksam gewesen, solange er nicht durch die Ver- 
zichtsannahme von seiten des Papstes seine obrigkeitliche 
Bestätigung erhalten hatte. 

Daß aber auch eine Auflösung des alten Trierer Dom- 
kapitels durch den Tod seiner Mitglieder nicht in Frage 
kommt, beweist die Tatsache, daß noch im Herbst 1821 
nicht weniger als 13 Kapitulare am Leben waren.!) Für 
die Zeit der Limburger (1812) bzw. der Ehrenbreitsteiner 
Vikarswahl (1816) wird man demnach eine noch größere 
Zahl annehmen dürfen. 

Trotz alledem bleibt die Tatsache bestehen, daß der 
Offizial und spätere Limburger Vikar Beck®), ebenso der 
Trierer Domdechant Graf Kesselstadt?) und wohl auch 
noch andere Beteiligte wenigstens zeitweise der festen Mei- 
nung waren, das trierische Domkapitel sei — auch 
nach der kirchenrechtlichen Seite hin — für aufgelöst 
zu betrachten, und seinen Mitgliedern stehe daher das Recht 
nicht mehr zu, im Falle eintretender Sedisvakanz einen 
Kapitelsvikar zu ernennen. Das Auftreten dieser Ansicht 
ist übrigens keine besondere Eigentümlichkeit der Diözese 
Trier. Auch sonstwo haben während des Zeitalters der 
Säkularisation in den Kreisen der Domherren derartige 
falsche Auffassungen über die kirchenrechtliche Tragweite 
der staatlichen Auflösung der Kapitel Platz gegriffen.*) 
Eine auch nur entfernt annehmbare Begründung für diese 
Anschauung, die unter dem Trierer Klerus leider zu spät 


1) So nach Akten der bischöflichen Registratur in Frauenburg 
Eichhorn, Ausführung der Bulle ‚‚De salute animarum“ S. 29. 

2) Siehe Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 54. 56f. 64. 

3) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 66. 87. 91. 

*) Vgl. darüber z. B. Philipp Schneider, Die bischöflichen Dom- 
kapitel, Mainz 1892, S. 171. 


Das Trierer Apostolische Vikariat in Ehrenbreitstein. 203 


Anfeindung erfuhr!), sucht man in den Äußerungen Becks 
und Kesselstadts vergebens. Der erstere hielt anscheinend 
die Bulle „Qui Christi Domini“, welche die Rechte des 
Trierer Kapitels ausdrücklich bestätigte, deshalb für rechts- 
ungültig, weil ihre Publikation und Annahme nicht zweifels- 
frei feststehe.) Später bestärkten ihn die Eingriffe des 
Regensburger Primas in die Jurisdiktion des Trierer Spren- 
gels in der Meinung, das Kapitel komme als Jurisdiktions- 
träger nicht mehr in Betracht.?) Daß gerade die Langsam- 
keit des Kapitels das Eingreifen des Primas mit heraus- 
gefordert hatte, wurde anscheinend weder Beck klar noch 
dem Domdechanten Grafen Kesselstadt, in dessen Äuße- 
rungen sich überhaupt keine Begründung für seine eigen- 
artige Meinung findet. Der Ausgangspunkt für die ganze 
bisher geschilderte falsche Auffassung von der kirchenrecht- 
lichen Auflösung des Trierer Kapitels ist zweifellos bei Beck 
zu suchen. Er hatte, von dieser Anschauung ausgehend, 
schon zu Lebzeiten des Kurfürsten Schritte zur Inanspruch- 
nahme des episcopus vicinior gemacht?) und damit von 
vornherein die Auffassung der beteiligten Kreise in eine 
falsche Bahn gelenkt. Die von ihm bereits vor Eintritt 
der Sedisvakanz ausgegebene Losung von der Auflösung 
des Kapitels wurde verhängnisvoll für die ganze weitere 
Entwicklung. Sie lähmte die Initiative des Domdechanten, 
führte zur Überschreitung der tridentinischen Wablfrist und 
ward so die Hauptursache aller Irrungen, die infolge dieser 
“ Überschreitung entstanden. Erst nach langer Zeit setzte 
sich auch bei Beck und Kesselstadt die Überzeugung durch, 
daß der kirchenrechtliche Weiterbestand des Domkapitels 


1) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 64f. 

2) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 68. — Die Publi- 
kation des Konkordates und der Bulle fand für die Rheinlande am 4. Mai 
1802 statt. J. J. Scotti, Sammlung der Gesetze und Verordnungen, 
welche in den ehemaligen Herzogthümern Kleve und Mark .... er- 
gangen sind, Düsseldorf 1826, V, Anhang S. 40; Laspeyres, Geschichte 
und heutige Verfassung 8. 73817. 

®) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 68f. 

*) Vgl. oben S. 149f. Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I 
8. 52. 
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nicht zweifelhaft sein könne — leider zu spät, um die Folgen 
ihrer früheren falschen Auffassung ungeschehen machen zu 
können. ’ 

Bemerkenswert ist, daß Dalberg das Trierer Kapitel 
keineswegs für aufgelöst hielt. Gelegentlich von Differenzen 
zwischen Klemens Wenzeslaus und dem Augsburger Magi- 
strat, die sich augenscheinlich gerade auf die Rechte der 
dort lebenden Trierer Domkapitulare bezogen, stellte er sich 
entschieden auf die Seite der letzteren. In einem Schreiben 
vom 10. Januar 1803 an den kaiserlichen Bevollmächtigten, 
den Geheimen Rat von Hügel in Regensburg, erklärte er 
mit direkter Bezugnahme auf das TriererDomkapitel: „Die 
geistliche Existenz der Domkapitel gehört in die Kirchen- 
verfassung und in dieser Voraussetzung kann kein Dom- 
kapitel aufgelöst werden, keine neue Diöcesan-Einrichtung 
getroffen werden, bis Ihro Päbstliche Heiligkeit, als Oberhaupt 
der Kirche, und Kaiserliche Majestät als deren Schirmherr 
hierin verfügen.‘‘!) An dieser Auffassung hielt Dalberg auch 
später fest und dachte bei den Sedisvakanzen von 1812 und 
1816 auch nicht entfernt daran, sein Eingreifen in die Be- 
stallung des Kapitelsvikars mit der andernfalls doch be- 
quemsten Begründung zu rechtfertigen, das Trierer Kapitel 
habe aufgehört zu bestehen. 

Alles in allem genommen, kann nach dem Gesagten 
gegen den unveränderten Fortbestand des alten Trierer 
Domkapitels nach der Auflösung des Erzstiftes keinerlei - 
Zweifel aufkommen. Nach den Bestimmungen des Konzils 
von Trient war es daher bei den Sedisvakanzen der Jahre 
1812 und 1816 befugt und verpflichtet, aus eigenem Rechte 
einen Kapitelsvikar zu bestellen. 

Bevor wir untersuchen, wie es dieser Pflicht gerecht 
geworden ist, sind kurz noch die Normen darzustellen, 
welche das Tridentinum für die Bestallung des Kapitels- 
vikars aufgestellt hat. 


1) Beaulieu-Marconnay, Karl von Dalberg I S. 329. 
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2. Die Tridentinische Fristbestimmung 
und das Devolutionsrecht. 


Den vielen Mißständen, die das bisherige Sedisvakanz- 
recht gezeitigt hatte, suchte das Konzil von Trient!) da- 
durch abzuhelfen, daß es die interimistische Diözesanverwal- 
tung bei Erledigung des bischöflichen Stuhles dem kolle- 
gialen Einfluß der Domkapitel entzog und letztere ver- 
pflichtete, einen Vikar damit zu betrauen. 


1) Über das tridentinische Sedisvakanzrecht siehe Aemilius 
Ludovicus Richter -Fridericus Schulte, Canones et decreta 
Concilii Tridentini, Lipsiae 1853, p. 370ss. und die dort mitgeteilten 
Kongregationsentscheidungen, ferner die von Pius 1X. am 5. Oktober 
1873 erlassene Constitutio super vicariis capitularibus necnon electis et 
nominatis ad sedes episcopales vacantes, Archiv für katholisches Kirchen- 
recht XXXI, 1874, S.181f. Aus der Literatur vgl. beispielsweise 
Augustinus Barbosa, Pastoralis sollicitudinis, sive de officio et pote- 
state episoopi tripartita descriptio, Lugduni 1649/50, Pars III Alleg. 54 
n. 157ss.; Derselbe, Collectanea Doctorum, qui in suis operibus Conoilii 
Tridentini loca referenter, illorum materiam incidenter tractarunt, et 
varias quaestiones .... deciderunt, Lugduni 1661, p. 333ss.; Der- 
selbe, Tractatus de canonicis et dignitatibus, Lugduni 1658, cap. 42 
n. 27ss.; Nicolaus Garcia, Tractatus de beneficiis amplissimus et 
doctissimus, Genevae 1658, Pars V cap. 7; Analectus Reiffenstuel, 
Jus canonicum universum, Antverpiae 1743, I tit. 28 n. 70ss.; Ernricus 
Pirhing, Jus canonicum, Venetiis 1759, I tit. 28 n. 57s8.; Zegerus 
Bernardus van Espen, Jus ecclesiasticum universum hodiernae di- 
sciplinae acoomodatum, Colonise Agrippinae 1748, Pars I tit.® c. 1ss.; 
Remigius Maschat, Institutiones canonicae, ed. Ubald. Giraldi, Fer- 
rarise 1760, I p. 178. 258; Franciscus Schmalzgrueber, Jus ecole- 
siasticum universum, Romae 1844/45, I tit. 28 n. 26ss.; F. L. Ferraris, 
Prompta bibliotheca canonica, iuridica, moralis, theologica VII, Parisiis 
1863, s. v. Vicarius capitularis, col. 1089ss.; Joannes Azor, Institutio- 
nes morales, Coloniae Agrippinae 1702/12, II cap. XXXVII, 00l.523ss.; 
J. St. Rau, Die Rechte der Domkapitel während der Erledigung und 
Behinderung des bischöflichen Stuhls, Tübinger Theologische Quartal- 
schrift 1842 8. 394ff.; Joseph Ignaz Ritter, Der Kapitular-Vicar, 
Münster 1842, S. 32ff.; G. A. Huller, Die juristische Persönlichkeit der 
katholischen Domkapitel in Deutschland und ihre rechtliche Stellung, 
Bamberg 1860, S. 166ff.; Heinrich Korn, Die rechtliche Stellung des 
Capitularvicars (Breslauer jur. Diss.) 1882 S. 18ff.; Henricus Josephus 
Ludolfus Hermes, Dissertatio historico-canonica de capitulo sede 
vacante vel impedita et de vicario capitulari, Lovanii 1873, p. 47s8.; 
Wilhelm Boden, Begriff und Wirkungen der Sedisvakanz und Sedes 
impedita (Würzburger jur. Diss.), Trier 1912, S. 27ff. 
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Als Frist für die Bestellung des Vikars werden 
in Sess. XXIV c. 16 de Reform. acht Tage festgesetzt, 
deren Ablauf mit dem Eintritt bzw. mit erlangter authenti- 
scher Kenntnis von dem Eintritt der Sedisvakanz!) beginnt. 

Das Tridentinum verlangt übrigens nicht unbe- 
dingt die Wahleines neuen Vikars. Statt der letzteren 
kann das Kapitel sich auch mit der Bestätigung des bis- 
herigen Generalvikars begnügen. „Vicarium infra octo 
dies post mortem episcopi constituere, vel existentem con- 
firmare omnino teneatur.‘‘?2) Nimmt man hinzu, daß für 
die Bestallung des Kapitelsvikars keine strengen Forma- 
litäten erforderlich sind und überhaupt kein eigent- 
licher Wahlakt vorgeschrieben ist?), so wird man für die 
Bestätigung des bisherigen Generalvikars jeden Modus als 
rechtsgültig ansehen können, der als hinreichender Willens- 
ausdruck der Kapitelsmitglieder gelten kann. Beschreitet 
man diesen Weg einmal, dann wird schließlich — wenigstens 


1) Concil. Tridentinum, Sess. XXIV co. 16 de reform. redet expresse 
zwar nur von der durch Todesfall eintretenden Sedirvakanz, will aber 
durch die beispielsweise Anführung dieses einen gewöhnlich eintretenden 
Sedisvakanzmodus die anderen von der Neuregelung nicht ausschließen. 
Benedictus XIV., De synodo dioecesana II 9 n.2; Ferraris, Prompta 
bibliotheca III n. 37 s. v. capitulum; Schneider, Domkapitel S.426; 
Hinschius, System des Kirchenrechts II S. 234°. 


2) Concil. Tridentinum, Sess. XXIV 0.16 de reform. — Rau, 
Rechte der Domkapitel S. 394. 400 ist sogar der Meinung, falls der General- 
vikar des verstorbenen Bischofs die erforderlichen Eigenschaften besitze, 
müsse das Kapitel ihn zum Vikar wählen. Diese ganz vereinzelte An- 
sicht hat im Text des Tridentinums auch nicht den geringsten Anhalt 
und bedarf keiner Widerlegung. Vgl. dazu Ritter, Kapitular-Vicar S. 60. 


8) Garcia, Tractatus de beneficiis, Pars V cap. 7 n. 21s.; Schmale- 
grueber, Jus ecclesiasticum I tit. 28 n. 29; De Luca, Annotationes ad 
S. Conc. Tridentinum, diss. XXXI %4; Ritter, Kapitularvikar S. 53ff.; 
Don. M. Bouix, Tractatus de capitulis, Parisiis 1852, p. 593ss.; Huller, 
Juristische Persönlichkeit S. 170f.; Rau, Rechte der Domkapitel S. 397; 
Schneider, Domkapitel S. 428ff.; Korn, Rechtliche Stellung des Capi- 
tularvicars S. 25ff.; Hermes, De capitulo sede vacante p. 85s3.; Gode- 
hard Joseph Ebers, Das Devolutionsrecht, vornehmlich nach katho- 
lischem Kirchenrecht, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben 
von Ulrich Stutz, 37./38. Heft, Stuttgart 1906, S. 357f.; Boden, Be- 
griff und Wirkungen S. 31f. Siehe auch die Entscheidung der S. C. Con- 
cilii vom 9. August 1862, Acta S. Sedis VIII p. 401. 


Das Trierer Apostolische Vikariat in Ehrenbreitstein. 207 


unter besonderen Umständen — auch ein consensus tacitus 
genügen. Ein solcher könnte darin gefunden werden, daß 
die Mitglieder des Domkapitels — und das trifft für Trier 
ja zu — keinen neuen Kapitelsvikar bestimmen und da- 
durch hinreichend zu erkennen geben, daß sie ihrerseits mit 
der Fortführung der Jurisdiktion durch den bisherigen 
Generalvikar einverstanden sind. Letzterer würde damit 
virtuell Kapitelsvikar sein, auch ohne förmlich dazu er- 
nannt worden zu sein.t) 

Die von dem Tridentinum angesetzte Wahlfrist von 
acht Tagen ist nach der herrschenden Schulmeinung als 
absolutes Fatale aufzufassen, dessen Außerachtlassung 
mit automatischer Notwendigkeit den Verlust des kapitu- 
laren Ernennungsrechtes nach sich zieht?), falls nicht un- 


1) Die eben angeführten Autoren sind zwar der Ansicht, daß eine 
regelrechte Kapitelsitzung zur Rechtsgültigkeit der Bestallung des Ka- 
pitelsvikars erforderlich ist. Für den Fall, daß diese in Anbetracht be- 
sonderer Verhältnisse aber nicht zur Ausführung kommt, möcht:n wir 
den oben im Text angegebenen Modus nicht als schlechterdings improbabel 
hinstellen. So wenigstens nach dem bisher geltenden Recht. Der neue 
Codex iuris canonici macht für die Zukunft eine solche Konstruktion 
unmöglich. Vgl. can. 433 $ 2 in Verbindung mit can. 160— 182. 

3) Scharf hervorgehoben wird dies durch Ritter, Kapitular-Vicar 
S. 45. 49;Huller, Juristische Persönlichkeit S. 167; Hinschius, System 
des Kirchenrechtes DO S. 234; Korn, Rechtliche Stellung des Capitular- 
vicars 8. 20f.; Schneider, Domkapitel S. 426; Hermes, De capitulo 
sede vacante p. 135; Ebers, Devolutionsrecht 8. 354; Franciscus 
Santi-Martinus Leitner, Praelectiones juris canonici*, Ratisbonae 
1904/05, I p. 247; ohne spezielle Anwendung auf die Wahl des Kapitels- 
vikars auch bei Franciscus Xaverius Wernz, Jus Decretalium, 
Romae 1893/1914, II 2° p. 102. Die übrigen Autoren begnügen sich 
damit, darauf hinzuweisen, daß die Wahl des Kapitelsvikars innerhalb 
acht Tagen geschehen müsse und daß das Wahlrecht dann devolviere. 
Auf die Frage der Rechtsgü!tigkeit einer verspäteten Wahl 
gehen sie nicht weiter ein. So z.B. Barbosa, Collectanea Docto- 
rum p. 336 n. 10. 11. 32; Reiffenstuel, Jus canonicum I tit. 28 n. 70. 72; 
Pirhing, Jus canonicum I tit. 28 n. 57; Maschat-Giraldi, Institu- 
tiones canonicse I p. 178. 258; Rau, Rechte der Domkapitel S. 394; 
Walter, Kirchenrecht !? S. 331; Schulte, Lehrbuch des Kirchenrechts 2, 
Gießen 1868, 8. 233f.; Philipp Zorn, Lehrbuch des Kirchenrechts, 
Stuttgart 1888, S.303f.; Andreas Müller, Lexikon des Kirchenrechts®, 
Würzburg 1838f., II S. 269; Friedrich Vering, Lehrbuch des Kirchen- 
rechts ? S. 557. 585; AL Richter-Dove-Kahl, Lehrbuch des Kirchen- 
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überwindliche Hindernisse die Ausübung des Wahlrechtes 
verzögern und infolgedessen den Ablauf der Verfallzeit hem- 
men.!) Die negligentia des Kapitels führt nach acht Tagen 
zu der von dem Tridentinum festgesetzten Rechtswirkung: 
Verlust des kapitularen Wahlrechtes und Devolution des- 
selben an den dienstältesten Suffragan (bei Vakanz eines 
Erzbistums) bzw. an den Metropoliten (wenn es sich um 
ein Suffraganbistum handelt) oder an den episcopus vicinior 
(bei exemten Bistümern). 

Milderer Ansicht ist unter anderen Garcia.?) Nach 
ihm kann re integra, d.h. solange der Metropolit (und wir 
fügen sinngemäß hinzu: der episcopus vicinior bzw. der 
dienstälteste Suffragan) von seinem devolutiven Ernennungs- 
recht noch keinenGebrauch gemacht hat, das Kapitel auch 
nach Ablauf der Frist noch eine rechtsgültige Wahl vor- 
nehmen?) Schmalzgrueber‘), der die beiden entgegen- 
gesetzten Ansichten referierend darlegt, ohne sich für eine 
von ihnen zu entscheiden, scheint der milderen Auffassung 


rechts ®, Leipzig 1886, S.448f.; Hugo Laemmer, Institutionen des 
katholischen Kirchenrechts ®, Freiburg i. Br. 1882, S.253; Philipp 
Hergenröther-Joseph Hollweck, Lehrbuch des katholischen Kir- 
chenrechts ®, Freiburg i. Br. 1905, S. 329; Franz Heiner, Lehrbuch 
des katholischen Kirchenrechts ®, Paderborn 1912/13, I S. 345; Johann 
Baptist Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts ® I 
S. 437f. 458. 

1) Über das Erfordernis der Schuld zur Begründung des Devo- 
lutionsrechtes vgl. Ebers, Devolutionsrecht S. 304 ff. — Der neue Co- 
dex iuris oanonici behält das achttägige Fatale bei, schafft aber voll- 
ständig neues Recht, indem er die Vorbedingung der „negligentia‘“ 
fallen läßt und in can. 432 $ 2 bestimmt: ‚Si Capitulum intra prae- 
scriptum tempus Vioarium aut oeconomum, quavis de oausa, nullum 
deputaverit, deputatio ad Metropolitam devolvitur‘“... 

s) Tractatus de beneficiis, Pars V cap. 7 n. 7. 

2) Derselben Ansicht sind Barbosa, De officio et potestate episcopi, 
Pars III Alleg. 54 n. 164: ‚‚,Ad Metropolitanum non devolvitur ius nomi- 
nandi privative, sed cumulative‘“; van Espen, Jus ecclesiasticum, 
Pars I tit.9 c. 3 n. 7: ‚‚poterit tamen (capitulum) lapso octiduo moram 
purgare et Vicarıum eligere, quamdiu Metropolitanus manum non ap- 
posuit“. Ebenso wie er läßt die Purgation re integra zu Petrus Leure- 
nius, Forum ecclesissticum, Moguntise 1717, I tit. 10 qu 458 und 
Josephus Ferrante, Elementa juris canonici, Romae 1854, p. 60. 

4) Jus ecolesiasticum I tit.28 n.27. 
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nicht abgeneigt zu sein. Er macht vielmehr zu ihren Gunsten 
geltend, daß der Text des tridentinischen Gesetzes keinerlei 
Nullitätsklausel gegen die verspätet vorgenommene Wahl 
enthalte. Demnach könne man die Tendenz desselben da- 
hin auslegen, daß es nach Fristablauf dem Metropoliten 
das Ernennungsrecht zuspreche, ohne es aber damit dem 
Kapitel schlechterdings zu nehmen, bzw. die zwar verspätet, 
aber noch re integra vorgenommene Wahl zu verungültigen. 

Die für diese mildere Sentenz angeführten Gründe sind 
beachtenswert, aber jedenfalls nicht durchschla- 
gend. Wohl aber könnte eine Verlängerung der acht- 
tägigen Frist in einwandfreier Weise dadurch zustande kom- 
men, daß der Inhaber des Devolutionsrechtes eine während 
seiner Berechtigungsfrist vorgenommene Wahl des Dom- 
kapitels nachträglich habilitierte.!) Aber selbst diese, von 
Hinschius?) und Sägmüller?) vertretene Milderung wird 
von anderen, wie z.B. von Scherer*) zurückgewiesen ; 
unseres Erachtens mit Unrecht. 

Während über die kapitulare Wahlfrist von acht Tagen 
sowohl in dem Gesetzestext des Tridentinums, als auch in 
der Interpretation der Autoren ziemliche Klarheit herrscht, 
läßt sich über die dem Devolutionsberechtigten zu- 
stehende Frist zur Ernennung des nn nicht 
dasselbe sagen. 

Das Tridentinum selbst schweigt sich vollständig 
darüber aus. Der Fall der Säumigkeit eines durch Devo- 
lution Berechtigten ist hier überhaupt nicht vorgesehen. 
Die Konzilskongregation als authentische Interpretin des 
tridentinischen Rechtes hat zwar später zu wiederholten 


1) c..4 X de supplenda negligentia praelatorum I 10. 

2) System des Kirchenrechts II 8. 238. 

8) Kirchenrecht ? I S. 458. In derselben Weise Ritter, Kapitular- 
vikar 8. 49; Schneider, Domkapitel S. 427; Korn, Rechtliche Stellung 
des Capitularvicars S. 21; Hermes, De capitulo sede vacante p. 135. — 
Boden, Begriff und Wirkungen der Sedisvakanz S. 30 ist das Bestehen 
einer milderen Ansicht anscheinend entgangen, da er sich sonst in seiner 
ex professo über das Sedisvakanzrecht handelnden Schrift mit ihr hätte 
auseinandersetzen müssen. Dasselbe gilt von Huller, Juristische Per- 
sönlichkeit S. 167f. | 

4) Handbuch des Kirchenrechts, Graz 1886/98, I S. 590113, 
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Malen!) die im übrigen selbstverständliche Erklärung ab- 
gegeben, im Falle der Säumigkeit des Kapitels devolviere 
das Ernennungsrecht an den Metropoliten (bzw. den epi- 
scopus vicinior oder den ältesten Komprovinzialbischof). 
Sie hat es jedoch unterlassen, für die Ausübung dieses 
devolutiven Ernennungsrechtes eine Fristbestimmung an- 
zugeben, bei deren schuldhafter Überschreitung eine „ne- 
gligentia“‘ anzunehmen ist und das päpstliche Devolutions- 
recht automatisch in Kraft tritt. 

Der Mangel an Präzision, der dem tridentinischen Ge- 
setzestext und weiterhin den genannten Entscheidungen 
der Congregatio Concilii anhaftet, bat seine ungünstigen 
Wirkungen auf die Entwicklung der kirchenrechtlichen 
Doktrin nicht verfehlt. Mit ganz verschwindenden Aus- 
nahmen gehen die nachtridentinischen Kanonisten an der 
hier aufgeworfenen Frage ohne jede Erörterung vorüber. 
Nahezu vollständig versagen die systematischen Lehr- und 
Handbücher des Kirchenrechts bis hinein in die neueste Zeit.?) 


1) S.C. Conc., 21. November 1722, 28. August 1683, 14. April 1686: 
Richter-Schulte, Canones et Decreta Concilii Tridentini p. 370s. n. 2; 
375 n. 24. ! 

2) Die Erörterung über die Befristung des devolutiven Ernennungs- 
rechtes in seiner Anwendung auf die Bestallung des Kapitelsvikars über- 
gehen z. B. vollständig: Barbosa, Collectanea Doctorum p. 336 n. 328.; 
Derselbe, De officio et potestate episcopi, Pars III Alleg. 54 n. 164; 
Derselbe, De canonicis et dignitatibus c. 42 n. 55s.: Reiffenstuel, 
‚Jus canonicum I tit. 28 n.70. 72; Schmalzgrueber, Jus ecclesiasticum 
I tit. 28 n. 268s.; Pirhing, Jus canonicum I tit. 28 n. 57; Maschat- 
Giraldi, Institutiones canonicae I p. 178. 258; van Espen, Jus eccle- 
siasticum, Pars I tit.9 c.3 n.7; Joannes Duvoti, Institutionum cano- 
nicarum libri IV, Venetiis 1822, I p. 229s.; Franz Andreas Frey, 
Kritischer Kommentar über das Kirchenrecht?, Kitzingen 1823, II S. 321; 
Müller, Lexikon des „‚irchenrechts ? U S. 269; C. A. von Droste- 
Hülshoff, Grundsätze des gemeinen Kirchenrechtes der Katholiken 
und Evangelischen, wie sie in Deutschland gelten, Münster 1828/30, 
II S.218; Gustav Gehring, Die katholischen Domcapitel Deutsch- 
lands als juristische Personen nach dem historischen und heutigen Rechte 
dargestellt, Regensburg 1851, S. 200; Ferdinand Walter, Lehrbuch 
des Kirchenrechts #, Bonn 1861, S. 331; Friedrich Thudichum, 
Deutsches Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts, Leipzig 1877/78, II S. 115; 
Schulte, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts ? S. 233f.; Richter- 
Dove-Kahl, Kirchenrecht ® 8. 448f.; Zorn, Kirchenrecht S. 303f.; 
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Selbst vereinzelte Autoren, die wie Rau!) das Recht der 
Sedisvakanz bzw. des Kapitelsvikars, oder wie Ebers?) 
das Devolutionsrecht monographisch behandeln und infolge- 
dessen besondere Veranlassung hatten, den verschiedenen 
Möglichkeiten des tridentinischen Sedisvakanzrechtes ge- 
nauer nachzugehen, lassen uns hier im Stich. 

Huller®?), Hinschius*®) und von Scherer?°), die klar 
und bestimmt die Einhaltung der achttägigen Frist auch 
für die Ausübung des devolutiven Ernennungsrechtes des 
Erzbischofs (des episcopus vicinior — des ältesten Suffragan- 
bischofs) annehmen, unterlassen jede Begründung ihrer An- 
sicht. Boden®), der die Auffassung der Genannten zu der 
seinen macht, übergeht eine eingehendere Erörterung und 
tut auf der Suche nach einer Begründung dem tridentini- 
schen Wortlaut Gewalt an. 

Eine brauchbare Lösung der Frage läßt sich, da 
der tridentinische Gesetzestext versagt, nur dadurch finden, 
daß man die das Devolutionsrecht allgemein beherr- 
schenden Grundsätze auf den vorliegenden Einzelfall 
anwendet. Nach einstimmiger Doktrin ist die formale 


Hermann Gerlach, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts ®, Pader- 
born 1890, S. 443. 458; Laemmer, Institutionen ? S. 214. 253; Vering, 
Kirchenrecht ? S. 557. 585; Santi-Leitner, Praelectiones iuris cano- 
nici@ I p. 240ss.; Hergenröther-Hollweck, Kirchenrecht? S. 306. 329; 
Wernz, Jus Decretalium II 2? p. 102. 606; Heiner, Kirchenrecht ® 
I S. 297. 345; Sägmüller, Kirchenrecht ® I S. 437f. 458. — Der hier 
einschlägige can. 432 des neuen Codex juris canonici weist in bezug 
auf die Befristung des devolutiven Ernennungsrechtes dieselbe Lücke 
auf wie die Bestimmungen des Tridentinums. 


1) Rau, Rechte der Domkapitel während der Erledigung des 
bischöflichen Stuhles a. a. O. S. 365 ff. 

2) Ebers, Devolutionsrecht S. 352ff. — Derselbe bespricht zwar 
die für das Devolutionsrecht maßgebenden Grundsätze, unterläßt aber 
später ihre Anwendung auf die vorliegende Frage. 

2) Huller, Juristische Persönlichkeit der Domkapitel S. 168. 

4) Hinschius, System des Kirchenrechts II S. 234f. 

86) Scherer, Handbuch des Kirchenrechts I S. 590. 

e) Boden, Begriff und Wirkungen der Sedisvakanz S.31. Er 
findet die Gleichstellung des Devolutionsberechtigten in den Worten 
des Tridentinums: .‚Si secus, .... deputatio huiusmodi devolva- 
tur 2..." 
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Technik des Devolutionsrechtes beherrscht von dem Grund- 
satz: „Devolutio fit cum qualitatibus et personis, 
quae in prima erant collatione.‘‘!) Da das Kapitels- 
vikariat ein „officium‘‘, aber kein „beneficium“ ist, brauchen 
wir auf die das Benefizialrecht als solches bezielenden Folge- 
rungen, die sich aus dem genannten Grundsatz ergeben, 
hier nicht einzugehen. Für unseren Zweck kommt allein 
in Betracht, daß der Devolutionsberechtigte kraft dieses 
Grundsatzes verpflichtet ist, ‚die Vorschriften zu beachten, 
deren Verletzung die Voraussetzung des Devolutionsrechtes 
bildet“.2) Es würde der ganzen Tendenz des Devolutions- 
gedankens zuwiderlaufen, wenn der devolutive Rechtsnach- 
folger günstiger gestellt sein sollte als der erste und ordent- 
liche Inhaber des in Frage kommenden Rechtes. Wenn also 
der erste Inhaber seines Rechtes dadurch verlustig ging, 
daß er die vom Tridentinum angesetzte Fallfrist von acht 
Tagen überschritt, so muß auch der Devolutionsberechtigte 
diese Frist innehalten.?) Widrigenfalls exspiriert auch sein 


I) Petrus Rebuf, Praxis beneficiorum, Lugduni 1620, p. 113 
(tit. de devolutionibus n. 40); Garcia, Tractatus de beneficiis, Pars X 
c.3 n. 42 (tom. II p. 244); Barbosa, De officio et potestate episcopi, 
Pars III Alleg. 72 n. 108 (in der Ausgabe Lugduni 1850 fehlen durch 
ein Versehen des Druckers die Nummern 108 und 109 und findet sich 
das angegebene Zitat unter Nr. 107); Petrus Leurenius, Forum bene- 
ficiale, Coloniae Agrippinae 1704, II p. 330 (Pars II qu. 743); Melchior 
Lotter, De re beneficiaria libri tres, Coloniae Agrippinae 1710, II p. 128 
(lib. I qu. 24 n. 63); van Espen, Jus ecclesiasticum, Pars II tit. 21 
c.5.n. 16; Pirhing, Jus canonicum III tit. 8 n. 35; Schmalzgrueber, 
Jus ecclesiasticum I tit.10 n.6; Hinschius, System des Kirchen- 
rechts III S.171; Korn, Rechtliche Stellung des Capitularvicars S. 20; 
Ebers, Devolutionsrecht S. 362fl.; Wernz,:- Jus Decretalium II 2? 
p. 102: ‚‚provisio canonica ad superiorem Praelatum devolvitur cum 
iisdem conditionibus, quae iure communi vel iure speciali in prima oolla- 
tione sunt servandae‘. 

2) Ebers, Devolutionsrecht S. 365. 

®) Schmalzgrueber, Jus ecclesiasticum I tit. 10. n. 6, 2: „‚Supe- 
riori, ad quem collatio devolvitur, ad hoc conferendum tantum temporis 
competit, quantum habuit is, cuiur negligentia est devoluta: idque non 
a die, quo ad ipsum ius istud devolutum est, sed a die quo scivit, illud 
ad se devolutum esse.‘ — In dieser allein richtigen Art wird die Pflicht 
des Devolutionsberechtigten zur Innehaltung der achttägigen Frist bei 
der Bestellung des Kapitelsvikars außer den oben Genannten auch be- 
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Ernennungsrecht und geht an den Nächstberechtigten — 
in unserem Falle an den päpstlichen Stuhl — über, bei dem 
sich dann allerdings eine rechtliche Verpflichtung, die Be- 
setzung innerhalb acht Tagen vorzunehmen, wegen des über 
und außerhalb des positiven Kirchenrechtes stehenden Pri- 
mats nicht behaupten läßt. 

Welche von den drei obengenannten Devolutionsformen 
für den rechtsrheinischen Anteil des Bistums Trier in Be- 
tracht kam, scheint auf den ersten Blick kaum zweifelhaft 
zu sein. Bei näherer Untersuchung ergeben sich jedoch 
Gesichtspunkte, welche die Lösung der Frage erschweren. 


a) Das Devolutionsrecht bei der Vakanz 
von Erzbistümern. 

Nach dem tridentinischen Sedisvakanzrecht devolviert 
im Fall der Säumigkeit des Metropolitankapitels das Recht 
zur Bestellung des Kapitelvikars an den dienstältesten 
Suffraganbischof.!) 

Infolge der Auflösung der Trierer Kirchenprovinz 
durch die Bulle „Qui Christi Domini‘ konnte diese Art 
des Devolutionsrechtes aber nicht in Frage kommen. 
Durch die genannte Bulle war die Verbindung der früheren 
trierischen Suffraganbistümer mit dem Erzbischof gelöst, 
die Bistümer waren als solche aufgehoben, ex integro neu 
errichtet und andern Kirchenprovinzen zugewiesen worden. 
Da demnach ein Suffraganbischof, auf den das Devolutions- 
recht hätte übergehen können, nicht mehr existierte, war 
diese Devolutionsform für den rechtsrheinischen Trierer 
Sprengel nicht mehr anwendbar. 


b) Das Devolutionsreoht bei vakanten 
Suffraganbistümern. 
Im Falle der Überschreitung der achttägigen Wahl- 
frist durch ein Suffragankapitel geht das Recht zur Be- 
stellung des Kapitelsvikars an den Metropoliten über.?) 


gründet durch Ritter, Kapitular-Vicar S.46f.; Korn, Rechtliche Stel- 
lung des Capitularvicars S. 20; Hermes, De capitulo sede vacante p. 142. 
1) Conc. Tridentinum Sess. XXIV c. 16 de reform. 
2) Conc. Tridentinum Sess. XXIV c.16 de reform. 
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Bis zum Jahre 1801 war Trier selbst Metropolitan- 
bistum. Die oft genannte Bulle „Qui Christi Domini‘ nahm 
ihm durch die Auflösung des Metropolitanverbandes diesen 
Charakter, unterließ es aber, den rechtsrheinischen Sprengel 
einem anderen Metropoliten zu unterstellen. Da Trier dem- 
nach höchstens den Charakter eines exemten, keineswegs 
aber eines Suffraganbistums hatte, könnte an sich die oben- 
genannte Devolutionsart hier nicht in Anwendung kommen. 

Dem steht aber entgegen die Behauptung des Fürst- 
primas von Dalberg, daß ihm durch eine päpstliche Bulle 
vom 1. Februar 1805 (bzw. in einem am selben Tage zu 
Paris abgehaltenen geheimen Konsistorium) die Metropo- 
litangewalt über die ganze deutsche Kirche, unter 
anderm auch über die rechtsrheinischen Reste der trieri- 
schen und kölnischen Erzdiözese übertragen worden sei. 

Für den Fall, daß diese von Dalberg nicht nur bei der 
ersten Sedisvakanz 1812, sondern auch 1816 gelegentlich 
der Bevollmächtigung des Limburger Vikariates und gegen- 
über der Bestallung des Ehrenbreitsteiner Vikars Hommer 
aufrechterhaltene Behauptung den Tatsachen entspräche, 
könnte das devolutive Recht des Primas zur Ordnung der 
Trierer Jurisdiktionsverhältnisse während der Sedisvakanz 
nicht mehr zweifelhaft sein. 

Es fällt jedoch schwer, sich mit der von Regensburg 
behaupteten Tatsache abzufinden. Die von Dalberg an- 
geführte Bulle ist zwar in der Tat erlassen worden. Ob 
aber ihr Inhalt seinen Prätensionen entspricht, erscheint 
in mehr als einer Beziehung zweifelhaft. Ein näheres 
Eingehen auf ihre Bestimmungen wird das beweisen. 

Die Bulle ‚In universalis Ecclesiae‘ vom 1. Fe- 
bruar 1805!) knüpft an die früheren Bestimmungen der 


1) Magni Bullarii Romani Continuatio, ed. A. Barberi et R. Se- 
greti XII, Romae 1846, p. 26lss. Einige Urkunden über die Errichtung 
des Erzbistums Regensburg sind abgedruckt bei Ernst Münch, Voll- 
ständige Sammlung aller ältern und neuern Konkordate, Leipzig 1830/31, 
DI S.210f. Die Bulle vom 1. Februar 1805 findet sich dort nicht, son- 
dern nur ein die ‚„‚Schedula Consistorialis‘‘ enthaltendes Schreiben des 
Kardinals Caprara vom 4. Februar 1815, welches die Erhebung Dalbergs 
zum Erzbischof offiziell beglaubigt. Höhler, Geschichte des Bistums 
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Bulle ‚Qui Christi Domini‘ an, durch welche die alten 
Stifter Köln, Trier und Mainz supprimiert und ihrer metro- 
politanen Gewalt entkleidet, die rechtsrheinischen Bistunıs- 
reste aber im unveränderten Besitz ihrer hergebrachten 
Rechte bestätigt worden seien. Die Ordnung der Juris- 
diktionsverhältnisse auf dem rechten Rheinufer, die sich 
der Papst in der genannten Bulle ausdrücklich vorbehalten 
habe, solle nunmehr in Angriff genommen werden. Regens- 
burg wird von der Metropolitangewalt des Salzburger Erz- 
bischofes eximiert und selbst als Erzbistum errichtet. Das 
Diözesangebiet des Regensburger Oberhirten soll jedoch 
nicht die ganze bisherige Diözese Regensburg umfassen, 
sondern nur die unter der weltlichen Herrschaft Dalbergs 
stehenden Fürstentümer. In den übrigen Teilen von Regens- 
burg, Mainz und Worms bleibt er apostolischer Administra- 
tor. Seine metropolitane Gewalt soll sich erstrecken 
über alle rechtsrheinischen Diözesen, die früher Suffra- 
gangebiet von Trier und Köln, bzw. jetzt noch Suffra- 
gangebiet von Salzburg waren. Ausgenommen war preußi- 
sches und österreichisches Gebiet. 


Der entscheidende, den Umfang des neuen Metro- 
politansprengels umschreibende Passus der Bulle lautet: 
„$ 11. Eidem praeterea ut supra a Nobis erectae metro- 
politanae ecclesiae Ratisbonensi omnes, et singulas episco- 
pales ecclesias, quae ad dexteram ripam antedicti fluminis 
Rheni sitae sunt, quaeque antea vel Moguntinae vel Tre- 
virensis, aut Coloniensis ecclesiarum, ut praefertur 
suppressarum, juri metropolitico suberant, vel ad 
praesens venerabilis fratris moderni Salisburgensis archi- 
episcopi juri subsunt metropolitico (praevio tamen vene- 
rabilium fratrum Salisburgensis archiepiscopi, et suppres- 
sae metropolitanae ecclesiae Trevirensis antisti- 
tis, nec non dilectorum filiorum suppressae archiepiscopalis 
ecclesiae Coloniensis capituli canonicorum expresso con- 
sensu a supradicto novae metropolitanae ecclesiae Ratis- 


Limburg I S. 129f. Anm. 1 hat augenscheinlich dieses Schreiben mit 
der päpstlichen Bulle verwechselt, wenn er als Datum der letzteren den 
4. Februar angibt. 
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bonensis deputando archiepiscopo prius exquirendo ac 
reportando, et semper exceptis ecclesiis illis, quae in im- 
perialis regiae Austriacae domus, atque in Borussiae regiis 
dominiis existunt, itemque salva in omnibus et integra ma- 
nente Sedis apostolicae auctoritate circa erectiones dioece- 
sium et divisiones provinciarum, quovis tempore et quo- 
modolibet libere exercenda) in ejusdem futuri, et pro 
tempore existentis archiepiscopi Ratisbonensis suffraganeas 
assignamus, ad hoc ut harum praesules, ejusdem archiepi- 
scopi metropolitico juri subsint, atque ipse futurus et pro 
tempore existens archiepiscopus Ratisbonensis in hisce dioe- 
cesibus metropoliticum sibi vindicet jus, ac suffraganeos ad 
provinciales synodos evocare, et cum eis publica etiam 
negotia pertractare, causasque appellationum et quaerela- 
rum ad eum juxta decreta concilii Tridentini devolutas 
terminare, omniaque alia et singula, quae ad archiepiscopale 
munus juxta canonicas sanctiones quomodolibet spectant, 
et pertinent facere, gerere, exercere, et exequi valeat ple- 
nam concedimus facultatem et auctoritatem. $ 12. Post- 
quam vero Salisburgensis archiepiscopus, et suppressae Me- 
tropolitanae ecclesiae Trevirensis antistes, nec non suppres- 
sae pariter Coloniensis archiepiscopalis ecclesiae capitulum 
consensum ab eis ut supra exquirendum praestiterint, ut 
idem futurus archiepiscopus Ratisbonensis consensuum hu- 
jusmodi authentica exempla, et notulam ecclesiarum omni- 
um suo metropolitico juri vigore praesentium subiicienda- 
rum itemque tabulam exprimentem singula loca novam 
archiepiscopalem Ratisbonensem dioecesim efformantia, ad 
Sedem apostolicam quantocitius transmittere teneatur, vo- 
lumus atque mandamus.‘‘!) 

Genau besehen übertrug demnach die Bulle vom 1. Fe- 
bruar 1805 dem Erzkanzler die metropolitane Gewalt über 
alle rechtsrheinischen Gebiete Deutschlands, die bisher als 
Suffraganbistümer oder Teile von solchen der metro- 
politanen Gewalt der Erzbischöfe von Mainz, Köln, Trier 
und Salzburg unterstanden hatten, aber nicht über die 
rechtsrheinischen Reste der früheren Erzdiözesen 


!) Magni Bullarii Romani Continuatio XII p. 264. 
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Köln und Trier selbst. Diesen Sprengeln gegenüber 
hatten ihre Oberhirten eben keine Metropolitan-, sondern 
die ordentliche Diözesangewalt als Ordinarien geübt. Eine 
Substitution Dalbergs in die metropolitanen Rechte 
von Köln, Trier usw. bedeutete also auch nur die Über- 
tragung einer Gewalt über solche Gebiete, in denen diese 
jurisdietio metropolitica qua talis ausgeübt wor- 
den war.!) 


1) Der von dem Münchener Uditore Grafen Troni und dem kur- 
fürstlichen Rat Kolborn bearbeitete Konkordatsentwurf, den Dal- 
berg am 20. Oktober 1804 an den Kaiser einsandte, enthält allerdings 
— in Übereinstimmung mit den Anordnungen des Reichsdeputations- 
hauptschlusses — mit voller Klarheit die Unterstellung der rechtrrheini- 
schen Gebiete von Köln und Trier unter die metropolitane Gewalt Regens- 
burgs, soweit nicht preußisches oder österreichisches Hoheitsgebiet in 
Betracht kam. Art. II lautete: ‚‚Ad instantiam principun (praehabita 
voluntaria cessione episcoporum interesse habentium) ecclesise N.N. 
supprimuntur. Nova dioecesium descriptio ad normam schematis ad- 
iacentis legitimo modo fiat. Sedes moguntina in eccolesiam cathedralem 
ratisbonnensem transferatur et dignitates Electoris Archicancellarii, Me- 
tropolitae et Primatis in Imperio in perpetuum cum ea coniunctae ma- 
neant. Jurisdiotio eius metropolitana se extendat in Bavariam et in 
omnes antiquarum provinciarum Moguntinae, Trevirensis et Coloniensis 
partes in dextro Rheni littore sitas, exceptis tamen ImperatorisAustrise 
et Regis Borussiae ditionibus.‘‘ Abgedruckt bei Bastgen, Dalbergs und 
Napoleons Kirchenpolitik S. 306. Vgl. auch Sicherer, Staat und Kirche 
in Bayern S. 86fl.; König, Pius VII S. 341ff. — Dieser Entwurf macht 
es gewiß, daß Dalberg auch bei den Pariser Vorverhandlungen für 
die Bulle ‚‚In universalis ecclesiae‘‘ dieselben Forderungen betrieb. Mög- 
lich, ja wahrscheinlich ist es auch, daß die Kurie sich zur Einbeziehung 
der genannten Gebiete bereit erklärte. Schon in einer Instruktion an 
den Wiener Nuntius aus dem Jahre 1803 war ja vorgesehen, Köln und 
Trier unter Ergänzung ihrer rechtsrheinischen Gebiete als Suffragan- 
bistümer zu organisieren. König, Pius VIL 8. 39f. Alles das vermag 
aber die Tatsache nicht aus der Welt zu schaffen, daß der Wortlaut der 
Bulle — sei ea mit, sei es ohne Absicht -— so ausfiel, daß Dalberg formell 
nicht berechtigt war, über die Kölner und Trierer rechtsrheinischen Diö- 
zesen metropolitane Gewalt zu beanspruchen. Wir möchten fast glauben, 
daß von kurialer Seite die Redaktion der Bulle mit Absicht so gestaltet 
wurde, daß man, dem ungestümen Drängen Napoleons nachgebend, die 
Translation nach Regensburg zugab, die effektive Verleihung der metro- 
politanen Gewalt aber in unaufdringlicher Weise so verklausulierte, daß 
sie, soweit Kölner, Trierer und Salzburger Gebiet in Betracht kam, 
praktisch bedeutungslos wurde. 
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Eine Schwierigkeit hat diese Erklärung allerdings. 
Wenn man den Wortlaut der Bulle so genau faßt, wie wir 
es getan haben, dann ist nicht zu verstehen, warum der 
Papst in diesem Zusammenhange Trier überhaupt mit er- 
wähnt. Da seine früheren Suffraganbistümer sämtlich links 
des Rheines lagen und durch die Bulle ‚Qui Christi Domini“ 
anderen Kirchenprovinzen zugeteilt worden waren, kam 
eine Übertragung metropolitaner Gewalt über früher trieri- 
sches Suffragangebiet überhaupt nicht mehr in Betracht. 
Trotz alledem sind wir aber eber geneigt, diese Ungenauigkeit 
im Texte der Bulle, die auf falsche geographische Vorstel- 
lungen ihres Redaktors zurückgehen kann, in Kauf zu neh- 
men, als dem klaren Ausdruck ‚jus metropoliticum‘“ einen 
‘ andern Sinn zu unterschieben.!) 

Ein zweites und, wie uns scheint, entscheidendes 
Bedenken gegen die von Dalberg behauptete Metropolitan- 
gewalt liegt in der Klausel, kraft deren die Bulle den vor- 
herigen Konsens der durch die geplante Neuordnung 
betroffenen Oberhirten von Salzburg und Trier und des 
Kölner Domkapitels verlangt. Man wird nicht umhin- 
können, diese Klausel als Bedingung für die Verleihung 
der metropolitanen Gewalt anzusehen. Das ist jedenfalls 
der nächstliegende Sinn der Formel: ‚praevio tamen Salis- 
burgensis archiepiscopi ..., Trevirensis antistitis necnon 
ecclesiae Coloniensis capituli... expresso consensu ... & 
supradicto deputando archiepiscopo prius exquirendo et 
reportando“. Dem zukünftigen Erzbischofe wird also auf- 
erlegt, vorher den ausdrücklichen Konsens der genannten 
Interessenten ‚zu erbitten und zu erlangen“. Jedenfalls 
eine für Dalberg sehr prekäre, unter anderen Umständen 
gewiß nicht geforderte, hier aber ebenso zweifellos von Rom 
wohlbeabsichtigte erschwerende Bedingung, die nach den 
Absichten der Kurie den Zweck verfolgen sallte, das, 
was man dem Schützling Napoleons notgedrungen formell 
zugestand, an der erhofften Unerfüllbarkeit der Konsens- 


1) Bastgen, Dalbergs und Napoleons Kirchenpolitik S. 94 rechnet 
neben den deutschen Suffraganbistümern Salzburgs auch die rechts- 
rheinischen Teile von Köln und Trier hinzu, ohne auf die Schwierigkeiten 
einzugehen, welche die Interpretation der Bulle in diesem Falle macht. 
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klausel wieder scheitern zu lassen. Kein Wunder demnach, 
daß Dalberg schon vor Erlaß der Bulle gegen diese Konsens- 
bedingung wetterte und in unwirschen Worten die Politik 
der Kurie kritisierte, die ihm das zuschiebe, was ihr selbst 
zu delikat sei.!) Die Bulle verpflichtete ihn, die authenti- 
schen Ausfertigungen der Konsenserklärungen samt einer 
Liste der seiner Metropolitangewalt zu unterstellenden Kir- 
chen dem päpstlichen Stuhle einzureichen. Die augenschein- 
lich wohlberechneten Ausdrücke ‚„deputando archiepi- 
scopo‘‘ — „ejusdem futuri archiepiscopi‘‘ — „ecclesiarum 
suo metropolitico juri subjiciendarum‘ lassen keinen 
Zweifel darüber, daß nach der Absicht des Papstes die 
Übertragung der metropolitanen Jurisdiktion an Dalberg 
erst dann geschehen solle, wenn die verlangte Konsens- 
erklärung an die Kurie eingeschickt sei. 

Sollte noch ein Zweifel daran bestehen, daß die Ein- 
holung des Konsenses als Bedingung für die Erteilung der 
Metropolitangewalt gedacht war, so wird die Sachlage ge- 
klärt durch eine Bemerkung in einem späteren, in den 
Ehrenbreitsteiner Akten befindlichen Schreiben des römi- 
schen Agenten de Augustinis, in dem dieser sich gerade 
über die bestrittene Rechtmäßigkeit der Eingriffe Dalbergs 
in die Jurisdiktionsangelegenheiten des Trierer Sprengels 
und über die Stellungnahme der Kurie dazu ausläßt. „On 
a eu notice“, heißt es da mit Bezug auf die amtlichen, 
von dem Kardinal-Staatssekretär in Regensburg eingezoge- 
nen Erkundigungen über das Vorgehen Dalbergs, „que le 
dit Archevöque n’avait accompli aucune des con- 
ditions que le Pape lui avait impos& (!) en le trans- 
ferant de Mayence A Ratisbonne‘.?) Mit diesen ‚‚con- 
ditions“ ist zweifellos in erster Linie die obenerwähnte Kon- 
senseinholung gemeint. Dalberg hat diese Bedingung nie 
erfüllt. Sein Berater und Vertrauter, der Weihbischof von 
Kolborn, gab später selbst zu, der Primas habe die Bekannt- 
gabe der Bulle aus Rücksicht auf die bejahrten Oberhirten 


1) Vgl. die Äußerungen Dalbergs bei Bastgen, Dalbergs und 
Napoleons Kirchenpolitik S. 92. 

2) Augustinis an Hommer, 18. Juni 1817, Pfarrarchiv Ehren- 
breitstein. 
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von Trier und Salzburg unterlassen.!) Von der Einholung 
eines ausdrücklichen Konsenses zu den Bestimmungen der 
Bulle kann daher erst recht keine Rede sein. Selbst nach 
dem Tode des Trierer Kurfürsten hat Dalberg es unter- 
lassen, die fragliche Bulle bekanntzumachen. Kein Wunder 
daher, daß man in Trier und Köln nichts von den angeb- 
lichen metropolitanen Befugnissen wissen wollte, für die 
selbst noch bei der Vakanz des Jahres 1816/17 jeder beweis- 
kräftige Beleg fehlte. Daß Dalberg gegenüber den An- 
zweifelungen seiner metropolitanen Gewalt sich nicht dazu 
herbeiließ, die Bulle zu veröffentlichen, legt den Gedanken 
nahe, daß er sich wohl bewußt war, dadurch in den Augen 
der Trierer und Kölner Diözesanen seinen Ansprüchen 
den Todesstoß zu versetzen. Die Konsensbedingung und 
ihre Nichterfüllung wären dann aller Welt offenbar ge- 
worden. 

Als Ergebnis der bisherigen Erörterungen kann dem- 
nach als gewiß angesehen werden: 

1. Nach dem’strengen Wortlaut der Bulle ‚In uni- 
versalis Ecclesiae‘“ erstreckte sich die beabsichtigte Ertei- 
lung metropolitaner Rechte nicht auf den rechtsrheinischen 
Trierer Sprengel. 

2. Die Bulle hat Regensburg zum Erzbistum erhoben. 
Bei dieser rein dekorativen Auszeichnung ist es aber 
auch geblieben. Die vom Papste in Aussicht genommene 
Übertragung einer eigentlichen Metropolitanjuris- 
diktion ist nicht zur Durchführung gekommen, 


ı) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I 8.66. Vgl. dazu 
bei Bastgen, Dalbergs und Napoleons Kirchenpolitik 8. 92 die beld 
nach Erlaß der Bulle getane Äußerurg Dalbergs, der Papst habe ihm die 
Einholung des Konsenses von Trier, Köln und Salzburg zur Suppression 
ihrer Metropolitanrechte aufgetragen, er sei jedoch „nicht ungeneigt, 
dem aller Verehrung würdigen Herrn Erzbischof von Trier und auch dem 
Heırn Erzbischofen von Salzburg die Beibehaltung und fernere Aus- 
übung ihrer Metropolitanrechte auf ihre Lebenstage anzubiethen“. Ein 
Schriftwechsel zwischen Klemens Wenzeslaus und Dalberg aus dem 
September des Jahres 1805, also schon geraume Zeit nach Erlaß der 
Bulle, enthält in keiner Weise das Anerkenntnis bzw. den Anspruch 
einer metropolitanen Überordnung. Siehe die betreffenden Schriftstücke 
bei Lieber, In Sachen der oberrheinischen Kirchenprovinz 8. 146f. 
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da Dalberg die ihm gestellte Bedingung der Konsens- 
einholung nicht erfüllt hat.!) 
Ex titulo juris metropolitani konnte Dalberg daher als 


1) Die kirchenrechtliche Tragweite der Bulle, speziell ihre bedeut- 
same Verklausulierung, ist den beiden Biographen Dalbergs, Müller, 
Carl Theodor von Delberg 8.46f. und von Beaulieu- Marconnay, 
Karl von Dalberg und seine Zeit I S. 342ff. vollständig entgangen. Das- 
selbe gilt von Gams, Geschichte der Kirche Christi I 8. 384f.; Mejer, 
Propaganda II S. 363f.; Bockenheimer in der Allgem. Deutschen 
Biographie IV S. 706; Sicherer, Staat und Kirche in Bayern S. 91f. 
und Brück, Geschichte der katholischen Kirche in Deutschland I? 
8. 263. Auch Roßhirt, Staatsrechtliches Verhältnis 8. 95 geht auf die 
Frage nicht ein und gibt als Ernennungsjahr fälschlich 1804 an. Die 
ganz auf den Ton des Panegyrikus gestimmte, im übrigen herzlich be- 
deutungslose Schrift von August Krämer, Carl Theodor Reichsfreyherr 
von Dalberg, vormaliger Großherzog von Frankfurt, Fürst-Primas und 
Erzbischof. Eine dankbare Rückerinneruug an sein wohltätiges Leben 
und eine Blume auf sein Grab ®, Regensburg 1817, 8. 10 gleitet ebenfalls 
über die vorliegende Frage hinweg und sagt nur, Delberg sei „seit dem 
Jahre 1806 .... des heiligen Stuhls zu Regensburg Erzbischof und 
Primas, Fürst-Primas des rheinischen Bundes“ gewesen. Höhler, Ge- 
schichte des Bistums Limburg I S. 129f. Arm. I übersieht gerade den 
wichtigsten Passus der Bulle, kommt aber, wenn auch auf falschem Wege, 
zu dem richtigen Schluß, die Übertragung der umfangreichen Metro- 
politanrechte an Dalberg müsse wohl ‚in das Reich der Fabel verwiesen 
werden“. Daß diese Übertragung bedingterweise wirklich beabsichtigt 
war, scheint Höhler nicht bedacht zu haben. Die einzigen, welche die 
Verklausulierung der Errichtung de3 neuen Metropolitansprengels richtig 
erkannt haben, sind (Klüber), Neueste Einrichtung S. 8f. und Hüffer, 
Forschungen auf dem Gebiete des französischen und rheinischen Kirchen- 
rechts 8. 327f. Der Latztgenannte hat jedoch die Bulle selbst nicht 
gekannt, sondern nur den bei Münch, Concordate II S. 133f. 210f. 
abgedruckten Konsistorislbeschluß vom 1. Februar, den Kardinal Ca- 
prara am 4. Februar veröffentlichte. Wenn Hüffer aus dem Worte 
„postulant‘ die Notwendigkeit des Konsenses von Trier, Köln und Salz- 
burg folgert, so trifft er im Ergebnis zwar das Richtige. Seine Inter- 
pretatioı ist aber, wie er auch selbst gefühlt hat, mehr als zweifelhaft. 
Vgl Hüffer a.a.O. S. 327f. Anm. 1. Die überaus unklare Stelle des 
Konsistorialbeschlusses wird erst in das rechte Licht gerückt durch den 
viel klareren Text der Bulle, den Hüffer aber augenscheinlich nicht 
kannte. — Auch das jüngsterschienene Werk von Bastgen, Dalbergs 
und Napoleons Kirchenpolitik S. 92ff. geht auf die bedeutsame Klausel 
nicht ein und teilt nur eine Äußerung Dalbergs mit, die aber die 
entscheidende Tragweite der Konsensklausel in keiner Weise hervor- 
treten läßt. 
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Träger des tridentinischen Devolutionsrechtes für den rechts- 
rheinischen Trierer Sprengel nicht in Betracht kommen. 


c) Das Devolutionsrecht bei exemten Bistümern. 


Träger des Devolutionsrechtes für exemte Bistümer im 
Falle der Säumigkeit des Kapitels ist von Rechts wegen 
der päpstliche Stuhl, an dessen Stelle aber aus prakti- 
schen Gründen nach den Vorschriften des Tridenti- 
nums der nächstwohnende Bischof einzugreifen be- 
rechtigt und verpflichtet ist.!) 

Nach den vorausgegangenen Erörterungen kann nur 
diese Devolutionsart für den rechtsrheinischen 
Trierer Sprengel in Betracht kommen. Durch die Bulle 
„Qui Christi Domini‘ war ihm nämlich sein metropolitaner 
Charakter genommen worden.?) Da er aber keinem anderen 
Metropolitanverband nachweisbar unterstellt wurde, hatte 
er von da ab die Rechtsnatur eines exemten, dem päpst- 
lichen Stuhl unmittelbar unterworfenen Bistums. Bei Säu- 
migkeit des Kapitels hatte also der episcopus vicinior ein- 
zutreten. 

Die Bestimmung des episcopus vicinior für den 
Trierer Sprengel ist nicht ganz leicht, so bestimmt auch 
Dalberg diese Eigenschaft für sich in Anspruch nahm. Als 
Bischof des weitabgelegenen Regensburg hätte er selbstver- 
ständlich nicht als vicinior gelten können. Da aber die 
Rechte des Mainzer Stuhles auf Regensburg übertragen 
waren, und da Dalberg weiterhin in dem rechtsrheinischen, 
unmittelbar an den Trierer Sprengel angrenzenden Mainzer 
Anteil die bischöfliche Jurisdiktion ausübte, läßt sich seine 
Eigenschaft als episcopus vicinior mit hinreichender Sicher- 


1) Richter-Schulte, Conc. Tridentinum p. 370 n. 1. Vgl. Ebers, 
Devolutionsrecht S. 359f. — Nach dem neuen Codex iuris canonici 
scheidet für die Zukunft der episcopus vicinior als Devolutionsberech- 
tigter aus. Vgl. can. 432 $ 3 in Verbindung mit can. 285. 

s) Vgl. z. B. die wohlgewählten, diesem Umstande Rechnung tragen- 
den Ausdrücke, mit denen der frühere Trierer Erzbischof in der Bulle 
„In universalis Ecclesiae‘‘ und dem dazugehörigen Konsietorialbeschluß 
bezeichnet wird. Der Ausdruck „Erzbischof“ wird konsequent um- 


gangen. 
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heit konstruieren.!) Allerdings kann nicht geleugnet werden, 
daß Fulda und Köln mit Aussicht auf Erfolg dieses Recht 
auch für sich hätten in Anspruch nehmen können.?2) Da 
sie es aber nicht taten und der Bischof von Fulda sogar 
ausdrücklich auf ein Eingreifen verzichtete, wird man Dal- 
berg praktisch als rechtmäßigen Inhaber des Devolutions- 
rechtes ansehen dürfen, indem man den theoretischenZweifel 
durch Prävention und stillschweigende oder gar ausdrück- 
liche Ratihabition der übrigen Konkurrenten lösen läßt. 

Nach den früheren Ausführungen ist auch der episcopus 
vicinior bei der Bestellung des Kapitelsvikars an die Ein- 
haltung der tridentinischen Frist gebunden.?) 


3. Kritik der Vikarsernennungen 
von 1812 und 1816. 


Nachdem die Vorfragen, auf denen sich die kritische 
Bewertung der Trierer Sedisvakanzirrungen aufbauen muß, 


1) Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 56. 

3) Der Limburger Offizial Beck hielt zunächst den Fürstbischof 
von Fulda für den zuständigen episcopus vicinior, weil seine Kathedrale 
näher liege, und berief sich für diese Auffassung auf die Praxis der Kon- 
zilskongregation. Höhler, Geschichte des Bistums Limburg I S. 53. 
Später aber, nachdem er in Fulda keine Geneigtheit gefunden hatte, 
auf seine Wünsche einzugehen, vertrat er den Standpunkt, der episcopus 
vieinior für den Trierer rechtsrheinischen Sprengel sei Dalberg. Vgl. 
sein Schreiben vom 29. Juli 1812, mit dem er dem Fürsten von Nassau- 
Weilburg das Ableben des Kurfürsten Klemens Wenzeslaus anzeigte. 
Höhler a.a.O. S. 54. — Der Deutzer Offizial Cramer von Claus- 
pruch war 1812 der Ansicht, die Regelung der Trierer Jurisdiktions- 
verhältnisse bzw. die Bestallung eines Vikars stehe dem Kölner Dom- 
kapitel als Verwalter der Rechte des episcopus vicinior zu. Der Regens- 
burger Weihbischof und Vertraute Dalbergs, Kolborn, trat dieser Auf- 
fassung jedoch scharf entgegen. Jedenfails unterließ es das Kölner 
Kapitel bzw. der Kapitelsvikar Freiherr von Caspers zu Weiß, seine 
Ansprüche wirksam geltend zu machen. Vgl. Höhler a.a. O. S. 60. 66. 
Beachtenswerte Ausführungen über die Frage des episcopus vicinior für 
den rechtsrheinischen Trierer Sprengel macht auch das früher genannte 
Gutachten des Koblenzer Konsistorialrates Schwarz vom 12. Juni 1816, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 561 Nr. 99 BI. 10/12. Abgedruckt An- 
hang Nr. 10. 

°®) Vgl. Hinschius, System des Kirchenrechts II S. 234f.; Scherer, 
Handbuch des Kirchenrechts I S. 590. 
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wenigstens im wesentlichen geklärt sind, bietet das end- 
gültige Urteil über die Vikarsernennungen von 1812 und 
1816 keine unübersteiglichen Schwierigkeiten mehr. Der 
größeren Übersichtlichkeit wegen, dann auch aus sachlichen 
Gründen behandeln wir jede für sich gesondert. Die Kritik 
der Vikarsernennung Becks und damit der ersten Einrich- 
tung des Limburger Vikariates liegt formell allerdings außer- 
halb des Rahmens unserer. Untersuchung. Wie wir sie aber 
im geschichtlichen Teile wegen ihres historischen und sach- 
lichen Zusammenhanges mit der Einrichtung des Ehren- 
breitsteiner Vikariates in unsere Darstellung mit einbezogen 
haben, so können wir sie auch jetzt im kritischen Teile 
nicht übergehen. 


a) Die Bestallung Becks (1812). 


Die Bestallung Becks, die durch den Domdechanten 
Grafen Kesselstadt, sei es mit, sei es ohne Mitwirkung oder 
Einverständnis der noch lebenden bzw. der noch in Augs- 
burg anwesenden Mitglieder des Trierer Domkapitels vor- 
genommen wurde, muß — soweit sie als Kapitelsakt in Be- 
tracht kommt — schon aus dem Grunde für ungültig erklärt 
werden, weil das von dem Tridentinum festgesetzte Fatale 
dabei überschritten wurde. Die authentische Kunde vom 
Ableben des Bischofs war der in Augsburg lebenden Majori- 
tät des Kapitels zweifellos sofort zugekommen, so daß der 
Ablauf der tridentinischen Frist gleich einsetzte. Wollte 
man aber auch für die anderwärts wohnenden Kapitels- 
mitglieder eine längere Frist zugeben und annehmen, daß die 
tridentinischen acht Tage erst von dem Zeitpunkt an abzu- 
laufen begannen, wo allen Kapitularen der Tod des Ordi- 
narius authentisch bekannt war, so würde es doch nicht 
gelingen, die erst am 8. Oktober, also volle fünf Monate 
nach dem Tode des Ordinarius erfolgte Bestallung Becks 
als rechtsgültig anzusehen. Mag man sich die Saumseligkeit 
des Kapitels erklären, wie man will — an der Tatsache der 
negligentia kommt man nicht vorbei und an dem Ein- 
geständnis, daß zur Zeit der Ernennung Becks das Recht 
zur Bestallung des Vikars längst in andere Hände über- 


gegangen war. 
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Demgegenüber auf die obenerwähnte mildere An- 
sicht von Garcia hinzuweisen, erscheint wenig aussichts- 
voll. Selbst im besten Falle bietet die genannte Ansicht 
nicht mehr als eine schwache Probabilität, die nicht im- 
stande ist, die Gültigkeit der Ernennung Becks zu sichern. 

Abgesehen von der Überschreitung der tridentinischen 
Frist muß die Wahl Becks auch insofern als ungültig an- 
gesehen werden, als sie so gut wie sicher gar keinen kapi- 
tularen Akt des Gremiums, sondern einen zwar amt- 
lich gemeinten, im Grunde aber doch nur solitären Akt 
des Domdechanten Kesselstadt darstellt. Eine Be- 
schlußfassung der Kapitelsmitglieder ist in den vorliegenden 
Akten auch nicht mit einem Worte angedeutet. Die Formu- 
lierung der Ernennungsurkunde ist nichts als Maske. Kessel- 
stadt unterschreibt im Namen des Kapitels, ohne für seine 
Legitimation von seiten der Kapitulare irgendeinen Beweis 
beibringen zu können. 

Auch der oben angedeutete Ausweg einer still- 
schweigenden Delegation Becks führt nicht zum Ziel. 
Danach hätten die Mitglieder des Trierer Domkapitels eben 
dadurch, daß sie vorerst keinen Kapitelsvikar wählten, hin- 
reichend zu erkennen gegeben, daß sie die Fortführung der 
Jurisdiktion Becks wünschten. Durch die spätereErnennung 
zum Vikar wäre dann der von Anfang an vorhandene con- 
sensus tacitus mehr oder minder zu einem consensus ex- 
pressus geworden, vorausgesetzt, daß der Domdechant da- 
bei mit Zustimmung der Majorität bzw. der in Augsburg 
ansässigen Kapitelsmitglieder handelte. Eine kaum über- 
windbare Schwierigkeit für diesen Erklärungsversuch liegt 
aber darin, daß allem Anschein nach die Trierer Domherren 
von dem rechtlichen Fortbestand des Kapitels keineswegs 
überzeugt waren. Demnach können sie auch nicht gut die 
Absicht gehabt haben, den Generalvikar stillschweigend zur 
Fortsetzung seiner jurisdiktionellen Betätigung zu ermäch- 
tigen. Ganz abgesehen davon, daß die Schuldoktrin nicht ge- 
stattet, die Formlosigkeit der Vikarswahl so weit zu steigern, 
wie es im Falle eines derartigen consensus tacitus geschähe.!) 


1) Ebers, Devolutionsrecht 8. 3571. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichtn. XAXVIIL Kan, Abt. VII. 
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Die Ungültigkeit der Ernennung Becks läßt sich auch 
dadurch nicht mit Sicherheit sanieren, daß sie mit Ein- 
willigung, ja auf ausdrückliche Bevollmächtigung des 
Fürstenprimas von Dalberg als Metropolit bzw. als 
episcopus vicinior geschehen ist. Nach den früheren Aus- 
führungen müssen die Metropolitanansprüche Dalbergs als 
vollständig unbegründet abgewiesen werden. Aber selbst, 
wenn wir sie anerkennen könnten, wären sie ebensowenig 
imstande, die Rechtsgültigkeit der Ernennung Becks durch- 
aus sicherzustellen, wie Dalbergs Eigenschaft als episcopus 
vicinior. Nach unseren obigen Darlegungen ist nämlich 
das Devolutionsrecht des Metropoliten bzw. des episcopus 
vicinior ebenso an die Verfallfrist von acht Tagen gebunden, 
wie das Wahlrecht des Kapitels.!) Macht man mit dieser 
Auffassung Ernst, dann kann an der formellen Ungültigkeit 
der im Auftrag des Primas vorgenommenen Wahl Becks 
kein Zweifel obwalten, da zur Zeit seiner Ernennung das 
Devolutionsrecht längst an den päpstlichen Stuhl über- 
gegangen war. 

Um so auffälliger ist es, daß Höhler, Geschichte des 
Bistums Limburg I S. 86 glaubt, gegen die Ernennung Becks 
durch Dalberg werde ‚sich kaum eine ernste Schwierigkeit 
erheben lassen“. Höhler ist augenscheinlich der Ansicht, 
der durch Devolution Berechtigte sei überhaupt an die Ein- 
haltung einer bestimmten Frist in der Ausübung seines 
Rechtes nicht gebunden. Daß diese Auffassung mit dem 
Grundgedanken des ganzen Devolutionsinstitutes in Wider- 
spruch steht, scheint Höhler nicht bedacht zu haben. Nach 
formellem Recht ist seine Ansicht daher zweifellos abwegig. 

Die Gültigkeit der Bestallung Becks ließe sich höch- 
stens aus anderen Erwägungen heraus mit einer ge- 
wissen Wahrscheinlichkeit konstruieren. 

Die Behinderung des Verkehrs mit dem römi- 
schen Stuhle, welche durch die Gefangenschaft des Pap- 
stes bedingt war, machte es Beck unmöglich, sich von dort 
die nötigen Vollmachten zu verschaffen. Seine darauf ab- 


1) Vgl. Hinschius, System des Kirchenrechts II S. 234f.; Scherer, 
Handbuch des Kirchenrechts I S. 590. 
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zielenden Versuche schlugen, wie im geschichtlichen Teil 
auseinandergesetzt wurde, gänzlich fehl. Wenn nun der 
päpstliche Stuhl selbst nicht in der Lage war, die Regelung 
der Jurisdiktionsverhältnisse in dem verwaisten Trierer 
Sprengel in die Hand zu nehmen, dann wird man annehmen 
dürfen, daß er nicht die Absicht hatte, die durch das formale 
Recht geforderte Einhaltung der tridentinischen Frist durch 
den nächstfolgenden Devolutionsberechtigten—in unserem 
Falle den Primas von Dalberg als episcopus vicinior — zu 
urgieren und daß er damit einverstanden war, daß dieser, 
wenn nicht aus eigenem Recht, dann als stillschweigend be- 
vollmächtigter Vertreter des Papstes die Ernennung eines 
Vikars vornahm, bzw. dem Domdechanten Grafen Kessel- 
stadt die Vollmacht gab, ihn zu ernennen. 


b) Die Bestallung von Hommers (1816). 


Ähnlich, ja eher ungünstiger wie das Urteil über die 
Bestallung Becks wird auch die kirchenrechtliche Wertung 
der Ernennung seines Nachfolgers von Hommer ausfallen 
müssen. 

Falls der Domdechant Graf Kesselstadt die Ernennung 
Hommers ohne Einwilligung der in Augsburg an- 
wesenden Domherren vorgenommen hat, muß sie schon 
deshalb für ungültig erklärt werden, weil sie sich nicht 
als kapitularen Akt, sondern als eine unberechtigte, 
wenn auch amtlich gemeinte Maßnahmeeineseinzelnen 
Kapitelsmitglieder darstellt. 

Aber selbst für den ganz unwahrscheinlichen Fall, daß 
sie auf kapitulare Art zustande gekommen wäre, bleibt die 
Ernennung Hommers immer noch aus dem Grunde un- 
gültig, weil die tridentinische Verfallfrist um mehrere 
Monate überschritten wurde. Am 3. März 1816 war Beck 
gestorben. Am 8. August wurde Hommer erst zu seinem 
Nachfolger ernannt. Um diese Zeit hatte das Kapitel sein 
Wahlrecht längst verwirkt. 

Eine beachtenswerte Möglichkeit bleibt allerdings 
noch zu besprechen, durch die sich das Wahlrecht des 
Kapitels mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit aufrecht- 
erhalten ließe. Die dem kirchlichen Devolutionsrecht zu- 
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grunde liegende strafende Tendenz verlangt für den Ein- 
tritt der Devolution nicht nur die rein formale Übertretung 
der kirchlichen Verleihungsbestimmungen. Ohne Schuld 
keine Strafe. Unentbehrliche Voraussetzung für den Ein- 
tritt der Devolution ist die schuldhafte Verletzung der 
einschlägigen Bestimmungen durch den Erstberechtigten.!) 
Auch die vom Tridentinum angeordnete Devolution tritt 
nur ein, wenn eine „negligentia‘ des Kapitels vorliegt. 

Hat das Trierer Domkapitel bei der Regelung der 
Sedisvakanzfragen sich einer solchen ‚‚negligentia‘“ schuldig 
gemacht ? Bei der Sedisvakanz des Jahres 1812 zweifellos. 
Von keiner Seite wurde dem Domkapitel damals irgend- 
welches Hindernis für die Ausübung seines Wahlrechtes in 
den Weg gelegt. Wenn es dasselbe also nicht ausübte, so 
geschah es nur durch eigene Schuld. Auch die etwa in den 
Kreisen der Domkapitulare vorhandene Unsicherheit über 
den rechtlichen Fortbestand des Kapitels ist nicht imstande, 
von der „negligentia‘ zu entschuldigen. Die Bulle „Qui 
Christi Domini‘, die allen hätte bekannt sein müssen, hatte 
darüber keinen vernünftigen Zweifel gelassen. Zudem 
komnit hier der Grundsatz in Betracht: ‚error facti, non 
iuris excusat‘‘. Eine etwaige Unkenntnis des Fortbestandes 
des kapitularen Wahlrechtes. wäre demnach nicht: imstande 
gewesen, den Ablauf der tridentinischen Verfallfrist zu 
hemmen. Höchstens könnte ein ‚„iustum impedimentum“ 
für die Ausübung des Wahlrechtes und damit ein den Frist- 
ablauf hemmender Umstand darin gefunden werden, daß 
die nassauische Regierung entschlossen war, einen von 
dem Kapitel gewählten Vikar für ihr Gebiet nicht anzu- 
erkennen. Die einschlägigen Akten lassen keinen Zweifel 
darüber, daß der Domdechant Graf Kesselstadt sich bei 
der Sedisvakanz des Jahres 1816 vorwiegend durch die 
Furcht vor Konflikten mit der herzoglichen Regierung. da- 
von abhalten ließ, rechtzeitig zur Wahl eines neuen Vikars 
zu schreiten. Er hielt es für zwecklos, einen Vikar zu er- 
nennen, dem durch den Widerstand der einen beteiligten 
Regierung die Ausübung seiner Jurisdiktion in dem größe- 


!) Ebers, Devolutionsrecht 8. 304 ff. 
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ren Anteil des Trierer Sprengels doch unmöglich gemacht 
werden würde. 

Man wird für die Bedenken Kesselstadts volles Ver- 
ständnis haben, zugleich aber der Ansicht sein können, daß 
die Furcht vor Repressalien der nassauischen Regierung 
kein ‚„iustum impedimentum‘“‘ im kirchenrechtlichen Sinne 
darstellt. Die Haltung Nassaus atellte für:das Trierer 
Kapitel überhaupt gar kein Hindernis in der Ausübung 
seines Wahlrechtes dar, sondern nur für die zukünftige 
Jurisdiktionsbetätigung des zu wählenden Vikars. Diese 
Schwierigkeiten in der einen oder anderen Weise zu lösen, 
hätte das Kapitel ruhig der Zukunft überlassen können. 
Jedenfalls mußte es sein Wahlrecht ausüben, so- 
weit es dessen fähig war. In dem preußischen An- 
teil war der Kandidat des Kapitels der Bestätigung durch 
die Regierung gewiß. Vielleicht hätte auch die nassauische 
Regierung einer energischeren Haltung des Domkapitels 
gegenüber nachgegeben. Ihre Theorie von der Aufhebung 
des Kapitels war ja auf die Dauer doch unhaltbar. Für 
den äußersten Fall blieb dann immer noch die Möglichkeit, 
die Jurisdiktionsausübung für den nassauischen Anteil einem 
dortigen Geistlichen zu delegieren. Auf diese Weise war es 
möglich, denVorschriften des Kirchenrechtes zu genügen und 
zu gleicher Zeit den staatlichen Wünschen hinreichend ge- 
recht zu werden. Kesselstadt, in dessen Hände die Rege- 
lung der Angelegenheit gelegt war, war aber augenschein- 
lich der Situation in keiner Weise gewachsen. Die Furcht 
vor Nassau und die Besorgnis der Nichtanerkennung eines 
kapitularischen Vikars ließen bei ihm alle anderen Er- 
wägungen zurücktreten. Ungenutzt ließ er die dem Kapitel 
zustehende Wahlfrist verstreichen. Die übrigen Kapitels- 
mitglieder hatten anscheinend auch nicht Initiative genug, 
um gegen die übertriebenen Bedenklichkeiten des Dekans 
aufzukommen. Wie man sie unter diesen Umständen von 
dem Vorwurf einer kirchenrechtlichen ‚‚negligentia‘ im tri- 
dentinischen Sinne freisprechen kann, ist nicht einzusehen. 
Mit der Tatsache der ‚‚negligentia“ ist aber auch von selbst 
die Ungültigkeit einer nach Fristablauf vorgenommenen 
Wahl gegeben. 
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Auch von der Jurisdiktion Dalbergs als episcopus 
vicinior aus läßt sich die Legalität der Wahl Hommers nicht 
konstruieren. Eine direkte Bevollmächtigung zur Wahl, 
wie seinerzeit bei der Sedisvakanz des Jahres 1812, hat 
Kesselstadt jedenfalls nicht nachgesucht: Die unterdessen 
gewonnene Überzeugung von dem rechtlichen Fortbestand 
des Kapitels hat ihn davon abgehalten. Dalberg selbst war 
der Ansicht, daß das Kapitel mit der Ernennung Hommers 
nur sein eigenes Recht ausgeübt habe. Übrigens wäre der 
Primas auch gar nicht mehr in der Lage gewesen, eine 
rechtsgültige Bevollmächtigung dieser Art zu erteilen. Denn 
einmal war auch für ihn nach fast fünf Monaten die triden- 
tinische Frist längst verstrichen, um so mehr, als bei dem 
ungehinderten Verkehr mit Rom jeder Grund weggefallen 
war, dem örtlichen Devolutionsberechtigten für die Aus- 
‚übung seines Rechtes einen weiteren Spielraum zu lassen. 
Ferner hatte Dalberg — allerdings ungültig, weil auch da- 
mals schon zu spät — am 30. März 1816 durch die Be- 
vollmächtigung Cordens bzw. des Limburger Vikariates 
sein Amt als episcopus vicinior bereits ausgeübt. Selbst 
wenn die Ernennung Cordens gültig gewesen wäre, hätte er 
nicht das Recht gehabt, die damals vollzogene Bestallung 
des Limburger Vikariates nachträglich dadurch abzuändern, 
daß er Hommer als Vikar für den preußischen Anteil zuließ. 

Wie man daher auch die Ernennung Hommers be- 
trachten mag, sei es von der Seite des kapitularen Be- 
stallungsrechtes, sei es von seiten des Devolutionsrechtes 
des Primas von Dalberg — an ihrer höchstwahrscheinlichen 
Ungültigkeit kommt man, wenigstens wenn man das for- 
male Recht sprechen läßt, kaum vorbei. 


Jedenfalls stehen wir am Schlusse unserer Unter- 
suchung vor einem bemerkenswerten, aber kirchenrecht- 
lich nichts weniger als erfreulichen Ergebnis: Sowohl die 
Wahl Becks als auch die Hommers muß nach den Vor- 
schriften des formalen Rechtes als wahrscheinlich un- 
gültig angesehen werden. Die Gültigkeit der letzteren ist 
dabei noch mehr Zweifeln ausgesetzt als die erstere. Die 
Bestallung des Limburger Vikars Corden, die später von 
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Rom offiziell als ungültig erklärt worden ist, zeigt in ihrem 
Verlauf jedenfalls nicht mehr Ungesetzlichkeiten als die 
Wahlen Becks und Hommers.!) Wenn die Wahl des Ehren- 
breitsteiner Vikars in Rom nicht dasselbe Verdikt fand wie 
die Cordens, dann liegt der Grund unseres Erachtens sicher- 
lich nicht in ihrer kirchenrechtlichen Unanfechtbarkeit, 
sondern in einer gewissen Rücksichtnahme, die man der 
bona fides Hommers glaubte angedeihen lassen zu sollen. 

Aus der Ungültigkeit der Ernennung Becks und Hom- 
mers würde dann an sich auch die Folgerung gezogen wer- 
den müssen, daß die Jurisdiktionsausübung der genann- 
ten Vikare über vier Jahre hindurch ungültig gewesen 
wäre. Welche Folgen das auf dem Gebiete der kirchlichen 
Ämterbesetzung, für die Gültigkeit vieler Ehen, ja selbst 
für die Beichtjurisdiktion der von Beck und Hommer be- 
vollmächtigten Geistlichen nach sich ziehen müßte, braucht 
hier nur angedeutet zu werden. Die römische Kurie hat 
mit der Möglichkeit dieser Folgen so ernstlich gerechnet, 
daß sie es bei der Errichtung des apostolischen Vikariates 
Ehrenbreitstein für angebracht hielt, soweit als möglich 
die Sanation der etwa ungültig vorgenommenen Juris- 
diktionsakte ‚ad cautelam‘ auszusprechen. Ob eine solche 
Sanation, selbst im Falle der Ungültigkeit der genannten 
Vikarsernennungen, absolut nötig war, ist eine andere Frage. 
Die kirchenrechtliche Doktrin von dem „error communis 
cum titulo colorato“ und der Supplierung der fehlenden 
Jurisdiktion in diesem Falle durch die Kirche läßt — auch 
ohne spätere ausdrückliche Sanation durch Rom — die 
etwaige theoretische Ungültigkeit der Jurisdiktionshand- 
lungen Becks und Hommers in praxi in einem günstigeren 
Lichte erscheinen. 


2) Ein abschlieBendes Urteil über die Stellungnahme Roms zu 
den beiden letzteren würde nur mit Benutzung von Akten des päpst- 
lichen Staatssekretariates möglich sein. 
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Anhang.') 


1. 
Abtrennung der Pfarrei Wetzlar von Trier und Vereinigung mit Regens- 
barg, 7. April 1813, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 BI. 7/8. 

Nos Carolus Dei Gratia Sanctae Sedis Ratisbonensis Archi-Episoo- 
pus et Primas, Prinoeps-Primas Confoederationis Rhenanae, Magnus-Dux 
Franoofurtensis & &. 

Postquam per Reoessum Deputationis de anno 1803, $ 25 Nobis, 
Nostrisque sucoessoribus comitatus et oivitas Wezlariensis cum ecolesia 
oollegiata ad B. M. V. in dicta urbe site in partem indemnisationis data 
sunt, et dicte Collegiata nominatim cum omnibus bonis et reditibus 
Nobis relicta fuit, ad Nos quoque onus et obligatio transiit, omnes ex- 
pensas pro cultu religionis catholicae, pro sustentatione parochi oatho- 
lici et pro scholis catholicorum, quam obligationem diota oollegiata 
habuit, ad perpetua tempora ex reditibus hujus oollegiatae suppeditandi. 
Haec oonsiderantes et convicti, quod firma determinatio et assig- 

natio sufficientis ad id, et independentis fundi pro majori perpetus 
securitate parochiae et scholarum utilis et necessaria sit, ad iteratas a 
communitate catholica Wezlariensi Nobis factas instantias oommoti, 
qua dominus territorialis Nostro, Nostrorumque sucoessorum nomine 
parochiam catholicam et scholas catholicas in urbe Wezlarienai, coom- 
prehensis omnibus iis, quae ad perfectam parochiam et ad scholas requi- 
runtur et pertinent, dotevimus, ita quidem, ut universitas massae bono- 
rum et redituum dictae ecolesiae oollegiatae ad B. M. V. Wezlariae sine 
exoeptione ad hanc dotationem (salvis tamen rustentationibus et pen- 
sionibus canonicorum dictae ecclesiae oollegiatae, qui eas, quam diu 
vivunt, ex hoo fundo percipiant) determinata et assignata sit. Desuper 
etiam jam 6te Augusti anno millesimo octingentesimo duodecimo in- 
strumentum publicum, in quo omnia et singula pro ratione circumstan- 
tiarum moderni et subsequentium temporum dictincte praescripte sunt, 
expediri et sigillo majori muniri jussimus et subecripsimus. 

Quia vero pro viduata dioeoesi Trevirensi cis-rhenana, ad quam 
oomitatus Wezlariensis hucusque pertinuit, deficiente capitulo et sede 
spostolica impedita nulla pro administratione hujus dioeoeseos provisio 
facte est, Nos quogue, quibus oeu Episcopo viciniori juxta praescripta 
eoolesiae in hisce oiroumstantiis providendi et administratorem nominandi 
potestas competit, licet etiam ad hoc munus Nostrum implendum pars- 


1) Die französischen Stücke der römischen Korrespondenz von 
Hommers und von Augustinis sind in ihrer für die damalige Zeit 
charakteristischen Nachlässigkeit wiedergegeben, ohne daß jedesmal auf 
ihre Verstöße gegen die Rechtschreibung, Grammatik und Interpunktion 
besonders hingewiesen wird. Ähnliches gilt auch für manche andere 
Aktenstücke. 


Des Trierer Apostolische Vikariat in Ehrenbreitstein. 233 


tissimi fuerimus, ob varia tamen inexpectanda obstaoula impediti fuimus, 
quo minus huio Nostro muneri satisfaocere possemus, confirmatio dots- 
tionis et ereotio a Nobis dotatae parochise authoritate eoolesiastica 
facienda hucusque dilata est. 

Magna autem sollicitudine afflicti de tıisti hoc statu viduatae dioe- 
oeseos Trevirensis sine Episcopo, et sine administratore existentis credidi- 
mus, quod ad minimum oonoedere non possimus, ut Nostri subditi in 
comitatu Wezlariensi in hoc tristi statu diutius permaneant. Hinc ut 
faciamus, quantum in his circumstantiis possumus et debemus, authori- 
tate Nostra ecclesiastica hanc partem dioeoeseos Trevirensis, quam Comi- 
tatus Wezlariensis oonstituit, provisorie usque ad novam.oircumscriptio- 
nem limitum dioecesium in Germania a diota dioecesi Trevirensi sepa- 
ravimus, ac Nostrae dioecesi univimus. 

Nuno itaque dotationem parochise catholicorum Wetzlariae fun- 
dandae, prout ea in praelaudato instrumento publico, oujus fidelis copia 
hio adnectitur, continetur, quoad ea, quae ad parochiam et cum ca 
oonjuncta spectant, authoritate ecclesiastica hisoe confirmamus, et p&- 
rochiam hano erigimue, moderno adıninistratori, ejusque eucoessoribus, 
et parochis pro tempore existentibus praecipiendo mandantee, ut omnes 
et singulas dispositiones, quae in instrumento dotationis praescribuntur, 
strictissime observent, ut populo, cujus cura animarum ipsis demandatur, 
verbo et exemplo praesint, custodes sine intermissione vigiles pro salute 
animarum ipsis oommissarum existant, semper paratissimi, ad sacra- 
menta suis parochianis administranda. Eatenus eorum oonscientiam 
oneramus, simulque benedictionem archiepiscopalem impertimur. 

In quorum fide hasce expediri et sigillo Nostro muniri jussimus 
ao subscripsimps. 

Debantur Aschaffenburgi die 728 Aprilis anno millesimo ootingen- 
tesimo decimo tertio. 

Carolus archiepiscoopus Ratisbonensis. 
Carolus Kolborn 
Suffraganeus et Referendarius. 


2. 
Minister des Innern von Schuckmann an den Regierungspräsidenten 
Reimann in Anchen, 4. April 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 5651 
Nr. 93 BI. 3. 


Ew. Hochwohlgeboren eröffne ich auf den Bericht der Herrn Ge- 
beimen Staats-Raths Sack vom 15.v.M. das Ableben des General- 
Vikars Beck zu Limburg a/L betreffend, dass ohne Zweifel die noch 
lebenden Mitglieder des quoad temporalia aufgelösten Churtrierischen 
Dom-Kapitels einen General-Vikar anordnen werden, wozu sie nach 
dem Reichs-Deputations-Beschluss vom 25ten Februar 1803 $ 62 und den 
kanonischen Rechten gemäss, für befugt zu achten sind, in sofern nur 
.nooh Einer von ihnen am 'Leben ist. Für den zu bestellenden General- 
Vikar muss jedoch die landerherrliche Genehmigung nachgesucht werden .. 
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8. 

Konsistorium in Koblenz an den Domdechanten Philipp von Kesselstadt, 
4. Mai 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl.5 (Kon- 
zept). 

Das Königl. Ministerium des Innern hat den noch lebenden Mit- 

gliedern des quoad temporalia aufgelösten Churtrierischen Domkapitels 

die Befugnis, an die Stelle des verstorbenen General-Vikars Beck zu 

Limburg a/L. einen neuen General-Vikar für den auf der rechten Rhein- 

seite gelegenen Theil der Trierischen Erzdiözes zu wählen, mit dem 

Vorbehalt der nachzusuchenden landesherrlichen Genehmigung, durch 

einen Erlass vom 4ten v. M. zugestanden. 

Indem dss unterzeichnete Consistorium Ew. && von diesem Erlass 
in Kenntniss setzt, wird Denenselben zugleich empfohlen, die Anordnung 
eines General-Vikars für den auf der rechten Rheinseite gelegenen Theil 
der Trierischen Erzdiözes durch Zustimmung sämmtlicher Domkapitu- 
laren unverzüglich vorzunehmen und den ernannten General-Vikar mit 
einem in hergebrachter Form abgefassten Patente zu versehen. 

Das unterzeichnete Consistorium kann hierbey den Wunsch nicht 
bergen, dass ein im Königl. Preussischen Gebiete des rechten Rheinufers 
wohnender Geistlicher zu dieser Stelle gewählt werden möchte, und 
glaubt in der Person des Geistlichen Raths Hommer, Pfarrer zu Ehren- 
breitstein, einen Mann empfehlen zu können, welcher seiner Recht- 
schaffenheit, seines Eifers und seiner Fähigkeiten wegen, sowohl das all- 
gemeine Vertrauen als insbesondere das Zutrauen der Geistlichkeit besitzt. 


4 
Domdechant Graf Kesselstadt an Hommer, 10. Mai 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl 10 (Abschrift). 


Gleich nach meiner Rückkunft dahier, erhielte ich Euer Hoch- 
würden verehrliches Schreiben vom 30ten v. M. 

Ich bin in Wiesbaden gewesen, und habe an den Behörden wegen 
des vorliegenden Falls — die Ernennung eines general Vicarius betreffend 
— gesprochen, aber auch gehört, daß man Nassauischer Seite ganz der 
Meinung so vieler beistimme, welche das Domcapitul von Trier an und 
vor sich, und um so mehr alr aufgelöst ansehen, als selbes nirgend mehr 
constituiret, und beysam seye, daß man von daher auch keine Ernennung 
des Domcapituls anerkennen würde, und habe sofort ohnverholen er- 
fahren, daß die Nassauische Regierung also bald nach erfolgtem Ableben 
des H. General Vicarius Beck, den Fall dem Fürsten Primas, als Primas 
germaniae bekant ' gemacht, und selben um Ernennung eines neuen 
Vicarii generalis ersucht habe, dass auch der Fürst Primas in eben ge- 
sagter Eigenschaft vorangehen würde, selbst schon die Persohn be- 
stimmt seye. 

In solcher Lage der Sache also kann es keinesweges räthlich werden, 
von Seiten des Capituls fortzufahren, ohne schon zum voraus all der 
Schwierigkeiten vergewissert zu sein welche die domoapitulische Er- 
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nennung ohnvermeidlich nach sich ziehen würde, und eben so sicher 
zu sein, daß der so ernante nie würde anerkant werden. Unter solchen 
Verhältnüssen und damit verbundenen, auch daraus von selbsten fließen- 
den Considerationen, habe ich an den Fürsten Primas geschrieben, und 
in dem Schreiben Gelegenheit genommen, die Rechte des Doncapituls vor- 
zubehalten, und selbes gegen etwa spätere Verantwortung zu decken ... 


6. 
Konsistorium an Pfarrer Auer in Wetzlar, 15. Mai 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl.4 (Konzept). 


Da die Anzeige geschehn, dass der Herr Erzbischof von Regensburg 
und von der auf dem rechten Rheinufer gelegenen Maynzischen Erz- 
diözes, sich die zur Tricrischen Erzdiözes auf der rechten Rhein-Seite 
gehörige geistliche Gerichtsbarkeit zu Wetzlar angemasset und darüber 
dem dasigen katholischen Pfarrer eine Weisung habe zugehen lassen: 
so wird besagtem Pfarrer hiemit aufgegeben, diese Weisung in der Ur- 
schrift an das unterzeichnete Consistorium einzusenden und alles, was 
fernerhin ihm vielleicht von Weisungen ähnlicher Art zugehn möchte, 
ohne weiteres an den Absender zurückzuschicken, jedoch der unter- 
zeichneten Behörde jedesmal Anzeige davon zu machen. 


6. 
Domdechant G.af Kesselstadt an Hommer, 17. Mai 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 561 Nr. 93 Bl. 9 (Abschrift). 


Nachdeme ich unterm 10ten dieses die Ehre gehabt Euer Hoch- 
würden sehr umständlich die Lage, eigentlich die der Ansichten über 
die Bestellung der erledigten General-Vicariats-Stelle vorzulegen, und 
auseinander zu setzen, so vermag ich den Inhalt dero später mir zu- 
gegangenen verehrlichen Zuschrift von dten dieses nicht anders zu be- 
antworten, als mich lediglich auf jenes zu beziehen. 

Der Gegenstand dreht sich nur um die Frage herum, ob das Dom- 
capitul noch als bestehend, oder als aufgelöst anerkant werde? es wird 
dafür aber auch dagegen gesprochen, sehr viele, selbst Nassau hält die 
letzte Meinung, daher wurde der Fürst Primas von Nassau angerufen, 
auch Dieser führt den nemlichen Grundsatz, Er würde sonst statt der 
Anrufung Gehör zu geben, solche ausgeschlagen haben. Könte es nun 
räthlich sein, daß das Domcapitul dem ohngeachtet benenne ? welche 
Inconvenienzen müßten nicht daraus entstehen ? 

Ich wenigstens vermag dabey nichts gutes, wohl eher manch übles 
vorauszusehen. 

Der Fürst Primas wird also vermuthlich ernennen, vieleicht kann 
es itzt schon geschehen sein. Ob die Ernennung für den ganzen Theil 
der diesseitig Trierischen Dioces, oder nur für die Nassauischen Länder 
darein — mit Ausschluß der neuen Preußischen — gelten wird, das 
wird sich zeigen, solten letztere dabey ausgenommen sein, oder würde 
man Preußischer Seits die Primatische Ernennung nicht annehmen, da- 
gegen aber die des Domcapituls verlangen, denn ist allem abgeholfen, 
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und aus Überzeugung zugleich mit wahrem Vergnügen würden Eure 
Hochwürden der zu ernennende seyn. 
Ich habe die Ehre mit ausgezeichneter Hochachtung zu sein 


Euer Hochwürden gehorsamster 


P. G. v. Kesselstatt 
Domdechant zu Trier. 


P. S. Auch von dem Herrn Landdechanten Reuter in Vallendar, 
habe ich in nemlichen Betref ein Schreiben vom 5ten dieses erhalten, 
ich beantworte solches in der Anlage, zwar mich beziehend auf gegen- 
wärtiges an Hochdieselben, so wie auf mein vorhergehendes vom 10 tee 
dieses, welche beyde ich sofort Euer Hochwürden bitte, dem Herrn 
Dechanten zu communiciren. 


T. 
Domdechant Graf von Kesselstadt an das Konsistorium in Koblenz, 
20. Mai 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 BI. 6. 


Des Königlich Preußischen Consistoriums des Groß-Herzogthum 
Nieder-Rhein verehrliches Schreiben unterm 4te® dieses Monaths, ist mir 
erst heute zugekommen. 

Ich erkenne und verehre darin die Grundsätze des Königlichen 
Ministeriums des innern, nach welchen Hochselbes dem Trierischen Dom- 
Capitul die Befugnüsse nicht nur nicht bestreitet, sondern zugesteht, 
an die Stelle des verstorbenen General-Vicarius Beck zu Limburg einen 
neuen Gleneral-Vicar zu wählen; wenn diese Grundsätze auch nach meiner 
Ansicht die richtigen sind, so wollen sie dennoch nicht allenthalben, 
selbst bey Nassau nicht gelten, und daher, lediglich auch darein beruht 
die Ursache, daß (da der weit größere Theil der übrig gebliebenen Trieri- 
sohen diesseitigen Diooes unter Nassauischer Hoheit liegt) das Dom- 
Capitul um so mehr Anstand genohmen, zur Benennung eines Gencral- 
Vicarius zu schreiten, als dem Capitul mit Verlässigkeit bekannt irt, 
daß ein in solcher Art ernannter General-Vicarius nicht allein richt 
anerkannt würde werden, sondern, daß man von Seiten Nassaus in diesem 
Betref, sich an den Fürsten Primas gewendet, auch der Fürst Primas, 
wirklich schon seine bestimmte Absichten für cinen Geistlichen der 
Trierischen Dioces der Nassauischen Regierung bekannt gemacht habe. 

Ich habe darüber, und in eolchem Bewußteeyn, weitläufiger, unterm 
10ten und 17ten dieses, an den sehr würdigen Herrn Assessor und Pfarrer 
v.Hommer zu Ehrenbreitstein, auch unterm 17ten an den Herm Land- 
Dechant Reuter in Vallendar geschrieben (wovon ich dahier aie Ab- 
schriften beyzufügen mir die Ehre gebe). Ich hatte auch alle (in solcber 
Laage (!) nicht nur vorzusehenden, sondern gewiß folgenden, und von 
daher mehr Schaden als Nutzen bringende Collisionen beurtheilend) 
schon unterm lten dieses Monaths an den Fürsten Primas geschrieben, 
um bey solchen Umständen die Rechte des Dom-Capituls vorzubebalten, 
und zugleich solches gegen etwa spätere Verantwortung zu decken, 
worauf ich dennoch bis jetzt keine Antwort erhalten, auch außerdem 
nichts weiteres erfahren habe. 
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8. 
Pfarrer Auer in Wetzlar an das Konsistorium in Koblenz, 28. Mai 1816, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 90 BI. 5/6. 


Gehorsamst-Unterzeichneter erlaube mir in dem vollkommensten 
Vertrauen auf die weisen und gerechten Verfügungen eines Hochlöb- 
lichen Königlichen Konsistoriumse, welche nur Ordnung und Frieden 
bezweoken können und wollen, auf einen verehrlichen Beschluß vom 
löten Mai, welchen ich jedoch erst am 2öten dieses erhalten habe, folgende 
ehrerbietige Erklärung. 

Die geschehene Anzeige von einer dem hiesigen katholischen Pfarrer 
zugegangenen Weisung von Seiten des Hoohw. Erzbischofs von Regens- 
burg kann nur in soweit einen Grund haben, als unter dieser Weisung 
die Vereinigungs-Urkunde der Pfarmi Wetzlar mit der erzbischöflich 
regensburgschen Diözese verstanden wird. Diese. Urkunde, datirt vom 
ten April 1813, ist jedoch beinahe um 17 Monate meiner Ernennung 
zur hiesigen Pfarrei vorangegangen. Bey dem Antritte der Pfarrei im 
September 1814 habe ich dieselbo bereits vorgefunden, und seit dem 
ist nichts Neueres in dieser Hinsicht an mich erlassen worden, einige 
Beschlüsse des Hochw. Vikariats ausgenommen, welche blos die Seel- 
sorge betreffen. 

Der ausdrücklichen Hohen Verfügung zufolge lege ich diese Unions- 
Urkunde in der Urschrift hier bey mit der geziemendsten Bitte, dieselbe 
mir wieder zurückgehen lassen zu wollen, da sie der beigesiegelten Dota- 
tions-Urkunde wegen für die noch nicht gehörig regulirte Pfarrei von 
größter Wichtigkeit ist. 

So ehrfurchtsvoll ich die Aufgabe des Königlichen Hochlöblichen 
Konsistoriums annehme, dergleichen etwa fernerhin mir zukommende 
Weisungen von dem Erzbischöflichen General-Vikariate in Aschaffen- 
burg zurückzusenden, und dieser Hochlöblichen Stelle davon die Anzeige 
zu machen: so verlegen muß ich bey Vollziehung der ebenberührten 
Aufgabe werden. Mit der größten Bereitwilligkeit will ich stets dem 
Königl. Hochlöblichen Consistorium von allen mir zukommenden Be- 
schlüssen des Erzb. General-Vikariater schleunigen Bericht erstatten. 
Auf der andern Seite darf ich indessen von der Hohen Gerechtigkeits- 
liebe und der milden Einsicht des Königl. Hochlöblichen Consistorii 
mit Zuversicht erwarten, daß Hochdasselbe mir es nicht im geringsten 
als Ungehorsam gegen dessen verehrliche Verfügung deuten werde, noch 
als eino sträflicbe Anmaßung, wenn ich mir die Freiheit nehme, mich 
Hochdemselben näher zu erklären. 

Dem Hochw. Erzbischoffe von Regensburg als meinem Ordinario 
habe ich in der Eigenschaft als Geistlicher nach den Vorschriften des 
kirchlichen Rechtes feierlich Gehorsam gelobet. Ich würde dieser feier- 
lichen Angelobung auf eine mit meinen kirchenrechtlichen Verhältnissen 
sehr contrastirende Weise zuwiderhandeln, wenn ich mir zugegangene 
Verordnungen seines Vikariates, so lange noch dasselbe in blos geist- 
lichen Sachen meine Behörde ist, abweisend zurücksenden wollte. Diese 
Widersetzlichkeit dürfte dem Hochw. Ordinariate eine causa justa cano- 
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nica seyn, mich ab officio zu suspendiren. Würde nun das Erzb. General- 
Vikariat in Aschaffenburg sich befugt erachten, die mir zur Versehung 
des Pfarramtes ertheilten nothwendigen Fakultäten zurückzunehmen: 
so wäre meine Gemeine und ich allerdings in einer verdrüßlichen Lage. 
Meine Funktionen hörten auf, und Niemand von den hier noch anwesen- 
den Geistlichen ist fähig, meine Stelle zu versehen. Hätte die Erzb. 
Trierische Diözese diesseits des Rheins auch ihren Bischoff, so kann 
und wird derselbe mich in seine Diözese weder aufnehmen, noch mit 
neuen Fakultäten versehen, ehe ich nach den Vorschriften des kanoni- 
schen Rechtes von meinem eigenen Bischoffe förmlich entlassen bin. 
Ein Königliches Hochlöbl. Consistorium müßte es ja mit gerechtem MiB- 
fallen anschen, wenn ich ordnungswidrig gegen die kanonischen Vor- 
schriften dem Gehorsame gegen meine geistliche Behörde mich ent- 
ziehen wollte. 

Da diese Handlungsweise mit Recht als eine Verletzung meines 
Gewissens gedeutet werden würde: so ergehet an das Königl. Hoch- 
löbliche Consistoriuın meine unterthänige Bitte: 


Hochdasselbe wolle eich dieser Sache wegen in Hinsicht meiner 
als eines Königlich Preußischen Unterthans dahin huldreichst an- 
nehmen, daß ich meiner Pflichten gegen den Hochw. Erzbischoff von 
Regensburg, als meinen Ordinarius förmlich entlassen werde .... 


9. 
Landdechant Reuter an das Konsistorium in Koblenz, ohne Datum, 
Ende Mai 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 16/17. 


Wie störend es in den geistlichen Angelegenheiten ist, daß in unsrer 
Erzdiözese nach Ableben des Herrn Generalvikarius Beck bis jetzt noch 
kein anderer an seine Stelle ernennt ist, muß jedem einleuchten. 

Da die hiesige Geistlichkeit von der zu unsrer Erzdiözes gehörenden 
Geistlichkeit in dem Herzogtum Nassau nicht erfahren konnte, welche 
Schritte zur Besetzung jener Stelle gemacht werden wollten; so glaubten 
wir den in den kanonischen Satzungen vorgeschriebenen Weg betreten 
zu müssen; und ich bat Namens meines Landkapitels den Herrn Dom- 
dechant Grafen von Kesselstadt, daß das Domkapitel einen General- 
vikarium ernennen mögte, nicht zweiflend, unsre Majestät der Kömg 
werde diesen rechtlichen Gang aller gnädigst begnehmigen. 

Auf mehrere, verschiedene Bedenklichkeiten äußerende Briefe des 
gedachten Herrn Domdechanten erhielt endlich der geistliche Rath 
Stadtpfarrer v. Hommer zu Ehrenbreitstein vom 24ten dieses, welches 
Er mir gestern mittheilte.!) 

Zugleich erfahren wir von Pfarrern aus dem Herzogtum Nassau, 
daß von dem Herrn Fürsten Primas ein Generalvikarius in der Person 
des Landdechant Corden zu Limburg ernannt seyn sollte. 


2) Kesselstadt an Hommer, 24. Mai 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 93 Bl. 18/19. 
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Wir haben es zwar noch nirgend in öffendlichen Schriften gelesen, 
und können es kaum glauben, daß dem Herrn Fürst Primas — wie es 
in dem Schreiben des Herrn Domdechant heißt — eine unmittelbare 
Jurisdiction auf unsre Erzdiözese von dem päbstlichen Stuhl übertragen 
sey. Sollte jedoch ein höchstpreißliches Königliches Consistorium hier- 
von besser unterrichtet seyn; und dafür halten, daß der also von dem 
Herrn Fürsten Primas ernannte Generalvikarius als gesetzlich constituirt 
anzuerkennen sey, so werden wir uns hiernach unterthänig fügen. Im 
entgegengesetzten Fall aber würden wir unsre verweißte Erzdiözes noch 
länger alles Vorstandes beraubt sehen. 

Um dem daraus entstehenden Unwesen vorzubeugen, sehe ich 
mich veranlaßt, die schon früher, und in Eventum beschloßene aller- 
unterthänigste Vorstellung zu praesentiren, nach welcher sämtliche 
Pfarrer den geistlichen Rath v. Hommer als Generalvikarium unter- 
thänigst vorzuschlagen sich die Freiheit nehmen; und ich bitte Namens 
der gesamten Geistlichkeit, da kein anderer Weg übrig bleibt, die Sache 
dahin einzuleiten, daß durch den Königlich Preußischen Gesandten in 
Rom bey dem päbstlichen Stuhl für denselben in der Eigenschaft als 
vicarius apostolicus erweiterte, sich auf die Dispensation super Impedi- 
mentis in tertio et quarto Consanguinitatis et affinitatis gradu, und 
andere päbstlichen reservata, auch in Defectu Episcopi titularis sive 
vicarii generalis in Pontificalibus auf die diesem Amte anklebende actus 
Jurisdiotionis sich eretreckende Fakultäten erwirkt werden mögen. 


10. 
Gutachten des Konsistorialrates Schwarz, 12. Juni 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 99 BI. 10/12. 


Decretum in Sachen die Anmaßung des Ertzbischofen von Regens- 
burg die geistliche jurisdietion betreffend in Wetzlar. | 

Rescribatur, der Herr Pfarrer hat sich in seinem Schreiben vom 
28. May 1816 zwar wegen Arglist genugsam, wegen Schuld aber nicht 
genugsam gereiniget; die Urkunde der Wetzlarischen Pfarrdotirung 
bleibet daher in originali dahier, um dem künftigen general Vicarius, 
den das alt-Trierische Domkapitel auf der rechten Rheinseite ernennen 
wird ad ea quae juris mitgetheilet zu werden; doch wird hiebey eine 
Kopey davon dem Herrn Pfarrer zurückgeschickt. 

Der Hr. Pfarrer ist nicht von aller Schuld frey, denn 


1° Ein Graf von Wetzlar kann keine Diözese errichten; denn terri- 
torium non facit dioecesin nach katholischen Grundsätzen, die das König- 
liche preußische consistorium in Rücksicht der Katholiken beybehalten 
wissen will. 

2° Quomodo praedicabunt nisi mittantur, sagt Paulus: allein der 
Erzbischof von Regensburg hat für die Trierische Diözese keine institu- 
tionem canonicam und beneficium eccolesiasticum sine institutione cano- 
nica licite obtineri nequit. co. 1. de R. J. in 6. er kan sich auch dieselbe 
jure ad ordinario (l) nicht anmaßen quis unire Episoopatus atque pote- 
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stati subjicere alienae ad summum pontificem pertinere dignoseitur. 
oap 8 de excessibus praelatorum. Eben so wenig 

3° kan sich der Erzbischof von Regensburg auf den $ 25 des Haupt- 
schlusses der Reichs-Deputation vom 23. Nov. 1802 beziehen, da dieser 
$ in soweit er neue Diözesan-Grenzen, und geistliche Kirchenrechten 
betrifft, nur als ein Embryo anzuschen ist, der verglichen mit dem 
$ 62 desselben Hauptschlusses noch als eine künftige Geburt muß ab- 
gewartet werden ehe man einen andren deutschen Bischof oder sein 
Donkapitel an seinem juri quaesito beeinträchtigen kan, sondern 

„Die Erz- und bischöflichen Diözesen verbleiben in ihrem bis- 

„herigen Zustande bis eine andre Diözesan-Einrichtung auf Reichs- 
„gesetzliche Art getroffen seyn wird, wovon dann auch die Einrichtung 
„der künftigen Domkapiteln abhängt.‘‘ — Dieses sind die Worte 
des $ 62. 

Der Erzbischof von Regensburg kan also bis hieran aus diesem 
Grunde nichts neues in der trierischen Diözese unternehmen; da noch 
keine neue Eintheilung der Diözesen in Deutschland eingetreten ist; 
mithin ganz falsch ist, was der Herr Erzbischof sagt: deficiente 
capitulo, weil 

4° die preußische und die nassauische Staats-Kasse noch wohl 
fühlt, daß ein Capitulum Trevirense metropolitanum noch existiret, 
dem sie als solchem ihre jährliche penrionen auszuzahlen hat, und welches 
per organum Decani des Hrn Grafen von Kesselstadt den Hrn geheimen 
Rath Beck als domkapitularischen general-Vicarius aufgertellet hat, der 
auch in dieser qualitaet bis an reinen Tod d. 3. Merz 1816 von der sämt- 
lichen Rechts-Rheinischen Diözese ist anerkant worden. Und das weiters 

6° eine kurze Zeit der Stuhl zu Rom behinderet war nichts zur 
Sache thuet; weil während dieser Zeit der Domkapitularische general 
Vicarius Beck in Limburg die trierische Diözese nach Weg Rechtens 
administrirte. Hat der Hr Erzbischof von Regensburg vom Pabste ein 
Recht erhalten die trierische befragte Diözese zu verwalten, so trete er 
ans Licht, zeige was er von Rom erhalten habe; und was dann Rechtens 
ist noll geschehen. 

Aher noch seltsamer ist, daß 

6° der Erzbischof von Regenaburg als Episcopus vicinior juxta 
praescripta Ecclesiae sich der trierischen Diözesen Rechten bemäch- 
tigen will. Ist denn der Bischof von Maynz, von Aachen, von Fuld und 
das Dom-Kapitel von Köln auf der rechten Rheinseite nicht näber als 
der Erzbischof von Regensburg ? wo sind denn die praescripta Eccle- 
siae, die einem fremden Erzbischofe, in einem andren erzbischöflichen 
Sprengel ob viciniam ein Eroberungs-Recht einräumen ? Die trierische 
Kirche ist auf der Rechten Rheinseite noch immer eine Ecclesia metro- 
politana, die wesentlich unter keinem andren metropoliten, sondern nur 
unter dem Pabsto stehet; der Pabst hat in der Bulle vom 29. August 1801 
Cum Sanctissimus Dominus!) die Rechte der Domkspiteln erhalten 


1) Gemeint ist die Bulle: Qui Christi Domini vom 29. November 1801. 
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und sich alle Sorge über die Trümmer der außer Frankreich gelegenen 
Bistümer vorbehalten: „Firmis tamen remanentibus juribus privilegiie 
ao jurisdiotione ipsorum archiepiscoporum, Episcoporum, Capitulorum 
et ordinariorum in ca parte territoriorum quae dominationi gallicanae 
non subjacet (quod idem decernimus relate ad eas metropolitanas, ac 
cathedrales Ecclesias, si eae fo.te partem aliquam suarum Dioecesium 
habent extra fines actualis territorii gallicanae reipublicae) reservata 
nobie cura prospiciendi in posterum tum partibus illarum dioecesium, 
quae pridem ab Episcopis gallicanis regebantur atque in aliorum prin- 
cipum ditione nunc constitutae sunt, tum etiam cathedralibus Eoclesiis 
quae extra limites dicti gallicani territorii existentes antea suffraganese 
essent antiquorum Galliae Archiepiscoporum, quaequu in novo hoc 
rerum ordine suo metropolitano carere inveniantur.‘‘ Der Pabst hält 
sich die Obsorge vor; und der Erzbischof von Regensburg unterstehet 
sich dem Pabste vorzugreifen ? 

Die befragte trierische Diözese ist zwar nach dem Ableben des 
letzten Erzbischofen Klemens Wenzeslaus verwaiset worden, aber sie 
braucht keinen auswendigen Verwalter. Sede vacante ist das Trierische 
Domkapitel administrator natus, so daß (es) wenn es wolte diese admini- 
stration nicht einmal von sich abschütteln könnte. Daß man für die 
Domkapitularen, die ihre Kirche, und Dombäuser in Trier verloren haben, 
noch keinen anständigen Aufenthalt in dem ihnen gehörigen Kirchen- 
sprengel angewiesen hat, ist zwar zu bedauren; verändert aber in der 
Sache nichts, da nach bekanten Rechts-Grundsätzen auch nur drey 
Glieder ein Kollegium bilden, und die Rechten eines Kollegiums auch 
nur in einem übrig bleibenden erhalten werden; der dieselben auch da 
er aus gerechten Ursachen abwesend ist, durch den von ihm ernanten 
Vicarius generalis ausüben kan. Dieses mag dem Herrn Pfarrer dafür 
dienen, daß er sich überzeuge auch hiebey ein Versehen begangen zu 
haben; das decret vom 15. May 1816 genau befolge, und keine Kirchen- 
Zensuren zu besorgen habe von dem, der in der trierischen Diözese keine 
autoritaet auszuüben hat. Extra territorium jus dicenti impune non 
paretur. L. fin. D. de jurisd. 


N. 
Hommer an Augustinis, 21. Juni 1816, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein 
(Konzept). 

„„. .. . Profecto multa nova et hactenus inaudita his ultimis tempo- 
ribus evenere. Ac praecipue status nostrae Dioecesis deplorandus est. 
Scribit Dominatio vestra, quod apostolica npprobatio, siquis in Vicarium 
generalem electus sit, nulli dubio subiaceat, sed potius dubitandum sit 
de facultate aut libertate ad hanc veniendi electionem. Sane in eo rerum 
cardo vertitur. Rem enarrabo clarius. Postquam archiepiscopus’ noster 
Trevirensis Clemens Wenceslaus Augustae Vindelicorum ante annos ali- 
quot mortuus erat, D. Beck a Capitulo quondam Trevirensi Vicarius 
generalis constitutus est. Interea temporis fata Germaniae voluere, 

Zeitschrift für Rechtsgeschishte. ZXXVIII. Kan, Abt. VII. 
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quod loco unius Domini territorialis duoe nacti simur: scilicet Regem 
Borussiae et Ducem Nassovicum, utrumque acatholicum. Cum itaque 
D. Beck nuper moreretur ac in re nulla nobis procedere licet sine plaoeto 
regiminis, Clerus partie borussicae Regimini borussico — Clerus nasso- 
vicus suo Duci obitum D. Vicarii generalis Beck significabat. Declarat 
regimen borussicum, in vim Tridentini Sess. 24 cap. 16 et recessus depu- 
tationis Imperii de 1803 $ 2 ac denique vi Bullae. pontificiae de 1801 quae 
incipit „Qui Xti Dni vices‘“ Capitulo Trevnsi competere facultatem con- 
stituendi vicarium. Nassovici aliam profitentur sententiam. Capitulum 
Trevirense utpote solutum amplius non agnoecunt; et ad mentem Trid. 
erchiepiecopo Ratisbonensi utpote viciniori ius constituendi vicarium 
pro nostra Dioecesi attribuunt. Revera archiepiscopus hic idem sentiens 
constituebat vicarium, et Capitulum Trev. per hoc factum de legalitate 
suae iurisdictionis dubitare incipiens nominare renuit. Praevidendum 
tamen est, quod Regimen borussicum constitutum ab archiepiscı po 
ratisbonensi vicarium non agnoscet eumque in exercenda jurisdictione 
impediet. Intra breve tempus res decisa erit. Vel Capitulum Trev. 
nominabit, et tunc nominatus pro approbatione et ulterioribus facul- 
tatibus apud Sedem apostolicam supplicare, vel casu, quo Capitulum 
vicarium non constituet, corpus parochorum sub assistentia Regiminis 
borursici commissarium apostolicum petere debebit. Quidquid sit, haud 
multum temporis praeteribit, cum Dom. vram novis molestare petitis 
coactus fuero. Nam et de mea persona in hac te agitur. Forsan et haeo 
causa Congregationi negotiorum catholicae fidei extraordinariorum re- 
mittetur: nam certe casus Dioecesis alicuius adeo derelictae in antos 
non extitit. Interim hacc Tibi praesignificare, non inutile duxi. Faxit 
Deus, ut de Episcopis in Germania quantocius provideretur! Siquid 
Tibi desuper innotescat, preoor, mihi communices.““ 


12. 


Landdechant Reuter von Vallendar an das Konsistorium in Koblenz, 
ohne Datum, eingegangen 22. Juni 1816, Staatsarchiv Koblenz, 
Abt. 551 Nr. 93 BI. 13/14. 

Unterzeichneter hat die Ehre ein hochpreisliches Königliches Con- 
sistorium in schuldige Kenntnisse zu setzen, dass Er vor etlichen Tägen 
ein Schreiben von Herrn Landdechant Corden von Limburg mit der 
Anzeige erhalten habe, daß der Erzbischof von Regensburg unterm 25. May 
l. J. ein Vikariat zu Limburg unterm folgenden Tenore errichtet habe... 
vicariatum, prout olim Treviris constitutus erat, Ecclesiasticis viris scilioet 
N.N. Corden qua Direotore seu vicario et officiali et N. N. Schlauss- 
Busch et Bausch Pastore in Frikofen (!) compositum provisorie consti- 
tuimus. Hunc vicariatum sic constitutum in plenam cisrhenanae 
Dioeceseos Trevirensis etc. etc. 

In selbiggm Schreiben macbt Hr. Landdechant Corden dem Unter- 
zeichneten den Antrag, daß er sich nun erfreue, in näheren Geschäften 
sich mit Ihm setzen zu können. 
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Unterzeichneter erwartet von einem Königlich Hochpreislichen 
Consistorium gehorsamst den Befehl, ob das Landkapitel zu Engers 
dem neuerrichteten Vikariat zu Limburg untergeordnet sey, und von daher 
seine Ordinationen in geistlichen Sachen befolgen müsse. 

Zwar glaubt man nicht, daß ein Höchst Königliches Placet dem 
neuerrichteten Herzoglich Nassauischen Vikariat zu Limburg über die 
gerammte Geistlichkeit auf dem rechten Rheinufer in Königlich Preußi- 
schen Landen ertheilt werde; da Eure Exoellence Herr Staatsminister 
ohnlängst uns die hohe Verricherung gegeben haben, daß (so bald Herr 
Domdechant von Trier Graf von Kesselstadt mit den übrigen Dom- 
kapitularen unserer verweißten Erzdiözes nach dem Kirchenrath von 
Trient einen Vikarium für die Geistlichkeit auf dem rechten Rheinufer 
in Königlich Preußischen Landen wird angeordı.et: haben) die König- 
liche Confirnution gleich folgen werde. 

Die Verzögerung dieser Anordnung mag wohl diese seyn, daß das 
Hohe Domkapitel von Trier für aufgelößt und nicht mehr sich coompetent 
zu seinen Pflichten anerkennt. 

Einem Königlich Hochpreislichen Consistorium ist es nicht un- 
bekannt, wie höchst gedrungen unsre verweißte Erzdiözes nach einem 
Kirchen Vorstand sich sehnen muß, wie eingeschränkt die Gewalt der 
untergeordneten Geistlichkeit ist, wic oft, wie häufig und täglich die 
Anfrage um die Gestattung gı:wisser Befügnisse bey dem Bischof, oder 
dessen Stellvertreter nothwendig wird, welche Ängstlichkeit bey ge- 
wissenhaften Seelen entstehet, wenn der Seelsorger in der Ausübung 
seiner Pflege gehindert ist. 

Um diesem Unwesen vorzubeugen, hab ich ohnlängst dem König- 
lich Hochpreislichen Consistorium eine allerunterthänigste Vorstellung 
präsentirt, in welcher sämmtliche Pfarrer auf dem rechten Rheinufer 
in Königlich Preußischen Landen den geistlichen Rath Hommer als 
generalvicarium unterthänigst vorzuschlagen sich die Freiheit nehmen. 

Nun bitte ich nochmals unterthänigst im Namen der gesammten 
Geistlichkeit auf dem rechten Rheinufer, da dermalen uns kein anderer 
Weg offen stehet, jene Vorkehrungen gefälligst zu treffen, und die Sache 
dahin zu leiten, daß durch den Hrn. Königlich Preußischen Gesandten 
in Rom bey dem päbstlichen Stuhl für denselben in der Eigenschaft 
als vicarius apostolicus erweiterte, sich auf die Dispensation super im- 
pedimentis in tertio et quarto consanguinitatis et affinitetis gradibus, 
und andere päbstliche reservats, auch in defectu Episcopi titularis sive 
vicarii generalis in Pontificalibus, auf die diesem Amte anklebenden 
actus jurisdietionis sich erstreckende Fakultäten erwirkt werden mögen.“ 


13. 

Konsistorium in Koblenz an den Domdechanten Grafen Kesselstadt, 
23. Juni 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 BI. 11/12 
(Konzept). 

Im Auszug abgedruckt oben S. 159 ff. 
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%. 
Konsistorium an das Ministerium des Innern, 3. Juli 1816, Staats- 
archiv Koblenz Abt, 551 Nr. 99 Bl. 13 (Konzept). 


Der Erzbischof von Regensburg hat durch eine, in Abschrift ge- 
horsamst beigefügte Urkunde vom 7ten April 1813, die katholische Pfarrey 
zu Wetzlar von der Trierschen Erzdiözes getrennt und mit der Regens- 
burgischen Diözes vereinigt. 

Da nun der Erzbischof von Regensburg zu der gedachten Ver- 
einigung durchaus nicht befugt war, wie das gleichfalls beiliegende Gut- 
achten des Consistorialraths Schwarz des weitern ausführt, und da die 
eigenmächtige Trenr.ung der Pfarrey zu Wetzlar von ihrer rechtmäßigen 
Diözes, zumal bey der bevorstehenden Ernennung eines Generalvikars 
für die Trierische Erzdiözes rechter Rheineeite, dem Preußischen Staats- 
dienste leicht unangenehme Verwickelungen nach sich ziehn, auch wohl 
fernere willkührliche Eingriffe veranlassen dürfte: so hält das unter- 
zeichnete Konsistorium es für dringend nothwendig, daß diesem Uebel- 
stande bey Zeiten abgeholfen werde, und ersucht demnach Ein & & ge- 
horeamst, sich Hochgeneigtest dahin zu verwenden, 


daß der katholische Pfarrer Auer in Wetzlar seiner Pflichten gegen 
den Erzbischof von Regensburg, als seinen Ordinarius, förmlich ent- 
lassen werde. 

Es ist übrigens Vorkehrung getroffen worden, daß von allen, bis 
zu ausgemachter Sache dem Pfarrer Auer etwa zukommenden Weisungen 
des Erzbischöflichen Generalvikariats in Aschaffenburg, das Konsisto- 
rium ungeräumt in Kenntniß gesetzt. werde. 


16. 
Dalberg an den Domdechanten Grafen Kesselstadt, 4. Juli 1816, Staats- 
archiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 22 (Abschrift). 

Es gereicht der K. Preußischen Regierung zur Ehre, daß dieselbe 
die Rechte des Domkapitels in Ernennung eines Generaivicarius bey 
der Stuhlerledigung des Erzstifts nach canonischen Rechten und Her- 
kommen in Schutz genommen hat, und daß auch hierin in Preußischen 
Landen das Consistorium seine Pflichten erfüllet. 

Richtschnur diesseitiger Handlungen sind urspringliche Kirchen- 
verfassung, das Tridentinum und der Reichsschluß von 1803: 

‚‚$ 25. Der Stuhl zu Mainz wird auf die Domkirche zu Regens- 
„burg übertragen. Die Würden eines Kurfürsten, Reichserzkanzlers. 
„Metropolitan-Erzbischofs, und Primas von Deutschland bleiben auf 
„ewige Zeiten, damit  vereiniget; seine Metropolitan-Gerichtsbarkeit 
„erstreckt sich in Zukunft über alle auf der rechten Rheinseite liegen- 
„den Theile der ehemaligen geistlichen Provinzen von Mainz, Trier, 
„und Kölln & &. 

An obgedachte Richtschnuren halte ich mich fest, mit schuldiger 
Ehrerbiethung habe ich keinen Schritt jemal gewagt, gegen ausdrück- 
liche Königlich Preußische Befugnisse: mithin ist auch niemal in den 
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ehemalig-mainzischen Landen Erfurt und Eichsfeld ein Anstand ent- 
standen. Vorausgesetzt, daß Vallender (!) in Königl. Preußischen Landen 
gelegen ist, hat der sonst rechtschaffene generalvicarius Corden gefehlt, 
wenn er an diesen Herrn Dechant irgend eine Weisung ergehen ließ. 

Ich werde dafür sorgen, daß Er hierüber zu Recht gewiesen werde, 
und werde mit Dank erkennen, wenn Ew. Exoellenz und Hochgebohrne 
diese meine achtungsvolle Beantwortung der Königl. Preußischen Regie- 
rung und dem Preußischen Consistorium in Koblenz mittheilen. 

In Nassauischen Landen besorgte diesemnach auch den Auftrag 
als meines generalvicarii von rechtswegen und ohne Anstand der nun 
verstorbene Geheime Rath Beck. 

Ich bin mit großter Hochachtung 

Eurer Excellenz und Hochgebohrn 
Ergebener Freund 


Carl Primas, 


16. 
Domdechant Graf von Kesselstadt an das Konsistorium in Koblenz, 
8. Juli 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 BI. 21. 


Wenn ich fodersamst ein Königlich Preußisches Consistorium bitte, 
einen Rückblick auf mein an Hochdasselbe erlassene Schreiben unterm 
20ten May zu werfen, auch die, eben diesem abschriftlich angelegt ge- 
wesenen weiteren Schreiben zu bemerken; so wird die verehrliche Stelle 
entnehmen, daß nur die besonderen darein detaillirte Verhältnüsse das 
Dom Capitul zurück halten konnten, zu einer Stelle zu ernennen, deren 
Wirksamkeit (wenigstens für den größeren Theil der Diooes) alle Hinder- 
nüsse würden vorgeschoben werden, und zu welcher der Fürst Primas 
ernennen würde, vielleicht schon ernannt hatte. In solch einem Zu- 
sammenhange habe ich es eben so der Sache selbsten, als dem Rechte 
des Dom-Capituls nothwendig und anpassend erachtet, des Königlioh- 
Preußischen Consistoriums jüngstes verehrliche Schreiben vom 23ten v.M. 
dem Fürsten Primas in extenso abschriftlich mit zu theilen; wobey ich 
mir erlaubt habe, diese Mittheilung mit Gründen (für das Dom-Capitul 
sprechend) neuerdingen zu begleiten, auch ferner dem Fürsten Primas 
zu sagen, vernohmen zu haben, daß der von ihm ernannte Vicarius 
Generalis Herr Dechant Corden, seine Ernennung dem Herren Land- 
Dechanten in Vallendar bekannt, und dieser davon seinem Consistorio 
Anzeige gemacht habe, das Consistorium aber dem Herren Land-Dechan- 
ten die paritions-Leistung untersagen würde. Ich habe endlich (eben 
so die Würde der Dom-Capitularischen Rechte kennend, als auch die 
Schwäche, solche gelten, und wirksam zu machen, bedauernd) dem Fürsten 
Primas darein ein conciliations Mittel vorgeschlagen, daß, gleichwie in 
verschiedenen Diocesen in Frankreich mehrere Vicarii Generales an- 
gestellt wären, so solle das Dom-Capitul wenigstens für den Theil des 
nunmehro unter Preußischer Landes-Hoheit stehendes Dioceses den Vica- 
rium Generalem ernennen, welcher auch sich für den allgemein geschätzt 
und würdigen, selbst dem consistorio angenehmen, auch von dem Clero 
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Preußischen Antheils anempfolenen (!) Herrn Assessor und Pfarrer 
v. Hommer zu Ehrenbreitstein vereiniget habe. 

Was ich nun hierauf heute in Antwort erhalten habe, beeile ich 
mich (selbst auch von dem Herren Fürsten Primas hierzu aufgefordert) 
dem Königlich Preußischen Consistorio in beykommender Abschrift mit- 
zutheilen: ich zweifle so fort nicht, diese verehrliche Stelle werde dem 
‚ Dom-Capitul, weniger nicht mir die Gerechtigkeit zu erkennen, nach 
diesseitigen Kräften möglichst stark gedrängt, dadurch für das Beste 
der Dioces Angehörigen gesorget, zugleich auch die Rechte des Dom- 
Capituls gewahrt zu haben; welcher demnach Hochdessen erleuchten (1!) 
Ermessen den, in seinen Neben-Verhältnüssen delicat, und vielen Schwie- 
rigkeiten unterliegenden Gegenstand, zu Hochseinem angemessen be- 
findenden Benehmen in jener ausgezeichneten Hochachtung vorlegen 
muß, womit ich zu verharren die Ehre habe.“ 


17. 
Konsistorium an Reuter, 10. Juli 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 
Nr. 93 Bl. 15 (Konzept). 


Das unterzeichnete Konsistorium erwartet auf die Anzeige, daß 
der Erzbischof von Regensburg einen Generalvikar für die Trierische 
Erzdiözes rechter Rheinseite ernannt habe, von Ew. && erprobter 
Diensttreue, daß Sie auch in dieser Lage Ihre Pflicht thun und die Pfarrer 
Ihres Sprengels gegen dergleichen Eingriffe eines fremden Bischofs, der 
sich weder bey dem Konsistorium noch bey der Geistlichkeit legitimirt 
hat, ernstlich warnen werden. Auf jeden Fall wird dafür Sorge getragen 
werden, daß die verwaiste Diözee, wenn das Domkapitel in seiner Pflicht 
säumig seyn sollte, auf anderem Wege einen rechtmäßigen Vorstand 
erhalte. 


18. 
Vikariat in Limburg an den Landdechanten Reuter, 18. Juli 1816, 
Stastsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 27. 


Da S® Königliche Hoheit, der Hochwürdigste Erzbischof von Regens- 
burg in der doppelten Eigenschaft, als Primas von Deutschland, und 
propinquior Episcopus, nach der Verordnung des Kirchenrathes von 
Trient, sess. 24. Cap. 16. de reform. die durch das Ableben des General- 
vikars Beck, seeligen Andenkens, erloschenen Fakultäten, nach Anlage, 
zu erneueren, und auf uns Unterzeichnete zu übertragen, auch der Herzog 
von Nassau den höchsten Landesherrlichen Konsens zu deren Bethäti- 
gung uns bereits gnädigst zu ertheilen geruhet haben; so beeilen wir 
uns, den Herrn Dekan, und den gesammten Wohlehrwürdigen Klerus 
im Königlich Preußischen Antheil der diesseits Trierischen Erzdiözes, 
hievon andurch nachrichtlich in Kenntniß zu setzen. — Da wir jedoch 
über die Königlich Preußischen Unterthanen von dicser Bevollmächti- 
gung, als Herzoglich Nassauische Untergebene, in so lange keinen Ge- 
brauch zu machen vermögen, bis beide Regierungen sich darüber ver- 
ständiget, und destallsige neue‘ Genehmigungen ertheilet haben; 50 
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scheinet es uns der Ordnung gemäs, daß Sie Ihrer Landesregierung des- 
halb Vorstellung machen, und, wo möglich, sie zu veranlassen suchen, 
hierüber mit der Herzoglich Nassauischen Regierung in Kommunikation 
zu tretten, und mit beiderseitigem Landesherrlichen Einverständniß, 
die Wirksamkeit des neuen Vikariats im Königlich Preußischen Autheile 
der Trierischen Erzdiözes diesseits Rheins, zu sichern .... 


Corden: Vic.-Director. 


19. 

Konsistorium in Koblenz an den Landdechanten Reuter in Vallendar, 
21. Juli 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 20 (Kon- 
zept). 

Das unterzeichnete Consistorium hat den Domdechanten Herrn 
Grafen von Kesselstadt nochmals dringend ermahnt, mit der Ernennung 
eines General-Vikars für die Trierische Erzdiözese rechter Rheinseite 
ungesäumt voranzugehn. Sollte aber der Herr Graf von Kesselstadt 
auch hierdurch nicht von seinen Bedenklichkeiten zurückzubringen seyn, 
so wird das Consistorium den von Ew. && im Namen Ihrer Amtsgenossen 
ausgesprochenen Wünschen gemäß den einzig rechtmäßigen Weg ein- 
schlagen, um der verwaiseten Diözes einen gesetzmäßigen Vorstand zu 
verschaffen. 


20. 
Konsistorium an den Domdechanten Grafen von Kesselstadt, 26. Juli 
1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 23 (Konzept). 


Da nach Ew. && gefälliger Zuschrift vom 8ten d. M. das Trierische 
Domkapitel bey der Wahl des General-Vikars für die Triersche Erz- 
diözes rechter Rheinseite sich freiwillig eines Theils seiner Rechte be- 
geben und die Ernennung für den im Nassauischen gelegenen Theil dem 
Erzbischof von Regensburg überlassen will, dem unterzeichneten Con- 
sistorio aber vor allem daran gelegen ist, dass die verwaisete Diözes bald- 
möglichst einen rechtmäßigen Vorstand bekomme: so werden Ew. & & 
so dringend als ergebenst ersucht, wenigstens für denjenigen Theil der 
Diözes, welcher der Obhut der Preußischen Regierung anvertraut ist, 
baldiest einen General-Vikar zu ernennen, der das Vertrauen der Regie- 
rung hat und den Wünschen der Geistlichkeit entspricht. 


21. 
Ministerium des Innern (2. Abteilung) an das Konsistorium in Koblenz, 
28. Juli 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 BI. 14. 

Dem Consistorio zu Coblenz wird auf den Bericht vom 3ten d. M. 
die Trennung der katholischen Pfarrei zu Wetzlar von der Trierschen 
Erz-Diözes betreffend, hiemit eröffnet, daß die von dem Fürsten Primas 
unterm 7 t.April 1813 verfügte Trennung dieser Pfarrei vom Erzstifte 
Trier und deren Einverleibung zum Erzstifte Regensburg kanonisch 
eine offenbar ungültige Handlung ist, die in der rechtmäßigen Unter- 
ordnung der Kirche zu Wetzlar gegen das Eızstift Trier und dessen 
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geistliche Verwaltung nichts hat verändern können. Es ist daher dem 
Erzstifte Trierschen Domkapitel und dessen General-Vikar nachzulassen, 
seine geistlichen Gerechtsame zu Wetzlar wieder geltend zu machen und 
dem (1!) dortigen Pfarrer anzuweisen, sich dem rechtmäßigen Ordinariat 
zu unterwerfen. Die Gemeinschaft mit den Behörden des Erzbischofs 
von Regensburg, in so fern diese Ordinariate Rechte aurüben wollen, 
ist auch von Staatswegen der Geistlichkeit zu Wetzlar zu verbieten. 
Übrigens besteht die landesherrliche Schenkung des Fürsten Primas in 
Kraft; es ist daher, wenigstens in soweit kein Bedenken vorhanden, 
welches den rechtmäßigen Ordinarius abhalten könnte, die Erection der 
Pfarrei zu Wetzlar im kanonischen Wege zu vollziehen. 


22. 
Ernennung Hommers zum General (Kapitular-) -Vikar, 8. August 1816, 
Pfarrarchiv Ehrenbreitstein (Beglaubigte Abschrift). 


Nos Decanus et Capitulum Ecclesiae Metropolitanae Trevirensis 
Sede Vacante; venerabili Viro Josepho Ludovico ab Hommer Salutem 
in Domino. 

De probitate tua, scientis, prudentia, solertia ac in gerendis negotii 
dexteritate plurimum in Domino oonfidentes, sperantesque, Te looo 
defuncti Vicarii Nostri in Spiritualibus generalis Josephi Ludovici Beck, 
pro muneris nostri ratione Vicarium nostrum in Spiritualibus generalem 
intuitu meritorum tuorum pro parte Dioecesis Trevirensie sub Ditione 
Borussica in dextra parte rheni sitae nominandum duximus, prout tenore 
praesentium nominamus, in animam tuam committentes, ut juxta sacros 
Canones, moreque hucusque consueto Clerum populumque fidelem ad 
mentem Eoolesiae gubernes. 

In quorum fidem praesentes Sigillo nostro Capitulari oonsueto mu- 
nitas, ac a Decano nostro subscriptas dedimus. Augustae Vindelicorum 
die octava augusti, anni millesimi octingentesimi decimi sexti. 

Joannes Philippus Comes a Kesselstadt 
Ecclesise Metropolitanae Trevirensis Decanus. 
In fidem Copiae Nicolaus Elsen 
Notarius Regio-Borussicus et apostolicus. 
Ehrenbreitstein vigesima tertia augusti 1816. 


23. 
Konsistorium in Koblenz an das Ministerium des Innern, 24. August 1816, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 33/34 (Konzept). 


Auf die uns von dem Herrn Regierungs-Praceidenten von Reimann 
mitgetheilte Entscheidung Eines hohen Ministerii vom 4ten April d. J., 
das Wahlrecht des Trierischen Domkapitels in Hinsicht des General. 
Vikariats betreffend. forderten wir den Grafen Philipp von Kesselstadt 
in Augsb urg, als Dechanten des genannten Domkapitels auf, an die Stelle 
des verstorbenen Geheimenraths Beck zu Limburg einen neuen General- 
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Vikar für die Triersche Erzdiözes rechter Rheinseite durch das Dom- 
kapitel ungesäumt ernennen zu lassen, und empfahlen dazu den geist- 
lichen Rath und Pfarrer von Hommer zu Ehrenbreitstein. Der Graf 
von Kesselstadt fand aber Anstand, zur Wahl des Generalvikars zu 
schreiten, indem er Nachricht habe, daß ein von dem Domkapitel er- 
nannter General-Vikar von der Nassauischen Regierung, unter deren 
Landeshoheit doch der größte Theil der Diözes gelegen sey, nicht würde 
anerkennt werden, daß Nassau sich auch bereits wegen Ernennung eines 
Generalvikars an den Erzbischof von Regensburg gewandt und daß 
dieser wahrscheinlich schon ernannt habe. Wir forderten nach dieser 
Äußerung das Domkapitel nochmals dringend auf, von seinem’ unbestreit- 
baren, in der Suppressions-Bulle ausdrücklich vorbehaltenen und von 
der Preußischen Regierung anerkannten Rechte schleunigst Gebrauch zu 
machen. Wir erklärten dabey, daß wir einen von dem Erzbischof von 
Regensburg ernannten General-Vikar nicht anerkennen würden, indem 
der $ 25 des Reichs-Deputstions-Schlusses von 1803, auf welchen sich 
derselbe zu berufen scheine, durch die Bestimmungen des $ 62 bis auf 
eine anderweitige gesetzmäßige Einrichtung der Diözesen aufgehoben 
oder beschränkt werde, von einer andern kanonischen Befugniß des Erz- 
bischofs von Regensburg aber uns durchaus nichts bekannt sey; auch 
stände, nach unserer Ansicht, die Nassauische Regierung mit sich selbst 
in Widerspruch, wenn sie jetzt die Ernennung eines General-Vikars dem 
gedachten Erzbischofe übertrüge, da sie doch im Jahre 1812 nicht nur 
den vom Trierischen Domkapitel ernannten General-Vikar Beck an- 
erkannt, sondern auch der Regierung in Ehrenbreitstein ausdrücklich 
aufgegeben habe, sich jeder unbefugten Einschreitung des Fürsten-Primas 
auf das kräftigste zu widersetzen; wir hielten es demnach für eine heilige 
Pflicht des Domkapitels, der verwaisten Diözes baldmöglichst einen ge- 
setzmäßig erwählten Vorstand zu geben, und wenn das Kapitel in dieser 
Pflicht säumig seyn sollte, ro würden wir uns genöthigt sehen, auf einem 
anderen kanonischen Wege für die Verwaltung der Diözes zu sorgen. 

Unterdessen hatte der Erzbischof in Regensburg wirklich durch 
eine in Abschrift sub A gehorsamst beigefügte Urkunde vom 25ten May 
d. J., ein General-Vikariat zu Limburg a/L errichtet, welches, dem 
Vernehmen nach, von der Nassauischen Regierung anerkannt worden, 
und sich auch sogleich mit der Geistlichkeit in dem Preußischen Antheile 
der Diözes in Verbindung zu setzen suchte. Auf die uns hievon zugekom- 
mene Anzeige untersagten wir der gedachten Geistlichkeit durch den 
Dechanten des Landkapitels Kunostein-Engere, dem General-Vikariat 
von Limburg, als einer nicht rechtmäßigen und vom Staate nicht an- 
erkannten Bebörde, Folge zu leisten, indem wir hofften, dass die vec- 
waiste Diözes binnem kurzen einen gesetzmäßig ırwählten Vorstand er- 
halten werde. 

Diese Hoffnung ging nun auch endlich in Erfüllung. Der Graf 
von Kesselstadt scheint sich während dieser Zeit mit dem Fürsten Primas 
verständigt zu haben, und beide Theile scheinen über eine eigenmächtige 
Theilung der Diözes nach der Landeshoheit übereingekommen zu seyn. 
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Er erklärte rich nämlich unterm 8ten July d. J. bereit, einen General- 
Vikar für den Preußischen Landesantheil der Diözes zu wählen, womit 
such der Fürst Primas einverstanden sey, der nach einem in Abschrift 
sub B anliegenden Schreiben an den Grafen von Kesselstadt vom 4ten July 
die Befugnisse des von ihm ih Limburg eingesetzten General-Vikariats 
nicht auf das Preußische Gebiet ausdehnen zu wollen erklärt hatte, ob- 
gleich die obengedachte Einsetzungs-Urkunde vom 25ten May nichts von 
einer solchen Beschränkung sagt. Wir eröffneten hierauf dem Grafen von 
Kesselstadt, daß wir es dem Ermessen des Domhkapitels anheimstellten, 
in wie weit dasselbe sich eines Theils seiner Rechte zu begeben befugt 
sey, daß wir aber auf jeden Fall darauf dringen müßten, daß wenigstens 
in dem Preußischen Antheil der Diözes ein gesetzmäßig erwählter General- 
Vikar auf das schleunigste eingesetzt werde. Auf diese Erklärung hat 
dann das Kapitel durch die im Original sub C gehorsam beigefügte Ur- 
kunde vom 8ten August den geistlichen Rath und Pfarrer von Hommer 
in Ehronbreitstein zum General-Vikar für den Preußischeu Antheil der 
Trierischen Erzdiözes rechter Rheinseite erwählt, und letzterer hat dem 
zufolge um die landesherrliche Genehmigung zur Ausübung der mit 
dieser Stelle verbundenen geistlichen Gerichtsbarkeit angehalten. 


Der Herr von Hommer genießt wegen seiner Rechtschaffenheit, 
seiner Frömmigkeit, seines Diensteifers und seiner Gewandtheit in Ge- 
schäften ein allgemeines Vertrauen; wir nehmen daher um so weniger 
Anstand, auf die Bestätigung desselben bei Einem hohen Ministerio 
gehorsamst anzutragen, da wir ihn selbst wegen jener Eigenschaften 
dem Domkapitel empfohlen haben. 

Zugleich erlauben wir uns, wegen einer angemessenen Besoldung 
des neuen General-Vikars unsere gehorsamsten Vorschläge hinzuzufügen. 
Die General-Vikare in Aachen und Trier erhalten, als solche, aus der 
'Staats-Kasse ein jährliches Gehalt von 1500 Franken, welches uns für 
die Verhältnisse einer solchen Stelle viel zu gering scheint, indem der 
General-Vikar davon, außer anderen nothwendigen Ausgaben die Be- 
soldung eines Sekretärs und resp. Registrators bestreiten muß. Da nun 
außerdem die Pfarrei von Ehrenbreitstein zu den schlechtesten im Lande 
gehört und kaum 600 Gulden einträgt (wovon auch der Herr von Hommer 
nicht hätte subsistiren, geschweige denn seinen wegen des Umfangs der 
Pfarrev durchaus unentbehrlichen Kaplan besolden und erhalten können, 
wenn er nicht durch eine Pension von 450 Gulden, die er als ehemaliger 
Syndikus der geistlichen Landstände des niederen Erzstifts genießt, 
unterstützt würde), eo ersuchen wir ein hohes Ministerium gehorsamst, 
dem gedachten H. von Hommer für die Verwaltung des General-Vikariats 
ein jährlicber Gehalt von 600 Thalern hochgeneigtest zu bewilligen. 
Die General-Vikare in Aachen und Trier genießen noch andere bedeutende 
geistliche Beneficien, wodurch sie im Stande sind, mit dem ungenügenden 
Gehalt von 1500 Francs auszukommen. 
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24. 
Konsistorium an Hommer, 27. August 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 99 Bl. 15 (Konzept). 


Ew. Hochwürden übersenden wir in der Anlage eine Abschrift 
von der Verfügung des Ministerii des Innern vom 28ten July, die Diözesan- 
Verhältnisse von Wetzlar betreffend, so-wie von den darin erwähnten 
von dem Fürsten Primas unterm 6ten Aug. 1812 und 7ten April 1813 
erlassenen Dotations- und resp. Erektions-Urkunden, mit dem Ersuchen, 
wider die Anmaßungen des Herrn Erzbischofs von Regensburg hinsicht- 
lich der katholischen Pfarrey zu Wetzlar das Zweckmäßige auf kanoni- 
schem Wege vorzunehmen, sobald Ihre Ernennung zum General-Vikar 
der Trierschen Erzdiözes rechter Rheinseite die landesherrliche Genehmi- 
gung erhalten haben wird, 

25. 
Hommer an Augustinis, 5. Oktober 1816, Pfarrarchiv Ehrenbreit- 
stein (Konzept). 

Me pro parte Dioecesis Trev. a dextra parte rheni sub Ditione 
borussica sita a Capitulo metrop. Trev. nominatum ac constitutum ex 
supplica hic adjacente ejusque adjunctis Illma Dominatio vestra per- 
spiciet. Haesi hucusque illam Tibi transmittere, voluique expeotare 
donec Placetum regium obtinuissem. Sed diutius id moratur, et var 
easus urgentes facultates extensiores mihi reddunt necessarias. Ad haeo 
narratum mihi est, propediem emanaturam esse ordinationem regiam, 
quae omnem communicationem cum Sede romana interdicet, ac jubebit, 
quod omnes Litterae supplices ad Sanctitatem suam sub eigillo volante 
pive apertae Ministerio regio exhibeantur ac hoc mediante Romam trans- 
mittantur, iis solis exceptis, quae pro foro interno, ad tranquillandas 
eonscientias s. Poenitentiariae praesentandae sunt. Quantae interim 
difficultates ac remorae (!) exinde oriri debeant, facile tibi imaginari 
poteris. His ut praeveniam, diutius expectare ac supplicationem longius 
differre non congruum judicavi. De caetero putem, petitionem meam 
haud passuram esse repulsam, cum ea quam ärchieppus ratisbonensis 
exercuit jurisdictio omnimode contra canones sit: concessis (!) enim eius 
praerogativa metropolitica jus dioecesanum Capituli eapropter non 
oessat. Videtur hic archieppus ultimum Ecclesiarum Germaniae refu- 
gium studio supprimere velle, ut sese extollat. IlL Dominationem vestram 
rogo, ut, quantum possit, eam (sc. petitionem meam) recommendet, 
ao Dominis Tribunalis istius, cui petitio mea praesentabitur, conditio- 
nem miseram, in qua sub Regimine acatholico vivimus, depingat. Pro- 
fecto nisi brevi Episcopatus in Germania restituantur, quotidie magis 
deplorandus erit Dioecesium nostrarum status .... 


26, 
Hommer an Pius VII, 5. Oktober 1816, Pfarrarchiv Ehrenbreit- 
stein (Konzept). 
Dum ad Sanctitatis vestrae pedes humillime provolvor, extensiores 
mihi facultates impertiendi gratiam efflagitaturus, de archidioecesis no- 
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strae trevirensis cisrhenanae statu delineationem quandam praemittere, 
circumstantise prorsus singulares exigunt. 

Postquam Sanctitati vestrae placuit, novam Dioecesium in Gallis 
ciroumscriptionem faoere, ea archidioecesis trevirensis pars, quae a dextre 
rheni ripa sita est, — quanquam territorium trevirense vi reoeesus Depu- 
tationis Imperii de 1803 Principi Nassovico-Weilburgensi in sortem 
cessisset — reverendissimo archiepiscopo Trevirensi Clementi Wenceslao 
adhuc parebat. Diem supremum obiüt hio Archipraesul die 27. Julii 1812, 
quo defuncto Jos. Ludovicus Beck, qui viventis archiepiscopi Vicarius 
generalis fuit, intercluso tum temporis ad Sanctitatem vestram recursu, 
& decano capituli metropoliteni Trevireneis, qui ad hoc se specialiter 
authorizatum asserebat, Vicarius Dioeoesis noviter constitutug est. Nune 
etiam hic die 3tia Martii 1816 e vivis excessit. Territorium interim, suc- 
oedentibus sibi diversis viciseitudinibus Regem Borussorum inter e& 
Ducem Nassovicum, determinatis utrique certis limitibus divisum fuit. 
Divisio. haec politica variorum quoque in negotiis ecclesiasticis Byste- 
matum ansa fuit. 

Nassovici quidem, capitulum metropolitanum Trevirense dissolu- 
tum ao nulla jurisdictione vestitum credentes, archiepisoopi Ratis- 
bonensis auxilium implorarunt, qui, non quidem ex capite negligentiae 
capituli, vi authoritatis suae metropoliticae, a Sanctitate vestra in Con» 
sistorio secreto, die 1. Februsrii 1805 Parisiis habito, super ecolesiam 
cisrhenanam Trevirensem extensae, vicinioris insuper episcopi authori- 
tate Vicariatum Limburgi ad Lahnam constituit, uti adjunctum sub 
Nr. 3 docet.!) 

Ministerium vero Borussicum, authoritatem archiepiscopi ratis» 
bonensis super Dioecesi nostra extensam minime scienr, imo extensionem 
ejusmodi libertati, in reoessu Deputationis imperii de 1803 $ 25 pro 
provinciis borussicis vindicatae contrariam judicans, — et statum Dioe- 
cesium in Germania vigore ejusdem reoessus $ 62 adhuc nequaquam 
mutatum, proindeque jurs capitulorum illaesa et adhuc eadem esse 
asserens; oui acoedit, quod Sanctitas vestra in Bulla de 29. Nov. 1801, 
quae novam Dioecesium in Gallia circumsoriptionem continet, et incipits 
qui Christi Domini & jura ejusmodi capitulorum firma declaravit — 
Ministerium, inquam, Borussicum his motivis innitens, atque ss. Cano- 
num praescripta sequens, capitulum metropolitanum Trevirense, quod 
ab initio Vicarium constituere volebat ac proinde nequaquam negligens 
erat, ex post autem ob illam, quam archiepiscopus ratisbonensis sibi 
in hac re arrogaverat, authoritatem haesitare coeperat, Berio monuit, 
ut officio suo fungeretur. Unde tandem capitulum praefatum me infra- 
scriptum vigore instrumenti sub N. 1?) adjacentis Vicarium in Spiri- 
tualibus generalem pro ea Dioecesis parte, quae Dominationi Borus- 


1) Ernennungsdekret von 25. Mai 1816. Abgedruckt bei Höhler, 
Geschichte des Bistums Limburg, Anhang Nr. VII S. XVIf. 


2) Ernennungsdekret vom 8. August 1816. Siehe Anhang Nr. 22. 
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sicae subjacet, constituit. Cui nominationi Plaoetum regium accessit. 
N. 2.1) 

In his igitur rerum circumstantiis — contrariantibus sibi opinioni- 
bus —a Sanctitate vestra deoisionem humillime peto; atque ei jus capituli 
extra dubium positum est, suppliciter efflagito, ut Sanctitas vestra 
ulteriores super tertio et quarto consanguinitatis et affinitatise gradibus 
aliisque reservatis dispensandi facultates, cum extensione ad actus juris- 
diotionis officio Vicarii in Pontificalibus generalis competentis clementis- 
sime impertiri — vel casu quo defectus aliquis in hoc negotio irrepsisse 
compertus fuerit, qui medela eget, me sine restrictione ad ditionem 
Borussicam (cum fors ea adhuc extendi possit) Vicarium Apostolicum 
Dioecesis Trevirensis cisrhenanae cum facultatibus consuetis constituere 
gratiosissime dignetur. 

Quam gratiam suis ad Deum precibus demereri non intermittet 
Sanctitatis vestrae orator devotissimus 

Joseph. Ludovicus ab. Hommer 
hucusque Revmi archiepiscopi Trevirensis Consiliarius 
ecclesiasticus et Parochus in Ehrenbreitstein. 


27. 
Rundschreiben Hommers an den Klerus des preußischen Anteils, 9. 
(10.) Oktober 1816, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein (Konzept). 


Josephus Ludovicus ab Hommer pro parte Dioecesis Trevirensis 
sub ditione Borussica in dextra parte Rheni sita Vicarius Capituli sede 
vacante in Spiritualibus generalis. Dilectissimis fratribus reverendis 
D. D. Decanis, Definitoribus, Parochis, Sacerdotibus Clericisque quibus- 
cunque archidioecesis Trevirensis sub ditione Borussica in dextra parte 
Rheni ritae salutem in Domino. 

Qua ratione reverendissimum Capitulun Ecclesiae Metropolitanae 
Trevirensis sede vacante me Vicarium in Spiritualibus generalem con- 
stituerit, ex adjuncto instrumento perepicietis.?) 

His non est, quod addam, nisi quod sperem fore ut stantes in uno 
spiritu unanimes amicitiam et dilectionem, quam mihi Confratri Vestro 
hucusque dicastis, deinceps conservetis, sicut et ego illas reciprocare non 
intermittam. Hae enim et Vestrae erga officium meum reverentia et 
obedientia et meae erga Vos discretionis et aequitatis certissimi obsides 


1) Das als Anlage vorgesehene Plazet konnte Hommer seinem Ge- 
such nicht beilegen, da er es erst später erhielt. 

2) Beigefügt war das Ernennungsdekret vom 8. August, Anhang 
Nr. 22. Der ursprüngliche Entwurf lautete: „Qua ratione .... COn- 
stituerit, qualiterque huic Nominationi ex parte Celsissimi Consistorii 
Regii ad exercendam Officio ejusmodi annexam jurisdictionem con- 
sensus accesserit, ex adjunctis binis Instrumentis perspicietis.“ Da das 
Plazet noch nicht eingetroffen war, wurde die Bekanntmachung ent- 
«sprechend umgeändert. 
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erunt, laboremque mutuum in regenda Ecclesis Dei alleviabunt. His 
mediantibus omni praematuro judicio, si quod forte oriri posset, ob- 
viabitur. ‚‚Charitas quippe non aemulatur.‘“ In rebus gravioribus mo- 
menti me non sine consilio virorum quorundam circumspectorum de 
gremio vestro acturum persuasum habete! — Praeclari viri D. Joan. 
Godefridi de Speicher Ecclesiae Collegiatae S. Castorir, quae Confluentiae 
fuit, Canon. et Custodis, qui ultro mihi pro Secretariatu manum auxilia- 
tricem obtulit, a me lubenti animo exceptam, in expeditionibus futuris 
subscriptioni fidem facite. De caetero velim quilibet D. D. Parochorum 
hujus Encyclicae receptionem ac Officii mei agnitionem propris manus 
subscriptione profiteatur, ut ea peracta circulo ad me remissa primam 
chartarum officialium basin efficiat. Valete in Domino et oremus pro 
invicem. 
28. 
Pfarrer Auer in Wetzlar an Hommer, 23. Oktober 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl. 18/19. 

Das gnädige Zuschreiben Euerer Hochwürden Gnaden hat in mir 
die Gesinnungen der Verehrung und des Vertrauens gewecket, welche 
nach dem milden Geiste desselben gewiß jeden Pfarrer beleben werden, 
der die Freude hat, unter Hochdero weiser und liebevollen Obhut zu 
wirken. Ich würde keinen Augenblick gesäumt haben, die schuldigste 
Danksagung und freudige Anerkennung Euer Hochwohlgebohrn schrift- 
lich zugehen zu lassen, stünden nicht kirchliche Verhältnisse, die nooh 
nicht beseitiget worden eind, mir im Wege. 

Unterm löten Mai laufenden Jahrs ertheilte das Hochlöbliche 
Königliche Consistorium in Koblenz mir die verehrliche Weisung, von 
dem Erzbischöflich-Regensburgschen General-Vikariate in Aschaffenburg 
mir zukommende Beschlüsse fernerhin ohne weiters zurückrusenden, 
jedoch davon demselben die Anzeige zu machen. In einer Vorstellung 
hierauf an das Königliche Consistorium suchte ich die Gründe darzu- 
zulegen, wie schwer mir werden müsse, so lange der Hochwürdigste Erz- 
bischoff von Regensburg mein Ordinarius seye, diesem Befehle in Betreff 
der Zurücksendung Folge zu leisten. Dieser Darlegung fügte ich die 
ganz gehorsamste Bitte hinzu, das Königliche Consistorium wolle sich 
Meiner als nunmehrigen Unterthanen dabin annehmen, daß ich meiner 
Pflichten gegen mein hochwürdiges Ordinariat vorerst entlassen würde. 

Eine Anzeige hievon an das Erzbischöfliche General-Vikariat in 
Aschaffenburg zu machen, habe ich aus dem Grunde unterlassen, weil 
ich mir dieses einer Seits dem Willen des Königlichen Consistoriums zu- 
widerlaufend denken mußte, und anderer Seits hoffen konnte, die beiden 
hoben Stellen würden deshalb gütliche Uebereinkunft treffen. 

Da bisher weder von dem hochlöblichen Königlichen Consistorium, 
noch von dem Erzbischöflich-Regensburgschen General-Vikariate in 
Aschaffenburg mir Etwas zugekommen: so muß ich wohl dafür halten, 
daß meine frühere kirchlichen Verhältnisse noch fortdauern, und gebe 
es demnach den tiefen Einsichten Euerer Hochwürden Gnaden ehr- 
erbietigst anheim, was ich in dem gegenwärtigen Falle thun kann. Mein 
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aufrichtiger Wunsch ist es, aus dieser für einen Pfarrer unangenehmen 
Lage herauszukommen, wozu ich jedoch keine Schritte thun, sondern 
mich blos dem weisen Ermessen der hober Königlichen sowohl geist- 
lichen als weltlichen Behörden überlaesen kann und muß. Ein Gesuch 
von mir an das Erzbischöflich-Regensburgsche General-Vikariat um Er- 
lassung meiner Pflichten wäre wohl so ungeziemend als auch undankbar, 
da ich mich stets der gütigen Fürsorge desselben zu erfreuen hatte. Wer- 
den Hocbdieselben sich gütigst meiner hierin annehmen, worum ich hie- 
mit ganz gehorsamst bitte; so werde ich dieses mit größtem Danke jeder- 
zeit anerkennen, und für die Zukunft jeder Anordnung des hochwürdigen 
Erzbischöflich-Trierschen General-Vikariats eben so bereitwillig Folge 
leisten,. als ich bisher alle Verfügungen des Königlichen hochlöblichen 
Consistoriums in Vollzug zu setzen bemühet war. 


29. 
Stastliches Plazet für Hommer, 27. Oktober 1816, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 93 Bl. 36. 

Das Ministerium des Innern genehmigt auf den Bericht des Con- 
sistorii vom 24ten August d. J. hiedurch, daß der Assessor und Pfarrer 
von Hommer in Ehrenbreitstein das Amt eines General-Vikars des Preußi- 
schen Antheils der Trierschen Erzdiöces rechter Rheinseite bis zur defi- 
nitiven Einrichtung der Diöcesen verwalte. 

Was die Besoldung desselben betrift, so kann solche bei einer 
blos provisorischen Verwaltung nicht Statt finden. Das Ministerium 
behält sich jedoch vor, den & von Hommer für seine Mühwaltung von 
Zeit zu Zeit außerordentlich zu remuneriren, und erwartet darüber die 
Vorschläge des Consistorü. 

Die eingereichte Urkunde vom 8ten August c. erfolgt hieneben 
zurück. 


30. 
Augustinis an Hommer, 23. November 1816, Pfarrarchiv Ehrenbreit- 
stein. 

Pro responsione ad binas D. T. Illmae, ac Rmae litteras, utramque 
die 5. elapsi Octobris datas, gaudeo, hisce transmittere posse, et dispen- 
sationem matrimonialem pro oratoribus Ludovici Wienand et Gertrudis 
Strausmann, et Facultates Tibi, tamquam constituto Vicario Capitulari, 
ooncessas. Sancta haec Sedes, attentis temporum circumstantiis, Op- 
portunum non credit se ingerere circa legitimitatem Tuae nominationis, 
neque aliquid contra agendi modum Gubernii Nassovici dioere. Haeo 
omnia Tuae relinquit prudentiae, et solum in concessione apposuit „dum- 
modo canonice electus et deputatus existas“. Facultates omnino gratis 
concessae sunt ... » 

Circa medietatem elapsi mensis huc advenit Dominus Consiliarius 
de Nibhur (!) Minister Plenipotentiarius Regis Borussici. Pro com- 
ponendis rebus Ecclesiasticis in Imperio olim Germanico hic valde labo- 
ratur. Omnes Ministri, nempe Austriacus, Borussicus, Bavaricus, et 
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Batavus bis in qualibet hebdomada sermonem habent hoc super negotio 
cum Cardinali Status Secretario, et sperare juvat, quod tandem aliquid 
concludent .... 


31. 
Fakultäten Hommers, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein und Staats- 
archiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 BI. 15/16 (Abschriften). 


Facultates oonoessae a SS. D. N. D. Pio P.P. VIL R. D. Josepho 
Ludovioo ab Hommer Vicario Capitulari Dioecesis Trevirensis in Ger- 
mania dummodo canonice clectus ao deputatus existat. 

1) Absolvendi ab Haeresi, et Apostazia a Fide, et a Schismate 
quoscumque etiam Eoclesiastioos, tam Saeculares, quam Regulares, non 
tamen eos, qui ex locis fuerint, ubi sanotum Officium exercetur, nisi in 
locis Missionum, in quibus impune grassantur Haereses (deliquerunt: 
nec illos qui judicialiter abjuraverint, nisi isti nati sint ubi impune gras- 
santur haereses)!), et post judirialem abjurationem illuc reversi, in haere- 
sim fuerint relapei, et hos in foro conscientiae tantum. 

2) Tenendi, et legendi Libros prohibitos Haereticorum, ad effectum 
608 impugnandi, et alios quomodolibet prohibitos, praeter opers Caroli 
Molinei, Nicolai Machiavelli, Historiam civilem Regni Neapolis Petri 
Giannone, Poema inscriptum: La Pugelle d’Orleans et Librum cui titulus 
de l’esprit®); et libros de Astrologia judiciaria principeliter, aut incidenter, 
vel alias quovis modo de ea tractantes, ita tamen, ut libri ex illis Pro- 
vinciis non efferantur. 

3) Dispensandi in 3. et 4. simplici, et mixto tantum cum peuperibus 
in contrahendis; in conträctis vero cum haereticis conversis, etiam in 2. 
simplici, et mixto, dummodo nullo modo attingat primum gradum, et 
in his casirus prolem susceptam declarandi legitimam. 

4) Dispensandi super impedimento publicae honestatis justitiae 
ex sponsalibus proveniente. 

5) Dispensandi super impedimento criminis, neutro tamen coY- 
jugum machinante, ac restituendi jus petendi debitum amissum. 

6) Dispensandi in impedimentis cognationis spiritualis, praeterquam 
inter levantem et levatam. 

7) Hae vero Dispensationes matrimoniales, videlicet 3. 4. B. et 6. 
non concedantur nisi cum clausula ‚„‚dummodo mulier rapta non fuerit, 
et si rapta fuerit, in potestate raptoris non existat‘‘, et in dispensationibus 
hujusmodi declaretur expresse, illas concedi tanquam a Sedis Apostolicae 


1) Der Inhalt der Klammer, der in der Ehrenbreitsteiner und 
Koblenzer Abschrift: wohl nur verschentlich ausgelassen ist, wurde nach 
dem bei Walter, Fontes p. 5ll abgedruckten, im übrigen fast wörtlich 
übereinstimmenden Formular ergänzt. 

2) Das Formular bei Walter, Fontes p. 5llss. enthält an dieser 
Stelle noch eine Reihe anderer italienischer und französischer Werke, 
die, weil für die deutschen Verhältnisse ohne jede praktische Bedeutung, 
mit Absicht übergangen werden. 
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Delegato, ad quem effectum etiam tenor hujusmodi faoultatum ineeratur 

cum expressione temporis, ad quod fuerint concessae, alias nullae sint. 
8) Dispensandi in irregularitatibus ex delicto occulto tantum pro- 

venientibus, excepta ea, quae ex homicidio voluntario contrahitur. 

9) Dispensandi, et commutandi vota simplicia in aila pia opera, 
exoeptis votis oastitatis et Religionis. 

10) Absolvendi ab omnibus casibus reservatis, etiam in Bulla 
Coenae, in locis tamen, ubi impune grassantur haereses. 

11) Delegandi simplicibus Sacerdotibus potestatem benedicendi pa- 
ramenta, et alia utensilia ad Saorificium Missae necessaria, ubi non inter- 
venit saora Unctio; et reconciliandi Ecclesias aqua ab Episcopo bene- 
dicta, et in casu necessitatis, etiam aqus non benedicta ab Episcopo. 

12) Conferendi Ordines extra tempora, et non servatis interstitiis 
usque ad Sacerdotium inclusive. 

13) Dispensandi super Defectu aetatis unius anni ob operariorum 
penuriam, ut promoveri possint ad Sacerdotium, si alias idonei fuerint. 

14) Conficiendi olea, cum quinque saltem Sacerdotibus, non tamen 
extra Diem Coenae Domini, nisi necessitas aliud urgeat. 

15) Celebrandi bis in die, si necessitas urgeat, ita tamen, ut in 
prima missa non sumpserit ablutionem, per unam horam ante auroram 
et aliam post meridiem, sine Ministro, sub dio et sub terra, in loco temen 
decenti, etiamsi Altare rit fractum, vel sine Reliquiis Sanctorum, et 
praesentibus Haereticis, Schismaticis, Infidelibus, et excommunicatis, 
et aliter celebrari non possit. Caveat vero, ne praedicta facultate, seu 
dispensatione celebrandi bis in die aliter, quam ex gravissimis causis, 
et rarissime utatur, in quo graviter iprius conscientia oneratur. Quod 
si hanc eamdem facultatem alteri Sacerdoti juxta potestatem inferius 
apponendam communicare, aut causas ea utendi alicui, qui a Sancta 
Sede hanc facultatem obtinuerit, approbare visum fuerit, serio iprius 
conscientise injungitur, ut paucis dumtaxat, iisque maturioris pru- 
dentiae, ac zeli, qui absolute necessarii sint, nec pro quolibet loco, sed 
ubi gravis nccessitas tulerit, et ad breve tempus eamdem communicet, 
aut respective causas approbet. 

16) Deferendi Sanctissimum Sacramentum occulte ad Infirmor, 
sine lumine, illudque sine eodem retinendi pro iiedem Infirmis, in loco 
tamen decenti, si ab Haereticis, aut Infidelibus sit periculum sacrilegii. 

17) Induendi vestibus saecularibus, si aliter vel transire ad loca 
corum curae commissa, vel in eis permanere non poterunt. 

18) Recitandi Rosarium, vel alias Preces, si Breviarium secun 
deferre non poterunt, vel Divinum Officium ob aliquod legitimum im- 
pedimentum recitare non valeant. 

19) Dispensandi, quando expedire videbitur, super esu carnium, 
ovorum et lacticiniorum tempore Jejuniorum, et praesertim Quadra- 
gesimae. 

20) Communicandi has facultates in totum, vel in parte, prout 
opus esse secundum ejus conscientiam judicaverit, Sacerdotibus ideoneis 
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in conversione animarum laborantibus, et praesertim tempore sui obitus, 
ut sede vacante sit, qui possit supplere, doneo Sedes Apostolica certior 
facta, quod quam primum fieri debebit per Delegatos, aut per unum 
ex eis, alio modo provideat. 
21) Et praedictae facultates gratis, et sine ulla mercede exerceantur, 
et durante Vacatione Ecclesiae tantum concessae intelligantur. 
22) Utendi eisdem facultatibus in Dioecesi Trevirensi tantum. 
Ex Audientia Sanctissimi habita die 17. Novembris 1816. Sanctis- 
simus Dnus Noster Pius Divina Providentia P. P. VII. referente me infra 
Scripto S. Congregationis: de Propaganda Fide Secretario Supradictas 
Facultates benigne concessit R. D. Josepho Ludovico ab Hommer Vicario 
Capitulari Dioecesis Trevirensis in Germania dummodo canonice electus 
ac deputatus existat, Ecclesia Trevirensi vacante tantum duraturas, 
exceptis iis, quae Characterem Episcopalem requirunt, et dummodo 
illis non utatur extra fines dietae Dioecesis. 
Datum Romae ex Aedibus dtae S. Congregationis die et anno, 
quibus supra. 
Gratis sine ulla omnino solutione quocumque titulo. 
G. M. Pedicinius Secr. 
In fidem Copiae 
LS. J. G. de Speicher Vicar. Glis Secretarius. 


32. 

2. Fakultätengesuch Hommers an Pius VII. (über Berlin nach Rom 
gesandt), 26. November 1816, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 
Nr. 94 Bl. 8 (Abschrift). 

Beatissime Pater! 

Viduata per obitum reverendissimi Archiepiscopi et serenissimi 
Principis electoris Trevirensis, die 27. Julii 1812 secutum, ea Dioecesis 
Trevirensis parte, quae post novam Dioecesium in Gallia circumscriptio- 
nem a dextra Rheni ripa in Germania supererat, Ludovicus Josephus 
Beck, qui viventis Archiepiscopi Vicarius generalis fuit, se novis facul- 
tatibus a legitima Potestate sufficienter instructum asserens, ut talis 
porro & clero bona fide agnoscebatur. 

Nunc hic die 3. martii 1816 e vivis excessit, capitulumque metro- 
politanum Trevirense non quidem intra spatium octo dierum (nam a 
Ministerio Ducis nassovici, in cujus territorium Dioecesis nostra se ex- 
tendit, in fungendo officio suo impediebatur) sed demum sub 8. Augusti 
me infraseriptum Archiepiscopi Trevirensis Consiliarium ecclesiasticum 
Vicarium capituli pro parte dioecesis Trevirensis, sub Ditione Borussica 
in dextra parte Rheni sitae constituit. — Nr. 1.1) — Cum interim ad 
instantiam praefati Ministerii nassovici Archiepiscopus Ratisbonensis 
authoritate sua metropolitica a sanctitate vestra (quod ipse praetendit, 
clero Trevirensi vero non innotescit) super ecclesiam cisrhenanam Trevi- 


1) Ernennungsdekret vom 8. August 1816, Anhang Nr. 22. 
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rensem extensa, vicinioris quoque episcopi authoritate vicariatum Lim- 
burgi ad Lahnam erexisset. — N. 2.1) — Non hae primae vices fuere, 
quod praedictus Archiepiscopus Ratisbonensis se negotiis Dioecesis no- 
strae immisceret: enim vero jam antea parochiam Wetzlariensem, quae 
ab immemoriali tempore ad dioecesim Trevirensem pertinuit, dioecesi 
suse Ratisbonensi sub titulo ss. canonibus haud oonformi incorporavit. 
— Nr. 3.2) — Si semel a praesule quodam eminente contra ss. canones 
peccatum est, non desunt imitatores. Vicariatus jam dictus Limburgensis 
quippe, inaudito parocho in Sayn, filialem ecclesiam Stromberg, quae 
pars territorii nassovici est, de parochia in Sayn ditioni Borussicae 
subjacente via facti separavit. — N. 4.?) — Cum igitur capitulum metro- 
politanum Trevirense in constituendo me vicarium suum ex praescripto 
ss. concilii tridentini processerit, jusque suum a sanctitate vestra in Bulla 
de 29. Novb. 1801 illaesum declaratum legitimo modo exercuerit, nomi- 
nationique meae placetum suae regiae Majestatis Borussicae accesserit, 
hino vi potestatis mihi delegatae obligatum (me sentio) ulteriores mihi 
facultates efflagitare, tum curare, ut turbati. sede vacante, dioecesis 
perochiarumque limites in integrum restituantur. 

Ea propter humiliter peto, 

1°) ut Sanctitas vestra defectui, si quis forte in negotio constitu- 
tionis mese irtepsisee compertus fuerit, mederi, mihique (cum recursus 
ad sedem vestram pontificiam ob distantiam magnam difticilis et sum- 
tuosus, ac populus bello diuturno depauperatus sit, casus vero urgentes 
frequenter occurrant) extensiores super tertio et quarto consanguini- 
tatis et affinitatis gradibus, aliisque reservatis dispensandi facultates, 
atque propter defectum vicarii in pontificalibus generalis extensionem 
quoque ad actus jurisdictionis officio huic competentis olementissime 
impertiri, &0 

2°) Archiepiscopo Ratisbonensi rescribere dignetur, ut parochum 
Wetzlariensem, qui sibi vinculo obedientiae obstrictus est, dimittat pa- 
rochiamque dioecesi restituat Trevirensi; 

3°) ut Sanctitati vestrae placeat, Vicaristui Limburgensi prae- 
ceptum dare, filialem Stromberg, sede vacante de parochia in Sayn 
injuste separatam, parochiae praefatae in Sayn restituendi. 

Ad Sanctitatis vestrae pedes humillime provolutus apostolicam 
peto benedictionem Sanctitatis vestrae orator devotissimus Jos. Lud. 
ab Hommer, Vicarius capituli Trevirensis. 


1) Errichtungsdekret vom 25. Mai 1816. Abgedruckt bei Höhler, 
Geschichte des Bistums Limburg, Anhang Nr. VII S. XVIf£. 

t) Dekret vom 7. April 1813, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 
Nr. 99 BI. 7/8. Siehe Anhang Nr. 1. 

8) Verfügung des Limburger Vikariates, 14. August 1816, Staats. 
archiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 BI. 10/11 (Abschrift). 
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38. 
Hommer an das Konsistorium in Koblenz, 26. November 1816, Staats- 
archiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl. 16/17. 

Ein Höchstpreisliches Consistorium hat mir unterm 27. Aug. die 
hohe Verfügung des Ministeriums des Innern v. 28. Jul., die von hiesiger 
Diözese weg, — und zur Regensburger Diözese gezogenen Pfarrey Wetzlar 
betreffend, mit dem Bemerken zugehen lassen, nach erfolgter Landes- 
herrlicher Begnehmigung meines vicariat-Amtes wider die Anmaßung 
des Herrn Erzbischofs von Regensburg das zweckmäßige auf. Kanonischem 
Wege vorzunehmen. | 

Als in der Folge das Königliche Consistorium mir unterm 3. Oct. 
die Verordnung wegen des Schulwesens, und am 10. Oct. die allerhöchste 
Entschließung wegen anzuordnenden dreyen Vaterländischen Festen mit- 
theilte, die ich dem Diözesan-Clerus bekannt machen, und zur Befo!gung 
anempfehlen mußte, war ich gleichsam, um meine Befugnis hiezu an den 
Tag zu legen, genötigt, mich als einstweilig ernannten general Vicar 
auszusprechen. Ich schrieb also dem Pfarrer Auer zu Wetzlar, auf den 
Fall des erfolgenden Königlichen Plaoet, mich in dieser Eigenschaft als 
seine ihm vorgesetzte Obrigkeit zu erkennen; wodurch der alte Verband 
der Pfarrey mit der hiesigen Diözese wieder hergestellt worden wäre, 
Ich vermuthete, Pfarrer Auer würde hiervon dem genöral Vicariat zu 
Aschaffenburg die Anzeige machen, und die erhaltene Weisung zu seiner 
Rechtfertigung anhero einschicken, worauf derselbe weiter hätte regulirt 
werden können, ohne daß es nötig gewesen wäre, in unmittelbare Com- 
munication mit gedachtem Regensburger Vicariat sich einzulassen; allein, 
laut Anlage, entschuldigte sich derselbe damit, daß der Erzbischof von 
Regensburg sein Ordinarius sey, und er die Pflichten gegen eine andere 
bischöfliche Behörde nicht auf sich nebmen könne, bis er von jenem ent- 
lassen sey; welches zu bewirken, er höheren Orts überlasse. Ich müßte 
mich sehr irren, wenn ich nicht glauben sollte, daßPfarrer Auer heimlich 
von dem Aschaffenburger Vicariat instruirt sey. 

Es sind zwey Wege übrig, die Wiedervereinigung der Pfarrey zu 
erzielen. Der Eine: die Entlassung des Pfarrers Auer, und seiner Pfarrey 
von dem Herrn Erzbischof zu Regensburg unmittelbar zu verlangen. 
Der andere: gegen den Pfarrer zu Wetzlar mit canonischen Zwangs- 
mitteln zu verfahren. Zu dem Ersten finde ich mich noch zur Zeit nicht 
berufen; und halte es auch vor der Hand nicht räthlich. Das zweite sind 
gehässige Schritte, welche zu mancherley Contestationen führen, und 
am Ende doch oft den Zweck verfehlen. 

Mein Dafürhalten ist daher, daß es am schicklichsten sey, den 
päbstlichen Stuhl von dem ganzen Hergang in Kenntnis zu setzen. Des- 
wegen habe ich in meiner Bittschritt um erweiterte Fakultäten, zugleich 
die Bitte angefügt, daß S®. Heiligkeit dem Herrn Erzbischofen zu Regens- 
burg rescribiren mögten, die Pfarrey Wetzlar wieder an die Trierische 
Diözese abzutretten. 

Ich hoffe, daß dieser eingeschlagene Weg den Beyfall eines Höchst - 
preislichen Eonsistoriums erhalten werde. 
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3. 
Hommer an Corden, 17. Dezember 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 97 Bl. 10/11 (Abschrift). 


Eurer Hochwürden Hochwohlgeboren muß ich noch um Entschuldi- 
gung bitten, daß ich Sie vorlängst mit einem Anliegen des Herrn Grafen 
von Kesselstadt belästigt habe. Ich war in der Meinung, Sie seyen von 
dem seeligen H. Geheimrathen Beck als Executor testamenti ernannt 
gewesen, worin ich mich aber, wie ich nachher erfuhr, irrte. 

In Ihrem damaligen Antwortschreiben an mich erwähnten Eure 
Hochwürden Hochwohlgeboren, es sey Ihnen gesagt worden, ich erwarte 
von Rom aus durch den dasigen Preußischen Gesandten die Bestättigung 
meiner Nomination. Das war nun eben der Fall nicht. Sondern da ich 
zu conscientiös war, in den verbotenen Graden der Verwandschaft zu 
dispensiren, so schickte ich meine Nominstions-Urkunde nach Rom, 
und erbat mir von Sr. Päbstlichen Heiligkeit ausgedehntere Fakultäten, 
die ich auch unterm 17ten November für die Trierische Diözese in Deutsch- 
land, mit der Gewalt, sie andern mitzutheilen, erhielt. 


Da ich nun ebenwohl vor kurzem das Königliche Placet erhalten 
habe, so ist es an dem, daß ich mich des mir anvertrauten Sprengels 
mit mehrerer Thätigkeit annehmen muß. Hierzu sind mir aber mehrere 
Vor-Acten sehr nothwendig. Eure Hochwürden habe ich daher bitten 
wollen, mir die hierin einschlägige Papieren gefälligst zukommen zu 
lassen ....... 


85. 
Hommer an den Oberpräsidenten von Ingersleben, 19. Dezember 1816, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 Bl. 14. 


Eurer Exoellenz habe ich, als ich unterm 26. Nov. erweitertere 
Fakultäten auf dem vorschriftsmäßigen Wege nachsuchte, unverholen 
die Anzeige gemacht, daß ich dieses schon früher und vor der Erscheinung 
jener Ministerial-Vorschrift gethan hätte, jedoch zweifelte, ob ich sie 
erhalten würde. Ich habe sie aber wirklich vor einigen Tagen so wie sie 
— nach dem gedruckten Exemplar zu urtheilen — in dergleichen Fällen 
allgemein gegeben zu werden pflegen, erhalten. 

Sie sind noch in dem alten römischen Kanzley-Style abgefasset 
und werden Eure Exoellenz wenig interessieren: um jedoch nicht im ge- 
ringsten rückhaltig zu seyn, habe ich die Ehre, dieselben in der Anlage 
in originsli vorzulegen, mit der Bitte, sie seinerzeit mir zu meiner legi- 
timation zurückzuschicken. 

Die Absendung meiner zweiten Bittschrift ist nun überflüssig, 
wenn sie nicht noch wegen des darin berührten Punktes, die Pfarrey 
Wetzlar betr., für gut befunden werden sollte, welches ich Eurer Ex- 
cellenz Ermessen gehorsamst anheimstelle. 
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36. 
Hommer an Augustinis, 20. Dezember 1816, Pfarrarchiv Ehrenbreit- 
stein (Konzept). 

Litteras tuas de 23. Nov.—9. Dec. accepi, una cum dispensatione 
et facultatibus, pro quarum sollicitatione et transmissione tibi gratias 
maximas ago. Quod sancta Sedes se non immiscere velit negotiis eccle- 
siasticis ab archiepiscopo Ratisbonensi in Ducato nassovico ordinatis, 
ut summae prudentise congruum agnosco et veneror. Verum quod 
facultatibus meis insertum fuit ‚„dummodo canonice eleotus et deputatus 
existat‘‘, aegre tuli. Ego electioni in Capitulo metropolitano non interfui: 
desuper ergo rationem reddere non possum, neo legitimum procedendi 
modum probare. Si hoc sancta Sedes de me expeotet, nescio quomodo 
satisfacere possim. Optassem potius, quod sus Sanctitas plane omittere 
bunc passum vel ei addere jussisset: „‚Vicario, in cuius electioni (1) si quid 
desideratum sit, apostolioa authoritate suppletur et sanatum declaratur.“ 
Sane anxius quodammodo sum; sed nescio me resolvere. Si placeat 
tibi haco de re cum D. Pedicinius Secretario 8. Congregationis de pro- 
paganda fide oonferre, ad tranquillandum pergratum mihi faciee. 

Caeterum te instruere oportet de iis, quae interea temporis &c- 
ciderunt. Emanavit scilicet Edictum regium, quod non liceat, Litteras 
vel Supplicas ad s. Sedem mittere, nisi mediante gubernio borussico, 
et eas apertas, quas illud per suum legatum Romae praesentari ourabit. 
Hino factum est, quod, cum interea Placetum regium pro exercenda 
jurisdietione mea obtinuissem, in mandatis datum sit, facultates exten- 
siores via praedicta petere. Id quod timens ne prima mes petitio dene- 
garetur, quia in Litteris tuis de 22. maji scripseras: ‚, forsan suam Sancti- 
tatem nullam providentiam capere velle absque Dominorum territoria- 
lium consensu‘‘ ad praescriptum gubernii feci. Praesentabitur itaque 
procul dubio ex parte mei (!) secunda petitio per legatum D. de Niebuhr. 
Rogo te igitur, ut D. Secretarium Pedicinius desuper praevenias eique 
6Xponas, qua ratione id evenisset. Novellae, quas de negotiis ecolesiasticis 
soripeisti, summo mihi fuerunt gaudio, quia sperare juvat, fore ut 
Diooesi nostrae tandem de Epo provideatur, unde ego officio meo, 
quod his circumstantiis, praesertim ob penuriam sacerdotum valde spi- 
nosum est, solutus ero....... 


87. 
Corden an Hommer, 23. Dezember 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 97 Bl. 4. 


Euer Hochwürden Hochwoblgeboren wünsche von Herzen Glück 
wegen der von Sr. Päbstl. Heiligkeit erhaltenen ausgedehnten Fakul- 
täten für die Trierische Diözes in Deutschland, und emptehle mich zum 
freundschaftlichen Benehmen in den für beide Stellen dereinst nöthig 
werdenden Kommunikationen. 

In Betreff der bereits nachgesuchten Ihrem Geschäftsgange nöthigen 
Papieren beehre mich folgendes zu erwiedern. 
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Das Erzbischöfliche Vikarist dahier ist durch das Herzogliche 
Placet in die Verhältnisse einer Stasts-Behörde und Kollegiums ge- 
tretten, dem eine offizielle conioation mit einer auswärtigen Staats- 
behörde ohne spezielle authorisation der Landesherrlichen Central- 
Regierung in causis non mere spiritualibus nicht zustehet. 

Ich nehme demnach billigen Anstand, ohne eine höhere Weisung 
hiezu erhalten zu haben, die anverlangten Papiere abzugeben. So sehr 
ich es also bedaure, der gefälligen Zuschrift Euer Hochwohlgeb. nicht 
entsprechen zu können, eben so sehr bin doch überzeugt, daß, falls die 
Königl. Preußische Regierung sich mit der Herzogl. Nassauischen Regie- 
rung in cönication setzen wollte, die an sich unverfängliche extradition 
der abverlangten und ähnlichen Acten keiner Schwierigkeit unterliegen 
werde. 

38. 
Konsistorium an Pfarrer Auer in Wetzlar, 28. Dezember 1816, Staats- 
archiv Koblenz Abt. 551 Nr. 98 Bl. 21 (Konzept). 

Das Königl. Ministerium des Innern hat verfügt, daß, da die Ab- 
trennung der Pfarrey Wetzlar von der Trierschen Erzdiözes als ganz 
unkanonisch zu betrachten sey, das Triersche General-Vikariat zu Ehren- 
breitstein seine geistlichen Gerechtsame in Wetzlar wieder geltend zu 
machen und den dortigen Pfarrer zur Unterwerfung unter das rechtmäßige 
Ordinariat anzuweisen habe. Da ich aber aus einer Anzeige des Herrn 
General-Vicarius Hommer nicht ohne Befremden ersehe, daß Eure & 
sich der Ihnen desfalle zugegangenen Verfügung zu unterziehen Anstand 
genommen und auf diese Art Ihre Pflichten sowohl gegen Ihre weltliche 
als Ihre geistliche Obrigkeit nicht erfüllt haben, so wird Ihnen noch- 
mals jede Gemeinschaft mit den Behörden des Erzbischofs von Regens- 
burg, insofern dieselben Ordinariatsrechte ausüben wollen, hiemit auf 
das strengste und mit der Verwarnung untersagt, daß wenn Sie nicht 
ohne weiteres als Clericus Trevirensis Ihr juramentum subjectionis & 
obedientiae gegen das General-Vikariat in Ehrenbreitstein- ablegen, Sie 
als Clericus origine Moguntinus die Triersche Erzdiözes rechter Rhein- 
seite werden verlassen müssen. 


39. 
Konsistorium an Hommer, 28. Dezember 1816, Staatsarchiv Koblenz 
Abt. 551 Nr. 98 Bl. 21 (Konzept). 

Ob ich es gleich nicht mißbillige; daß Ew. & nach Ihrem Bericht 
vom 26. v. M. die Eingriffe des Erzbischofs von Regensburg in die Rechte 
der Trierschen Erzdiözes dem päpstlichen Stuhle zur Abhilfe vorgetragen 
haben: so kann dennoch die Abtrennung der Pfarrey Wetzlar nicht bis 
zum Eingang einer desfallsigen Antwort geduldet werden. Indem ich 
daher Ew. & die über diesen Gegenstand an den Pfarrer Auer in Wetzlar 
unter heutigem dato erlassene Verfügung in Abschrift mittheile, ersuche 
ich Sie, Ihre Gerechtsame auf die geistliche Gerichtsbarkeit in Wetzlar 
ungesäumt nach aller Strenge der Gesetze geltend zu machen und mich 
von dem Erfolg Ihrer desfallsigen Schritte zu seiner Zeit in Kenntniß 
zu setzen. 
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40. 
Erzbischof von Dalberg an Hommer, 9. Januar 1817, Staatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl. 27 (Abschrift). 


Hochwürdiger, Hochgeehrter Herr General Vicarius 
des Trierischen Metropolitan Kapitels! 

Der Anstand, von welchem Euer Hochwürden mich in .Kenntniß 
setzen, ist bereits früher entschieden. Mein general Vicarius, den ich 
zu Folge des Reichbsschlusses von 1803 auf Ansuchen des Herrn Herzogen 
von Nassau, nach Absterben des geheimen Raths Beck ernannt batte, 
wurde lediglich beschränkt in seinem Wirkungskreis auf die Herzoglich 
Nassauische Lande, und auf diejenige Besitzungen, welche damalen als 
Bestandtheile des Großherzogthums Frankfurt mein Eigenthum waren. 

Als nachher durch spätere Verhältnisse das trierische Domkapitel 
unter Schutz der Königlich Preußischen Monarchie wieder in seine 
vorige Befugnisse eintrat, so ergieng von mir die Weisung an meinen 
General Vicarium für die Nassauischen Lande, sich aller derjenigen 
Ausfließen seiner von mir erhaltenen Vollmacht zu enthalten, in den- 
jenigen Orten und Gegenden, welche durch spätere Länder- Ausgleichungen 
gegenwärtig Bestandtheile der Preußischen Monarchie geworden rind. 

In diesem Falle ist nunmehr die Stadt Wetzlar. Von diesen Ver- 
hältnissen werde ich nun den Pfarrer Auer in Kenntniß setzen, und den- 
selben, supporitis supponendis, im Falle kein besonderer Anstand ob- 
waltet, das Juramentum Subjectionis dem Trierischen Metropolitan 
Kapitel Sede vacante zu leisten anweisen; wodurch dann derselbe diesem- 
nach wirklich von meiner erzbischöflich Regensburger Metropolitan 
Dioeoese dimittirt wird. 

Ich ertheile hiemit Euer Hochwürden einstweilen förmliche Nach- 
richt, und bin mit schuldiger Hochachtung 

Hoch Dero ergebener 
Carl Erzbischof von Regensburg 
zu folge Päbstlicher Translations-Bull; 
und Primas von Teutschland nach Inhalt 
des Reichsschlusses vom Jahr 1803, 


a. 
Erzbischof von Dalberg an Pfarrer Auer in Wetzlar, 9. Januar 1817, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 BI. 28 (Abschrift). 


Ich lege Euer Hochwürden beiliegende Schreiben zur Einsicht bey: 
in Lit. A. eröfnet mir der erzbischöfliche trierische General Vicarius 
von Hommer über Ansprüche des Trierischen Domkapitels, in Betreff 
neulich eingetrettener Verhältnisse seine Anträge. 

Lit. B. ist Abschrift der Antwort, die ich demselben in dringenden 
Verhältnissen sogleich ertheile. 

Ich hätte zwar Ursache zu erwarten, daß Euer Hochwürden mir 
vordersamst Nachricht ertheilen würden von denenjenigen Zumuthungen, 
welche nach Inhalt des Schreibens Lit. A. an Euer Hochwürden ge- 
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macht wurden, indem mir doch dieses von Ihrer Seite nicht geschehen 
ist, und von mir bereits früher diejenige Grundsätze gefaßt wurden, 
durch welche Streitigkeiten in der Christ-katholischen Kirche in Deutsch- 
land vermieden werden können, so ertheile ich Ihnen hiermit, Euer 
Hochwürden, vermög gegenwärtigen von mir gesiegelten und unter- 
zeichneten Schreibens, die nöthige Dimissoriales, um, mit Inbegriff Ihrer 
Stadt Pfarrey Wetzlar, in die erzbischöflich Trierische Dioecese zurück 
zu tretten, welche bereits in früheren Zeiten von jeher einen Bestand- 
theil des Erzbisthums Trier ausmachten. 


Gegeben Regensburg den 9ten Jänner 1817. 
Carl Erzbischof von Regensburg. 


42. 
Pfarrer Auer in Wetzlar an Hommer, 11. Januar 1817, Stuatsarchiv 
Koblenz Abt. 551 Nr. 99 Bl. 26. 


Eximio, Clarissimo, ao Reverendissimo Archi-Dioeceseos 
Trevirensis Domino Vicario Genersli plurimam in Domino Salutem! 
Cum summa, ut decet, in Reverentiam tuam Observantia veraque 
debiti Obsequii promissione paratissime semper me facturum esse, quae- 
cunque a reverendissimo Archi-episoopeli Vicariatu Trevirensi jubeor, 
Reverentiam tuam oeu Vicarium in spiritualibus generalem hisce agnosco. 
quam agnitionem et nominis Subscriptione, et Sigilli parochialis impres- 
sione oonfirmo. Nihil unguam, quantum in me erit, intermittam, quo- 
minus et fiduciae et dilectionis, quam tuae, ornatissime Praesul! die 
decima Octobris anni praeteriti ad Parochos hujus partis Archi-Dioeceseos 
transmissae literae innuunt, pro virili digıum me reddam. 
Eximii, Clarissimi, ao Reverendissimi Domini Vicarii generalis 
obrervantissimus et obsequiosissimus Hub. Auer 
Clericus Trevirensis, et Parochus. 


43. 

Pfarrer Auer von Wetzlar an den Oberpräsidenten von Ingersleben in 
Koblenz, 11. Januar 1817, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 99 
BI. 22/24. 

Wenn in tiefer Verehrung der unterthänig Unterzeichnete seine 
Unterwerfung unter das Erzbischöflich-Triersche General-Vikariat mit 
einer Rechtfertigung zu begleiten sich erlaubet: so geschieht dieses nur 
in der einzigen Absicht, um in den Augen Eurer Exzellenz sowohl, als 
des Königlichen hochlöblichen Consistoriums seine Handlungsweise nicht 
in dem Scheine von Widersetzlichkeit oder Pflichtentziehung auftreten 
zu lassen. 

Am 19. August 1814 erhielt ich von dem damaligen General Gou- 
vernement des Großherzogthums Frankfurt die Präsentation zur Pfarrei 
Wetzlar und sonach die erfoderlichen Fakultäten von dem Erzbischöf- 
lich Regensburgischen General Vikariate in Aschaffenburg. 
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Als im folgenden Jahre die Stadt Wetzlar unter die Krone von 
Preußen gekommen war: so wurden meine bürgerlichen Verhältnisse als 
die eines Königlich-Preußischen Unterthanen bestimmt; die kirchlichen 
blieben vor der Hand dieselben, und meine Verbindung mit dem General- 
Vikariate in Aschaffenburg, als meiner geistlichen Oberbehörde dauerte 
fort. 

Erst unterm löten Mai 1816 wurde durch einen verehrten Beschluß 
des hochlöblichen Königlichen Consistoriums Nr. 65 May — mir die Ge- 
meinschaft mit dem ebenerwähnten Vikariate untersagt, mit der Weisung, 
etwa von daher mir zugehende Beschlüsse ohne weiteres zurückzusenden, 
und jedesmal dem Königlichen Consistorium davon die Anzeige zu 
machen. 

In einer Vorstellung vom 28ten May legte ich dieser hochlöblichen 
Stelle meine Verlegenheit dar, wie ein solches Verfahren von meiner 
Seite gegen den meinem Bischoffe und dessen Vikariate schuldigen Ge- 
horsam widerstreite, und was ee für mich für Folgen habe könne, so 
lange ich noch nicht auf eine rechtliche Weise meiner Pflichten gegen 
sie entlassen seye; und fügte die unterthänige Bitte hinzu, sich deshalb 
meiner als eines Königlichen Unterthanen um förmliche Entlassung 
davon anzunehmen. 

Inzwischen hörte meiner Seits aus schuldigem Gehorsame gegen 
das hochlöbliche Consistorium alle Kommunikation mit dem General 
Vikariate in Aschaffenburg auf, und ich kann es mit dem reinsten Ge- 
wissen niederschreiben, daß ich noch bis auf diese Stunde nicht eine 
Silbe von allen Vorgängen dahin berichtet habe. Der Zufall wollte es, 
daß mir von daher auch nicht das Geringste zugeschrieben wurde. 

Dieses Betragen, verbunden mit dem pünktlichsten Eifer jeden 
Wink des Königlichen Consistoriums sowohl als auch des Erzbischöflich- 
Trierechen General-Vikariates in allen Kirchen- und Schulsachen schul- 
digst zu vollziehen, dürfte mich gewiß von dem kränkenden Vorwurfe 
einer Pflichtentmangelung schützen. In dem Glauben redlicher Hand- 
lungsweise hatte ich die Hoffnung gehegt, das Königliche hochlöbliche 
Consistorium werde meine unterthänige Bitte einer gütigen Aufmerk- 
samkeit würdigen, da mir diese Sache einzig zum Wirkungskreise der 
Oberhbehörde geeignet schien. DaB dio Vereinigung der Pfarrei Wetzlar 
mit der Regensburgischen Diözese von einem hohen Königlichen Mini- 
sterium als unkanonisch erklärt worden war, wußte ich nicht, und wagte 
getrost zu hoffen, das Königliche hochlöbliche Consistorium werde mit 
dem Generalvikariate in Aschaffenburg dieser Sache wegen in Kommuni- 
kation treten, und sonach einen weitern Befehl auf meine Vorstellung 
mir zugehen lassen. 

Zur Zeit der Auffoderung des Erzbischöflich-Trierschen General- 
Vikariates hatte ich mich eines solchen noch nicht zu erfreuen, und da 
ich mich an meine frühere Verpflichtung noch gebunden glaubte: so 
konnte ich pflichttreu und gewissenhaft meineAne:kennung dieses General 
Vikariates als meiner geistlichen Oberbehörde nicht schriftlich einschicken. 
Ich hielt meine Ansicht durch ein gleiches Verfahren mit den bloßen 
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Staatsdienern für begründet, welche ihrer frühern Pflichten förmlich 
entlassen worden sind, ehe der neue Landesherr sie in seine Pflichten 
genommen hat; und so, dachte ich, werde wohl auch mit den Dienern 
der Kirche verfahren Werden. 

Da ich nun von dem durch das hohe Königliche Ministerium aus- 
gesprochenen Grundsatze eines unkanonischen Verfahrens des Herm 
Erzbischoffs von Regensburg durch das hohe Zuschreiben Euer Exzellenz 
unterrichtet bin: so nehme ich keinen weitern Anstand, dem zu Folge 
dem Erzbischöflich-Trierschen General-Vikariate mich schuldigst zu unter- 
werfen. Die Grundsätze der obersten Staats-Behörden prüfen ist bey 
dem Unterthanen Vermessenheit. Ich verehre sie, und gehorche ehr- 
furchtsvoll. Durch diesen hohen Ausspruch einer unkanonischen Hand- 
lung des Regensburgischen Ordinariates bey Einverleibung der Pfarrei 
Wetzlar mit seiner Diözese sehe ich mich vermöge meiner Pfarranstellung 
in die Erzbischöflich-Triersche Diözese dimittirt, und glaube keiner förm- 
lichen Entlassung von demselben zu bedürfen. 

Gewöhnt als redlicher Mann nur meiner Pflicht zu folgen, erlaube 
ich mir jedoch, Euer Exzellenz unterthänig zu bitten, in diesem Schlusse 
nicht etwa einen feinen Ausweg zu erkennen. Er sey Hochderoselben 
tiefsten Einsichten anheimgegeben. Nach dem einmal ausgesprochenen 
Grundsatze des hohen Königlichen Ministeriums bestimmen mich noch 
höhere Beweggründe. In dem Conflikte von Pflichten, wo auf der einen 
Seite die Wohlfahrt meiner Gemeine, auf der andern eine kirchliche 
disziplinarische Form, die förmliche Entlassung von meinem bisherigen 
Ordinariate — mich anspricht, halte ich mich zur Eıgreifung des Wesent- 
liohen verbunden, — zur Förderung der christlichen Wohlfahrt der mir 
anvertrauten Seelen; und muß das Minderwesentliche — die förmliche 
Diözesan-Entlassung — sich selbst überlassen. So glaube ich redlich 
im Geiste echten Christen-Sinnes und vorwurfsfrei zu handeln. 

Im freien, willigen Gehorsame gegen den verehrtesten Befehl Eurer 
Exzellenz habe ich dem Herrn General-Vika:rius von Hommer unter 
dem heutigen mein juramentum subjectionis et obedientiae zugeschickt, 
und nähre vertrauend die Hoffnung, des hohen Wohlwollens Hochdero- 
selben mich wieder erfreuen zu dürfen, wenn ein Schein von Ungehorsam 
dieses mir entzogen haben sollte. 


44, 
Minister des Innern von Schuckmann an die 1. Sektion im Ministerium 
der Auswärtigen Angelegenheiten, 13. Januar 1817, Geheimes Staats- 
archiv Berlin AAI Rep. III Nr. 1 Bi.. 


Einer Königlichen Hochlöblichen Ersten Section des Ministerii der 
auswärtigen Angelegenheiten habe ich die Ehre ein von dem General 
Vikar v. Hommer zu Ehrenbreitstein an den päbstlichen Stuhl gerichtetes 
Gesuch um Facultäten zu weiterer gefälliger Beförderung mit dem ganz 
ergebensten Bemerken zu communiciren, daß die darinn erwähnten Ver- 
fügungen des Erzbischofs von Regensburg in Betreff der Pfarrei Wetzlar 
und des Filials Stromberg offenbare Eingriffe in die Sprengelsrechte des 
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Erzstifts Trier diesseit Rheins sind, und es nicht einmal des päbstlichen 
Ansehens bedarf, um diese geraubten Rechte wieder in Besitz zu nehmen. 
Da indeß der Erzbischof von Regensburg in seinem wegen der Pfarrei 
Wetzlar ausgefertigten Diplome vom 7% Aprill 1813 auf scheinbare Rechts- 
gründe sich beruft, und in dem Mandate vom 25t May 1816 sogar auf 
einen päbstlichen geheimen Consistorial Beschluß vom 1% Februar 1805 
Berug nimmt, »0 beunruhigt dies den Pfarrer und die Gemeine zu Wetzlar, 
und es wird derwegen eine päbstliche Deklaration gewünscht, durch 
welche das Verfahren des Erzbischofs cassirt, der Pfarrer zu Wetzlar 
seines ihm geleisteten Obedienzeides entlassen, und mit seiner Gemeine 
an den General Vikar des Erzstiftes Trier zurückgewiesen, auch wegen. 
des Filials Stromberg ähnliche Remedur getioffen werde. Ob übrigens 
auf dieses Gesuch des & v. Hommer einzugehen, oder vielmehr der An- 
trag blos auf Erteilung der Facultäten zu richten und der Punkt wegen 
Wetzlar bis zur allgemeinen Regulirung des Diöcesanwesens auszusetzen 
sei, stelle einer Königl. Hochlöbl. Ersten Section ich ergebenst anheim. 


Konsistorium in Koblenz an die Herzogliche Regierung in Wiesbaden, 
31. Januar 1817, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr.97 BL6 
(Konzept). 

Der Pfarrer von Hommer in Ehrenbreitstein, welcher durch das 
Trierisoche Domkapitel unterm 8ten Aug. v. J. zum General-Vicarius der 
Trierschen Erzdiözes rechter Rheinseite Preußischen Antheils ernannt 
und dem in dieser Eigenschaft das landesherrliche Placet ertheilt, auch 
von dem päpstlichen Stuble die üblichen Fakultäten ertheilt worden, 
hat den Vikariatse-Direktor Corden zu Limburg ersucht, ihm die den dies- 
seitigen Antheil der gedachten Diözes betreffenden Aktenstücke zu über- 
senden, und darauf von demselben mittelst des abechriftlich beigefügten 
Schreibens vom 23ten v. M. u. J.!) zur Antwort erhalten, daß dieses nur 
durch eine Communication der betreffenden Landesbehörden bewerk- 
stelliget werden könne. Da nun der General-Vicarius von Hommer unsere 
Vermittlung in dieser Angelegenheit in Anspruch genommen hat: so 
ersuchen wir Ew. & dienstergebenst, den Herrn Corden?®) in Limburg 
zur Aushändigung aller fraglichen, den diesseitigen Antheil der Diözes 
betreffenden Papiere an den General-Vicarius von Hommer gefälligst 
zu ermächtigen. 


1) Anhang Nr. 37. 

2) Im Konzept stand ursprünglich: ‚die geistliche Vikariatsbehörde 
in Limburg“. Auf die Einwendung des Konsistoriulrates Schwarz, ‚daß 
von keiner Vicariats-Behörde die Rede seyn kann, wo kein Vicariat von 
Preußen anerkannt wird“ (a.a.O. Bl. 6), wurde der Text wie oben ver- 
ändert. 
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38. 
Ministerium des Innern an dss Konsistorium in Koblenz, 3. Februar 1817, 
Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 94 Bl. 18. 


Auf den Bericht des Consistorii vom 2lten v. Mts.. die dem General- 
Vikarius von Hommer zu Ehrenbreitstein vom päpstlichen Stuhle er- 
theilten Fakultäten betreffend, wird denselben, jedoch mit Vorbehalt 
der landesherrlichen Gerechtsame und der Gerechtsame der deutsch- 
katholischen Kirche, denen durch Annahme dieser Fakultäten nichts 
vergeben werden soll, Lauf gelassen, insofern gedachter General-Vikar 
ihrer Gewissenshalber zu bedürfen glaubt, und deren Ausübung nicht 
den Landesgesetzen und den wohl erworbenen Rechten anderer Personen 
entgegen ist. Uebrigens ist dem General-Vicarius zu eröffnen, daß der 
unmittelbare Recurs an den päpstlichen Stuhl, den er genommen hat, 
gegen die Verfassung des Staats und künftig zu vermeiden ist. Hiernach 
hat das Consistorium den General-Vicar zu bescheiden. 


41. 
Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten, 1. Sektion, an den Ge- 
sandten von Niebuhr, 21. Februar 1817, Geheimes Staatsarchir 
Berlin AAI Rep. HI Nr. 1 Bl. 2 und 5 (Konzepte). 


Ew. Hochwohlgeboren übersende ich ergebenst ein von dem Gene- 
ral Vicar von Hommer zu Ehrenbreitstein an den päbstlichen Stuhl ge- 
richtetes Gesuch um Facultäten zur weiteren gefälligen Beförderung und 
mit dem Ersuchen 


den ersten Antrag des Bittstellers gefälligst zu unterstützen, die beyden 
andern aber nur zu übergeben, ohne sie zu unterstützen. 


(Obwohl die darinnen erwähnten Verfügungen des Erzbischofs von 
Regensburg in Betreff der Pfarrei Wetzlar und des Filials Stromberg 
offenbare Eingriffe in die Sprengelsrechte des (Erz)!) Stifts Trier die=- 
seits des Rheines sind, so dürfte doch aus derUnterstützung des Antrags 
des Hommer ad 2 und 3 leicht eine stillschweigende Anerkennung der 
alten Diocesan-Gränzen gefolgert werden, und dadurch Weiterungen bey 
der künftigen allgemeinen Regulirung des Diocesanwesens entstehen.)?) 


48, 
1. Sektion des Ministeriums der Auswärtigen Angelegenheiten an den 
Minister des Innern von Schuckmann, 23. Februar 1817, Geheimes 
Staatsarchiv Berlin AAI Rep. HI Nr. 1 BI. 2/3 (Konzept). 


Euer Excellenz benachrichtige ich ganz ergebenst, daß das mir 
mittelst des geehrtesten Schreibens vom 13. Januar d. J. übersandte 


1) Später gestrichen. 

2) Der in Klammern gesetzte Passus findet sich nur in dem ersten 
Mundum und wurde bei der nachträglich angeordneten Umänderung 
desselben gestrichen. Siehe die Verfügung AAI Rep. III Nr 1 Bl. 4. 
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Gesuch des Generalvicars v. Hommer zu Ehrenbreitstein, um Ertheilung 
von Facultäten, an den apostolischen Stuhl befördert und der König- 
lichen Gesandtschaft zu Rom, aus den von Euer Excellenz angeführten 
Gründen, aufgetragen worden ist, nur den ersten Antrag des General- 
vicars zu unterstützen, die Angelegenheit in Betreff der Pfarrei Wetzlar 
und des Filials Stromberg aber bis zur allgemeinen Regulirung des Diö- 
cesanwesens zwar zu befördern aber ohne spezielle Unterstützung zu 


lassen. 


49. 
Augustinis an Hommer, 1. März 1817, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein. 


Rite mihi pervenerunt honoratissimae Dominationis Tuae Illmae 
a0 Rmae litterae die 20 Decembris p. p. datae. Cum ad tranquillandam 
tuam conscientiam dubium ob insertum in cooncessis Tibi facultatibus 
— dummodo canonice electus et deputatus existat — subito proposuerim, 
non Congregationi de Propaganda Fide, quae ignorat, quomodo res 
Ecclesiasticae in Germania se habeant, sed Congregationi peculiari Nego- 
tiorum extraordinariorum, et cum me commendaverim pro sollicita 
responsione, scivi quod ante quattuor hebdomadas relatio facta fuerit 
Summo Pontifici, qui loco coonfirmandi, vel improbandi votum dictae 
Congregationis, hoc negotium penes se retinuit, et adhuc suam mentem 
desuper non declaravit; et quia sperabam de die in diem aliquam esse 
obtenturum responsionen; ecce causa propter quam hactenus dictis tuis 


litteris non respondidi (!)..... 


60. 
Pius VII. an Hommer (Ernennung zum Apostolischen Vikar), 26. März 
1817, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein (Abschrift). 


Pius P.P. VII. 

Dilecte Fili Salutem et Apostolicam Benedictionem. Expositum 
ex parte Tua Nobis fuit, quod cum antiquae Metropolitanae Trevirensis 
Ecclesiae Capitulo Vicarius loco Josephi Ludovici Beck superioribus men- 
sibus defuncti constitutus fueris, proptereaque ab Apostolica hac Sede 
extraordinarias nonnullas facultates Tibi delegari supplicaveris, in earum 
formula die 17& Novembris superioris anni expedita apposita fuit clausula 
„dummodo canonice electus ac deputatus existas““. 

Cum autem clausula illa Te in dubia et anxietates conjecerit, 
propterea quod nec Tibi ipsi exploratum satis est an praefatum Capitu- 
lum, quod Augustae nunc Vindelicorum residet, nihil eorum omiserit, 
quae ad electionem hujusmodi canonice ac valide celebrandam sunt ne- 
cessaria, conveniens et opportunum judicasti ad Apostolicae hujus Sedis 
authoritatem confugere, eiusque sententiam et judicium circa praefatae 
electionis tuae validitatem exquirere, ne Te periculo exponeres, actus 
nullos et invalidos, legitima fortasse tibi deficiente jurisdictione peragendi. 

Nos autem Tuam hanc agendi rationem, quam ab optima volun- 
tate ac fide Tua profectam esse cognoscimus, in Domino commendantes, 
id optassemus solum, ut, quoniam electionis seu deputationis Tuse 
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aotus, cujus exemplum a Negotiorum gestore Tuo fuit Nobis exhibitum, 
diem octavam augusti elapsi anni habet insoriptam, oitius, prout rei 
gravitas poetulabat, Nos consuluisses. Circa validitatem vel nullitatem 
electionis Tuae nihil Nos posse definire judicamus, antequam de quibus- 
dam facti ciroumstantiis a Trevirensis Capituli Decano, quem inter- 
pellare jam fecimus, edooeamur. 

Interes tamen, dum judicium ea de re Nostrum ad aliud tempus 
differre cogimur, omittere nolumus, fidelibus istis, prout officii Nostri 
ratio postulat, providere. Ne ipsis itaque Regiminis Eoclesiastioi subsidia 
desint, utque anxietatibus, dubiisque omnibus aditus praecludatur, Nos 
Te a quibusvis censuris et poenis Ecclesiasticis, si quas quomodolibet 
incurristi, absolventes, et super irregularitate, quam fortasse contraxeris, 
dispensantes, Te ipsum in Vicarium Apostolicum ad beneplacitum hujus 
S. Sedis in ea parte Trevirensis Dioeoesis, ad dexteram Rhoeni (I) ripam 
sita, quae temporali dominio Borussiae Regis subjacet, de Apostolicae 
potestatis Nostrae plenitudine eligimus et deputamus, ita (ut) partem 
praedictam in Spiritualibus administrare, ac in ea jurisdictionalia munera 
obir , neo non extraordinarias faoultates Tibi ab hac S. Sede concessas 
exeroere libere possir, reservantes Nobis in posterum circa electionis 
Tuae a Treverensi Capitulo faotae validitatem, prout de jure, decernere. 
Ut autem, dubia adhuc manente, usque ad judicium Nostrum electione 
Tua, nulla in fidelium conscientiis oriatur perturbatio, Nos, de praefatae 
potestatis apostolicae plenitudine, quatenus opus sit, Parochos et Bene- 
firiatos a Te institutos, itemque Presbyteros ad excipiendas fidelium 
confessiones a Te deputatos, quos omnes caeteroquin dignos atque ido- 
neos esse confidimus, similiter rehabilitamus, eorumque respective titulum 
oonvalidamus. Matrimonia coram Parochis, legitimam forte non habenti- 
bus jurisdietionem (contracta) in radice sanamus; quae tamen sanatio, 
ad praecavendas conjugum separationes, quas, nullitatem matrimonio- 
rum suorum fortasse praetexentes, cum publicae etiam tranquillitatis 
perturbatione intentare possent, in seoretis Canc:llariae Tuae regestis 
adnotanda erit; quod vero ad Sacramentales Confessiones a Parochis et 
Sacerdotibus, quorum legitima jurisdictio incerte sit, huc usque exoeptar, 
fideles minime inquietandos esse decernimus. 

Per haec cum et postulationi Tuae et fidelium istorum necessitati 
provisum sit, Te hortamur in Domino, ut Officium Tibi commissum 
sancte impleas, Tibique fidelibusque curae Tuae ooncreditis Apostolicam 
Benedictionem amanter impertimus. 

Datum Romae apua S. Petrum die vigesima sexta Martii anni 1817. 
Pontificatus Nostri anno XVIIL 

Pius P.P. VIL 
Pro Copia et in fidem 
J. G. de Speicher, secretarius Vicariatus 
in Ehrenbreitstein. 
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B1. 
Augustinis an Hommer, 29. März 1817, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein. 

J’ai l’honneur, Monseigneur, de vous envoyer ici joint une lettre, 
que Sa Saintet6 vient de vous &crire, touchant la doute que vous Lui 
avez manifest6 sur la l&gitimit& de votre 6&lection en Vicaire Capitulaire. 
Il ne decide pas la question, quoiqu’elle aye (!) &t& bien examinde, mais 
Il vient de vous oonstituer Vioaire Apostolique, se r&servant, apres qu’ll 
aura toutes les notices, qui Lui seront n&cessaires, a vous faire connaitre 
sa decision. A cet effet Il a donn6 ordre au Cardinal Secr6taire d’Etat 
d’&crire au Grand Doyen de Treves residant & Augsbourg, pour savoir 
precisement en quelle forme vous avez 6t& &lu en Vicaire Capitulaire; 
et au Grand Chapitre de Ratisbonne pour &tre informe, si du cot& du 
feu l’Archev&que on avoit accompli tout ce que le Pape avoit ordonne 
en 6rigant (!) l’Eglise de Ratisbonne en Mötropolitaine, et de leurs r&- 
ponses il dependera (!) la decision non seulement de la l&gitimit6 de votze 
#lection, mais sussi de celle du Vicariat de Limbourg ad Lahnam. Je 
suis oharg6 de vous faire observer que les sbsolutions et les dispenses 
y ont 6t& sjoutses ad cautelam. " 

La lettre que vous avez &crit (!) au Pape le 26. Ybre oc. a., et que 
vous avez envoy6 (!) & Berlin, a &t£ presentse il y a quelque jour & Sa 
Saintete. On vous r&pondra sans vous oompromettre vis & vis de votre 
Souverain...... 


52. 
Pius VIL. an Hommer, 20. April 1817 (zweites Schreiben; durch die 
preußische Gesandtschaft nach Berlin übermittelt), Pfarrarchiv 
Ehrenbreitstein (Abschrift). 


Pius P. P. VIL 


Dilecte Fili Salutem et Apostolicam Benedictionem. Litteris Tuis 
datis die vigesimasexta Novembris anni 1816 exposuisti nobis, Te ab 
antiquae metropolitanae Trevirensis Ecclesise Capitulo Vicarium pro 
parte illius dioeoesis ad dexteram Rheni ripam sita Regis Borussiae 
dominio subjeota loco Josephi Ludovici Beck superioribus mensibus 
defuncti constitutum fuisse, proptereaque nonnullis facultatibus admini- 
strationi Tuse necessariis indigere; addidisti praeterea preces Tuas pro 
obtinenda restitutione Paroeciae loci de Wetzlar, quam archiepisoopus 
Ratisbonensis indebite dismembraverat neo non pro restitutione in pri- 
stinum Filialis Ecclesiae de Stromberg, quam a Vicariatu Limburgensi 
seperatam fuisse conquestus es, Nos vero, cum ex una parte Nobis oerto 
non oonstet, de Tuae in Vicarium electionis validitate, ex altera vero 
spirituali regimini fidelium illorum cito providere cupiamus, Te a quibus- 
vis oensuris et poenis eoclesiasticis, si quas quomodolibet incurristi, 
absolventes, et super irregularitate quam fortasse contraxeris, dispen- 
santes, in Vicarium Aopstolicum ad beneplacitum 8. Sedis in praefata 
parte Dioecesis ad dexteram Rheni ripam sita, quae temporali dominio 
Borussiae Regis subjacet, eligimus et deputamus, ita ut eam spiritualibus 
administrare et in ea jurisdictionalia munera obire libere possis. Cum 
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autem quod ad petitas facultates pertinet, jam satis a nobis provisum 
sit, quod attinet ad Parveciae et filialis praediotae Ecclesiae dismembra- 
tionem, interpellare jam fecimus Capitulum Ratisbonense, neo non Deca- 
num Capituli Trevirensis, a quibus cum de iis quae scire Nos hanc in 
rem oportet edocti fuerimus, quid consilii caperedebeamus oonsiderabimus, 
tibique significare non omittemus. Hortamur autem Te in Domino, ut 
officium Tibi commissum sanote impleas Tibique ac fidelibus curae Tuse 
concreditis Apoetolicam Benediotionem amanter impertimur. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum die vigesima Aprilis anni 
1817. Pontificatus Nostri anno decimo octavo. 

Raphael Mazio 
ssmi Domini ab Epistolis Letinis. 


53. 

Herzoglich Nassauische Regierung an das Konsistorium in Koblenz, 
29. April 1817, Staatsarchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 97 Bi. 8/9 
(Abschrift). 

Da Wir keinen Anstand nehmen, die Aoten, welche Königlich 
Preußische Pfarreyen betreffen, an die geistliche Behörde zu Ehren- 
breitstein verabfolgen zu lassen, so haben wir das Erzbischöflich Trierische 
Vicariat zu Limburg unter dem heutigen ersucht, die nach dem gefälligen 
Schreiben Eines Königlich Preußischen hochlöblichen Consistoriums 
vom 3lten Jänner d. J. vom Herrn General-Vicarius von Hommer ver- 
langten Acten an denselben abgehen zu lassen. 

Die von Königlich Preußischen hochlöblichem Consistorium Uns 
mitgetheilte Abschrift der vom Herrn Vicariats-Direktor Corden zu 
Limburg an den Herrn General Vicar von Hommer erlassenen Antwort 
hat Uns veranlaßt, jenen um die Vorlage des von diesem erhaltenen 
Anschreibens zu ersuchen. Aus der hier angebogenen Abschrift des- 
selben ersehen Wir, daß Herr von Hommer von ausgedehnteren päbst- 
lichen Faonltäten Meldung thut, welche derselbe für die Trierische Dio- 
zese in Deutschland mit der Gewalt, sie andern mitzutheilen, erhalten 
habe. Da sich die vormals Trierische Diozese diesseits des Rheins sowohl 
über einen Theil der dieeseitigen Herzoglichen Lande, als auch des König- 
lich Preußischen Gebietes erstreckt, so dürfte Herr General Vicarius 
von Hommer, wenn das landesherrliche Placet die Ausübung seiner. 
geistlichenVollmacht nicht ganz bestimmt auf die Grenzen des Königlich 
Preußischen Gebiets beschränkt, sich etwa versucht fühlen, auch in den 
diesseitigen Landen eine geistliche Jurisdiotion üben oder delegiren zu 
wollen. 

Wir finden Uns daher verpflichtet, Ein Königlich Preußisches 
bochlöbliches Consistorium zu ersuchen, den gedachten Herrn General- 
_ vicsrius, falls es noch nicht geschehen sein sollte, anzuweisen, die Aus- 
übung seiner geistlichen: Vollmachten in keiner Weise auf das diesseitige 
Gebiet und Herzoglich Nassauische Geistliche oder weltliche Katholiken 
zu erstrecken, gleichwie auch das Erzbischöflich Trierische Vicariat zu 
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Limburg, ohngeachtet seine von dem nunmehro verewigten Herm Fürsten 
Primas als Metropoliten und nächsten Bischof erhaltene geistliche Facul- 
täten sich gleichfalls über den ganzen diesseits Rheins gelegenen Trieri- 
schen Diozesantheil erstreckten, gleich anfangs durch das diesseitige 
Placet in Ausübung seiner Gewalt auf die Grenzen des Herzogthums 
Nassau beschränkt worden ist. 

Wir haben bierdurch nicht nur einer Beunruhigung der beider- 
seitigen Katholiken, sondern auch der Ausübung einer vom Landesherrn 
nicht genehniigten Jurindiction über fremde Unterthanen vorgebeugt, 
und erruchen daher ein Königlich Preußisches hochlöbliches Consisto- 
riam Uns gefällige Nachricht von der derfalla von dem (? an den) 
Herrn Generalvicarius von Hommer erlassenen Weisung zukommen 
zu lassen. 


85% 

Niebuhr an die 1. Sektion des Ministeriums der Auswärtigen Angelegen- 
heiten, 3. Mai 1817, Geheimes Staatsarchiv Berlin AAI Rep. III 
Nr.1 Bl 6. 

Auf das mir von einem hohen Königl. Departement unter dem 
21ten Februar zugefertigte Gesuch des Herrn von Hommer habe ich die 
Ehre angeschlossen das päbstliche Antwortschreiben gehorsamst ein- 
zusenden. 

Da die Wahl nicht im Bezirk der Diöcese statt gefunden hat und 
der hiesige Hof von der canonischen Institution des Kapitels nicht hin- 
länglich unterrichtet war, so ist die Bestätigung der Ernennung zum 
General Vicar in eine Berufung zum Apostolischen Vicar verwandelt 
worden; — eine Modification, die in der Sache durchaus nichts ändert 
und woraus für ähnliche Fälle auf keine Weise ein Präjudir entstehn kann, 
da in dem äuß:>rst behutsam abgefaßten päbstlichen Schreiben der Grund 
dieser Veränderung sehr bestimmt angegeben wird. 

{n Rücksicht der Reclamationen des Herrn von Hommer gegen 
die Eingriffe des Erzbischofs von Regensburg und des Vicars zu Limburg, 
wodurch die Parochien Wetzlar und Stromberg der Diöcese entzogen 
worden sind, ertheilt das Schreiben die Gewißheit, daß man darauf 
bedacht sey, die Integrität des Bisthumse herzustellen. An der baldigen 
Erreichung dieses Zweckes läßt sich um so weniger zweifeln, da das 
Koncordat mit Bayern seinem Abschluß nahe ist, und indem dadurch 
Aschaffenburg und Würzburg zu einer Diöces vereinigt werden, viele 
Neuerungen des ehemaligen Fürsten Primas ohnstreitig aufheben wird. 

Um aber jeder Bestimmung, wodurch Preußische Distrikte fremden 
Diöcesen untergeordnet werden könnten, im voraus vorzubeugen, nehme 
ich mir die Freiheit, ein hohes Königl. Departement gehorsamst zu er- 
suchen, wenn Wetzlar zum Königl. Gebiete gehört (worüber ich ungewiß 
bin und bey gänzlichem Mangel von Charten der Territorialgränzen am 
Mittelrhein nicht zur Gewißheit gelangen kann) mich mit bestimmten 
diesen Gegenstand betreffenden Instructionen versehen zu wollen. 
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56. 
Augustinis an Hommer, 3. Mai 1817, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein. 


Non dubitans, quin mease litterae Dominationi Tuae Illmae et 
Rmae die Prima et 29. Martii, ao 9. elapei aprilis datae rite pervenerint, 
nunc Tibi tranrmitto aliam epistolam Summi Pontificis, responsivam ad 
Tuam diei 28. Januarii, nec non adjungo copiam alterius Pontificise 
responsionis ad Tusm diei 26 Ybeie, cuius exemplar ad Ministrum Borussi- 
cum heri extraditum fuit, et a Ministerio Interioris illud aocipies. Curavi 
ut haeo seoondodicte responeio ita oonciliata esset, ne appareret, Te ad 
Sanctam hanc Sedem recursum jam fecisse, et ab eadem faoultates, et 
desuper deolarationem acoepisse. Quamquam nonnullas hebdomadae 
praetergressae sint antequam supradiotas responsiones obtinere potuerim, 
tamen Te oertum reddere possum, quod cum sollicitudine illae fuerunt 
obtentae, Certe D. T. Illma et Rma ooncipere facile non poterit, quae 
et quanta sint negotia Ecclesiastica, et quidem rummi momenti, quae 
assidue Summi Pontificis animum opprimunt, ideoque non est mirandum, 
ei negotis, quae praesertim ab Ipsius nutu pendent, tam cito perfloi 
nequeant. Ego solum scio quot vioes aocedere debui Status Secretarium, 
et quantum me oommendare debui, ut has responsiones oonsequi valerem. 

Circa res Eoclesiasticas Germaniae ad ea, quae superioribus meis 
litteris scripsi, nihil addere queo; et me oommendans tuis favoribus et 
gratiis, venerationis sc singularis studii sensu subecribor ...... 


56. 
Hommer an Pius VIL, 14. Mai 1817, Pfarrerchiv Ehrenbreitstein 
(Konzept). 

Prae gaudio lachrymans, exosculatus sum Litteras Sanotitatis 
vestrae, quibus nullitates, si forte in electione mea subrepsissent, sanare, 
meque in Vicarium apostolicum ad Beneplacitum sancotae Sedis in ea 
parte Trev. Dioecesis ad dextram Rheni ripam sita, quae temporali 
dominio Borussise Regis subjaoet, deputare dignata est. Precibus queis 
possum devotissimis pro Sanctitatis vestrae oonservatione hanc gratiam 
demereri oonabor. 

Interim ad reprehensionem, quod pro rei gravitate citius ad Sancti- 
tatem vestram casum referre debuissem, ut excusationem meam ex 
sequenti facti specie prosilientem benignissime respiciat, humillime peto. 

Actus electionis meae accidit octava die augusti. Nullum mihi 
tunc temporis dubium fuit de legitimitate electionis meae, quam ex 
praescripto ss. Canonum factam fuisse certo credebam. Officio meo, 
ealtem publice, fungi non poteram, donec regimen Borussicum mihi 
fidem faceret, Placeto regio nihil obstare.. Quamprimum desuper certus 
cram, illioo, soilioet sub die 5. oot. Sanctitati vestrae pro facultatibus 
supplicavi. His obtentis ex addita olausula ‚„‚dummodo canonice electus 
et deputatus existas“ dubium mihi primo ortum est; nec distuli Sanctitati 
vestrae anxietatem meam exponere. Nihilominus, si hao in parte a me 
aliquatenus peccatum fuit, prostratus ad Sanctitatis vestrae pedes veniam 
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humillime efflagito, sanote promittens, me in rebus ut ut leviter ambiguis 
apostolicae Sedis potestatem esse imploraturum atque cuncta, quae 
praescribentur, prout obedientis exposcit, ad amussim executurum, 
peratus tamen quoque omni momento officium mihi creditum, quod 
in salutem animarum unice administrabo, ad manus Sanctitatis vestrae, 
quandocunque id ipsi placitum fuerit, resignare ...... 


87. 

Konsistorium in Koblenz an die Herzoglich Nassauische Regierung in 
Wiesbaden, 17. Mai 1817, Stastssrchiv Koblenz Abt. 551 Nr. 97 
Bl. 12 (Konzept). 

Euer & beehren wir uns, auf die gefällige Zuschrift vom 29eten v.M. 
dienstergebenst zu erwiedern, daß dem Herrn General-Vikar von Hommer 
in Ehrenbreitetein das landesherrliche Placet auf dieselbe Art, wie der 
Wirkungskreis der geistlichen Behörde in Limburg auf den jenseitigen 
Landesantheil beschränkt ist, nur für den Preußischea Antheil der Trieri- 
schen Erzdiözese rechter Rheinseite ertheilt worden. 


586. 
1. Sektion im Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten an den 
Gesandten von Niebuhr, 25. Mai (abgeg. 29.) 1817, Geheimes Staats- 
archiv Berlin AAI Rep. III Nr. 1 Bl.7 (Konzept). 


E. H. habe ich die Ehre auf das gefällige Schreiben vom 3. d.M. 
ergebenst zu benachrichtigen, daß nach Artikel 42 der Wiener Kongreß 
Akte die Stadt Wetzlar und das dazu gehörige Gebiet in Preußische 
Landesherrlichkeit übergegangen und bey den späteren Territorial Aus- 
tauschungen nicht vertauscht worden sind. Zum Wetzlarschen Gebiet 
gehört nur die Gemarkung der Stadt. In dem strittigen (städtischen ?) 
Radio liegen aber mehrere zu Preußen gehörige Ortschaften und Ämter, 
nemlich Rechtenbach, Schwalbach, Braunfels, Butzbach, Greiffenstein 
und Hohensolms. Ich ergreife diese Gelegenheit E. Hochwohlgeboren 
ergebenet zu ersuchen, durch angemessene Eröffnungen (Erörterungen ?) 
am römischen Hofe sorgfältigst zu verhüten, daß irgend ein fremder, 
S.M. dem Könige nicht unterthäniger Erzbischof, Bischof, Prälat oder 
sonstiger Dignitarius durch die Concordate, welche Bayern, Hannover. 
oder andere Mächte zu Rom hegociüren, in Preußischen Landen Metro- 
politan, Diöcesan oder irgend geistliche Gewalt oder Rechte und Be- 
fugnisse, Facultäten etc. erhalten. Denn es ist die Absicht bey unserem 
künftig abzuschließenden Concordate, daß nur Preußische Erzbischöfe, 
Bischöfe, Prälaten, geistliche Dipnitarien für Preußische Lande fungiren. 


69. 

1. Sektion im Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten an den Mi- 
nister des Innern von Schuckmann, 25. Mai 1817 (exp. 29. 5. 17), Ge- 
heimes Staatsarchiv Berlin A AI Rep. III Nr. 1 Bl. 7 (Konzept). 

Auf das von dem Generalvicar v. Hommer zu Ehrenbreitstein 

An den päbstlichen Stuhl gerichtete Gesuch ist dem Herrn Gesandten 
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zu Rom das päbstliche Antwortschreiben zugekommen, welches ich 
E. Ex. anbei in Verfolg meiner vorläufigen Mitteilung vom 21. Februar 
d. J. ganz ergebenst übersende. 

Der Herr Gesandte hat dabei berichtet, daß, da die Wahl nicht 
im Bezirk der Diözese stattgefunden und der päbstliche Hof von der 
canonischen Institution des Kapitels nicht hinlänglich unterrichtet ge- 
wesen, die Bestätigung der Ernennung zum Generalvicar in eine Be- 
rufung zum apostolischen Vicar verwandelt worden sei, eine Modification, 
die in der Sache nichts ändere und woraus für ähnliche Fällo auf keine 
Weise ein Präjudiz entstehen könne, da in dem äußerst behutsam ab- 
gefaßten Schreiben der Grund dieser Veränderung sehr bestimmt an- 
gegeben worden. 

In Rücksicht der Reklamationen des H. v. Hommer gegen die 
Eingriffe des Erzbischofs von Regensburg und des Vicars zu Limburg, 
wodurch die Parochien Wetzlar und Stromberg der Diözese entzogen 
worden sind, enthält das Schreiben die Gewißheit, daß man darauf 
bedacht ist, die Integrität des Bisthums Trier herzustellen, und der 
Herr Gesandte zweifelt auch an der baldigen Erreichung dieses Zweckes 
um so weniger, als das Concordat mit Baiern seinem Abschlusse nahe 
sei, und, indem dadurch Aschaffenburg und Würzburg zu einer Diözese 
vereinigt würden, unstreitig viele Neuerungen des ehemaligen Fürsten 
Primas aufgehoben werden würden. 


60. 
Augustinis an Hommer, 18. Juni 1817, Pfarrarchiv Ehrenbreitstein. 
Monseigneur! 

J’&i recu exactement la lettre, dont vous m’avez honore, Mon- 
seigneur, en date du 14. Mai. La lettre de change y jointe me fut sur 
le champ payee, pour la quelle je vous remercie &. 

Quoique le Saint Pöre se trouve & la Campagne, je Lui fis par- 
venir votre lettre de remerciement, et la supplique que vous m’avez 
envoy€e. Je vous trascrirai (!) de verbo ad verbum la röponse, que Sa 
Saintet€ s’est daign6 de me faire donner par son Secretaire des Lettree 
Latines. „Il Santo Padre non giudios d’acooordare si in generale, o per 
modum regulae al Sig. ab Hommer la facoltä di far ordinare dei Chierici 
poveri senza titolo, temendosene l’avvilimento ed il dispregio. Che se 
la raritä de’ Preti ed il bisogno della Dioocesi esigge, che alcuni lo siano, 
crede Sua Santitä, che il Vicario Apostolico debba rioorrere alla Santa 
Sede nei casi particolari. Tanto Sua Beatitudine mi autorizzas, dopo 
esaminato l’affare, a rispondere a Lei, accid lo scriva al Suddetto Vioario 
Apostolico, al quale poträ aggiungere, che quanto dioe nella sua lettera 
di ringraziamento al Papa lo giustifica a sufficenza sulla tardanza del 
ricorso alla Santa Sede.‘“ 

Je fis aussi humilıer a Sa Saintet# votre Pro-Memoris, mais rapport 
& son oontenu je n’ai regu aucune röponse, dono il devroit &tre examin& 
pour decider quelque chose. Si j’aurai oocasion de me porter a Castel 
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Gandolfo, ot le Pape se trouve, j’aurai present aussi oett’ affaire, autre- 
ment au retour de sa Saintet# je ferai quelque d&marche, prouvant la 
ne6oessit& de prendre quelque d&termination pour procurer & l’Allemagne 
des sujets instruits dans la solide dootrine Catholique, et j’indiquerai, 
comme on pourroit somministrer le n6cessaire aux jeunes &tudians (1) 
pour venir a Rome, et pour y se trattenir quelqu’annee. Malheur! que 
le tant o&löbre College Germanique a perdu presque tous Bes revenues, 
ainsi il ne peut pas fournir des &löves. Les oonsöquences des desordres 
pass6e sont sensibles & tous, mais principalement & la Religion Catholique 
par tous les rapports. Deus succurre Illae. Le Grand Chapitre de Ratis- 
bonne a r&pondu au Cardinal Secı6taire d’Etat, que le feu Archevöque 
ne l’avoit jamais consult& touchant les affaires de l’Archevöch6, en oon- 
söquence il ne pouvoit pas donner r6ponse aux questions qu’on lui faisoit. 
D’autre lieu on a eu notice, que le dit Archeväque n’avoit aocompli 
aucunne (!) des oonditions, que le Pape lui avoit impos6 en le transferant 
de Mayenoe & Ratisbonne. 

Votre Grand Doyen a r6pondu aussi, et il a montr6 que le Grand 
Chapitre a täch6 de faire l’Election du Vicaire Capitulaire dans la forme 
la plus canonique, que les circonstanoes Lui ont permis. Aprıds oettes 
röpnnses je soignerai & la premidre occasion une r&ponse aux doutes 
proposes sur l’existenoe du Vicariat de Limburg ad Lahnam, et sur 
la Paroisse de Wetzlar ...... 


61. 
Niebuhr an die 1. Sektion im Ministerium der Auswärtigen Angelegen- 
heiten, 28. Juni 1817, Geheimes Staatsarchiv Berlin AAI 
Rep. HI Nr. 1 BI. 9/10. 


Auf das verehrliche Resoript eines hohen Königl. Departements 
vom 25ten verfl M. beehre ich mich schuldigst zu berichten, daß nach 
den freundschaftlichen mündlichen Mitteilungen des Königl. Bayerischen 
Gesandten, Herrn Bischof von Haeffelin, die Gränzen der neueingerich- 
teten Bayerischen Diöcesen die des Königsreichs nirgends überschreiten. 
In Hinsicht der diesseits-rheinischen ehemals maynzischen Orte, welche 
gegenwärtig unter nassauischer Landeshoheit stehen, hat mir derselbe 
ausdrücklich geantwortet, daß sie von Aschaffenburg (welches mit Würz- 
burg vereinigt wird) getrennt werden; — so daß der Landesherr über 
ihre Unterordnung unter eine andere Diöces (wahrscheinlich Maynz) 
sich mit dem hiesigen Hofe wird einigen müssen. Auch über Salz- 
burg und Passau vernehme ich, dass jenes den unter bayerischer, 
dieses den unter österreichischer Landeshoheit gelegenen Theil seiner 
Diöces verliert. 

Hiernach leidet es wohl keinen Zweifel, daß die ganz unrechtmäßige 
und willkührliche Verfügung des verstorbenen Fürsten Primas, wodurch 
Wetzlar von der Diöces Trier diesseits Rheins getrennt worden, keine 
Folgen haben wird. Zu einer bestimmten Erklärung hätte die Eingabe 
des erwählten Generalvicars Gelegenheit gegeben, indem es hingereicht 
haben würde, sich an die geistlichen Behörden, nicht an das Staats- 
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secretariat zu wenden. Bey diesem gebietet die Klugheit, — und ich 
bitte ein hohes Departement überzeugt seyn zu wollen, daß ich mich 
hierüber nicht täusche — jede Erwähnung von Punoten die zu einem Kon- 
cordat gehören, zu vermeiden, bis die Unterhandlungen darüber eröffnet 
werden können. Die Verzögerung derselben wird schmerzlich empfunden, 
und es steht ganz entschieden fest, über keinen einzigen einzelnen Punkt 
zu unterhandeln, sondern alles auf eine umfassende Negoeiation zu ver- 
echieben. Die ausdrückliche Weisung des Rescripts vom 2lten Febr., 
das Geeuch des Herrn von Hommer um Abolition jener anmaß:nden 
Verfügung nur zu übergeben und nicht zu unterstützen, nöthigte miclı 
einen jeden Schritt zu unterlassen, und ließ mich vermuthen, daß Wetzlar 
entweder schon, mir unbewußt, abgetreten, oder abgetreten zu werden 
bestimmt sey. 

Hannover bezweckt keine Erweiterung seiner Diöcesen über die 
Landesgränzen, wohl aber die Erwerbung der Diöceranrechte über das 
Niederstift Münster für Osnabrück. In Hinsicht dieses Punkts habe ich 
sowohl dem Kardinal Stantssekretair als dem Hannöverschen Herrn 
Gesandten erklärt, daß ich, bis ich ausdrücklich anders instruirt würde, 
gegen eine solche Verletzung eines dem Könige unterthanen Bisthums 
auf das allerbestimmteste protestiren müsse. Dies ist um so nothwen- 
diger, da wir sonst allmählig alle Objekte, worüber wir uns nachgiebig 
zeigen können, einbüß3n, ehe wir unsre Unterhandlungen eröffnen. 

Kein Staat ist in Deutschland weniger interessirt, die Identität 
der politischen una kirchlichen Gränzen zu fordern als der unsrige; 
vielmehr wenn es einem Staate Vortheile gegen seine Nachbaren ge- 
währen, und nicht fast ganz gleichgültig sein sollte, daß seine Diöcesen 
Theile benachbarter Länder in sich schließ>n, so würde diee für unsre 
Monarchie gelten, besonders seitdem das bayerische Konoordat schon 
zu unserm Vortheil über die Landschaften entschieden hat, die zu Maynz 
und dann zu Aschaffenburg gehörten. Wir können durch dieses System 
gegenwärtig nur verlieren: nämlich das Niederstift Münster und die 
Trierischen Gegenden an der Lahn, die nicht Preußisch sind, so wie 
den Streif am rechten Maasufer, welcher zu den Niederlanden gehört, 
obwohl dort einige Kompensationen gegen das Bisthum Lüttich ein- 
treten würden. Der einzige Gewinn wäre, Saarlouis auch in geistlichen 
Verhältnissen von Frankreich zu trennen, und dies wäre an sich nicht 
schwer zu bewirken, sobald ein Koncordat unterhandelt wird. 


62. 
Hommer an Augustinis, 4. September 1817, Pfarrarchiv Ehrenbreit- 
stein (Konzept). 

Ayant regu votre lettre de 18. Juin le 22. Juillet peu aprös je 
suis tomb6 malade, ce qui m’emp£&choit par 3 zemaines d’&crire par moi- 
m&me. Dans oe tems (!) lA on me faisait esperer, que le Roi de Prusse 
donneroit de titre d’ordination au jeune eccl&siastique, qui en avoit 
besoin. Voulant vous donner de l’avis sur, je diff&rois de vous &orire. 
Maintenant la r&solution royale est hors de doute; et oe jeune Theologien 


280 Ludwig Kaas, 


sera pourvu; ainsi qu’il n’est plus ne&oessaire, de reoourir & sa Saintete, 
pour le faire sousdiacre sine titulo. 'Cet (1) affaire &tant fini l’autre touchant 
la Paroisse de Wetzlar s’est aussi arrang6. Le feu Archev&que de Ratis- 
bone avoit peu de jours avant sa mort donn6 la dimission au Cur6.de 
Wetzlar, en lui mandant, de se r&unir & la Diocäse de Tröves, quelle 
r&union s’est effectuse avant quelque tema (1). Si vous trouvez n6oessaire, 
d’en faire la relation au saint päre, je vous prie de prendre pour oela de 
d6marches, que vous jugez oonvenables. 

Litterae illae apostolicae de 30 d’avril, vi quarum Sanctitas sus 
me Vicarium spostolinum nominavit, et quae ministro Borussioo, ut in 
litteris tuis de 3. maii aiebas, extraditse fuerunt, nondum per Ministerium 
Interioris ad me pervenerunt. Satis id mihi argumenti est, quod studio 
retentae fuerint. Quare autem? Nescio. Id mihi quidem perinde est, 
cum mihi sufficiat, quod Litterae apostolicae immediate ad me direotae 
securitatem et tranquillitatem pro oontinuandis negotiis meis mihi prae- 
beant. Interim exinde observabis tum, quam caute nobis cum ministerio 
nostro aoatholico agendum sit, tum quod titulo Vicarii apostolici uti 

non audeam ..... 


63.. 
Hommer an Augustinis, 24. September 1822, Pfarrarchiv Ehren 
breitstein (Konzept). “ 

.... Je n’ose plus m’informer des affaires de l’Egfise en Alle- 
Ban vu, que toutes les nouvelles de Berlin disent, qu’il y aura enoore 
3 ou 4 ans jusque l’organisation soit achev6 (!). Plüt & Dieu, qu’il oon- 
serve encore la sant& de sa Saintets, pour la quelle je ne cesse pas d’im- 
plorer la graoe divine. Vous saver d6jä, que mer. de Caspars Viocaire 
gen6ral & Deutz est mort. On m’s fait la proposition d’administrer aussi 
cette partie de la dioodse de Cologne; mais je doute, si sa Saintet€ en 
donnera son consentement. Si vous entenderez quelque chose sur celä, 
soit pour ou contre, je vous prie de m’en faire part ...... 


64. 
Aus von Hommers Tagebuch.!) 
25. August 1828. 


De morte vicarii generalis Beck. 
Domine Deus, illumina me, ut cognoscam vias tuas. 
Prorsus singularis fuit, conditio dioecesis trevirensis, in quam O0C08- 
sione occupationis gallicae posita fuit. Canonici ecclesiae cathedralis 


1) Das Tagebuch stammt aus dem Jahre 1828, wo Hommer also 
schon Bischof von Trier war. Der Titel ‚‚Meditatio in vitam meam 
peractam‘‘ deutet an, in welcher Weise es entstanden ist. Kritische 
Genauigkeit wird man in den Aufzeichnungen, die ohne jede Absicht 
späterer Veröffentlichung gemacht wurden, nicht überall suchen dürfen. 
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omnes aufugere, plures interim mortui sunt, et qui reaidui, per totam 
Germaniam dispersi fuere, et nunquam se alicubi capitulariter oongre- 
gaverunt; ita ut modo 1812 (27. Jul.) mortuo archiepiscoopo Vicarius 
generalis Beck, ouius facultates per obitum istum expiraverant, imme- 
diate Romam se verteret, ac a summo pontifice oonstitutionem suam et 
facultates expeteret. Nescio qui factum Bit; responsum non acoepit. 
Negotiorum itaque coursus interruptus fuit. Parochorum quidam pro 
obtinendis dispensationibus Romam supplicarunt, alii recursum Romam 
nimis diffioilem iudiocantes ipsimet dispensarunt, älii archiepiscoopum 
ratisbonensem utpote episcopum viciniorem, cui oura viduatae nostrae 
dioeoesis incumberet, adiere. Alii ad vicariatum tuitiensem sese contu- 
lerunt. Confusio generalis. Ipse D. Beck, cum Roma responsum nullum 
acciperet,. mentis erat episcopum ratisbonensem implorare, qui pro p&- 
rochia urbis Wetzlariae, sibi in indemnisationem cessae, tum vacante 
qua episoopus vicinior, per vicariatum suum Aschaffenburgensem pa- 
rochum nominavit et institut. Verum ministerium ducale nassovicum 
timens, ne archiepiscopus ratisbonensis, alias prinoeps primas Germaniae 
.diotus, aliquid iuris, Duci nassovioo qua Domino territoriali odiosi, hao 
oocasione sibi vindicare posset, obstitit, ac permisit, ut facultates et 
constitutio vicarii sede vacante generalis de Vicariatu tuitiensi postu- 
laretur. Id quod tamen nulli, nec ipsi Domino Beck placuit. Plures 
tandem sententiam defenderunt, clerum universum, cuius repraesen- 
tentes (im Text: repraesantes) oanonici cathedralis ecolesiae essent, PO88e 
hoc in casu vicarium generalem sibi constituere. Interea temporis D. Beck 
ministerium ducale aliter edoouit, quod tandem concessit, constitutionem 
vicarii a capitulo metropolitano quanquam disperso pati posse. Itaque 
post lapsum decem mensium 12ma maji 1813 D. Beok vicarius sede va- 
cante capitularis a D. Decano Comite de Kesselstadt nomine capituli 
metropolitani oonstituebatur. 


26. August 1828. 
Domine Deus illumina me, ut cognoscam vias tuas. 

Eadem oonfusio subintrabat, cum D. vicarius generalis Beck 
3tla martii 1816 fatis funotus est. Si regimen ducale nassovicum per- 
misisset, ut capitulum metropolitanum antiquum trevirense per decanum 
suum, siocut post mortem srohiepiscopi factum est, vicarium capitularem 
constitueret, nullum fuisset dubium, quin regimen borussicum illum 
etiam pro parte territorii nassovici agnovisset. Verum regimen nasso- 
vicum modum, qui casu antecedente observatus est, prosequi nolebat, 
praeferebatque nunc, ut archiepiscopus ratisbonenris tanquam episcopus 


Als Äußerungen des Nächstbeteiligten sind sie aber für die Beurteilung 
der Trierer Sedisvakanzfragen wichtig. Das Tagebuch wurde von Hommer 
dem späteren Trierer Dompropst Holzer überwiesen. Vgl. Bonner Zeit- 
schrift für Philosophie und Theologie VI, 1837, 22. Heft S. 237. Von 
Holzer ging es in den Besitz von F. X. Kraus über. 
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vicinior dioeoesi provideret. Quod cum regimen borussicum ex diutur- 
niore vacatura percepisset, faotum ad ministerium regimen Berolinense 
retulit, quod nominationem illam ex parte archiepiscopi ratisbonensis 
illegelem et iuri canonico minus consentaneam declarans, mandavit, 
ne olerus ditionis borussioae, constituto interim vicario genereli Corden 
Limburgi pareret; sed iussit, ut clerus Decanum capituli metropolitani 
Trevirensis offioii sui commonefaceret, et urgeret, ut vicarium capitu- 
larem oonstitueret. Decanus capituli D. Philippus Comes de Kesselstadt 
desuper certior fıctus, ac a regimine nassovioo repulsam passus, pro parte 
dioecesis ditionis borussicae me vicarium oapituli augustae vindelioorum 
die 88 sugusti 1816 constituit. Quam nominationem die 18@ aug. in 
ipso festo patrocinii e. Helenae inter epulas acoepi; notam tamen non 
feci, nisi postquam convivae plurimi abierant, et solum familiares qui- 

...... remanserant ....... 

Domine Deus, quis sum ego, ut ad dignitatem istam me promo- 
vers?! Quis sum ego, ut auderem olero praeesse, ipse indignissimus 
servus tuus? Qua ratione id factum? Unica causa fuit, quod Ehren- 
breitstein locus tractandis negotiis maxime oonveniens, et ego tractandis 
iis, prae aliis sacerdotibus, maxime adsuetus eram. Hoc omne meritum 
meum. Domine Deus, ne derelinquas me gratia tus. 


27. August 1828. 
De oonstitutione vicariatus mei generalis. 


Domine Deus, luoerna pedibus meis verbum tuum et lumen semitis 
meis. 
Ipsa die qua nominationem meam accepi, primum fuit, quod nomi- 
navi D. Godefridum de Speicher secretarium meum et DD. Reuter et 
Brach vicariatus assessores,. 


Caeterum inter spinosa, quae se mihi offerebant, negotia id eret 
singulare, ut parochiam Wetzlariensem, quae Vicariatui Aschaffenburgensi 
parebat, dioecesi Trevirensi iterum acquirerem (vid. 25. aug... Moneo 
D. Auer parochum, ut de novo institutionem suam a me poscat. Noluit, 
asserens re & Vicariatu Aschaffenburgensi esse institutum. Urgeo, respon- 
det, me debere parochiam Wetzlariensem a praedicto Vicariatu Aschaffen- 
burgensi reclamare: se non teneri, nec posse id efficere. Regimen borussi- 
cum de casu instructum suadet, ut censuris canonicis illum oompellam. 
Minas facio; at sine effectu. Procul dubio ille retulit Vicariatui Aschaffen- 
burgensi et constanter renuit parere. Ego cum me non credidi, qui primus 
verba dare vicariatui illi deberem; sed et evitare volebam, ut parochus 
D. Auer vi detruderetur, et reditibus suis a regimine borussico privaretur. 
Capio igitur resolutionem, immediate archiepiscopo ratisbonensi scribendi, 
ipsique exponendi, quibus molestiis et persecutionibus D. Auer se ex- 
poneret, si ulterius me tanquam praepositum suum non agnosoeret, et 
rogo, ut illum ad dioecesim Trevirensem dimittat. In instanti obtineo 
responsum et declarationem reunitae cum dioecesi Trevirensi parochise 
Wetzlariensis. Sic uno traotu calami res finita fuit. Et iusto quidem 
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tempore: nam quindena post aoceptas a principe primate litteras, ipee 
diem supremum Ratisbonae obiit. 

Haeo erant initia officii mei vicarialis.!) 

Domine Deus, qui me elegisti. ut praeessem caetero olero; quam 
iuculenter sentio tuam in negotiis meis adsistentiam! Sine te negotium 
istud acerbissimum, D20 Auer perniciosum fuisse. Tu Domine in omni- 
bus regnas, tu omnia ducis et regis. Ad tuam voluntatem et discoli 
obediunt. 

!) Bemerkenswert ist, daß die Frage der Gültigkeit seiner Be- 
stellung und die peinlichen Verhandlungen mit der römischen Kurie 
in dem Tagebuche Hommers, das sonst selbst für die unbedeutendsten 
Kleinigkeiten Platz hat, mit Stillschweigen übergangen sind. 


V. 


Die Versetzbarkeit der Geistlichen 
nach den evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahr- 
hunderts.') 


Von 


Herrn Pfarrer Lic. theol. Dr. jur. Rudolf Schaefer 
in Heinszendorf (Kreis Guhrau, Schlesien). 


Die alte und die mittelalterliche Kirche haben alle 
Arten der Versetzung, die freiwillige, unfreiwillige wie die 
eigenwillige gekannt, die Versetzung auf Antrag und mit 
Zustimmung, die gegen den Willen mit und obne Verschul- 
den, wie das se ipsum transferre der Geistlichen.?) Gerade 
das letztere war überaus häufig und wurde nicht nur be- 
kämpft, sondern auch begünstigt. Die reformatorische 
Kirche trat in dies Erbe ein und übernahm seine Vorzüge 


1) Vgl. Band 36 dieser Zeitschrift, Kan. Abt.V (1915) S. 165 Anm. 1. 
Weitere Kapitel aus der Geschichte der Versetzbarkeit der Geistlichen 
sowie das geltende Recht der evangelischen und katholischen Kirche 
werden später zur Darstellung kommen. 

2) Vgl.c.7 qu. 1; 0.9 qu. 2; 0.1. 2 c. 20 qu.1; Dist. 71—74; 0.13. 4. 
X1,7;0.1-8. X1.5; 0. 5-9. X 3, 19; 0.8. X 3, 5; 0.6. X 1, 14; Clem. 
©. un. 3, 5; Dist. 81 0.9; Dist. 94, 0. 6. 
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wie seine Nachteile, wie die evangelischen Kirchenord- 
nungen zeigen, an deren Hand wir zuerst das se ipsum 
transferre und dann die formellen wie materiellen Voraus- 
setzungen der translatio activa und passiva erörtern. 


I. se ipsum transferre. 


1. Im Osten und Norden. 


Die sich schnell verbreitende reformatorische Bewegung 
hat unzweifelhaft das se ipsum transferre der Geistlichen 
sehr begünstigt. Daher kam es, daß die evangelischen 
Kirchenordnungen sich damit zu beschäftigen hatten und 
bei der Neuordnung der kirchlichen Verhältnisse in den 
evangelischen Gebieten auch der Frage der Aufnahme und 
Entlassung der Geistlichen ihre dringende Aufmerksamkeit 
zuwenden mußten. Ein Blick in die Kirchenordnungen!) 
des 16. Jahrhunderts zeigt, daß die Herbeiführung geord- 
neter Verhältnisse eine Aufgabe war, deren Lösung fast 
das ganze Jahrhundert beansprucht hat. Die Not und Un- 
ruhe der Übergangszeit, die im allgemeinen doch bis 1555 
währte, wo der Augsburger Religionsfrieden eine reichs- 
rechtliche Regelung schuf, der Umstand, daß die reforma- 
torische Bewegung zwar überall Widerhall fand, weil sie 
einem allgemein gefühlten und von niemand geleugneten 
Bedürfnis entsprach, aber, weil sich ihr die Kirche im ganzen 
versagte und die Fürsten erst eingriffen, als es notwendig 
wurde, doch das selbständige Vorgehen der Städte und 
Gemeinden hervorgerufen hatte, die Notwendigkeit eines 
kirchlichen Neubaues mit den prinzipiellen Fragen, die die 
Reformation auch in der Frage der Besetzung der geist- 
lichen Stellen, des Rechtes der Gemeinden, die sie nach 
evangelischer Anschauung beanspruchen durften, aber auch 
der kirchlichen Aufsicht durch neue Organe und Behörden, 
die erst zu schaffen waren, und vieles andere, lassen es er- 
klärlich erscheinen, wenn zwei Menschenalter ihre ganze 


1) Richter, Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahr- 
hunderts, 2 Bände, 1842 (zit.: Richter I und Richter O); Sehling, 
Die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, bis jetst 
5 Bände. I 1902; II 1904; III 1909; IV 1911; V 1813 (zit.: Sehling 
LI üsw.). 
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Kraft daran setzen mußten, unter möglichster Schonung 
des Bestehenden und Wahrung wohlerworbener Rechte wie 
unter Berücksichtigung der so verschieden gelagerten Ver- 
hältnisse in der ständischen Gliederung der Nation und 
der großen Freiheiten, die Stände und Städte gegenüber 
den Fürsten errungen hatten, neue festgefügte Ordnungen 
zu schaffen. 

Welche Schwierigkeiten dabei zu überwinden waren, 
zeigen die Kirchenordnungen aus dieser Zeit des Neubaus, 
die wir zuerst in bezug auf die Fragen, die mit dem se ipsum 
transferre auch der evangelischen Geistlichen zusammen- 
hängen, nach den einzelnen Landeskirchen einer un 
unterziehen wollen. 


1. „Etliche ausgezogen artikel aus gemeiner 
landsordnung des herzogthums Preußen‘!) von 
1525 ordnen an, daß die Lehnherren die von ihnen unter 
Zustimmung der Gemeinden gewählten Pfarrer „den bi- 
schowen als Samlandt und Rysenburgk nach gelegenheit 
eins jeden bisthumbs zufertigen, die jin als dan weitter 
ezaminiren solten, und so er tüchtig und geschigkt befunden, 
dem lehns Herrn und pfarkindern neben vormeldung seiner 
geschigligkeit widerumb zusenden‘, wozu die „Artikel von 
erwelung und underhaltung der pfarner?) usw.“ 
von Michaelis 1540 hinzufügen: ‚wo er aber nicht so tüch- 
tig und geschigkt were, das er dem volcke mit dem wort 
Gottes rechtschaffen und wol vorstehen konth, sölchs soldem 
lehenherren, sich umb einen andern vnnd tüchtigen umb- 
zusehen, angezeygt werden“. Die Visitationsinstruktion 
für das Herzogtum Preußen?) vom 24. April 1528 schreibt 
VOR: ‚„ zum andern sollen die herrn bischof die pfarrer 
re fragen ....., ob sie zuvor gepurlicher ordentlicher 
weis examinirt und inen das predigampt bevolhen worden 
asien Item den selbigen edelleuten und herrschaften, 
80 dermaßen unprobiert pfarrer angenommen, aus ernst- 
lichem bevelch meines gnedigsten herrn anzusagen, das sie 


1) Richter I 8. 28ff.; Sehling IV 8. 38f. 
1) Richter I 8. 334f.; Sehling IV 8. 48. 
®) Sehling a.2. 0. 8. 42fl. 


286 Rudolf Schaefer, 


keines wegs hinfurth dem volk pfarrer darstellen, es sei 
denn, das die selben zuvor durch die herrn bischofen exami- 
nirt, für tüchtig erkant und denselben presentirten also von 
den herrn bischofen das predig ampt bevolen worden sei.‘‘!) 
Aber schon 1540?) und 1568?) wurde wiederholt eingeschärft, 
daß die Patrone die Geistlichen weder eigenmächtig an- 
zunehmen*) noch zu entlassen hätten ..... „Nachdem 
aber befunden, das an etlichen orten ohne vorwissen, genug- 
same ursachen und bewilligung eines ganzen kirchspiels, 
auch ohne erkentnus der bischofen die pfarrherın geurlaubet 
und hinweg gejagt werden, wollen wir, ob auch einer gleich 
das kirchenlehen hette, das er ohn vorgehende erkantnus 
und guten raht des bischofs oder desselben verordenten 
und durchaus ohne ansehnliche notturftige ursachen keinem 
pfarrherrn urlaub gebe, viel weniger alsbald hinweg jage.“ ®) 

Wie genau man es hier, nachdem eine festgefügte Ord- 
nung erst sich eingelebt hatte, mit dem se ipsum tranrferre 
der Pfarrer nahm, zeigt der Visitationsabschied®) des Bi- 
schofs Wigand von Pomesanien für Pr. Holland vom 28. Juni 
1578. Der dortige Geistliche hatte, wie die Visitation er- 
gab, keinen Grund zu Beschwerden gegeben. ‚„weilen er 
aber sich um einen andern dienst ohne vorwissen des bi- 
schofs umgethan, auch sich eingelassen und den gottes- 
pfennig”) darauf empfangen, ist ferner mit ihm zu handeln, 


1) Ebenda 8.43; vgl zum Folgenden U. Stutz in Herzogs 
R.E.P.® XV S. 20. 

3) „Artikel von erwelung und underhaltung‘‘ usw. ebenda 8. 48. 

3) „Von erwelung der beiden bischoff Samlandt und Pomezan im 
herzogthumb Preußen, auch von irem ampt, verordnung der visitetion und 
anderem, so zur fürderung und erhaltung des predigampts und schulen, 
christlicher zucht und guter ordnung von nöthen ist.‘‘ Ebenda 8. 107 fl. 

*%) von erwelung der pfarrherrn. Ebenda 8. 109f. 

5) -Ebenda 8.110. Es soll vielmehr im ordentlichen Prozeß fest- 
gestellt werden, ob def Pfarrer schuldig oder unschuldig; im letzteren 
Falle ist ihm von den Schuldigen aller Schade unweigerlich zu ersetzen. 

*) Ebenda S. 140f. 

?) Sehling hält ihn a. a. O. für die arrha, die zur Bestärkung des 
Anstellungsvertrages dienen sollte, also die arrha confirmatoria, was 
nicht unmöglich ist, da zwar der Name ‚‚Gottespfennig‘“ sonst für 
diesen Zweck nicht belegt ist, sondern nur die Bezeichnung ‚‚Haftpfennig‘“ 
vorkommt, vgl. x. B. Glück, Pand. XVI, I (1814) 8. 91ff,, aber ander- 
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ob er zu erhalten, wo nicht, wird nöthig sein, das die ge- 
meinde mit rath und beliebunge der obrigkeit und des 
bischofs nach einem andern sich umsehe, welcher allbie zu 
einem pfarrherrn und erzpriester möchte gebraucht werden.“ 


seits die arrha auch bei andern Kontrakten als bloß Kaufverträgen 
begegnet, vgl. Brinz, Pand. II 708 f£.I 358ff.; IV 283; Vangerow, 
Pand., 7. Aufl., III 232-344; Dernburg, System des römischen Rechte, 
8. Aufl. (1912) $ 268 8. 560ff. Ich habe nur zwei Beispiele von An- 
wendung der Arrha in kirchlicher Beziehung gefunden: Bei der Ein- 
führung des Generalsuperintendenten Dr. Polyc. Lyser 1707 in Celle be- 
hauptete der dortige Magistrat, daß seine Vorgänger von dem Rate als 
Patron nach ihrer Einführung data arrha angenommen und bestellt 
seien, stand aber davon ab, als ihm das Konsistorium unter dem 30. April 
1708 den Ungrund dieser Behauptung ausführlich nachwies, vgl. Schle- 
gel, Kirchen- und Reform.-Gesch. von Norddeutschl. (1832) III 8. 220. 
Ein Beispiel einer arrha sponsalis, die zugleich poenalis ist, in d. Sel. 
observ. forens. von Jo. Balthas. v. Wernher III (1749) pars I observ. 14 
S. 31ff., wo für das 18. Jahrhundert bezeugt wird: Ast hodie generali 
fere oonsuetudine inter Protestantes inprimis in Saxonia invaluit, ut 
statim initio, cum his de sponsalibus vel eius consumamandis vel dissol- 
vendis oritur, arrhae utrinque datae, Consistorioexhibeanturin 
eoque deponantur, quae, si matrimonium sequatur, utrique parti 
restituuntur; sin minus, eidem cedunt; idque, sine discrimine sive spon- 
salia initio valida rescindantur, sive ex capite nullitatis, s. g. clandesti- 
nitstis corruant; cum nulla utique ratio diversitatis regulariter ostendi 
possit. Utroque vero casu pars innocens & nocente indemnitatis prae- 
stationem tam intuitu pretii arrhae, quam expensarum factarum recte 
postulat a.a.O. 8.32. Für diesen Brauch führt das Gutachten u. a. 
Beier, den Verfasser der Additamenta zu Carpzows Jurispr. consistor. 
an, vgl. daselbst lib. II def. 51. Die Arrha werde gegenseitig bei Auf- 
hebung der Verlobung restituiert salvo fore Consistorii, quod arrhas ex 
moribus exoeptis sibi vindicat; eine Auslegung, der die Jenenser 
Juristenfakultät in einem Respons. vom November 1719 auf Ansuchen 
des Koneistoriums zu Zerbst beipflichtete; denn der Verlust der Arrha 
gehöre zu den Strafen für- Personen, die „ungebührliche Verlöbn'sse 
eingehen“, auch dann, ‚‚wenn es gleich in den Consistorial- oder Landes- 
ordnungen nicht ausgedrückt, dem Herkommen gemäß“. Arrhae enim 
et quidquid intra eas pro confirmatione et in testimonium ejusmodi 
sponsalium injustorum utrinque datum est ex consuetudine fere ubivis 
recepta, Consistoriis exhibenda sunt. Im übrigen lauteten die a.a. O. 
angeführten Rechtsgutachten der juristischen Fakultäten zu Jena, 
Leipzig und Helmstädt über die Zulässigkeit der Einbehaltung der 
Arrha durch das Konsistorium von dem Gutachten der Wittenberger 
Juristenfakultät verschieden. Als Strafe ließ sie aber auch die letztere 
gelten. 
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2. Nach der „Kerckenordeninge!) des ganzen 
Pamerlandes dorch den hochgeboren försten und 
heren, heren Barnym unde Philips, beyde geved- 
deren, up dem landdage to Treptow, to eeren dem 
hilligen evangelio beslaten. Dorch Do. Joannem 
Bugenhagen‘“ von 1535 sollen die Patrone nur mit Zeug- 
nissen versehene Kandidaten oder Geistliche vozieren und 
„soloken predicanten annehmen undedem bischop presentie- 
ren?)..... de andern ungewisser tüchnisse, alle in steden 
und dörperen schölen de examinatoribus togeschicket wer- 
den unde dar na dem bischop“.?) Auch hier machten sich 
Erinnerungen an diese Vorschrift notwendig. Nach dem 
„Gedechtnus-Zeddel und ordnung, welcher gestalt 
in der kirchenvisitation der stadt Treptau an der 
Reg), Grieffenberg®) und Wollin solle verfahren 
werden“*®) von 1547 ..... „sollen auch die patronen 
verwarnet werden, das sie nit leichtfertiglich die pfarner 
irer emter entsezen und wiederum sollen auch die pfarner 
ir pfarramt nit leichtfertiglich ufkundigen“. Die Pommern 
lebten sich aber nicht so leicht in die Neuordnung der Dinge 
ein, denndie „Kerckenordeninge’)imlandeto Pamern 
Sa “ von 15669 muß im „ander deel‘ konstatieren: 
areas „Dewile ock vele unrichticheit darut fliit, dat de 
predicanten unde kerckendener eres gevallens ane er- 
hefflike orsaken de kercken vorlaten, ock to tiden dorch 
de patronen edder rat unde stede ane billicke orsaken aff- 
gestött (abgestoßen) werden, so schal kümpstich (künftij:) 
ane vorweten des superintendenten unde genochsame or- 
saken der keines gescheen, wo hernamals in diser kercken- 
ordeninge an sinem orde verner. gemeldet wert?) ...... 
Hirmit schal kümpstich affgedan sin de vortrüvinge (Ver- 
treibung) der parren, dat de patronen effte andere weltlike 
personen, de sülvest (selbst) nicht predigen, ock nicht 
prester werden willen, de wedemen (Widemut) unde 
caspel hevinge (die Einkünfte des Kirchspiels) ane arbeit 


1) Sehling IV 8.38. °) Aa.0.8.331. °®) Aa. O. 8.332. 
4) Treptow an der Rega. ®) Greifenberg., *) Ebenda 8. 3708. 
) Ebenda 8.376. ®) Ebenda 8.388. 
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besitten edder de wedemen den buren indoen unde erfllick 
verkoepen unde vor sick einen armen prediger tom capellan !) 
holden, dem se gewen, wat se willen, unde so etlike weren, 
de dergestalt parren besitten, mit den schal tor visitation 
na gelegenheit gehandelt werden, dat se desülven (dieselben) 
afftreden unde dem rechten pastori in rümen mögen, wente 
de arbeider is jo sines lons wert et qui non laborat, non 
manducet?) ..... Das ‚„Vorteknis, wat saken vor de 
consistoris ..... gehörich sint‘‘, dieser Kirchenordnung 
sieht auch den Fall vor ..... „tom drüdden van disciplin 
under parherren, predigern ..... item, wo sick jemand 
ane ordentlicken beroep, ordination unde examen 
kercken edder scholemter understünde?)‘“ und setzt als 
Strafen nach erfolgter Warnung usw. „mulcta vel carcer 
edder wat süs (sonst) billik, edder im vall he offte wedder 
queme, bi dem superintendenten anholden, dat solcke 
moetwillige person ergernisse halven an dem orde lenger 
nicht geduldet, sunder van dem amte aflgesettet unde 
vorlöwet werde.‘*) 

Sie schrieb für die Aufnahme auswärtiger Geistlicher 
vor: „wenn frömde prediger ut andern landen kamen unde 
ein kerokenamt annemen willen, de schölen, wenn se gelick 
ordineret sint, vor de examinatores unde vor den super- 
intendenten kamen, examineret werden, ere testimonia 
produceren®) ...... “ Bei der Ordination befahl sie, dem 
Kandidaten in Gegenwart der Examinatoren u.a. auch 
einzuschärfen: „dat he ock in disen landen nicht wil jenigen 
kerckendeenst unordentlicker wise annemen &ane praesen- 
tation der patronen unde institution der superintendenten, 
dergelicken schal he aulawen (angeloben), nicht ane er- 
kentnüsse und ane willen sinen deenst to vorlaten®) 


1) Der vicarius oonducticius der alten Zeit; vgl. U. Stutz in 
Herzogs R.EP.® XXIII S. 372. 

2) Sehling IV S. 384. ®) Ebenda S. 390. 

“) Ebenda 8. 391, wohl nicht Amtsentsetzung überhaupt, sondern 
nar Strafversetzung, wie der Zusatz „‚an dem orde lenger nicht geduldet‘ 
zeigt. 5) Ebenda 8. 397. 

*) In dem Abschnitt „van ordentliker vocation, institution unde 
dimission des kerokendener“. Ebenda S. 308. 
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ein Modus, der dem Mittelalter entstammt. Sie hielt für 
nötig, wieder an die alte Ordnung zu erinnern, an der die 
Einführung der Reformation nichts geändert: ‚„Jdt schal 
mit anneminge der prediger, wo vor olders gewönlick, ge- 
halden werden unde nemand ane rechtmetige vocation der 
patronen dat predigamt annemen edder sick indrengen 
noch insetten laten, herwedder (wiederum) schal ock der 
herschop (die Herrschaft) unordentliker wise keinen pre- 
diger upstellen noch entsetten edder vorstöten unde schal 
neen pastor den andern utsteken noch eine parre annemen, 
he hebbe denn von den patronen de nomination edder 
presentation schriftlik, wo gebrücklik unde van dem 
superintendenten de institution.‘‘t) 

Auch die Agenda?)..... gestellet vorde kercken 
inPamern..... anno 1569 verbietet, daß sich die Geist- 
lichen ‚‚der öffentlicken kerckenemter vor der gemeine nicht 
undervangen, eer (ehe) se ordentlick unde christlick ordi- 
neret unde institueret sint ..... “und droht: ‚so nu ein 
prediger ane ordination unde institution wedder unse 
kercken ordennige des hiligen kerckenamtes sick under- 
vengt, edder jemand — idt si overicheit edder underdane — 
dar to helpet, schal de unordentlike prediger dorch unse 
landvögede, hövet und amtlüde unde jeders ordes overicheit 
up anrögendt des superintendenten affgeschaffet, de welt- 
liken överst (aber) unde leien, so dar an schüldich sint, 
dorch dat consistorium ernstlick gestrafet werden.‘‘'?) Da 
die weltliche Gewalt auf Anrufen der kirchlichen Oberen 
einschreiten sollte, müssen trotz der wiederholt eingeschärf- 
ten Verbote das se ipsum transferre, das -Eindringen in 
die Kirchenämter und andere Verstöße gegen die Kirchen- 
ordnung, die dahin gehören, vorgekommen sein. 

Die Synoden nahmen sich unter diesen Umständen 
der Sache an. Ich führe z.B. von den Statuta synodica 
(sic!) in ecclesiis Pomeraniae promulgata in synodo Gryphen- 
hagia*) vom 18. und 19. Juli 1574 Kap. 4 an, wo es heißt: 
„i. Nemo inordinate aut petulanter paroeciam vel ullum 


!) Sehling IV 8. 397. 2) Ebenda S. 419ff. 
3) Ebenda S. 421. *) Ebonda 8. 484 ff. 
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ministerii munus affectet aut illegitime se ingerat. 2. Nemo 
alterum extrudat nec patronis nec ullis aliis in extrudendis 
innocentibus prava cupiditate morem gerat. 3. Nemo oc- 
cupet paroeciam vel publicum ullum ecclesise ministerium, 
nisi habeat praesentationem a patronis et institutionem & 
superintendente, cui fidelitatem in officio et obedientiam 
promittat.!) 

Auch die Städte mußten an die Einhaltung der ihnen 
zukommenden Kompetenzen erinnert werden. In dem Visi- 
tationsabschied für Barth?) von 1536 wird dem Rate be- 
fohlen: ‚„unde so vaken se einen (Geistlichen) annehmen, 
scholen se uns (den Herzögen) alse den patronen densülven 
vorschicken, up dat wi uns sines wandels unde herkomens 
mögen erkunden, en (ihn) ock dorch den superintendenten 
von wegen siner lere verhören laten, domit, so he to dem 
ambte geschickt, wi en (ihn) mögen bestedigen.‘‘ Der Visi- 
tationsabschied für Stolp?) von 1590 aber zeigt, daß am 
Ende des Jahrhunderts der dortige Rat seine Befugnisse 
kannte, aber zu ihrer Einhaltung nur durch Strafen zu be- 
weg:n war und daß die Fürstengewalt hier nicht stark 
genug war: „Auf verrichteter Visitation der pfarkirchen zur 
Stolp wird verabscheidet, dem nach burgemeister und rat 
daselbst die kirchendiener und sonderlich die kaplane ihres 
gefallens an und ab zu sagen, unangesehen solches wider 
die gemeine kirchenordnung und die jus patronatus ihrer 
f. g. ohne alle mittel zuständig ist, bisher sich undernommen, 
als wird solches hiemitt ernstlich auch bei i. f. g. unnach- 
lessiger strafe ihnen undersaget ...... ” 


3. Ein anderes Bild müssen die evangelischen Kirchen 
des ehemaligen Königreichs Polen bieten, da sie nicht 
Landeskirchen wurden und daher mit diesen nicht zu ver- 
gleichen sind. Da die Verhältnisse das se ipsum transferre 
der Geistlichen mit sich brachten oder doch mindestens 
begünstigten, bemühten sich die Synoden auch, ihm ent- 
gegenzutreten. Daher beschlossen die Synode von Gostyn‘) 
von 1565 II de personis Art.2...... hi denique (pastores), 


1) Sehling IV 8.489. 2) Ebenda $. 498, 
s) Ebenda S. 537 ff. *%) Ebenda S. 268 £. 
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postquam fuerint ad praedicandum Dei verbum et sacra- 
menta administranda electi et vocati & nostrisque super- 
intendentibus confirmati temere non deserant suas parochias 
et, si quando deserere contigerit, id non nisi oum consensu 
et judicio seniorum faciant, die Generalsynode in Krakau!) 
am 29. September 1573 IV de ministris: 1. ministerium 
nemo sibi usurpare neque quisquam sua praesumptione 
mittere potest, sed superattendens in synodis districtualibus 
ministros eligere, ordinare et mittere debet ...... 3. Pa- 
tronus privata sua autoritate ao voluntate nec recipiat nec 
dimittat, nullo minus ejiciat ministrum, sed ejusmodi ne- 
gotia in consessu seniorum proponat et expediat.?) In der 
reformierten Kirche Polens lagen die gleichen Verhältnisse 
vor. Die Generalsynode in Petricau?) vom 1. bis 3. Juni 
1578 sah sich zu dem Beschluß veranlaßt: VI. constitutum 
est‘), ut nullus patronus recipiat ac in ecclesia docere pa- 
tiatur ullum ministrum, nisi qui esset a superattendenti- 
bus ac senioribus nostrarum ecclesiarum legitime ordinatus 
ac missus bonumque et certum testimonium ab illis haberet, 
den die Generalsynode in Wlodislaw®) vom 20. Juni 1583 
zum Teil wiederholen muß: XII ordinatio ministrorum et 
missio in certa loca ad operandum in vinea Domini com- 
missa est superattendentibus et collegis eorum ministris 
senioribus®) und die Thorner Generalsynode’?) vom 21. Au- 
gust 1595 sogar zu verschärfen genötigt ist: IV nullus 
superattendens aut senior quemquam ad ministerium et 
munus pastorale mittere aut patronus quisquam sive coetus 
noster pro ministro recipere audeat, nisi eum, qui sit rite 
ordinatus et certum habeat testimonium consensuique sub- 
scribat et secundum eum sese gerat.®) 

Auch die Böhmischen Brüder waren veranlaßt, in 
dieser Frage mit den Lutheranern sich zu vereinen. Man?) 


1) Craooviensis Synodi generalis aota et oonclusiones reu oanones. 
Sehling IV 8. 260f. 2) Ebenda 8, 261. s) Ebenda S. 262. 

4) Ebenda 8. 263. s) Ebenda 8.264. *) Ebenda S. 268. 

?) Ebenda 8. 265 fl. $) Ebenda 8. 265. 

®) Ebenda S. 258fl.: Congreratio observationum necessariorum 
ad oonfirmandum et oonservandum mutuum oonsensum Sendomirise 
a. D. 1570 die 14. April in vers roligione christiana iaitum inter ministros 
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beschloß am 20. Mai 1570 in Posen: XVI. ministros in uno 
coetu ex officio depositos vel excommunicatos ministri 
coetus alterius neo recipiant nec absolvant neo illis mini- 
sterium restituant, sed judicio coetus sui recipiendos et 
absolvendos relinquant.!) 

Das se ipsum transferre der Geistlichen wurde gerade 
auch dadurch gefördert, daß z. B. Thorn Geistliche zu- 
weilen nur für ein Jahr annabm. Mit Recht bemerkt 
Sehling?), daß der häufige Wechsel der Geistlichen hier 
besonders auffällt. 

4. Die umfassende „Kirchenreformation des Für- 
stenthums Churland und Semigallien?) in Lieff- 
land*) von 1571 wendet dieser Frage ihre besondere Auf- 
merksamkeit zu: „Erstlich®) ...... ist notwendig und 
für allen dingen zu wissen und bestendiglich zu halten, 
das keiner von den dienern in die kirchen zu predigen und 
die sacramente zu verreichen gestattet werden sol, der 
nicht dazu von Gott durch die obrigkeit berufen. Roma 10. 
und darnach dem herrn superattendenten propter appro- 
bationem confirmationemque vocationis praesentiret ist.‘ 
Sonderlich®) diejenigen, so an den kirchen die belehnung, 
jus patronatus genannt, haben, wenn kirchen ..... vacirn 
und ledig sein, kirchen ...... diener vocirn, berufen, be- 
stellen und annemen jedoch mit des praesidenten bewilli- 
gung, sonderlich wo es unbekante, fremde, verdechtige noch 
nicht geordinirte personen sein, so sollen sie dem super- 
attendenten zu examinirn, zu ordinirn und zu introducirn 
oder in das lehramt zu bestetigen, praesentirt und dargestellt 
werden. Derselbigen Ordnung nach sol es auch mit der 
enturlaubung der pfarherrn und kirchendienern eine ordent- 
liche gestalt und gelegenheit haben, ut omnia ordine et 
decenter in ecclesia fiant salvo jure et integra omnium 
legitima auctoritate pacem et ecclesiae tranquillitatem, 
Augustanse confessionis et fratrum Bohemorum Posnanise eodem anno 
1570 20. Mai facta et a ministris utriusque coetus approbate ac recepta. 

1) Sehling IV S. 259. ®) Ebenda 8, 226. 2) Semgallen. 

4) Sehling V S.49fl. 

.. .®) Des ander theil der kirchenordnung von erhaltung des predig- 
amts oder ministerii evangelici ebenda S. 69. 
*) fünfter theil .... IV, ebenda 8. 109. 
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quantum fieri potest, apud omnes retinentes ac sedulo 
juxta apostoli praeceptum conservantes. 

5. In Mecklenburg waren die Verhältnisse wegen der 
eifersüchtig gewahrten Selbständigkeit der Städte Rostock 
und Wismar, wie der Stände und der schwankenden Hal- 
tung der Herzöge wohl noch schwieriger wie in Pommern. 
Die Kirchenordnung Johann Albrechts!) von 1552 be- 
tonte daher auch: ‚„Darum?) ist erstlich unser ernstlicher 
will und befehl, das man nicht gestatte, das unberufene 
und unverhörte personen sich zelb ins amt eindringen ..... 
zum dritten?): so einer zum predigamt berufen wird, sol er 
den superattendenten ..... presentirt werden und sol an 
sie zeugnis ausdrücklich von seinem beruf und von seinen 
sitten bringen. Denn die bepstliche gewonheit ist ursach 
vieler großer irthum und abgöttereien, das die bischove 
personen weihen außer dem predigamt allein dem bauch zu 
gut meß zu halten.‘ Die „Artikel*) undordnunge, wiees 
mit bestellung der kirchen, visitation und anderen 
im fürstenthum Meckelburg solle gehalten werden“ 
vom 11. Juli 1567 ordneten an: ..... wann der pfarher 
also bestetiget, soll keinem patronen, amtmann oder anderer 
oberkeit freistehen, die pfarrherren ihren dinst ihres ge- 
fallens aufzukundigen, zu verjagen oder zu verstoßen, son- 
dern wann sich erhebliche ursachen der absetzunge zutrugen, 
sollen dieselbige vor unserm consistorio und mitlerweil vor 
dem superattendenten ‚,..... ordentlich angezeigt ..... 
werden, darauf die parteien gegen ein ander versoenet oder 
cum causae cognitione, was recht ist, verordent werden 
soll“) Auch die Konsistorialordnung*®) des Stifts 
Schwerin vom 3. Oktober 1567 war genötigt, gegen die sich 
eindrängenden Geistlichen energisch vorzugehen: ...... 


1) Kirchenordnung so in unsern Johan Albrechts von 
Gottes gnaden herzogen zu Mekelnburg, fürsten zu Wenden, 
graven zu Swerin, der lande Rostock und Stargard herrn, 
fürstenthumen und landen sol gehalten werden. Sehling V 
8. 161ff. 

2) das ander theil von erhaltung des predigamtes oder ministerüi 
evangelii, ebenda S. 191. 

8) Ebenda S. 192. 4) Ebenda $. 229f. 5) Ebenda 8. 230. 

*) Ebenda 8. 329 fi. 
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„item zu strafen diejenige, welche sich ohne beruf, ordina- 
tion der administration der heiligen sacramenten und des 
pıedigampts unterfahen‘“.!) Trotzdem mußte die Konsisto- 
rialordnung?) von 1570 noch schärfere Mittel ergreifen: 
„es soll auch unser consistorium diejenigen, welche sich an 
(sic!) ordentlichen beruf und ordination der administration 
der heiligen sacramente und des predigamts unterfahen, 
nach gebür und billigkeit zu strafen, auch nach gelegenheit 
der sachen die strafe des gefengnus zu erkennen und das 
urtheil durch das brachium seculare exequiren zu lassen 
nicht allein macht, sondern auch hiemit von uns befehlich 
haben‘“?) und die „Constitution der hertzogen zu 
Meckelburg‘“*) vom 31. Januar 1571 diesen Punkt wieder 
betonen: ‚was dan zum vierten den beruf oder vocation 
der kirchendiener betrifft, wollen wir keines weges gestadten, 
das in unsern landen jemandtse für einen pastor oder kirchen- 
diener gefürdert oder gedüldet werde, der nicht ordentlicher 
weise zum predigamt beruffen und eingesetzt iet“.5) Der 
Erbvertrag*®) zwischen den Herzögen und der Stadt Rostock 
zu Güstrow vom 31. Januar 1584 vereinbarte u.a. auch, 
daß der Rat einen Geistlichen nur mit Genehmigung der 
Herzöge entlassen dürfe. 


6. Die „Kirchenordnung für das Land Hadeln“’?) 
von 1526 in der Fassung von 1542 unterläßt es nicht, auf 
diese Frage einzugehen: „....... nemandt schall var sick 
sulvest kamen edder indrengen...... de gemene edder vol- 
mechtige edder lehnherren schölen mit rade und willen der 
verordenten visitatorn eschen (wählen) den, de dar hefft 
ein gudt getuchenisse eines guden levendes ...... Idt is 
ock unsers G. F. und heren hochermelt hoge befehl und 
ernstlicke meinunge, dat neen (kein) karspell allene schall 


1) das ander theil von sachen und personen, die vor das oonsisto- 
rium gehörigk, Sehling V 8. 320f. 

2) Ebenda 8. 231ff. 

*s) Tit. IV von gewalt und jurisdiotion des oonsistorii (in fine), 
ebenda S. 234. 3 

*) wie es hinfüro mit den superintendentzen, auch kirchenpersonen 
und gütern und etlicher dabei befundener mengel halben in L: F. G. 
landen gehalten werden soll. Ebenda 8. 47fl. 

°) Ebenda S. 248. *) Ebenda 8. 296. ') Ebenda 8. 266 fl. 
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macht hebben, einigen deener tho eschen edder inthosetten, 
he si vor ersten vörhöret van den visitatoren undt van 
ehnen ock geordineret undt ingesettet.‘“!) 


7. Unter den Artikeln?), die am 15. April 1535 zwi- 
schen den Hansestädten Lübeck, Bremen, Rostock, Ham- 
burg, Stralsund, Lüneburg und Wismar in Hamburg ver- 
einbart wurden, befindet sich auch einer, der diese Frage 
regelt: ‚illud quoque hic praetermittendum non est, ut 
quem una harum urbium ferre non velit propter pravam 
et seditiosam doctrinam, is quoque in reliquis urbibus non 
feratur et jam si quis fuerit rejectus ex officio sus culpa, 
id significabitur ilico per litteras praedicatoribus et magi- 
stratui aliarum urbium‘‘?), und treffend bemerkt die Ham- 
burger Kirchenordnung*) vom 28. April 1556 „..... 2) 
gehorsam, ordeninge, frede und erbarheit schölle erhalden 
werden, is nödig, darmit de vorgemelten denere in den 
karcken ordentlick angenahmen?) ..... (werden)“. 


8. Auch in Kurbrandenburg gab es allerlei Schwie- 
rigkeiten zu überwinden. 

Nach der „Kirchenordnung®) im ohurfursten- 
thum der marken zu Brandenburg, wie man sich 
beide mit der leer und ceremonien halten sol‘ von 
1540 war es des Kurfürsten ‚ernstlicher befelch, bei ver- 
meidung gebürlicher straf, das man niemands in unserm 
lande zum kirchenamt on gebürliche vocation und verord- 
nung zulasse, das sich auch keiner vom Adel, stad oder ge- 
meine dieselben aus eigner autorithet anzunemen unter- 
stehen, doch wollen wir hiemit niemands seiner hergebrach- 
ten gerechtigkeit der vocation, presentation oder beleihung 
und bestellung der pfarren, predigstul und aller anderer 
kirchen emter und lehen nicht benommen haben, sondern 


1) dat voffte (5) stücke. van pastoren, prädicanten, kerkendenern 
visitatoren to eschen ordineren und holden, Sehling V 8. 473. 

2) Ebenda $. 540fl. 3) Ebenda S. 541. 4) Ebenda 8. 543ff. 

5) Ebenda 8. 548. 

) Sehling III S. 39ff.; nach den Forschungen des verstorbenen 
Nicol. Müller (Jahrb. für Brandenburg. Kirchengesch. 4 8. 126ff.) 
‘wäre ihr eigentlicher Verfasser Georg v. Anhalt, der auch in seinem 
Stammland wie in Nürnberg usw. gesetzgeberisch stark tätig gewesen ist. 
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sie dabei gnediglich bleiben lassen, doch das sie nicht aus 
gelust, sondern nach geschicklichkeit der personen vociren 
und presentiren!) ..... es sol auch keiner seine pfarren 
und amt verlassen oder davon entsetzt werden propria 
autoritate on vorgehende gnugsame erkentnis jedes orte, 
da sichs gebürt.‘“*?) Daher wurde bei den Visitationen überall 
auf die Beachtung dieser Punkte hingewiesen. So heißt 
es im Visitationsabschied?) für das Domstift und die 
Domkirche zu Stendal vom 16. November 1540 zum 
Schluß: ‚Und nachdem in der visitatoren instruction ein 
artikel vorleibt, daß hinfort dieses orte wie an andern 
keine praebende oder vicarei ohne hochgedacht unsers 
gnedigsten herrn vorwissen soll verliehen werden, sollen sich 
das capitel und vicarien des auch also treulich verhalten‘‘*) 
und in der „Verordnung und bestellung aller 


pfarrkirchen ..... in der stadt Stendal, auch 
dem abschied durch des churfürsten zu Bran- 
denburg ..... visitatores daselbst gemacht‘“®) 


vom 28. November 1540: ‚‚es®) soll aber auch hinfort kein 
patron ein geistlich lehen, vicarei oder commende ohne hoch- 
gedachte unsers gnedigsten herrn vorwissen und verwilli- 
gung jemand verleihen, und wo es geschähe, soll es der rath 
und kastenherrn nicht nachgeben, sondern an seine kurfürst- 
liche gnaden oder die visitatores gelangen“, wozu in dem 
Visitationsabschied?) für Salzwedel von 1541 noch 
hinzugefügt ward: ‚ob dann darüber hiervor jemandem 
durch die patronen wären pfarreien verschrieben worden, 
welche doch alle den beschriebenen geistlichen rechten zu- 
wider und unkräftig sein, sollen auch dieselben nicht an- 
gesehen werden, sie würden (denn) durch hochgedachten 
unsern gnedigsten herrn oder die visitatores bekreftiget und 


i) Dem Bischof (von Brandenburg), sonst dem Superintendenten 
bzw. später dem Generalsuperintendenten (in Frankfurt a. O.). 

2) Sehling III 8.85. °) Ebenda S. 307f. *) Ebenda 8, 308. 

®) Ebenda 8. 309ff. *) Ebenda 8. 312. 

?) „ordnung und abschiedt durch unsers gnädigsten herrn des 
churfursten zu Brandenburg verordnete visitatores in der alten stadt 
Soltwedel ..... in der religion, pfarren ..... und anderer mehr 
zugehorig halb gemacht‘, ebenda S. 266 fl. 
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befestiget?)“. Im Visitationsabschied?) für die Altstadt 
Salzwedel von 1579 tadeln die Visitatoren, daß der Rat 
„sidder obgedachter gehaltener visitation den pfarrer be- 
stalt und angenommen“ und schärfen wiederholt ein, der 
Rat könne für einen Pfarrer nach Präsentation und Exami- 
nation durch den Generalsuperintendenten nur beim Kur- 
fürsten die Bestätigung erhalten?) Der Visitations- 
abschied‘) für Stendal von Freitag nach Francisci®) 
1551 muß aber wiederholen: ..... „6soll auch kein pfarrer 
auf der patronen bloße praesentation allhie zu dem pfarr- 
dienste gestattet werden, sondern zuvor die institution von 
seinem ordinario oder itziger zeit dem generalsuperinten- 
denten erhalten“.*) Die gleichen Vorschriften finden wir 
in der „Visitationsinstruction‘‘’) des Markgrafen Jo- 
hann von Küstrin vom 2. November 1551: ‚...... es?) 
sol aber auch kein pfarrer von keiner obrigkeit aufm lande 
angenommen werden, er sei dann zuvorn dem obersten 
superattendenten furgestelt und seins ampts für tüchtig 
erkant und befunden worden. Es sol auch hinforder keine 
obrigkeit aufm lande keinen pfarrer zu entsetzen oder zu 
urlauben macht haben, es geschehe denn mit wissen und 
zulassen unser als des landesfursten oder unsers super- 
attendenten auf gnugsame ursachen, alles bei verlust seins 
rechten, so er an solche pfarr zu vorleihen hat.‘ In der 
„ordnung°) und satzung, wornach sich die patro- 
nen, pfarrern, gotteshausleute und gemeinden in 
denen churfürstlichen brandenburgischen dörfern 
ingeistlichen sachen zu richten“ von 1558 befiehlt der 
‚Kurfürst Joachim II., ‚das kein pfarrherr in diesem dorfe 
BER geduldet oder einigen pfarrdienst zu thun, noch zu 
dem einkommen der pfarren gestattet werden solte, er habe 
dann des patronen der pfarren presentation und seins ordi- 
narien oder aber: itzo des gemeinen superintendenten in- 
stitution‘.10) Das wiederholt die Havelberger Visitations- 


1) Sehling III S. 270. *) Ebenda S. 272fl. *®) Ebenda S. 273. 
*) Ebenda 8. 315f. 8) 9. Oktober. *°) Ebenda S. 316. 

?) Ebenda 8. 36ff. °) Ebenda S. 38. ®) Ebenda S. 90fE. 
1#) Ebenda S. 91. 
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ordnung!) vom 13. Februar 1558 unter Anwendung auf den 
dortigen Pfarrer: „darum sol sich der itzige pfarrer des- 
selbigen auch also endlichen vorhalten oder hiemit seinen 
abschied haben“.?) Die Visitations- und Konsisto- 
rialordnung?) von 1573 schreibt endlich vor: „Wo aber 
jemands ..... eine pfarre, so ihm von den patronen verliehen, 
ohne des Ordinarii Consens annehmen oder sich darein 
setzen und nach beschehener Verwarnung davon nicht ab- 
stehen wurde, soll er seines Amts entsetzt werden‘) ..... 
und weil die Patronen und Kollatores, welche die Pfarrer 
zu vocirn und praesentirn, dieselben aus erheblichen Ur- 
sachen auch wiederum zu enturlauben hergebracht haben, 
soll es dabei nochmals gelassen werden. Wurde sich aber 
ein Pfarrer beklagen, daß er damit wider Gebühr beschwert, 
dem soll auf sein Ansuchen von unsrem Consistorio Vor- 
bescheid mitgetheilt und nach nottürftige Verhör und Er- 
köndigung deswegen gebührlich Einsehen gethan werden.‘“) 


9. Trotz der so verschiedenen politischen Verhältnisse 


I) Sehling III S. 229f. *) Ebenda 8.230. *) Ebenda 8. 103. 

*) von der vocation und praesentation der pfarrer, ebenda S. 110. 

$) von den pfarrern, irem amte, lehre, sitten u. leben, ebenda 8. 113, 
Daß hierbei auch die Simonie, der wir auch noch im 17. und 18. Jahr- 
hundert begegnen, eine sehr bedauerliche Rolle spielte, zeigt z. B. die 
„Ordnung und satzung, wornach sich die patronen, pfarrern, 
gotteshausleute und gemeinden in denen churfürstl. bran- 
denb. dörfern in geistlichen sachen zu richten“ 1558, ebenda 
S.90ff., in der ee a.a.0. 8.93 heißt: ‚‚zum vierundzwainzigsten: do auch 
etliche patronen und vom adel gewohnet seien, das sie keinen pfarrer 
annemen oder presentiren wöllen, er mus inen dann etwas von der 
pfarren einkommen, etwa an huefen, wiesen, pachten oder diensten zu 
irem brauch, ime lasse und angeloben, das er solchs nicht klagen und 
mit dem uebrigen einkommen die zeit seines lebens zufrieden sein wölle. 
Do aber solchs redliche und gelarte pfarrers, denne ir gewissen drucket, 
nicht willigen wollen, nemen sie darüber zu pfarrers an, ungeschickte 
und ungelarte esel, die allein solchs, wie obgesatzt, bewilligen ....... 
Dorum sollen solche unchristliche vortrege, so also mit den pfarrern ge- 
schehen, genzlich aufgehoben und nichtig sein, und so sich einiger pfarrer 
mit den patronen oder sonst jemands desgl. statt eingelassen hette, oder 
nachmals einlassen würde, der soll........ seines amts entsatzt und 
dorüber in hochgedachts unsers gnedigsten herrn unnachlessigen strafe 
gefallen sein... ... Vgl. auch die Havelberger Kirchenvisi- 
tationsordnung vom 13. Februar 1558 a.a. O. S. 231 u. v.a. 
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bietet Schlesien in dieser Beziehung, die hier untersucht 
wird, fast dasselbe Bild, von dem wenigstens eiuige Züge 
mitgeteilt seien. In der Kirchenordnung für Brieg und 
Liegnitz!) des Herzogs Friedrich II. (1521—1547) sagt 
dieser: „nachdem wir auch gut wissen haben, was uebels 
daraus erfolget, so jeder seines gefallens pfarrherren annimet 
und entsetzt, so lassen wir wobl zu, daß die lehnherren nach 
wie vor pfarrherren berufen und wählen, aber den berufenen 
und erwählten sollen sie den superintendenten und senioren 
fürstellen ...... Es soll aber niemand einen pfarrherren 
zu entsetzen macht haben ohne redlich wichtige ursache, 
welche wir selbsten oder die superintendenten und seniores 
genugsam erkennen.‘2) Der Herzog Georg II. (1547—1586) 
machte die Erlaubnis zur Ordination fremder Geistlicher 
in den Fürstentümern Brieg und Liegnitz von seiner Ge- 
nehmigung abhängig.?) Die Kirchenordnung für das Für- 
stentum Teschen*) vom 20. April 1584 schreibt vor®): 
„der stadt pfarherr soll vom rath und der gemeine erwehlet 
und beruefen werden, jedoch vorbehaltlichen nach ein- 
genomener erkuendigung seines lebens, lehr und anders 
wohlverhaltens, unserer ratification und confirmation. Des- 
gleichen soll es auch mit schuel und andern kirchendienern 
jedes mal, so oft es die notturft erfordert, gehalten werden.‘*) 
Aber noch am Ende des Jahrhunderts schärft die Briegsche 
Kirchenordnung”) de anno 1592 des Herzogs Joachim Fried- 
rich®) zur Liegnitz und Brieg ein: ‚Es sollen die personen, 
so in fürstl. gnaden landen predigen und das kirchenamt 
versehen wollen, den superintendenten oder senioribus prae- 


!) Vom 26. April bzw. 7. Oktober 1542, Sehling III 8. 435i. 

3) A.a. 0. 8.440. 

s) Vgl. Eberlein, Silesiaca 8. 232 und Correspondenzbl. d. Ver. 
für die Gesch. der evangelischen Kirche Schlesiens, Heft 6, S. 158. 160ff.; 
Heft 8, S. 52ff.; Heft 9, S. 129ff. 

%) Auf Grund der Kirchenordnung des Herzogs Wenzel vom 14. Ja- 
nuar 1578 von seiner Witwe und Vormünderin des unmündigen Sohnes, 
der Herzogin Sidonie Katharina (geb. Herzogin von Sachsen) erlassen, 
Sehling III S. 458ff. 

s) II von der wahl der predicanten und kirchendienern. 

*) Ebenda 8. 460. ?) Ebenda 8. 445 ff. 

8) Seit 1596 alleiniger Herzog der vereinigten Fürstentümer. 
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sentiret, von ihnen verhoeret ..... auch, wo sie tuchtig 
befunden, für der gemeine auf einen gewissen tag investiret 
werden ...... ) 

10. Schließen wir die Betrachtung des Ostens und 
Nordens mit dem Gebiet der unteren Elbe. Hier be- 
schäftigt sich die Kirchenordnung?) des Herzogs Franz 
‘von 1585 so eingehend mit der Frage der Stellenbesetzung, 
daß man dies Kapitel einen kurzen Abriß des Patronates- 
rechts auf der Grundlage des kanonischen Rechts nennen 
kann. Darin heißt es u.a.: „Derwegen dann auch ohne 
ordentlichen beruf sich niemand selbst eindringen oder 
durch andere in kirchen emptern sol einpracticiren 
lassen.‘‘®) Auch ‚sol niemand für sich selbst aus eigenen 
bewegnussen oder fürnehmen einiges widerwillens, hasses 
oder feindschaften ..... keinen prediger seines amptes 
enturlauben, entsetzen oder vertreiben. *) Also und gleicher 
gestalt sol auch keinem prediger freistehen, seines gefallens 
aus leichtferdigkeit ohne fürwissen und erkenntnus des 
generalsuperintendenten auch besuchung und bericht der 
patronen und seiner kirchspiel leute ohn einwendunge und 
erweisunge erheblicher bestendiger ursachen und ohne an- 
derswoher der ihn zuvor ergangenen ordentlichen erweis- 
lichen beruf, seine pfarre zu vorlassen.‘‘®) 


1) Sehling III S. 445. 

8) „Kirchenordnung Unser von Gottes Gnaden Frantzen, 
hertzogen zu Sachsen, Engern und Westphalen. Wie es / ver- 
mittels göttlioher gnaden / in unsern landen mit christlicher 
lehr, ausspendung der heiligen hochwirdigen sacramenten, 
vooation, ordination und verhaltung der kirchen und schu- 
len diener, auch visitation, consistoriis und andern hiezu 
gehörigen sachen vermüge heiliger göttlicher schrift hinfüro 
gehalten soll werden“, Sehling V 8. 397 ff 

°) Ebenda 8. 400f. 

*) Ebenda S.410. Es wird vielmehr Untersuchung durch den 
Generalsuperintendenten vorgeschrieben und im Falle der Unschuld des 
Geistlichen Schadensersatzpflioht derer, die ihm Schaden zugefügt und 
soweit er entstanden ist. Diese Vorschrift, die auch in andern KK.OO. 
begegnet, läßt einen ziemlich sicheren Schluß auf die Praxis zu, die denn 
auch recht unerfreulich war und in seltenen Fällen nur zum Schadens- 
ersatz wirklich führte. 

‚AO. 
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So bieten uns die evangelischen Landeskirchen des 
Ostens und Nordens in der Frage des se ipsum transferre 
ein fast einheitliches typisches Bild. Das Erbe aus der alten 
und mittelalterlichen Kirche haben auch die evangelischen 
Kirchen überkommen. Auch sie müssen den Kampf, den 
die Kirche des Altertums und des Mittelalters mit geringem 
Erfolg geführt hatte, aufnehmen und haben in ihm schließ- 
lich gesiegt. Es handelte sich um drei Punkte: Die Geist- 
lichen dürfen nicht grundlos und ohne Genehmigung wie 
ohne einen andern Ruf ihre Stellen verlassen, die Patrone 
nur Geistlichen die Stellen verleihen, die sie den kirchlichen 
Oberen präsentiert und deren Genehmigung sie eingeholt 
haben. Nur die Inhaber des Kirchenregiments haben das 
Recht der Einsetzung wie Versetzung und Absetzung der 
Geistlichen. 


2. In der Mitte und im Westen. 


1l. Behufs der Visitation von 1535!) wurde die Ritter- 
schaft von Franken auf den Sonntag nach Trinitatis 
(23. Mai) 1535 nach Coburg beschieden und ihr die In- 
struktion Johann Friedrichs vom 19. Dezember 1532?) vor- 
gelegt, auch einige Artikel daraus, auf die der Kurfürst 
besonderen Wert: legte, noch besonders schriftlich zugestellt. 
Zu ihnen gehörte auch der, daß der Adel keinen Geistlichen 
annehmen solle, bevor er dem Kurfürsten präsentiert und 
vom Superintendenten examiniert worden sei?), was die 
Ritterschaft zu befolgen versprach. 

12. Auch „die artikelder visitation so der ritter- 
schaft und dem adel befoln mit ernst darob zu 
handeln‘‘*) von 1528 schärften dem Adel wie den ‚‚reten 
in steten‘ ein, „wenn die pfarrlehen vorledigt, die priester 
gin hof presentiren, dieselben, ob sie dazu tuchtig, zu ver- 
horen, dann inen soll ir gerechtickeit und lehen recht daran 
nicht entzogen werden®) ..... ‚ hinfurder kein geistlich 
lehen mer zu verleihen..... ‚ sonder wen sie verledigt, 


1) Darüber, ob sie 1533 schon begann, vgl. Sehling I S. 54f. 
8) Ebenda die Instruktion S. 183 ff. 
8) Ebenda 8. 55. 4) Ebenda S. 176. 8) Nr. 11. 
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meinem gnedigsten herrn anzuzeigen!) ..... “ und führten 
unter den Punkten, die „den edelleuten in ire ordnug zu 
setzen“‘*?) gleich zuerst den auf: „Wo auch ein pfarlehen 
ledig wirt, so sall von den edelleuten widerumb nach einem 
christlichen und gelerten manne getrachtet werden, den sal 
man an den churf. hof mit einer berichtung schicken, der- 
selbige sol alda verhort werden, wo er dan gnugsam be- 
funden, so sall ime die lehen von dem adel oder lehen hern 
gethan werden, domit nicht zu achten, als wolten sein c. g. 
iemands an seiner gerechtigkeit der lehn einhalt thun, son- 
dern alleine das fordern, das gottes wort gepredigt und 
stadtlich geubt werde.‘“®) 

Nicht minder ordnete der „Unterricht*) der Visita- 
torn an die Pfarherren im. Kurfürstenthum zu 
Sachßen‘“ an: „Es ist auch für gut angesehen und ge- 
ordent, ob künfftiglich der Pfarher oder Prediger einer auff 
dem Lande seiner refir®) mit Tod abgehen, oder sonst sich 
von dannen wenden und andere an yhre stat durch yhre 
lehenherrn genomen würden, der oder dieselbigen sollen 
zuvor, ehe sie mit den Pfarhen belehnet, oder zu Prediger 
auffgenomen werden, dem Superattendenten fürgestellet 
werden, der sole verhoeren und examiniren, wiesie ynn yhrer 
lere und leben geschickt, ob das volck mit yhnen genugsam 
versehen sey, Auff das durch Gottes hülffe mit vleis ver- 
hütet werde, das kein ungelerter oder ungeschickter zu ver- 
fürung des armen volcks auffgenomen werde, denn man 
ist offt und dick und sonderlich ynn kurtz vergangen jaren 
wol ynnen worden, was großen guts und böses von ge- 
schickten und ungeschickten Predigern zu gewarten, daraus 
man billich bewegt wird, ein vleißigs auge auff dis stücke 
zu haben, ferrer unrichtickeit und beschwerung aus Gottes 
gnade zu verhüten und verkomen, damit Gottes namen 
und wort ynn uns nicht gelestert werde, davon uns 8. Paul 
an so viel enden so trewlich vermanet.‘‘®) 


13. Unter den „Artikeln gemeiner verschaffung‘“”) 


1) Sehling I 8.176 Nr. 19. *) A.a.0. 8.177.  °) Ebenda. 
*) Richter I 8. 77fk. s) D.h. die zuständ. Supersttendenten. 
*) Ebenda 8. 9. N) Sehling I 8. 198£. 
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aus der Visitation von Thüringen von 1533 war auch der: 
‚es sall auch keiner, so es von wegen des juris patronate 
gleich ze thun, eine pfar verleihen, es sei dann zuvor die 
person, so belehnet werden soll, den superadtendenten pre- 
sentirt, in christlicher leher verhort und der masen, das 
ehr dem ambt der selsorg genugsamlich vorstehen muge, 
genugsamlich unt tuchtig befunden worden.‘‘!) 14. In der 
Visitation in Franken von 1535 erließen die Visitatoren 
eine Visitationsordnung, die u.a. auch befiehlt: ‚‚pfarrer 
und prediger nit aufzunemen, si sind dan der obrigkeit zu- 
vor presentirt und examinirt durch den superattendenten.‘“?) 


15. In der Instruktion?) für die erste Visitation Her- 
zog Heinrichs von Sachsen vom 10. Juli 1539 eröffnete 
der Herzog den Städten: ‚es ist uns aber nicht entgegen, 
wo sich nach dieser jetzigen unserer visitation eine pfarre 
verledigen und dann mit einem andern wolle bestellt werden, 
daß derjenige so hier zuvor dieselbe zu vorleihen gehabt, 
von demselben priester ersucht, damit er von ime dem 
superattendenten jedes orts praesentirt und dann nach er- 
findung sonderer geschicklichkeit von uns confirmirt 
werde.‘‘*) Aber auch die Instruktion®) zur zweiten Visi- 
tation von 1539 von demselben Gebiet unterläßt nicht, 
zu erinnern: ‚die lehenherren sollen keinen pfarrer, er werde 
den durch die visitatores und superattendenten für tuchtig 
darzu geachtet, aufnehmen, so sollen sie auch ahne der- 
selbigen visitatorn und superattendenten vorwissen derer 
keinen ihres gefallens ahne sonderliche ursache zu entsetzen 
haben.*)‘“‘ Daher behandelt auch der „gemeine bericht 
der visitatoren an die pfarrer und dorfschoffen 
in unsers g. h. herzog Heinrichs zu Sachsen usw. 
lande und fürstenthumb‘’) vom 11. Oktober 1540 diese 
beiden Punkte: ‚erstlich sollen ..... so sich die pfarren 
verledigen, die collatores keinem die pfarr leihen, er sei 
denn von dem superattendenten des Kreises, darin die pfarr 
gelegen, zuvor verhört, examinirt und s0 er zuvor im dienst 


1) Sehling I S.196._ *) Ebenda 8. 198. *°) Ebenda S. 257f. 
*) Ebenda 8. 260. s) Ebenda 8.281 fl. 
*) Ebenda 8. 283 Nr. XIV. ?) Ebenda 8. S4fl. 
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des evangelii nicht gewesen, durch die predicanten zu Leip- 
zig zu solchem ampt ordiniret!) ...... und sollen die 
lehenherren keinen pfarrer ihres gefallens one genugsame 
urssch und one vorwissen ihres superattendenten entsetzen 
oder verjagen.‘‘?) 

17. Nach der Visitationsinstruktion?) vom 3. März 
1555 für das Kurfürstentum Sachsen sollen die visi- 
tatores ‚eines idern orts, da sie der kirchendiener halben 
erkundigunge nehmen werden, dieselben von irem beruf 
und ordination befragen und den amptleuten, lehenhern 
der pfarren und communen bevehlen, das sie niemands zu 
predigen verstadten, der nicht darzu ordentlich berufen ist, 
das sie auch keinen zum pfarramt annehmen, der nicht 
mit offentlicher ordination und testimonio dazu bestetigt 
186: sen % es soll auch niemand, der zuvorn anderswo 
eine pfarre regiret, und verwaltet hat, wiederumb zu einem 
pfarhern aufgenommen werden, er habe dann ein gut testi- 
monium seines vorigen wandels und der ursachen seines 
abzugs vorzulegen.‘*) Die „General-Artikel und ge- 
meiner Bericht, wie es in den kirchen mit den 
pfarherrn, kirchendienern, den eingepfarten und 
sonst allenthalb ordentlich auf herzogen Augu- 
sten churf. zu Sachsen ..... in jüngst verschie- 
nen fünf und sechs und funfzigsten jaren veror- 
dente und beschehene visitation gehalten werden 
soll‘®) vom 8. Mai 1557 aber verordnen aufs neue: ‚es 
sol hinfüro ..... kein pfarherr one vorwissen der super- 
attendenten ..... beneben glaubwirdigen zeugnis und 
testimonien seines standes, vorigen wandels, wesens und 
abzugs, so er desselbigen orts superattendenten aufzulegen 
schuldig sein sol, auf- oder angenommen werden ..... 
So wollen s. churf. g. auch nicht, das die collatoree die 
pfarherrn mit den lehen gelde, wie etwan geschehen, be- 
legen, dasselbige von inen fordern oder nehmen, oder aber 
inen die pfarren auf eine namhaftige zeit zu irem yortheil 
und des pfarrers nachtheil vorleihen, besondern das sie 


I) Sehling ebenda 8. 284. 3) Ebenda S. 2886. 
°) Ebenda 8. 305fl. 4) Ebenda 8. 307. 5) Ebenda 8. 316ff. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXXVIUL Kan.Abt. VIL 
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inen dieselben pfarren bleiben lassen!), ..... ‚ und zeigen 
so die typischen Ursachen, die zum se ipsum transferre 
immer geführt haben und führen mußten.?) 

Aber auch die umfassende Ordnung des Kurfürsten 


August von 1580, „wiees...... bei den kirchen mit 
der lehr und ceremonien, desgleichen in dersel- 
ben ...... consistorien ...... visitation, syno- 


dis und was solchem allem mehr anhanget, ge- 
halten werden sol‘®) mußte diesem Punkt besondere 
Aufmerksamkeit noch zuwenden: ‚so jemands das jus pa- 
tronatus oder collatur, zu einiger oder mehr pfarren ..... 
hette, sol ihnen hiermit unbenomen sein, wann solche 
kirchendienst sich erlediget, das sie nach tüchtigen personen 
srachten und dieselbige zu nominiren haben, doch also, das 
tolche person, so dermaßen nominirt, zuvor unserm con- 
Bistorio ..... ‚ zur prob und examen presentirt und ge- 
stellet ...... so sollen sie von unsern consistorialen ..... 
an unsern synodum zur confirmation verschrieben werden‘ *) 
UT und dem Konsistorium einschärfte: ‚...... zum 
vierten, sollen®) sie auch ...... fleißige Kundschaft haben 
seines lebens und wandels halben, wie er sich, da er zuvor 
im dienst, gehalten, welches nicht allwege aus den bloßen 
testimoniis zunemen, weil oftmals auch den unwirdigen 
gute zeugnis gegeben werden, damit man ihrer mit fugen 


!) Sehling S. 321. Dasselbe wird ebenda 8. 322f. den Städten 
befohlen. Vgl. noch ebenda 8. 334. 

2) Wie die Verhältnisse noch immer lagen, sieht man aus dieser 
Stelle der Generalartikel: ‚„Es sollen auch die edelleute und andere lehen- 
herrn, denen kirchendiener mangeln, ....... nicht allenthalben un- 
gelarte gesellen oder verdorbene handwergs-leute aufklauben oder ire 
schreiber, reuter oder stalljungen priesterlich kleiden und auf pfarren 
stecken, auf das sie sich bei denselben desto leichter erhalten können, 
das sie auch etwas vom pfarrgut, das dem junkern gelegen ist, fahren 
lassen, oder aber sonsten den junkern zu hofediensten mit schreiben, 
register halten, kinder lehren etc. verbunden sein. Ebenda S. 334. Die 
Forderung von Lehngeld oder Abtretung von Teilen des Pfarrgutes war eine 
nur zu verbreitete Maßnahme, wenn nicht manche Patrone den Geistlichen 
das Pfarrgut überhaupt vorenthielten und ihnen nur nach Gutdünken 
etwas abgaben. 

°) Ebenda 8. 359 ff. *) Ebenda 8. 376. s) Ebenda S. 377. 
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los werden möge. Und weil an solchem besonders viel in 
annemung der kirchendiener gelegen, sol keiner ad examen 
zugelassen werden, er hab denn zuvor öffentliche glaub- 
wirdige testimonia und kundschaften seines herkommens 
und lebens entweder von seinen praeceptoribus oder von 
der oberkeit, darunter er gewohnet, oder von seinen collegis, 
bei welchen er im kirchenampt gedienet, furgebracht und 
dargelegt‘‘, um das se ipsum transferre soviel wie möglich 
zu erschweren und die Ankömmlinge aus andern Kirchen- 
gebieten wenigstens einer Prüfung zu unterwerfen. 


17. Ein ähnliches Bild gewähren die Visitations- 
abschiede aus dem albertinischen Sachsen. Der 
Visitationsabschied für Annaberg!) vom 17. September 1555 
beklagt die dort vorgekommenen Versetzungen und Ent- 
setzungen wegen ihrer Willkürlichkeit und ordnet an, daß 
in Zukunft der Rat mit dem Superintendenten diese An- 
gelegenheiten gemeinsam erledigen soll. Der Visitations- 
abschied für Oschatz?) vom 8. Oktober 1555 trifft dieselbe 
Anordnung?) und tadelt die dort vorgekommene Parteilich- 
keit, mit der diese Fragen behandelt waren, wie gleichfalls 
der für Pirna) vom Jahre 1555 und der für Zwickau?) 
vom 16. Mai 1556, wo der Rat immer wieder den Versuch 
machte, die kirchliche Autonomie®) zu behaupten. 


1) Sehling S. 540. 2) Ebenda 8. 630ff. 

s) Ebenda S, 632: ‚als auch etwa kirchen- und schuldiener aus 
gunst oder verwandter freundschaft halber, ungeachteter geschicklich- 
keit, ohne unterschied auf und angenommen, daraus dann auch nicht 
geringer schade für kirche und schule, hierzu auch großer aergerniß er- 
folgt, so sollen dieselben hinfort mit voll- und vorwissen des herrn super- 
intendenten aufgenommen, auch entsetzt oder beurlaubt werden.“ 

*) Ebenda 8. 638 ff. Auch hier wird die Parteilichkeit bei Besetzung 
der Stellen getadelt — ‚aus abgunst oder widerwillen entsetzet oder 
ER durch angeborne freundschaft und gunst in kirchen ...... 
geschoben und eingedrungen“ ...... Ebenda S. 639. 

5) Ebenda S. 726f. „‚erstlich soviel die auf und annemung des 
kirchendieners belanget, sollen die hinfüro sich alls kurfürstlicher visi- 
tation-instruction ohne beisein und vorwissen eines ...... superatten- 
denten ...... nicht aufgenommen noch abgesetzt, besonderen in deme 
gesampter kurfürstlicher instruction und dieser unser verordung jederzeit 
gevolgt und nachgesetzt werden.“ 

%) Der Rat hatte sogar ein Konsistorium errichtet, was ihm unter- 
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18. Nach dem „Auszug gemeiner kirchenord- 


nunge ..... den pfarrern der superattendenz 
Gerau zustendig!) vom mittwochen nach Cantate 
(6. Mai) 1556“, „..... sollen ..... die pfarherr, so im 


amt seint, nicht nach andern diensten sich selbs ein- 
dringen, rennerr und laufen und also leichtfertig one sonder- 
liche noth und ursache umb geize und eigennutzs willen 
ihre berufene schäflein verlassen und ubergeben, noch auch 
selbs untereinander durch leut und wechsel die pfarren 
practiciren und permutiren, sondern ein jeder bei seinen 
pfarrkindern bleiben, dieselben als die herde Christi, über 
die er vom heiligen geist gesetzt ist, weiden und versorgen, 
bis er ordentlicher weise von Gott anderswohin gefordert 
und berufen werde, damit man hierinnen nicht des bapste 
simonie gleichförmig handele“®)....... 


19. Nach der „form und maß der visitation im 
ampt Rudolstadt‘‘?) vom 10. Januar 1575 ist u. a. zu 
fragen: „ob auch der neuen unversuchten und unberufenen 
prediger one furwissen des superintendenten auf die canzel 
gelassen werden.‘ *) 

20. Ebenso schärft die „Kirchenordnung Hein- 
richs IV. von Reuß‘®) vom 30. August 1532 ein: „Es 
soll auch keiner, der sich zum ampt dringt, lauft oder 
rennet, dazu berufen werden: offerre operam suam hat eine 
andere meinung. Desgleichen soll man auch so gar junge 
leut nicht zulassen, denn derselben viele so geschicket, do 
sie ein jar caplan gewest, so laufen sie alsdann, flicken sich 
dort und da zu, bis sie pfaren kriegen, richten alsdenn 
wenig guts aus ..... Es soll auch keine gemein weder 
in stedten noch dörfern ihre kirchen oder schuldiener one 
vorwissen der superattendenten zu enturlauben macht 
haben.‘‘®) 

21. Aus „desdurchlauchtigen..... fürsten.... 
herren Georg Ernsten, graven ..... zu Henne- 


sagt wurde. Gleichen Tadel in bezug auf die Parteilichkeit spricht der 
Visitationsabschied für Döbeln von 1555, ebenda S. 547 fl. unter Nr. VIIaus 
1) Sehling II S. 158f. 2) Ebenda. 2) Ebenda S. 130f. 
*) Ebenda 8. 131. 5) Ebenda S. 153 ff. e) Ebenda S. 154. 
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berg ..... kirchenordnung, wiees..... mit lehr 
und ceremonien christlich und Gottes wort eben- 
meßig gehalten werden sol‘!) von 1582 ersieht man, 
daß das se ipsum transferre der evangelischen Geistlichen 
auch der Aufmerksamkeit der Katholiken nicht entging: 
„nachdem?®) und dieweil auch unserer der christlichen augs- 
burgischen confessionsverwandten kirchendiener und pfarr- 
herren, als ob dieselbigen one unterschied an und auf- 
genomen würden oder auch von sich selbsten gelaufen 
kemen, von unsern widersachern den papisten auf den 
canzeln, auch in ihren schriften und sonsten vielfeltig aus- 
geschrien und verlestert zu werden, welches dann dem ge- 
meinen manne allerhand nachdenkens zu erwecken pfleget, 
als haben wir für eine notdurft erachtet, dieser unser kirchen- 
ordnung auch....... die form der ordination und besteti- 
gung der diener göttliches worts ...... zu subjungiren 
22. Die „Kirchenordnung für die dörfer der 
stadt Mülhausen?) und die Vogtei‘*) von 1541 unter- 
läßt nicht, zu erinnern: ‚wann pfarren je zu zeiten vor- 
lediget und mit andern pfarrern zu besetzen sein, so sollen 
die personen, so man uf solche pfarren verordnen wil, 
allewege dem nechsten superattendenten ...... Zu eX&- 
miniren presentirt und furgestalt werden, damit die armen 
leute mit tuchtigen personen versehen werden mögen.‘“®) 


23. 24. Unter den Mängeln, die in der vom 15. Januar 
15662 bis Dezember 1564 im Bistum Halberstadt und dem 
Erzbistum Magdeburg abgehaltenen Visitation®) festgestellt 
und dem Domkapitel wie auch der Landschaft berichtet wur- 
den, war auch der: „ob nicht eine ordnung zu machen, wie 
es mit der vocation, beleihung und einweisung der kirchen 
und schuldiener zu halten, weil derenthalben oftmals irrun- 


!) Sehling II S.298f. *) Ebenda 8.321. °)In Thüringen. 

*) Sehling Il S. 388 f. 

$) Ebenda. Dieselbe Mahnung findet sich auch in der Kirchen- 
ordnung für die Stadt Mülhausen von 1542. Ebenda S. 389ff., vgl. 
besonders Nr. 12 8. 392. 

*) Ebenda 8. 403f. Die Visitationsinstruktion für 1562 ebenda 
8. 407 fl. 
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gen vorfallen‘“!) und die „Visitationsinstruction für das 
Erzbisthum Magdeburg‘“®) vom 25. Mai 1583 schärfte 
noch besonders ein: „kein collator soll die lehen thuen deme, 
der zum kirchenambt untuchtig oder sonst das ambt nicht 
konne verwalten oder uns oder unsern ambtleuten zuwider 
sei, dan es heiße beneficium propter officium ..... A) 


25. Noch am Ende des Jahrhunderts stand es in An- 
halt so, daß zwar die Unordnung und die Eigenmacht, die 
das se ipsum transferre auch der evangelischen Geistlichen 
immer wieder hervorriefen und begünstigten, gebessert wur- 
den, die Instruktion*) zur Visitation vom 20. April 1582 zwar 
jene so oft beklagte Eigenmacht der Patrone auch verbot, 
aber eine Strafe für die Übertreter nicht festsetzte: ‚Do 
auch einer vom adel oder andere, so mit dem pfarlehn 
beliehen, sich untersteben würden, ohn unser vorwissen 
seinen oder ihren pfarhern zu urlauben, zu entsetzen oder 
andere auf- und anzunehmen, so soll solchs ohn unser vor- 
wissen und erhebliche ursach nicht furgenommen werden.‘*®) 
Wie wenig diese Mahnung geholfen, zeigt die Visitations- 
instruktion®) von 1587, die wieder einschärfen muß: ‚‚die- 
jenigen, so das jus patronatus haben oder die räthe in den 
stedten ..... sollen gewaltiget sein, die personen zu prae- 
sentiren, der superintendens aber ..... soll cognosciren 
und nach befindung abweisen oder zulassen.‘‘?) 


26. Auch der „Abschied®) und maynung, wes sich 
der durchleuchtig ..... Herr Casimir Marggrave 
zu Brandennburg ..... auff negstgehaltenem 
Landtag zu Onoltzbach biß auff ein zu künfftig 
Concilium Nacional versamlung, oder seiner Fürst- 
lichen Gnaden weittern beschaid, des abschieds 
halber, Jungst gehaltens Reichstags zu Speyer, 
tun irer Fürstlichenn Gnaden Land und Fürsten- 
thumb, zu halten vereynigt haben‘ von 1526 be- 
schäftigt sich mit dem se ipsum transferre der Geistlichen. 
„Item?) es sol auch niemandt zu predigen zugelassen werden, 


ı) Sehling I S.408f. *) Ebenda S.418fl. 2°) Ebenda S. 421. 
*) Ebenda 8. 575£. 5) Ebenda 8. 576. *) Ebenda S. 5771. 
?) Ebenda. 6%) Richter I S. 50fl. ®») A.2.0.8.85l. 
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denn die ..... recht ordenlich Pfarrherren und Prediger, 
oder der Pfarherrn bestelte oder aufgenumme Caplan oder 
helffer sein, Oder durch uns oder unsre bevelh haber dar- 
zu berüffen oder verordent werden, und ob sich jemandt 
anders zu predigen understeen würde, das sollen unsere 
Ambtleut nit gedulden oder zu lassen, Sunder die selbigen 
zu gefengknus annemen und fürter die sach an uns ge- 
langen lassen, unseren weyttern beschaidt darauft zı emp- 
fahen und demselben volg zuthun ..... “ Es soll auch 
kein Pfarherr kein Caplan on unnser oder unnser Ambtleut 
wissen und willen auffnemen, und dieselben Priester, die also 
zu Caplän auffigenummen werden, sollen auch zuvor dem 
Amptman schrifftlich oder suns glaubhafftig urkundt an- 
zeygen, was lebens und herkummens sie sindt, auch wie 
sie von irer herrschafft abgeschiden sein, und der Caplän 
halben, die vor allgevait in unsern Landen aufgenummen 
sein, sol durch unsere Ambtleut an einem jeden ort der- 
gleichen einsehen auch geschehen.“ 


27. Zum Schluß sei noch auf die „Kölnische Kir- 
chenordnung‘!) von 1543 hingewiesen, die, von Bucer, 
Melanchthon unter Mitwirkung von Pistorius und Hedio 
verfaßt?) und vom Erzbischof Hermann im August 1543 
genehmigt, zwar im Erzbistum keine rechtliche Geltung 
erlangt hat, aber in Hessen längere Zeit im Gebrauch ge- 
wesen ist und zeigen mag, daß in einem der Reformation 
damals nicht gewonnenenGebiete durch das Verhalten der 
Patrone das se ipsum transferre sehr begünstigt wurde, wie 
auch die „Lüneburger Artikel‘ ®) von 1527, die die 
Grundlage der Reformation in dem Gebiete Ernsts des Be- 
kenners gebildet haben und die Punkte angeben, auf die die 
Reformation sich richten sollte und durch ihre eigentümliche 
Anordnung, daß die geistlichen Stellen nicht definitiv be- 
setzt werden sollen, in der gleichen Richtung wirken mußte. 
„Nun wöllen wir“, sagt dieerstere, ‚niemand sein jus patro- 
natus entziehen, vermanen abeı alle, so jus patronatus haben, 
daß sie auß christlicher pflicht fleiß thun, tüchtige personen 

1) Richter II 8. 50. 


2) Vgl. Corpus Reformator. V S. 112. 140. 149. 154ff. 169. 
8) Richter I S. 70fk. 
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presentieren und nicht ir Pastoreien auß gunst oder anderen 
ungebürlichen ursachen ungeschickten personen verlehnen. 
Und damit wir unser ampt auch dabey thun, befehlen wir 
ernstlich, das niemandt investiert werde, er sei denn zuvor 
durch die ordentliche Examinatores mit fleiß verhöret und 
habe von denselbigen gute zeugnüß an die, von welchen er 
soll investirt werden, und an den Suffraganum ..... “ı) 
Die „Lüneburger Artikel‘ aber ordnen an: ‚Uppe dat 
öwerst ein yllick synes amptes trüweliken warnemen, den 
vorsümigen billicke straffe, den ungeschickeden ere mate 
upgelecht, den krancken unde anderen erer notröfft unde 
gebreeke bedacht werden, Js van nöden, dat nein (kein) 
kercknere ewich tho blivende gesattet, confir- 
meert edder besteediget werde, sunder so verne he 
sick reedelyken holde, dat ok na erförderinge bemelter 
ynfelle de gemenheit sampt todaet (Zutun) der owericheit 
hirynne tho handelen, ordenen, setten unde entsetten macht 
beholde.‘‘2) Hier werden die beneficia intitulata aus Grün- 
den, die wir auch bei katholischen Kanonisten wiederfinden, 
in beneficia manualia verwandelt und die Geistlichen voll- 
kommen amovibel gemacht, und es bedarf keiner Ausfüh- 
rung, daß diese darauf angewiesen waren, sich andere Stellen 
zu suchen und zum se ipsum transferre greifen mußten, das 
bei dem Mangel an Geistlichen, der gerade in jener Zeit 
sich sehr fühlbar machte, fast immer von Erfolg be- 
gleitet war. 

Nehmen wir hinzu, daß eine Reihe von Geistlichen 
wegen ihrer reformatorischen Ansichten und Predigten ver- 
trieben wurden oder der Enturlaubung zuvorkamen, um in 
anderen Gebieten einen neuen Wirkungskreis zu suchen, 
daß es Luther unmöglich war, die vielen Bitten um evan- 
gelische Geistliche, die an ihn kamen, zu erfüllen, dann 
mußte das se ipsum transferre der Geistlichen in den An- 
fangszeiten der reformatorischen Bewegung nicht nur ge- 
duldet, sondern durch alle diese Umstände sogar gefördert 
werden, bis die Kirchenordnungen nach und nach Wandel 
schaffen und die sich bildenden Landeskirchen geregelte 


ı) Riohter II S. 76f. s) Richter I S. 70. 
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Zustände herbeiführen konnten, eine Aufgabe, die bei den 
eingangs angedeuteten Verhältnissen neben andern, die zu 
lösen waren, die Kraft der Kirchenregimente bis in das 
letzte Viertel des Jahrhunderts in Anspruch nahm. 


IL. Die Versetzbarkeit der Geistlichen: transterri. 


Bevor wir uns anschicken, die evangelischen Kirchen- 
ordnungen des 16. Jahrhunderts in bezug auf das transferri 
der Geistlichen zu untersuchen, müssen wir einige allgemeine 
Bemerkungen vorausschicken, die zu ihrem Verständnis er- 
forderlich sind, soweit.es sich um die uns beschäftigende 
Frage handelt. Ihre genauere Kenntnis zeigt, daß sie nach 
Art, Zweck und danach auch an Bedeutung sehr verschieden 
sind. Erst die späteren sind als Kodifikationen anzusehen 
und wollten es sein, während die früheren eben nur das 
vor der Hand Notwendige, Unerläßliche ordnen und ordnen 
wollen. Alle aber sind sachlich nur vom kanonischen Recht 
aus zu verstehen und daher auch auszulegen, auf das sie 
teils selbst verweisen, teils durch die großen Lücken, die 
sie haben, auf ihre Ergänzung durch jenes geradezu provo- 
zieren, dessen Geltung aber alle voraussetzen.!) Das Bild, 
das sie von der Versetzbarkeit der Geistlichen bieten, kann 
daher kein vollständiges sein und der Wirklichkeit nur an- 
nähernd entsprechen. Es kehrt hier dasselbe Verhältnis 
wieder, in dem das kanonische Recht zu der Rechtsbildung 
stand, die wir in dem wirklichen Leben, dessen Entwicklung 
wir nachzuweisen versucht, gefunden hatten. Ein voll- 
ständiges Bild der Rechtslage und der Rechtsübung in bezug 
auf die Frage der Versetzbarkeit der Geistlichen gewinnen 
wir nur, wenn wir die Rechtssätze, die die Kirchenordnungen 
enthalten, mit der Behandlung zusammenhalten, die 
ihr die protestantischen Kirchenrechtslehrer angedeihen 
lassen. Im folgenden sind nur die Kirchenordnungen und 
Visitationsabschiede behandelt, die mehr oder minder wich- 
tiges Material für die Frage darbieten. In dieser Beschrän- 


1) Vgl. darüber meine Untersuchung über die Geltung des kano- 
nischen Rechts in der evangelischen Kirche Deutschlands von Luther bis 
zur Gegenwart in dieser Zeitschrift 1916 (S. 165ff. Vgl. S. 181—201). 
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kung , wie sie die angedeutete Art dieser Quellen mit sich 
bringt, ist alles vorhandene Material zu verwerten versucht 
worden. 


1. Bis zur Mitte des Jahrhunderts. 


Wir dürfen mit dem „Unterricht der Visitatorn 
an die Pfarhern im Kurfürstentum zu Sachßen‘“!) 
von 1528 beginnen, in dem die Anschauungen Luthers und 
Melanchthons vorliegen. Schon die „Instruktion und Be- 
velch, darauff die Visitatores abgefertigt sein“ 
vom 16. Juni 1527 hatte diesen Vollmacht erteilt, den Geist- 
lichen, die das Evangelium nicht predigen wollten, Landes- 
verweisung anzudrohen oder sie sonst arbiträr zu bestrafen. 
Der ‚Unterricht‘ entnahm daraus: ‚wurde auch ir lahr recht- 
schaffen, sonndern (aber) ires geburlichen lebens wandels 
halben unschickligkait befunden, die sollenn sie nach gestalt 
des gebrechens auch zu entsetzen unnd andere an ir stadt 
zuvorordnen macht habenn. Hett es aber die gestalt, das 
etwo ein geringer mangel were, darumb ainer des orths, 
do er jetzt ist, nit lenger sein wolte [ader an das aus dem 
das das volck ain gemaine abgunst zu dem pfarrer ader 
prediger hett]?), ader ane das pesser sein solt, demeselbigen 


1) Riohter I 8. 77f.; Sehling I 8.149fl. Der gleiche Passus 
findet sich auch in der Instruktion für die Visitation von 1532, Sehling 
I 8.183f., und in der Instruktion Herzog Heinrichs von Sachsen für 
die Visitation von Freiberg, Wolkenstein und Rochlitz vom 26. Mai 1537, 
ebenda S. 461, da Spalatin den „Unterricht‘‘ von 1528 den Visitatoren 
Heinrichs auf dessen Wunsch übergeben hatte, vgl. Sehling a.a. 0. I 
8. 459 und dazu Strobel in der Einleitung zu seiner Ausgabe der Chur- 
sächsischen Visitationsartikel Altdorf 1776. Die Instruktion und der 
Unterricht stammen von Melanchthon und sind von Luther durch- 
gesehen, der auch die Vorrede zu dem Visitationsbuch verfaßte. Eine 
von Luther revidierte Ausgabe erschien 1538 bei Hans Lufft in Wittenberg. 


2) Die eingeklammerten Worte sind in der Instruktion zur Visitation 
von 1532 zugesetzt, Sehling I S. 184. Die ‚‚Instruction und befelch, 
dorauf die visitatores abgefertiget sein“, ebenda S. 142ff. Der obige 
Passus a. a. O. S. 243; der ganze Passus auch aufgenommen in die Visi- 
tationsinstruktion Johann Friedrichs des Mittleren und seiner Brüder 
vom 17. Juni 1554, ebenda S. 222ff. (S. 223) und in die Visitations- 
instruktion Johann Wilhelms von Sachsen vom 31. Oktober 1569, ebenda 
8. 242ff. (S. 244). 
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an in ander ort zu Transponirn, Das sollenn unnsere visi- 
tatores nach gelegennheit unnd irem bedenncken also zu- 
vorschaffenn habenn.“ 

Hier werden zwei Arten von Versetzungen als geboten 
durch die Verhältnisse angegeben, die unter dem Gesichts- 
punkte der Notwendigkeit und des Nutzens für die Kirche 
in der alten und mittelalterlichen Kirche in anerkannter 
Übung gestanden hatten, und die sich je nach der ihnen 
zugrunde liegenden Voraussetzung als Strafversetzung und 
Versetzung im Interesse des Dienstes charakterisieren. Denn 
einmal setzt die den Visitatoren anheimgegebene Versetzung 
Verschulden des Geistlichen voraus, wenn auch geringes, 
so doch solches, das sein Verbleiben auf der Stelle — auch 
nach seinem eigenen Urteil — untunlich erscheinen läßt, 
zum andern nur eine allerdings allgemeine oder doch von 
der Mehrzahl geteilte Abneigung der Gemeinde gegen den 
Geistlichen, die nicht notwendig in seinem Verschulden 
begründet zu sein braucht, seine Versetzung aber trotz- 
dem unter dem Gesichtspunkte notwendig macht, den 
schon die alte Kirche für solchen Fall aufgestellt hatte, 
daß der Nutzen vieler dem des einzelnen vorgehe oder das 
Wohl der Gemeinde immer zuerst berücksichtigt werden 
müsse. Die aus dem ‚Unterricht‘ angeführte Stelle läßt 
aber auch in ihrer ganzen Fassung die Möglichkeit zu, in 
ihr die Versetzung auf Antrag oder die Versetzung mit Zu- 
stimmung des Geistlichen zu finden, wenn man die Worte 
„darumb einer des orths ..... nit lenger sein wolle“ zu 
ihrem Rechte kommen läßt. Erwägt man, daß diese Ver- 
setzungsarten durchaus in gewohnter Übung standen und, 
wie der „Unterricht der Visitatoren‘ zeigt, auch mit Luthers 
und Melanchthons Billigung unbedenklich bei der Neuord- 
nung der kirchlichen Verhältnisse übernommen wurden, ja 
angewendet werden mußten, um mit ihrer Hilfe, wo Nutzen 
und Notwendigkeit für die Kirche es erforderten, Geistliche, 
die man, wie wir wissen, doch eben sehr nötig brauchte, noch, 
wenn esirgend anging, zu verwenden, dann ist die auf Luther 
und Melanchthon sich stützerde Übernahme der Versetz- 
barkeit der Geistlichen das Natürliche und Gegebene, so 
daß es ebenso natürlich erscheint, wenn dies von den beiden 


316 Rudolf Schaefer, 


Reformatoren ausdrücklich gebilligte Mittel wegen der guten 
Dienste, die es unter den obwaltenden Verhältnissen leistete, 
auch, wie wir gesehen, in dem herzoglichen Sachsen durch 
Spalatins Vermittelung Anwendung fand und wir ihm noch 
oft begegnen werden. 

2. Ähnliche Verhältnisse treten uns in der Visitations- 
instruktion!) für das Herzogtum Preußen vom 
24. April 1528 entgegen: „Item, wer es dan an etzlichen 
orten, das die leut den pfarrherren gram und wider, und die 
herren bischof nicht mochten oder vertrauten, gute einig- 
keit und willen zwischen ihnen zu erhalten, sollen die herren 
bischof die selben pfarrer ehrlich abseczen und auf art sie 
zu fördern Vertrostung thun, auch demselben also nach 
kommen, domit es das volk nicht selb furnemen, jemand 
zuseczen oder zu entseczen ires gefallens ..... “ Auch 
hier wird deutlich zur Hebung von Schwierigkeiten, die 
eine andere Lösung nicht zulassen?®), die Versetzung der 
Geistlichen den Bischöfen überlassen ; nicht immer braucht 
eben jenen ein Verschulden zur Last zu fallen, da die Ab- 
neigung der Gemeindeglieder andere Gründe haben kann. 
Da den beiden damaligen Bischöfen Georg von Polenz von 


!) Sehling IV 8. 42fl. 

2) Unverkennbar heben sich davon z. B. die Anordnungen ab, die 
für die Visitationen in Mecklenburg ergingen. In der Instruktion 
für die Visitation von 1535 (Sehling V 8. 147f.) befiehlt der 
Herzog Heinrich den Visitatoren: ..... zum drüdden sollen sie vleißig 
erfarunge haben, ob de leute auch mit sulchen eren pfarrhern und pre- 
dicanten genochsam vorsorget sin, und wo jemands under inen sines amtes 
zu vorwesen untuchtig were, den ader de selben sollen sie aufzeichen und 
m.g.h. anzeichen, dormit s.f.g. zu forfugen habe, das de leute doselbst 
mit einem andern rechten pastor vorsorget werden mugen, a. a. 0. S. 148. 
In der Visitationsinstruktion vom 7. März 1557, ebenda 8. 2U4f. 
ermächtigen die Herzöge Johann Albrecht und Ulrich die Visitatoren, selbst 
„andere tügliche kirchen und schulendiener zu bestellen, die undüchtigen 
aber alsbald abzuschaffen, a. a. O. S. 226; nach der Instruktion zur 
Visitation von 1560, ebenda 8. 227f., geben ihnen dieselben Herzöge 
Vollmacht, ‚‚anfenglich die pastores ..... ihrer lehre halben (zu) fragen 
und (zu) examiniren, die tuglichen bei den pfarren bleiben (zu) lassen, 
die aber, so an der lehre und leben ungeschicket und streflich befunden, 
davon ab (zu) setzen und an ihre stadt tugliche und geschickte (zu) 
ordenen“, a.2.0. S.228. Ähnlich die Visitationsinstruktion 
für das Stift Schwerin vom 21. September 1557, ebenda S. 316 ff. 
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Samland und Eberhard von Queis von Pomesanien, die 
noch kanonisch eingesetzt waren, die Versetzung der Geist- 
lichen nach kanonischem Recht ohnehin zustand, so folgt 
aus ihrer Erwähnung in der Visitationsinstruktion des Her- 
zogs Albrecht, daß sie auch für die neu zu begründende 
evangelische Landeskirche des Herzogtums ausdrücklich als 
zulässig und anwendbar, wie durch die Bischöfe nach wie 
vor auszuüben anerkannt werden sollte. Die „Artikel 
von erwelung und underhaltung der pfarrer, 
kirchen visitation und was dem allen zugehörig 
im fürstenthumb Preußen uf gehaltener tag- 
fahrt Michaelis im jar 1540 einhellig beschlos- 
sen‘“!) fügen nur hinzu: ..... „söllen die herren 
bischofen one zeytlich vorwissen und mitbeliebung der 
lehenherren, auch sonder redliche genugsame ursachen 
keinen pfarrer von einer pfarr nemen und an einen andern 
ort, inen gefellig, verordnen und setzen“, erkennen also 
das Translationsrecht der Bischöfe an und wollen es nur, 
wie in der alten Kirche, wegen causae rationabiles und mit 
Zustimmung der Patrone ausgeübt wissen, was allerdings 
tatsächlich auf eine Einschränkung der Versetzungen hin- 
eusläuft. Sie binden aber auch die Versetzung auf Antrag 
der Geistlichen an die Genehmigung der Bischöfe und wollen 
sie nur aus notwendigen Ursachen mit Wissen der Patrone 
zulassen: „nichtt minder söllen die pfarrer ..... aus eige- 
nem muthwillen unnd außerhalb notturftiger ehaft?), nur 
mit wissen der lehenherren sampt erkenntnus der herren pre- 
laten von den pfarren an ein ander stelle zcihen‘‘.?) Diese 
Bestimmungen wiederholt die sogenannte Preußische 
Bischofswahl: ‚von erwelung der beyder bischoff Sam- 
landt und Pomezan im herzogthumb Preußen, auch von 
ihrem ampt, verordnung der visitation und anderm, so zur 


3) Richter I 8. 334fl.; Sehling IV 8. 47ff. 

®) D.h. wegen Krankheit, Herrendienst, Reichsdienst, Tod eines 
nahen Verwandten, Gefängnis, unterbliebener Ladung, Deicharbeit und 
Behinderung infolge von Naturereignissen, Wind-, Wetter-, Wassersnot, 
Brand, Wegsperre. Vgl. Grimm, Rechtsaltertümer, 4. Ausgabe 1899, 
Io S. 479f. 

®) Riobter a.a.O. 8. 335; Sehling a.a. O. 8. 48. 
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fürderung und erhaltung des predigt ampts....... von 
nöthen ist‘ von 1568.!) 

Die Konsistorialordnung des Herzogtums Preu- 
Ben?) von 1584 ist zwar von den Ständen, die an den Bi- 
schöfen und der bischöflichen Verfassung, wie sie sich nach 
der Bischofswahl von 1568 gestaltet hatte, festhielten, nicht 
angenommen, hat also keine Gesetzeskraft erlangt, stellt 
aber, wie sie nach Jacobsons Annahme?) die Grundlage 
der Instruktionen der für Samland in Königsberg, für Po- 
mesanien in Salfeld 1587 errichteten Konsistorien gebildet 
hat, in bezug auf unsere Frage keine Neuerung dar, sondern 
legt dafür Zeugnis ab, daß die seit 1540 bestehende Rechts- 
lage am Ende des Jahrhunderts unverändert erhalten ge- 
blieben war. Nach ihr sollten ‚ins consistorium gehörig‘“*) 
u.8. auch sein ..... „6 bedencken von den vocationibus, 
translationibus, suspensionibus, dimissionibus der kirchen 
und schuldiener, welcher maßen wir darinnen am sichersten 
verfahren mögen“.®) 

Wie im Herzogtum Preußen die beiden Bischöfe evan- 
gelisch wurden und im Zusammenwirken mit dem Herzog 
und den Ständen die Reformation durchführten, so behielten 
sie ihre bischöfliche Gewalt und übten, wie die Visitations- 
instruktion von 1528 zeigt, ihre Befugnisse nur mit der tat- 
sächlichen Einschränkung, die die „Artikel von erwehlung“ 
von 1540 brachte. Wie die Versetzung auf Antrag des 
Geistlichen der Genehmigung der Bischöfe bedurfte, die 
Versetzung mit Zustimmung des Geistlichen durch die Bi- 
schöfe erfolgte, so weist das „ehrlich absetzen“ in Ver- 
bindung mit dem ‚‚zu fördern Vertrostung thun‘“ der In- 
struktion von 1528 auf die Versetzung im Interesse des 
Dienstes, sofern die Abneigung der Gemeindeglieder nicht 
von dem Geistlichen verschuldet war, und auf die Straf- 


1) Richter II S.297ff. (a.a.O. 8.300); Sehling IV 8. 107. 
(a. a. O. 8. 110f.). 

2) Richter II S. 462ff. 

3) Geschichte der Quellen des evangelischen Kirchenrechts der 
Provinzen Preußen und Posen 8. 57. Die Konsistorialordnung von 1584 
bei Sehling IV S. 123. 

4) Richter II S. 462f.; Sehling IV S. 126f. 

5) Richter a.a. 0. 8.463; Sehling a, a. O. 8. 127. 
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versetzung hin, sofern diese Abneigung auf einem Ver- 
schulden des Geistlichen beruhte. Beachtet man dazu den 
Katalog der Strafen!), die nach der Konsistorialordnung 
von 1584 ‚das consistorium zu eıkennen macht haben soll“, 
und die doch nicht erst in diesem Jahre eingeführt wurden, 
sondern bestehendes Recht darstellten, das aus der Übung 
der katholischen Kirche und dem kanonischen Recht über- 
nommen war, so kann die lückenlose Abstammung beider 
Rechtsinstitute der Versetzung und jener Strafen nicht 
zweifelhaft sein, wie ihre Übertragung auf die evangelische 
Landeskirche, wenn auch über ihre Anwendung in 
dieser wie in andern Landeskirchen, mit Ausnahme derer, 
über die wir in dieser Beziehung durch Carpzow°) und 
Boehmer?) einigermaßen unterrichtet sind, nur eine Aus- 
kunft aus den Akten, soweit sie die Archive noch enthalten, 
zu erlangen ist. Nimmt man aber hinzu, daß die Bischöfe 
aus „redlichen und genugsamen ursachen‘“, wenn auch unter 
Zustimmung der Patrone, zur Versetzung von Geistlichen 
schreiten konnten, eine Beschränkung, die ohnehin bei den 
landesherrlichen Patronaten, als die bischöfliche Gewalt an 
die Konsistorien überging, wegfiel, daß ferner die Preußische 
Konsistorialordnung, die die Grundlage der für die 1587 
errichteten Konsistorien gegebenen Instruktionen darstellt, 
auf der kursächsischen Kirchenordnung ruht, diese aber 
die Strafversetzung und die Versetzung im Interesse des 
Dienstes, wie auch aus Carpzow ersichtlich, kennt, dann 
wird die vorhin &usgesprochene Ansicht, daß sie im Her- 
zogtum Preußen geltendes Recht waren, noch weiter be- 
gründet und ihre Richtigkeit verstärkt. 


1) Über sie heißt es Richter a.a.O. 8.464; Sehling a.a. 0. 
8. 130f.: ..... „in gleichen geben wir ihnen (den oonsistoriales) macht, 
die kirchen und schuldiener, welche sich entweder in ihrem amt untreu, 
unfleißig und nachlässig oder aber im leben und wandel unchristlich, 
ärgerlich und sträflich verhalten, und bei denen die vorgehende gradus 
admonitionum nichts schaffen oder helfen wollen, nicht allein mit ge- 
fängnissen zu strafen, sondern auch gänzlich, doch mit unser und unserer 
regierung vorbewußt und bewilligung zu enturlauben und ihren dienst 
mit andern tüchtigen personen zu ersetzen.“ 

3) Jurisprudentia consistorialis 1652. 

®) Jus eccles. protestantium, 2. Aufl. 1720 ff. (nach der ich zitiere). 
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3. Wenn auch die im ersten Abschnitt!) angeführte 
Stelle aus der Pommerschen Kirchenordnung von 1569 
sich, wie dort angedeutet, auf die Strafversetzang nicht 
beziehen sollte, so würde in Pommern nur die Versetzung 
auf Antrag des Geistlichen — abgesehen vom Gewohnheits- 
recht —, soweit die mir bekannten Kirchenordnungen?) aus 
dem 16. Jahrhundert für Pommern in Betracht kommen, 
nachweisbar sein. Die „Kerckenordeninge im lande 
to Pamern?)...... von 1569 sagt darüber: ..... „wo 
sick einer von sinem amte affstan wil, schal he sölckes dem 
superintendenten unde patronen ungefer ein half jar to 
vörne (zuvor) ankündigen unde dessülven afftages notwen- 
dige erhefflike, billike orsake antögen unde dar up van den 
petronen unde superintendenten edder im valle sick de- 
sülven mit einander nicht konden vorgeliken, von dem 
ordentlichen consistorio billikes beschedes gewaren unde 
nicht egens gefallens van einer parren up de ander rücken.®) 

4. In Anhalt mißbilligt die Kirchenordnung?) der 
Fürsten Johann, Georg und Joachim vom März 1545 die 
häufigen Versetzungen auf Antrag der Geistlichen: „kein 
pfarner soll nicht macht haben seines gefallens umb geringe 
besserung willen seine pfarre zu vorlassen.‘‘*) Wohl ab- 
sichtlich unbestimmt sagt die Instruktion zur Visitation 
des Amtes Dessau’) von 1557: ‚wo auch einer oder mehr 
kirchen- oder schuldiener gleich an der lehr rechtschaffen 
befunden und doch am leben, wesen und wandel streflich ge- 
spurt, als das er in unzucht und schwelgerei lege, (den) soln 


ı) Vgl. vorhin 8. 289. 

%) Die Entscheidung der Frage, ob jede andere Versetzungsart 
ausgeschlossen war, hängt zum Teil davon ab, ob man die K.O. von 
1509 als Kodifikation ansprechen kann, und ob sie dem gemeinen, also 
hier dem kanonischen Recht derogiert hat. De das letztere nicht der Fall 
ist, sie freilich das kanonische Recht nur so weit gelten läßt, ‚‚so ferne 
dieselbe [die canones] ..... nioht wider unsere Kirchenordnung .....» 
sein‘“‘, so könnten wieder nur die Archive über die tatsächliche Anwen- 
dung der andern Versetzungsarten sichere Auskunft geben und damit 
die Frage definitiv beantworten. 

3) Sehling IV 8. 376fl. 4) Ebenda S. 397. 

&) Sehling II 8. 549 fl. °%), Aa.0. 8.5852, 

?) Ebenda 8. 557 fl. 
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die visitatores davon abweisen mit verwarnunge, do er dar- 
von nit abstehen würde, das wir enderung mit denselben 
fürzunehmen nit unterlassen konnten, denn unser gemüth 
(ist), das sie sich auch in ihrem leben und wandel unstref- 
lich halten sollen.‘‘!) Heißt hier enderung Versetzung oder 
Entsetzung ? Schärfer und unter deutlicherer Kennzeich- 
nung der Vergehen erklärt sich die Visitationsinstruk- 
tion?) vom 26. April 1582: Die Visitatoren sollen Geist- 
liche, die sich der bezeichneten Vergehen schuldig machen, 
„desfals mit ernst zur rede setzen mit verwarnung, do sie 
davon nicht abstehen würden, das wir einen eifer wider 
sie gebrauchen und fürnehmen wolten, das sie unser mis- 
fallen hierin spüren sollen, dieweil ein jeder priester nach 
inhalt der schrift soll unstreflich sein‘‘.®2) Aber wieder fehlt 
eine Strafangabe. 


2. Seit der Mitte des Jahrhunderts. 


5. Wir hatten Sachsen im Jahre 1528 verlassen und 
kehren nun zu ihm zurück, indem wir an den Unterricht 
der Visitatoren mit der Visitationsinstruktiont) 
Johann Friedrichs des Mittleren, Johann Wilhelms und 
Johann Friedrichs des Jüngeren vom 17. Juni 1554 an- 
knüpfen, der dieser wohl als Vorlage gedient hat: ..... 
„wurde aber etwan ein geringer mangel oder zwitracht 
zwischen den pfarhern und pfarkindern befunden, dorumb 
der pfarher desselben orts der pfarkinder haß und abgonst 
halben nicht bleiben wollte, und unsere visitatores aus 
genomener erkundung sovil spuren würden, das solcher 
abgonst zwischen dem pfarhern und pfarkinder(n) nicht 
anders zuhelfen oder zuraten sein sollte, dan das man den 
pfarher transponire, auf den fal oder dormit derselbe 
pfarher an einem andern ort mer frucht schaffen und dorch 
sein predigt mer bauen und bessern konte, lassen wir ge- 
schehen, das derselbe pfarher an einen andern ort und 
superattendenz gesetzt werde. Solten aber unsere visita- 


!) Sehling II S. 558. 2) Ebenda 8. 574 ff. $) ebenda 8. 576. 

4) Sehling I S. 222ff. Sie betraf das jetzige Herzogtum Altenburg, 

vgl. Gebhardt, Thüring. Kirchengesch. II 8.183; Löbe, Gesch. der 

Kirchen und Schulen des Herzogtums Sachsen-Altenburg (1886) I 8. 49. 
Zeitschrift für Rochtsgeschichto, ZXXVIIL Kan. Abt. VIL 
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tores befinden, das die pfarkinder zu solcher abgonst keine 
pilliche ursache hetten, sondern allein dorumb, das er sie 
amptshalben um ihre laster christlich und geburlich ge- 
straft, die abgonst uf ihren pfarher (ungeacht das er reiner 
ler und gutens lebens were) geworfen oder das sie auß 
vorwitz oder genieß willen gern einen andern hetten, uf 
den fal sollen unsere visitatores die dinge gutlich zuvor- 
richten fleis haben, und do inen nicht wolte vorfolget werden 
uns [unserm consistorio!)], an welchem thail der mangel 
gewest, davon bericht thuen, uf das den leuten nicht ein- 
gereumbt (werde), ire pfarher ohne ursach zuvordringen.‘“?) 
Diese Instruktion, die fast wörtlich auch der Kurfürst 
August von Sachsen?) am 3. März 1555 und der Herzog 
Johann Wilhelm von Sachsen*) im Jahre 1569 zu gleichen 
Zwecken erlassen haben, stellt doch eine Änderung gegen- 
über dem Unterricht der Visitatoren von 1528 dar. Sie 
kennt und empfiehlt wie jener die Strafversetzung, aber 
auch die Versetzung auf Antrag oder mit Zustimmung des 
Geistlichen, wenn er selbst einsieht, daß sein Verschulden 
sein ferneres Wirken hindern oder wenn ohne sein Ver- 
schulden jenes ohne Erfolg sein werde, und die Versetzung 
im Interesse des Dienstes, wenn zwar den Pfarrer kein 
Verschulden trifft, aber bei der Abneigung der Gemeinde 
gegen ihn ‚nicht anders zuhelfen oder zuraten sein sollte‘; 
aber hier haben die in den Visitationen mit den Gemeinden 
gemachten Erfahrungen zur Vorsicht in der Anwendung 
gerade dieser Versetzungsart gemahnt: den Gemeinden, die 
nur ihren Pfarrer als unbequemen Mahner ansehen, weil 
er seine Pflichten als Seelsorger treu erfüllt und daher bei 
seiner Versetzung einen ihnen genehmeren zu erhalten hoffen, 
sollen die Visitatoren nicht nachgeben, sondern die Sache 
zum Bericht bringen. Einen Translationsgrund, den die alte 
Kirche schon kannte, finden wir hier wieder: die Versetzung, 
um mehr Frucht an anderer Stelle zu schaffen. Aber der 
weitblickende Gregor der Große hatte auch schon erkannt, 


1) Zusatz aus der sonst gleichlautenden Visitationsinstruktion des 
Herzogs Johann Wilhelm von Sachsen von 1569, Sehling I S. 242fl., 
vgl. 8. 244. 

2) Ebenda S. 223. 3) Ebenda 8. 308, 4) Vgl. Anm. |. 
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daß diese Hoffnung auch manchmal trügt und die an 
einen solchen Wechsel der Person wie der Stelle geknüpften 
Erwartungen sich nicht erfüllen. 

Auch sonst waren die Anforderungen schärfer geworden. 
In den ersten Jahrzehnten der reformatorischen Bewegung 
hatte man, da ein großer Mangel an evangelisch gesinnten 
Geistlichen war, den guten Willen, wenn sonst keine Ein- 
wände zu erheben waren, manchmal für die Tat genom- 
men.!) Nun befieblt der Kurfürst August von Sachsen 
in der Visitationsinstruktion?®) vom 3. März 1555: „da 
auch ein kirchen oder schuldiener so ungelert befunden 
wurde, das er das volk in der summa christlicher lehre 
nicht underrichten konte, der sol entsatzt und in kein 
ander kirchspiel geschoben, sondern das ampt einem 
andern tuchtigen bevohlen werden?)..... ‚ wo auch einer 
oder mehr kirchen oder schulen diener gleich an der lahre 
rechtschaffen befunden und doch am leben, wesen und 
wandel streflich gesporet als das er in unzucht oder schwel- 
gerei lebt oder unter den leuten zank und unruhe macht, 
so sollen dieselben solcher laster und gebrechen halben ab- 
geschafft und in keiner andern kirchen und schulen 
unserer lande gebraucht und an ire stadt andere gott- 
furchtige fromme und tuchtige personen gesetzt werden.‘“*) 

Die unfähigen, wenn auch sonst tadelfreien Geistlichen 
sollen nicht mehr, wie wohl früher aus Not geschehen, ver- 
setzt und die Strafversetzung durch die Amtsentsetzung 
ersetzt werden. Dieser Standpunkt ist nicht aufrecht- 
erhalten worden. Die kursächsischen Generalarti- 
kel®) von 1557, die wohl die erste umfassendere Kirchen- 
gesetzgebung darstellen, ordnen die Besetzung der Pfarr- 
stellen sehr genau, erwähnen aber die Versetzung. der 
Geistlichen gar nicht. Wohl aber enthält über diese die 


1) Diese auch sonst bekannte Tatsache wird auch bier und da in 
den KK.OO. gestreift. 

2) Sehling I S. 305fl. Diese Generalvisitation erfolgte auf An- 
regung der Stände und sollte sich nach dem Gutachten von Förster, 
Major, Bugenhagen und Melanchthon nicht auf die Zeremonien, Taufe, 
Kommunion und Feste usw. erstrecken, ebenda 8. 104 ff. 

s) Ebenda 8. 307. 4) Ebenda S. 308. 

5) Richter II S. 178ff.; Sehling I 8. 316 f. 
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Ordnung des Kurfürsten August „..... wie 
es in seiner Churf. G. Landen bey den Kirchen 
mit der lehr und Ceremonien..... gehalten 


werden sol‘ von 1580!) sehr eingehende Anordnun- 
gen mit trefflicher Begründung, die beide um der Sache 
willen wohl der Wiedergabe wert sind. ‚Nachdem?) aber 
bißhero in bestellung der pfarren, sobald sich derselben 
eine oder mehr erlediget, viel und mancherley ergerliche 
und schedliche unordnung fürgelauffen das ...... auch die- 
jenigen, so allbereit im ampt und durch ordentlichen beruff 
mit pfarren versehen gewesen, in großer anzal besonders, 
wenn die vacirende pfarr am jehrlichen einkomen etwas 
höher und besser, nach derselben gelauffen und ihre kirchen 
allein umb bessers soldes willen verlassen und wider Gottes 
bevelch also aus ihrem ordentlichen beruff treten, dazu nicht 
allein, soviel die zeitliche nahrung anlangt, wenig segens son- 
dern auch in ihrem ampt von Gott das gedeyen nicht zu ge- 
warten, weil geschrieben stehet: sie lieffen und ich hab sie 
nicht gesandt: so werden nicht allein die Erb- und Lehen- 
herren sich hierinnen Gottes worts und desselben drauung 
zuerinnern wissen, sondern wir wollen auch hiermit unsern 
verordenten in unsern consistoriis ernstlich aufferleget und 
befohlen haben, solches unordentlich ergerlich, ihnen den 
pfarrern selbst und den kirchen schedliches lauffen nach den 
pfarren bey den Firchendienern gentzlich abzuschaffen ®) und 
die, so nicht ordentlich beruffen, sondern sich obgehörter 
maßen einzudringen gedenken, zu keinem kirchenampt zu- 
lassen. Denn ob wol nicht verboten, seinen dienst der kir- 
chen anzubieten, sol doch keiner im selbst einen gewissen 
ort ernennen, sondern solches zur erkentnis derer gesetzt 
haben, die nach den gaben, ihm von Gott verliehen, ihn 
werden wissen mit geburender condition zu versehen der- 


1) Richter II S.401ff.; Sehling I S. 3659ff., 3785. 

8) Richter a.a. O. S. 403f.; Sehling a. a. O. S. 375. 

s) Ähnlich das Kg. vom 30. August 1895 betr. die Besetzung geist- 
licher Stellen in Sachsen-Meiningen (Friedberg, Die geltenden Ver- 
fassungsges. der evangelischen Landeskirchen IV 8. 844 ff.), nach dem 
nicht so sehr auf die bei einer Vakanz eingehenden Meldungen der Pfarrer, 
als vielmehr darauf geachtet wird, daß die rechten Kräfte an die rechten 
Stellen kommen. 
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gestalt er seines beruffs gewiß und in allen fürfallenden nöten 
sich hat Gottes gnade, hülff und beystands zugetrösten. So 
denn einer armuts halben sich an seinem ort in die lenge 
und beharlich nicht wüste zuerhalten, der sol in einer suppli- 
cation zu den ordentlichen visitatoribus durch seinen super- 
intendenten solche seine noth und armuth anbringen lassen, 
darauff nachmals im synodo erkandt werden soll, damit 
die kirchendiener nicht hunger oder mangel leiden, sondern 
entweder durch ein ordentliche Translation oder in 
andere wege (doch denen, so das jus patronatus haben, in 
allewege ihrer habenden gerechtigkeit unabbrüchig) ihnen 
geraten und geholffen, das wider die billigkeit deshalben 
sie sich nichts zuklagen und also jeder zeit des ordentlichen 
beruffs erwarten und denselben mit fleis und treuen in 
ihrem ampt und denn auch mit christlichem gottseligem 
leben und wandel befördern. Deßgleichen da einer wegen 
seiner geschickligkeit und andern fürnemen von Gott ver- 
liehenen gaben zum fürnemen und hohem beruff zu ge- 
brauchen, wirdt gleichergestalt solches ingedachten visi- 
tationibus nicht verhalten sondern sol mit fleis berichtet?) 
und darauff auch jeder zeit nach der personen und kirchen 
gelegenheit, jedoch mit vorwissen und bewilligung der- 
jenigen, welchen das jus patronatus zugehört und gebürende 
und der kirchen nützliche verordnung geschehen.“ 
„Damit?) auch in dem general consistorio und sy- 


1) Vgl. schon die Instruktion; welcher gestalt in des 
ee herrn Augusti herzogen zu Sachsen ..... auch in 
e. kurf. g. ...... jungen vettern ..... herzogen zu Sach- 
BON ..... des Weimarschen und ooburgischen theils und 
ihrer khur wf.g. allerseits plutsvorwandten landen 
BE järlicohen christliche visitation ..... gehalten 
werden soll vom 24. Juni 1577; Sehling I S. 346fl.: es sollen auch 
die superintendenten ..... einen unparteiischen auszug und vorzeichnus 
machen, welche pfarherrn gelehrt und vor anderen mit gutem ingenio 
und gottesgaben zu predigen und sonsten geziert sein, die mit der zeit 
an höhere stelle und bessere conditiones zu gebrauchen sein, desgleichen 
welche mittelmeßig gelehrt oder ganz ungelehrt sein und nicht studirt 
haben und solch ihr judicium und vorzeiohnus mit übersenden, damit man 
sich desselben im kunftigen synodo zu gebrauchen habe, a. a. O. 8. 351. 

2) In dem Abschnitt ‚was den superintendenten und desselben 
Adjuncoten nach gehaltener genugsamer erkundigung ferner gebüre zu 
handeln, Richter II 8. 414fl.; Sehling I 8. 396 f. 
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nodo!) jederzeit aller pfarrer, kirchen und schuldiener per- 
sonen gelegenheit, ihnen selbst wie den kirchen zu gutem 
eigentlich erkant, sollen die visitatores jedes orts mit fleis des 
pfarrers, kirchen oder schulendieners namen und zunamen, 
woher sie bürtig, was ir alter, wo sie studirt, wie lang sie 
im ampt gewesen, ob sie in der ehe, wieviel sie kinder haben, 
neben seiner geschickligkeit und treu im .ampt auch sein 
leben und wandel verzeichnen, damit man solches in dem 
synodo haben und jederzeit nach gestalt der sachen der 
kirchen und derselben diener gelegenheit die gebür vorzu- 
nemen und ihnen desto füglicher zu rahten und zu helfen 
und sie, soviel müglich, klaglos halten möge.‘“®) 

Zu diesen Gesichtspunkten gesellt sich ein weiterer: 
„weil®) auch bißdaher nicht geringe unordnung und ergernis 
hieraus erfolget, das junge und der kirchensachen un- 
erfahrene studiosi, denen die ritus ecclesiae noch nicht be- 
kandt, die auch selbst noch lehrens und unterweisens not- 
törrftig, gleich von den hohen oder particular schulen auff 
die pfarren gefüret worden: verordnen und wollen wir, 
das hinfüro, soviel müglich, keiner auff eine pfarr 
verordent werde, er hab denn zuvor eine zeitlang 
auff einem diaconat gedient oder sich sonsten im pre- 


!) Erfand jährlich zweimal, nach Quasimodogeniti und Michaelis in 
Dresden statt. Richter a.a. O0. S. 427; Sehling a.a. O0. S. 412f. 

8) Nr. 16. Richter II 8.415; Sehling I S. 397. In den Vor- 
schriften über die Abfassung des Visitationsberichts heißt es unter 
Nr. 22: ..... „zum dritten sol er auff den rand und marginem schrei- 
ben, wer der pfarr, oollator, deßgleichen auch die namen der filial und 
eingepfarten dörffer und wer jedes orts gerichts oder erbherr sei, auch 
wieviel personen in solcher pfarr oder kirchspiel, so zum hochwirdigen 
sacrament gehen, auff das man wissen möge, welcher oberkeit in für- 
fallenden sachen zu schreiben. und nach gestalt der pfarren und 
unbeschadet des juris patronatus ihnen jederzeit t ügliche 
kirchendiener zugefertiget werden mögen. zum vierten des 
pfarrers, diakon ..... namen und zunamen und für das erste mal, 
auch so offt ein neuer pfarrer, diacon ..... visitiert wird, sein alter, 
wo er studirt und zuvorn in diensten gewesen, wie gelert, ob er in der 
lehr reins, auch sonst mit was besondern gaben von Gott zum predigamt 
geziert, fleißig aufs kürtzest verzeichnen.“ Richter a.a.0. 8.416; 
Sehling a.a. O. 8. 398. 

s) Richter a. a. O. 8.406; Sehling a. a, O. 8. 381f. 
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digamt geübet, und die ritus ecclesiae gelernet, auch seines 
fleißes und wolhaltens, das er zu einer pfarr tügentlich, von 
seinem verordenten superintendenten oder visitatoren testi- 
monia und zeugnisse. Da er auch durch den pfarrer als im 
kirchenampt geübter und erfahrner, beyde in seinem pre- 
digen und verrichtung seines ampts bey gesunden und 
krancken wie auch den gefangenen nottürfftiglich unter- 
richtet und also erst recht zu solchem ampt abgerichtet 
werden kann, welchs durch die ordentliche visitation jeder- 
zeit erkundiget und in den synodum berichtet werden sol. 
Jedoch sol hierbey solche bescheidenheit gebraucht werden, 
das bey den stedten, da mehr denn ein caplan gehalten, 
allezeit neben dem jungen ein alter diaconus gelassen, durch 
welchen die jungen diaconi angewiesen werden mögen. Da- 
mit man aber sein profectum, beydes in seinem studiren 
und denn an den gaben zu leren die zeit seines dienens 
mercken und daraus befinden müge, ob und wohin er 
tüglich und zu verordnen sein möchte, sol er zu- 
förders nochmals und unnachlessig wiederumb examinirt 
und zu einer predigt aufgestellet, und wie er sich anzeiget, 
im studiren und predigen, gebessert oder nicht, fleißig in 
das verordente buch der expectanten, so bey jedem con- 
eistorio sein sol, verzeichnet werden, damit seiner halben 
in den fürfallenden synodum bericht geschehen, und also 
jeder nach seinen gaben mit nutz der kirchen an 
sein gebürend ort verordent werden könne.“!) 

Somit schreibt die Kirchenordnung bisher die Ver- 
setzung auf Antrag und die mit Zustimmung des Geist- 
lichen vor. Wenn dabei auch das Interesse des Dienstes sehr 
stark betont wird, kann sie doch nicht als eine Versetzung 
im Interesse des Dienstes nach der jetzt gebräuchlichen 
Terminologie bezeichnet werden, weil das Moment der Un- 
freiwilligkeit bei ihr fehlt. 


1) „„Da aber einer im examine dermaßen gelert, geschikt und erfaren 
und mit gaben, zu leren ausgerüstet und im predigen schon geübet, dar 
zu der rituum ecolesiae notdürfftiglich berichtet erfunden, mag mit 
demselben dispensiert und solohe person ohne mittel des diaconats 
zu einem pfarrer verordnet und angenommen werden.“ Richter II 8. 406; 
Sehling 1 S. 381 ff. 
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Dem Geschäftekreis der beiden Konsistorien zu Leipzig 
und Wittenberg!) weist die Kirchenordnung von 1580 u. a. 
auch zu „alle sachen, die pfarrer, kirchen- und schuldiener, 
vocation, ampt, dienst, leben, wandel, translation, dimis- 
sion, suspension, handlung und verbrechung belangend auff 
maß, wie bey den synodis verzeichnet‘.2) Aus letzteren?) 
aber ergibt sich, soweit die Versetzung i in Betracht kommt, 
folgender Modus: „es sollen auch in diesen synodis unsere 
verordneten mit fleis daran sein, das in allen ..... visi- 
tationibus von allen visitatoribus unterschiedliche und 
fleißige verzeichnis aufgelegt werden, welche kirchendiener 
ihrer geschikligkeit und gaben halben vor andern und zu 
besseren conditionibus zu gebrauchen, Deßgleichen, das auch 
aus allen consistoriis das buch fürgelegt, darinnen die vacie- 
renden pfarren, diakonat, kirchen und schuldienst, deßB- 
gleichen auch die personen, so nicht im ampt seien und 
ihren dienst angeboten, und wie sie in alle wege qualificiert, 
wo sie geboren und studiert, was ihre testimonia, wie alt, 
ob und.wie lange, auch wo sie zuvor im kirchendienst ge- 
wesen, wie sie abkommen *), wie sie im examen und predigt 
bestanden, wie gelert, mit was gaben sie geziert, was ihr 
aussprach, stimme und dergl. mit allem fleiß verzeichnet, 
da mit man alßdann unter den verzeichneten personen die 
wahl haben) und jede kirchen nach aller notturfft bestellet 


1) Richter II 8.419f.; Sehling I 8.403 VII ‚was sachen in 
das consistorium gehörig‘. 

s) Richter a... 0. 8.425fl.; Sehling a.a. O0. 8. 410fk. 

3) Richter a.a.0. 8.427f.; Sehling a. a. O. 8. 412f. „mit was 
ordnung der synodus angestellet und was für ein prooeß darinnen ge- 
halten werden sol“, 

4) Ob ehrenvoll oder schlecht, vertrieben usw. 

s) Brunnemann, De jure ecoles. tractat. posth. ed. 8. Stryck 
1700, 8.55 sagt: ut autem idonei eligantur, optandum esset, ut 
candidati sacri ministerii nomins sus oonsistorio offerrent cum testi- 
moniis et in peouliari volumine eorum nomina perscriberentur, 
quo vacantem in locum possint surrogari, quoties forte ad principem 
pertinet jus vocandi vel patronus in praesentando negligens est, vel illi 
petronis commendari possint, de quo Weberus de oonsist. o. 35 (1647 er- 
schienen). Um die Zeit von 1670, in der Brunmemann den tractatus 
de jure eccles. schrieb, nahm er Gelegenheit, dıese Bestimmungen der 
kursächs. Kirchenordnung als vorbildlich zu empfehlen, also etwa ein 
Jahrhundert später! Freilich lag der dreißigjährige Krieg dazwischen. 
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und die personen nach ihrer geschickligkeit und gaben, inen 
von Gott verliehen, versehen werden mögen‘“!) ...... 
„deßwegen denn nicht allein die verordenten des synodi, 
sondern auch unser oberconsistorium mit fleis daran sein 
und ihr inspection auch auff die untern consistorien halten 
und sie ernstlich vermanen sollen, das bey den pfarrern, 
kirchen und schuldienern das eigennützige ergerliche nach- 
lauffen umb die pfarrdienst, bey denen so im ampt sind, 
gentzlich abgeschaffet und bey den consistoriis nicht ge- 
stattet, sondern wiederumb hinder sich zu ihrem beruff ge- 
wiesen, und da sie an andern ort gefördert werden 
sollen, in den ordentlichen visitationibus anbrin- 
gen und des göttlichen beruffs erwarten, auch sich der- 
maßen im studieren, verrichtung ihres ampts und gantzem 
leben also verhalten, das man ursach haben möge, sie nach 
iren gaben, armut, viele der kinder und gegenwärtiger not 
halben, jedoch eines jeden juris patronatus unabbrüchig, zu 
befördern, oder biß solche gelegenheit vorfellet, sie in andre 
wege mit gnaden bedacht, das sie der gebürenden trans- 
lation und des ordentlichen beruffs erwarten mögen“®).... 

„Damit auch in allen vorgebrachten sachen jederzeit 
unsere verordente des consistorii mit grund handeln und ir 
bedenken verfassen mögen, sol allewegen beneben dem 
extract des visitators special verzeichnis im synodo zur 
hand sein, wo von nöten, sich aus demselben gnugsamen 
berichts zu erholen, oder da derselb nicht gnugsam, die 
verordnung thun, damit alle umbstende eigentlich noch- 
mals, doch soviel müglich jederzeit ohne alle weitlauffigkeit 
erkundiget, auf das jederman die gebür widerfahren möge.‘®) 


1) Richter II 8. 429f.; Sehling I 8. 415f. 

2) Richter a.a. 0. S. 430; Sehling a.a. O. 8. 416. 

8) Sehling a.a.O. 8.416. Übersieht man diese in ihrer Begrün- 
dung sowie geschäftlichen Behandlung gleich trefflichen Vorschriften, 
denen nur die ebenso vorzüglichen der pfälzischen Kirchenrats- 
ordnung von 1564 zur Seite zu stellen sind, so kann das Bedauern 
kaum unterdrückt werden, daß diese in beiden Kodifikationen nieder- 
gelegten Grundsätze auch heute noch nicht so durchgeführt und durch 
das von manchen so gepriesene und ängstlich gehütete Kleinod der 
Pfarrwahl der Gemeinden — wie auch durch das Patronat, wenn auch 
weniger — an ihrer Verwirklichung gehindert werden, da eine Garantie 
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Sieht man weiter auf die „Sachen so in das consisto- 
rium gehörig‘, und die Strafen!), die verhängt werden, so 
zeigt sich in Sachsen wie im Herzogtum Preußen die Über- 
nahme des Erbes aus der katholischen Kirche, zeigt sich 
endlich, wie doch aus den Darlegungen Carpzows?) und den 
von ihm angeführten Fällen und Entscheidungen des Ober- 
konsistoriums zu Dresden ersichtlich, daß die Strafversetzung 
und auch die Versetzung im Interesse des Dienstes in Übung 
standen, daß in Sachsen also alle Versetzungsarten und 
auch der Stellentausch®) angewandt worden sind. 

6. Wenn auch „Des Durchlauchtigen Hochgebor- 
nen Fursten und Herrn, Herrn Philipsen Lant- 
graven zu Hessen Ordnung, welcher maße hinfür 
die Visitatores, Pfarher und ire helffer, Diacon 
und alle kirchendiener verordnet, gehandthabt 
und im fal, so irer einer oder mehr untüglich, 
lessig oder ungeschickt gefunden, abgesetzt wer- 
den sollen‘*) nur die Versetzung der zu Superintendenten 
gewählten und bestellten Pfarrer erwähnt und ihren Kosten- 
ersatz anordnet?), und die Kirchenordnung?®) von 1557 
auch der Versetzung auf Antrag wenig günstig gesinnt ist?), 
trifft die „Ordnung und Reformation?)..... Wil- 
helms, Ludwigs, Philipsen und Georgens, Ge- 


dafür, daB die rechte Kraft an die rechte Stelle gesetzt wird, in der Wahl 
der ersteren noch weniger als in der des letzteren gegeben ist, während 
eine gutgeleitete und orientierte Kirchenbehörde, wclohe die nötige Über- 
sicht, Erfahrung und auch Auswahl unter den Kräften besitzt, jene 
Garantie am allerersten bietet. 

1) Richter II 8. 427f.; Sehling I S. 413f. 

2) In der Jurisprud. consistorialis. 2) Ebenda. 

%) Richter I S. 281 ff. 5) A.a.0. S.282. Die Reformatio eccles. 
Hassise von 1536 hat nie Gesetzeskraft erlangt, sondern ist Entwurf 
geblieben. 

6%) Richter II S. 503, ?) „es soll kein predicant sein kirchenn 
dienst ohn ordentlich befehlich und vocation verlassenn spe quaestus 
uberioris, sondern seiner schaffe wartenn und treulich denenn dienen, 
und wo ihme darvonn victus et amictus, quibus cum adsunt, oontenti 
esse debemus, nicht werdenn könte, soll er solohs seinem superinten- 
denti angebenn, wilcher mit ihme trachtenn soll, wie solchem mangel 
mochte geratenn werdenn“, a. a. O. S. 504. 

9) Richter II 8. 348 fl. 
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brüder, Landtgraven zu Hessen....... Wie es 
in unsern fürstenthumben, graffe- und landt- 
schaften ..... äm kirchenregiment von unsern 


visitatores und praedicanten mit der lehr, 
irem leben und wandel, visitation der pfarren, 
annehmunge und beurlaubung der praedican- 
ten ..... gehalten werden soll“ von 1574 Bestim- 
mungen über die Versetzung, die — je nach der Inter- 
pretation — auf Strafversetzung und Versetzung im 
Interesse des Dienstes sich beziehen. Die betreffende 
Stelle!) lautet: „welche nun durch ordentlichen beruff und 
mit vorgehender examination unserer superintendenten?), 
als obstehet, zun pfardinsten einmal auffgenommen unnd 
bestetigt worden sein, die sollen wedder durch die collatores 
noch jemandts anders?) propria autoritate nicht entsetzt 
noch beurlaubt, sondern bey ihren pfarren unverdrungen 
gelassen und durch unsere superintendenten biß an uns 
gehandthapt werden. Da aber der Collator oder jemandts 
anders?) vermeinten gegen einen pfarherrn dermaßen ur- 
sachen zuhaben, darumb er seines pfardiensts zu entsetzen 
oder anders wohin zu transferiren sei, so sollen dieselben 
ursachen dem superintendenten, under dessen bezirck der 
pfarherr gesessen, vorbracht und darauff nach gelegenheit 
entweder vom selbigen superintendenten allein oder, so die 
sach etwas wichtig ist, mit unserer geistlichen oder welt- 


1) Richter II 8. 350. s) Nach der K.O. von 1537: sechs in 
Marburg, Kassel, Darmstadt, Alsfeld, Rotenburg und St. Goar, die 
anfangs große Machtbefugnisse hatten, vgl. Richter I 8. 282. 

s) „jemandts anders‘‘ können wohl, da sie neben den Kollatoren, 
die hier offenbar als Patrone aufzufassen sind, genannt werden, nach 
Lage der Sache nur die Statthalter, Oberamtleute und Amtleuts sein, 
denen die K.O. von 1537 ein Einschreiten gegen die Geistlichen in be- 
stimmten Fällen zugestanden hatte: ‚‚es sol aber kein stathalter, ober- 
amptman, amptman, amptknecht oder wer das seye, uber keinen pfar- 
herrn, capelan noch prediger zu gebieten noch zu richten haben, es sey 
dann das ime hierinnen unser g.f.u.h. selbs in eigner person befelh 
gethan, oder der prediger in offentlichem laster als diebstal, ehebruch, 
todtschlag, auffrhur und der gleichen in warheit befunden warde, als 
dann mag man zu ime greiffen, doch zu wissen und befelh unsers g. f. u. h. 
gegen seinen leib mit peinlicher rechtfertigung nichts fürnemen.‘“ Richter 
18. 283. 
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lichen räthe oder des general synodi oder auch unserer 
selbst bedencken und erkentnus der gebür vorgenommen 
werden.‘‘ Demnach würde sich folgende Rechtslage ergeben. 
1. Nach kanonischem Recht, das in dieser Beziehung über- 
nommen wird, war dem Patron die eigenmächtige Entsetzung 
oder Entlassung des Geistlichen untersagt, wie jede Störung 
im Besitz der Pfründe verboten. 2. Alle solche Fälle sind 
vielmehr durch die Superintendenten zur Entscheidung des 
Landesherrn als summus episcopus, der in die Stellung 
des Bischofs nach damaliger Auffassung!) sukzedierte, 
zu bringen. 3. Die Patrone oder die zuständigen Amts- 
personen — im Offizialverfahren — oder etwaige andere — 
im AkkusationsprozeB — haben ihre Klagen beim zustän- 
digen Superintendenten einzureichen.?) 4. Dann tritt eine 
Abschichtung der vorgebrachten Klagen ein. Die einen, 
bei denen schon aus der Klage selbst oder dem vom be- 
klagten Geistlichen erforderten Bericht oder aus der an- 
gestellten Untersuchung entweder die mangelnde Begrün- 
dung der Klage oder ein geringes Verschulden des Geistlichen 
hervorgeht, hat der Superintendent allein zu erledigen, die 
andern, bei denen ‚‚die sach etwas wichtig ist‘, soll er weiter- 
geben. 5. Die materielle Bedeutung des „etwas wichtig“ 
wird die Praxis festgestellt haben. 6. Die Fassung ‚‚seines 
pfardiensts zu entsetzen oder anderswohin zu transferiren“ 
zeigt, daß die Strafversetzung, die aus der katholischen Zeit 
übernommen war, auch gesetzlich für die evangelische Lan- 
deskirche anerkannt wird. Tatsächlich wurde sie vor 1574 
geübt. So verfügte sie 1569 der Landgraf selbst. In Allen- 
dorf hatte der Diakonus dem Metropolitan nachgesagt, daß 
er einen spiritum (d.h. den Teufel) habe, und sich gegen 
die verhängte Suspension aufgelehnt. Darauf verfügte der 
Landgraf die Strafversetzung mit dem Bemerken: ‚weil 
aber anitzo keine Stelle ledig, als hat er, Vkl. unterdessen 
bis zu befohlener Translation das Amt eines Diakoni in 
Allendorf als ein Extraordinarius zu versehen, doch also, 


1) Die noch S. H. Boehmer teilt; sein Sohn G. L Boehmer da- 
gegen huldigt dem Kollegialsystem. Princ. jur. can. (1762), z. B. Praef. 

8) Er hatte das Recht der Suspension auf alle Fälle, vgl. Hassen- 
kamp, Hess. K.-Gesch. 2 8. 582. 
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daß er auf anderweitige an ihn gelangende Vocation ohne 
einiges Einreden und Aufschub folgen soll.““!) In einem 
etwas anders gelagerten Falle hatte der Superintendent 
einem Pfarrer aufgegeben, sich um eine andere Pfarrstelle 
zu bewerben, also ihm eine Strafversetzung ersparen wollen, 
während die Synode ihn absetzte.?) In der Zeit von 1568 
bis 1582, über die wir ziemlich genau unterrichtet sind, 
wurde sie nicht verhängt, wo sie sich vielleicht empfohlen 
hätte. Auf der zweiten Generalsynode vom 11. (?) bis 
18. Juni 1569 zu Kassel wurden zwei Pfarrer, die durch 
übermäßiges Zechen, Spielen und anderen unordentlichen 
Wandel und anstößiges Leben das ministerium geunehret. 
und die Kirche geärgert, nur auf drei Monate suspendiert 
mit der Androhung, wenn sie sich nicht besserten, würde 
sie die Synode absetzen.?) Der eine von ihnen, der seitdem 
wiederholt Anlaß zu schweren Klagen gegeben, wurde auf 
der fünften Generalsynode im Mai 1574 nicht strafversetzt, 
sondern mit 14 Tage Gefängnis im Turm zu Kassel und vor 
Wiedereinsetzung in sein Amt zur Ablegung öffentlicher 
Kirchenbuße®) bestraft.) Auf der siebenten Generalsynode 
vom 25. April bis 5. Mai 1575 zu Marburg trug der Super- 
intendent von St. Goar, Melchior Scotus, einen Fallschweren 
Zerwürfnisses zwischen Pfarrer und Gemeinde in Seulburg®) 
vor, der die Synode zwei Tage beschäftigte, aber trotzdem 
nicht durch Strafversetzung, sondern durch — Vergleich 
seine Erledigung fand. Beiden Parteien wurde bedeutet, 
daß sie zu weit gegangen: der Pfarrer wurde wegen seines 
anstößigen Verhaltens streng verwarnt mit der Androhung, 
wenn er sich fortan nicht eines ehrbaren Wandels und fried- 
lichen Verkehrs mit seiner Gemeinde befleißige, werde er ab- 
gesetzt werden; im Beisein der Abgeordneten der klagenden 
Gemeinde, die die Forderung auf Entfernung des Pfarrers 
von Seulburg zurücknahmen, wurde er nochmals ernstlich 
an seine Pflichten erinnert; endlich wurde beiden Parteien 


1) Büff, Kurhess. K.R. 8. 331 Anm. 6. 3) Ebenda. 
3) Heppe, Gesch. d. hess. Generalsyn. 2 Bde, 1847 I 8. 54 
4) Das war auch die sächsische Praxis; aber ob dann nicht 


lieber Strafversetzung ? 
6) Heppe I 8. 12Ct. *) Ehenda 8. 143f. 
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durchHandgelöbnis das Versprechen abgenommen, alle Krän- 
kungen zu vergeben und zu vergessen mit der Eröffnung, 
der zuständige Superintendent werde nach Beendigung der 
Synode dem Pfarrer an Ort und Stelle vor der Gemeinde 
sein Unrecht vorhalten, aber auch die Gemeinde daran 
erinnern, daß sie dem getroffenen Vergleich nachzuleben 
habe.!) 

Ein Pfarrer, der durch Besuch einer Versemmlung von 
Wiedertäufern und sehr mißverständliche Predigten seiner 
Gemeinde schweren Anstoß gegeben hatte, wurde auf der 
neunten Generalsynode vom 4. bis 12. August 1578 zu Mar- 
burg nicht strafversetzt, aber mit folgender Strafe belegt: 
Weil er sein Unrecht bekannte und seinen Besuch der Wie- 
dertäufer mit seinem Wunsche, ihre Art besser kennenzu- 
lernen, um dann erfolgreicher gegen ihre Verkehrtheiten pre- 
digen zu können, begründete, erklärte die Generalsynode, sie 
wolle von seiner Amtsentsetzung noch absehen, der zuständige 
Ephorus werde in der Gemeinde des Pfarrers in einer Predigt 
sie über die Verirrungen der Wiedertäufer belehren und den 
Pfarrer nach derselbsn in Gegenwart der Gemeinde in Kir- 
chenbuße nehmen, worauf dieser sich nach sechs Wochen bei 
dem Ephorus einer Prüfung über alle Artikel der Augsburgi- 
schen Konfession zu unterziehen und zudem ein Jahr lang 
aller Gesellschaften und öffentlicher Vergnügungen zu ent- 
halten habe.?2) Auch die beiden Geistlichen zu Treysa, die 
sich — anscheinend wegen einer mangelnden Regelung der 
beiderseitigen Arbeit — entzweit hatten, verglich die dritte 
Generalsynode vom 9. bis 15. Juli 1571 zu Marburg mit dem 
Hinweise, sie möchten alles Ärgernis, „so aus ihrer Aemu- 
lation entstehen möchte, fleißig verhüten“ und der Ver- 
mahnung an den Pfarrherrn, „daß er seinen fervorem etwas 
einziehe und das Studium contendendi, so man bis daher 
bei ihm gespürt, fallen lasse“.®) Einen viel schwierigeren 
Fall hatte der Supsrintendent von Allendorf, Christian Grau, 
der zwölften Synode vom 2. bis 6. August 1581 zu Kassel 
zur Entscheidung vorzulegen. In Schmalkalden hatte der 


1) Heppe I S.145f. Nach Lage des Falles würde man heute min- 


destens auf Strafversetzung erkennen. 
2) Heppe a.2.0. II S. 39f. °) Heppe a.a. 0. I S. 82, 
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Kaplan seinen Pfarrer auf der Kanzel angegriffen, sich 
wiederholt Eingriffe in dessen Wirkungskreis erlaubt, alle 
in der Woche begangenen scelera der Pfarrkinder, darunter 
auch oft incertos rumores vetularum pastore suo inscio et 
insalutato auf die Kanzel gebracht und seinem Privatzorn sub 
pio zelo nachgegeben, sich gegen seinen Amtsgenossen, den 
Kaplan Numerius, stets ungebührlich betragen, die collegas 
scholae in conviviis civium gelästert, seine dogmatische Un- 
zuverlässigkeit und seinen unlauteren Charakter wiederholt 
bewiesen, ja bei der Verhandlung auf der Synode wurde 
von einem Synodalen aus eigener Erfahrung bezeugt, daB 
er nur um dieses Kaplans willen seine Stelle in Schmal- 
kalden verlassen habe; trotzdem beschloß die General- 
synode nur, der zuständige Superintendent solle zusammen 
mit dem Amtmann von Schmalkalden den streitbaren Mann 
„vornehmen“, ihm sein ungebührliches Verhalten streng 
verweisen, ihn zur Verträglichkeit anhalten, ihm aufgeben, 
seinen Amtsbrüdern und allen andern, die er beleidigt habe, 
Abbitte zu tun und der Kirchenordnung in allen Stücken 
nachzuleben und ihm im Unterlassungsfall die Amtsent- 
setzung androhen.!) 

Es scheint jene Zurückhaltung in der Verwendung der 
Strafversetzung auf die Anschauung des Landgrafen Wil- 
helm von Kassel zurückgeführt werden zu können, der einst 
seinem Hofprediger Joh. Winkelmann eine Äußerung, die 
bei seiner Abneigung gegen das strenge Luthertum, das be- 
sonders der seit 1576 in Marburg lehrende Aegidius Hun- 
nius vertrat, ihm sehr mißfallen hatte, in der Kirche so 
übelnahm, daß er ihm „als sein Landesfürst billig in seiner 
Predigt davon heißen das Maul halten“. Als aber 
Winkelmann wegen dieser ihm öffentlich zugefügten Unbill 
den Landgrafen um seine Entlassung bat, ließ ihm dieser 
sagen, er solle ihm dies lassen eine Warnung sein, „solcher 
und dergleichen ungebürlicher phrasium und ubiquistischer 
Schwärmerei mußig zu gehen ....“. „Daß wir ihn aber 
jetziger Zeit sollten dimittieren, damit er in unserer Brüder?) 


1) Heppe a.2. 0. TI S. 191 ff. 
2) Der Landgraf Philipp war 1567 gestorben und hatte unter seine 
vier Söhne Wilhelm, Ludwig, Georg und Philipp das Land geteilt, Lud- 
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Landen oder sonst durch Hülfe seines Abgotts des Hunnii 
diese Eutychianische Lehre weiter fortpflanzen und die Leute 
verwirren möchte, sind wir nicht bedacht, sondern wollen 
vielmehr sehen, wie er sich anlassen will, darnach wir uns 
ferner wollen halten.‘‘!) Dieses Zuwarten ist typisch auch 
für die Stellung der Generalsynoden jener Zeit bei der An- 
wendung der Strafversetzung. Nur bei den allergröbsten 
Ausschreitungen griff man erst zur Suspension und dann 
zur Deposition.2) Der Erfolg blieb denn auch nicht aus: 
die Milde wurde durchaus verkannt?), ein Ergebnis, das zu 
allen Zeiten mit derselben Regelmäßigkeit eingetreten ist. 

Es erscheint aber noch eine andere Auffassung der 
Bestimmung denkbar, die sich in der Kirchenordnung von 
1574 über die Versetzung der Geistlichen findet. Sie setzt 
einmal Verschulden vorans, dessen Strafe sie dann dar- 
stellt. Wie aber, wenn der gegen den Geistlichen geführte 
Prozeß dessen Schuldlosigkeit ergibt? Zwar die Worte 


wig und die andern Brüder neigten mehr dem Luthertum zu, während 
Wilhelm mehr an der Lehranschauung Melanchthons und Bucers fest- 
hielt und dem Eindringen des strengen Luthertums in Hessen seine ganze 
Kraft entgegensetzte. 


1) Heppe a.a. 0. II S. 2671. 

s) Die K.O. von 1537 (Richter I S. 281ff.) schrieb nämlich vor: 
„welcher pfarherr nun also einmal durch die superintendenten für tug- 
lich angesehen und auff ein pfar gesatzt, der soll von inen deßhalben 
ein bekanntnus nemen und haben und darnach von seinem dienst und 
pfarren nicht abgesatzt werden, es were dann, das er ein laster, das 
offenbar wurde, beginge oder so gar unfleißig und untreu erfunden, das 
er on großen schaden nicht zu gedulden noch auf der pfarr zu lassen were. 
Dann wo ein pfarher oder diener der kirchen ein solchen excoeß thete, 
als offenlichen todtschlag, ehebruch, auffrhur, vollsaufen, wucherey, 
diebstal oder der gleichen unzimliche handlung, auch der zeit des synodi 
nicht zu erwarten were, alsdann so soll inen der superintendent absetzen 
und mitler zeit mit wissen seiner nechstgesessen superintendenten die 
pfar mit einem andern bestellen, biß auff den nechstkünfftigen synodum 
in maßen wie obgemelt.“ Richter a.a. O. S. 283. 

3) Ein wiederholt ermahnter Pfarrer blieb nicht nur in seinem Amt 
noch tätig, sondern folgte nicht einmal der Zitation vor die General- 
synode, Heppe a.a.O. II S. 236f., einen anderen hatte man so lange 
geduldet, ihn einige Male suspendiert, ihn in den Turm gesteckt, bis 
man ihn endlich auf der Kanzlei zu verhören und eventuell abzusetzen 
beschloß, ebenda S. 253 ff. 
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„seines pfardiensts zu entsetzen oder anders wohin zu 
transferiren‘‘ scheinen nur auf Strafversetzung sich zu be- 
ziehen. Oder kann, wenn man sinngemäß die Worte, daß 
die letztinstanzliche Entscheidung nach ‚erkentnus der 
gebür vorgenommen werden“ soll, man nicht daran denken, 
daß doch für den Fall, daß den angeklagten Geistlichen 
kein erweisliches Verschulden trifft, auch Vorsorge getroffen 
sein sollte, und daß sie etwa in diesen Worten enthalten 
wäre? Ich möchte dies doch verneinen. Selbst wenn die 
Kirchenordnung von 1574 eine Kodifikation wäre, oder das 
doch präsumiert werden müßte, eine etwaige Lücke also 
aus ihr selbst oder aus dem vor ihr geltenden Recht, 
sofern sie ihm nicht derögiert hätte, im Wege der Aus- 
legung zu beseitigen wäre, so ist man doch von der Auf- 
fassung der unbedingten Lückenlosigkeit einer Kodifikation 
zurückgekommen. Wir werden daher doch wohl eine Lücke 
und damit anzunehmen haben, daß die damalige Praxis 
wohl in dem konjizierten Falle entweder aus der Tatsache 
der Schuldlosigkeit des Geistlichen, wenn sein ferneres Wir- 
ken in der Gemeine nicht in Frage gestellt war, keine Folge- 
rung, oder, wenn es im persönlichen oder kirchlichen Inter- 
esse doch untunlich war, doch nur die gezogen hat, daB 
sie dem Geistlichen entweder auf sein Begehr oder mit 
seiner Einwilligung einen andern Wirkungskreis zuwies. 
Auch hier kann nur das Studium etwa noch in den Archiven 
vorhandener, auf solche Fälle sich beziehender Akten Klar- 
heit bringen. 

Einen gewissen Ersatz bieten für das 16. Jahrhundert die 
Verhandlungen der Hessischen Generalsynoden in der Zeit 
von 1568 bis 15821), die die vorgetragene Ansicht bestätigen. 
Man hat in diesem Zeitraum von der Versetzung im Interesse 
des Dienstes meist Abstand genommen. Auf der zweiten Ge- 
neralsynode®) vom 11.(?) bis 18. Juni 1569 zu Kassel berich- 


1) Vgl. Heppes schon wiederholt angeführte Geschichte der- 
selben. 

2) Heppe.a.a. 0.18. 39ff. Der von dem Superintendenten Barth. 
Meier von Kassel auf der fünften Generalsynode im Mai 1574 berichtete 
Fall der Versetzung des Pfarrers von Klein-Almerode nach dem Grenzort 
Sattenhausen (Heppe a, a. O. I 8. 124) gehört nicht hierher, denn es 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XXX VIII. Kan. Abt. VII. 
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tete der Superintendent Christian Grau, der Pfarrer zu 
Sontra, ein durchaus unbescholtener und rechtlicher Mann, 
sei mit seiner Gemeinde in dem Grade zerfallen, daß mehrere 
Gemeindeglieder sich ihm öffentlich widersetzt und ihm 
den schuldigen Gehorsam aufgekündigt hätten, die Gemeinde 
verlange die Entfernung des Pfarrers. Die Generalsynode 
aber opferte nicht die Würde des geistlichen Amts der 
Anmaßung der Gemeinde und beschloß daher unter Billi- 
gung des Landgrafen Wilhelm, daß wider die, so sich dem 
Pfarrherrn öffentlich widersetzten, der Prozeß der Pönitenz 
zu förderlicher Gelegenheit im Beiwesen des Amtmanns 
zu Sontra, Johann von Ratzenberg, vorgenommen werden 
solle, ein Sühneversuch anzustellen sei und dann, damit 
die Gemeinde nicht denke, sie könnte es bei jedem ihr 
unbequemen Pfarrer wieder in ihrem Mutwillen versuchen, 
der Pfarrer .bei schicklicher Gelegenheit transferiert werde, 
damit man glaube, er sei aus einer andern Ursache ver- 
setzt.!) Auf der zwölften Generalsynode?) vom 2. bis 6. Au- 
gust 1581 zu Kassel wurde der Pfarrer von Schachten, 
der in seinen Reden sich für einen Substantialisten?®) erklärt 
und damit der Gemeinde Ärgernis gegeben haben eollte, 
auf Grund seines eingereichten Bekenntnisses und des gün- 
stigen Zeugnisses, das ein Synodale über ihn abgab, zwar 
von der Anklage freigesprochen, aber nicht versetzt, son- 
dern nur ernstlich ermahnt, sich alles Disputierens über 
die Lehre von der Sünde gänzlich zu enthalten, streng bei 
der Kirchenordnung zu bleiben, keiner ungewöhnlichen Phra- 
sen sich zu bedienen und in seinen Reden sehr vorsichtig 
zu sein. Dabei bedeutete ihm aber die Generalsynode, 
er solle sich nicht etwa rühmen, im Verhör vor der Synode 
bestanden zu haben, man lege seine Reden nur in meliorem 


war zwar eine Versetzung im Interesse des Dienstes, aber nicht im tech- 
nischen Sinne, weil sie um der Grenzverhältnisse willen die Wirksam- 
keit eines umsichtigen und tatkräftigen Metropolitans in Sattenhausen 
nötig machte, also eine Beförderung darstellte. 

ı) Heppe I S. 56. 

2) Heppe II S. 184 fl. 

®) D. h. der die Sünde für eine Substanz hält, also die Anschauung 
der Manichäer teilt, 


Die Versetzbarkeit d. Geistl.n. d. ev. Kirchenordn. d. 16. Jh. 339 


partem aus, hoffe, daß er sich fortan der Kirchenordnung 
unterwerfen werde, und wolle daher noch mit ihm Geduld 
haben.!) | 

7. In der reformierten Kirche Polens und der Unität 
der böhmischen Brüder kannte man die Versetzung auf 
Antrag der Geistlichen und die Strafversetzung. Zum Be- 
weise führe ich aus den Beschlüssen der Synode?) von 
Xions?) vom 14. bis 19. September 1560 folgende an: „Es®) 
soll kein Geistlicher aus irgendeinem Grunde von dem Orte, 
an dem er ist, sich bis zur künftigen Synode entfernen. 


1) Heppe II S. 204f. Die angeführten Fälle zeigen, wie mir scheint, 
daß man in der Zeit von 1568 bis 1582 die Ver:etzung im Interesse des 
Dienstes nicht anwandte, und bestätigen auch, daß sie in der Ordnung 
der Reformation von 1574 nicht enthalten war. Daraus folgt nun nicht, 
daß sie in Hessen im 16. Jahrhundert ganz unbekannt. war und niemals 
angewandt worden ist. Dann müßte sie nach dem 16. Jahrhundert als 
eine Neuerung eingeführt worden sein. Büff (Kurhess. Kirchenrecht 
[1861] S. 330) sagt ganz unbestimmt: ‚‚Von dem Fall abgesehen, wo es 
sich darum handelt, ältere verdiente Pfarrer zu befördern, resp. wo es 
das Interesse der Kirche erforderlich macht, soll nicht leicht zu einer 
Versetzung der Pfarrherrn geschritten werden, und führt dafür cap. 9 $1 
der Konsistorislordnung von 1610 (Landesordnungen I S. 504) und cap. 9 
$ 12 der Konsistorialordnung von 1657 (Landesordnungen II S. 452) an, 
die als Grund angibt, „umb verhütung willen allerhand unkosten und 
ungelegenheit“. Für seinen weiteren Satz ‚‚Gegen den Willen des Pfar- 
rers ist die Versetzung noch weniger leicht vorzunehmen“ (Büff a. a. O. 
S.330) beruft er sich aber nur auf Boehmer, Jus eccles. protest. lib. I 
tit. 7 $ 18, so daß wir kein Zeugnis speziell für Hessen erhalten. Später 
haben sich jedenfalls in Hessen die Anschauungen sehr geändert. Gerade 
Hessen-Darmstadt stellte 1852 den Antrag auf Verhandlung des Themas 
„Normen zur Erleichterung der Versetzung solcher Geistlicher, deren 
Entfernung von ihrer bisherigen Stelle im Interesse des kirchlichen 
Lebens ratsam erscheint“ (vgl. A.K.B. 1852 S. 221) auf der evangelischen 
Kirchenkonferenz und erließ 1856 am 26. Januar eine Verordnung betr. 
die unfreiwillige Versetzung evangelischer Geistlicher (vgl. A.K.B. 1856 
S. 483f.) ‚‚nicht zur Strafe, sondern aus besonderen Gründen zum Wohl 
der Kirche‘‘, die Büff, dessen Kurhessisches Kirchenrecht 1861 erschien, 
nicht erwähnt, weil sie nur für Hessen-Darmstadt und nicht für Hessen- 
Kassel galt. 

2) Vgl. Dalton, Beiträge zur Gesch. der evangelischen Kirche in 
Rußland, Band 3: Lasciana nebst den älteren evangelischen Synodal- 
protokollen Polens, 1898, S. 522f.; vgl. Schling IV S. 270. 

2) Eine kleine Stadt in der Provinz Posen. 

*) Die Übersetzung aus dem Polnischen ist von Dalton. 
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Er steht allein unter der Obhut der Senioren, an die er 
sich in all seiner Trübsal wenden soll, die sich auch darum 
zu kümmern haben, daß er niemals Unrecht oder auch 
leichtfertige Handlungen erdulde. Ist er auf der Synode, 
dann sollen die berechtigten Gründe erforscht werden, 
auf die hin der Geistliche eine Versetzung wünscht. Es 
könnte ja sein, daß er seine Herde um einer fetteren Suppe 
willen verlassen will, sie ihn aber zu behalten wünscht. 
Da soll er sich auf keinen Fall, bei Strafe der Ausstoßung 
aus der Kirche, von seiner Gemeinde entfernen dürfen, 
wenn auch ein Teil der Synode ihm dazu helfen sollte.‘t) 
„si quid peccatum est a ministro, mox a superintendente 
admonendus est et corrigendus emendandusque; si vero 
publicum peccatum est, tunc cum reliquis senioribus hortan- 
dus et emendandus sit; sinon fungescitin aedificando 
domum Domini, ad aliam vocationem transferen- 
dus est; si non resipiscit a suis vitiis, deponendus.‘?) 
Aus berechtigten Gründen, zu denen nicht das Streben 
nach besseren Stellen gerechnet wurde, war also eine Ver- 
setzung, die der Geistliche beantragte, statthaft, und die 
Strafversetzung wurde als eine Vorstufe der Absetzung 
angesehen, sofern zu ihr erst dann geschritten werden sollte, 
wenn der schuldige Geistliche nicht wieder zur Einsicht 
kommt. Endlich stellt die Synode von Xions einen sehr 
bemerkenswerten Grundsatz auf, der auch heute mehr be- 
achtet werden sollte: wenn einer sein Amt nicht so 
führt, daß die Gemeinde gebaut wird, der ist zu 
versetzen. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß 
dieser Grundsatz, auf den Zweck gesehen, richtig ist. Seine 
praktische Anwendung bringt nur einige Schwierigkeiten, 
weil einmal die Feststellung einer Amtsführung zwar dann 
leichter ist, wenn ein offenbares Verschulden des Geist- 
lichen die Ursache ist, daB die Gemeinde nicht gebaut 
wird, aber in dem Falle sehr schwer, wenn den Geistlichen 
kein Verschulden trifft, und nur seine Begabung, seine Art 
des Auftretens, seine mangelnde körperliche Kraft, oder 


1) Dalton, Lasciana a.a. 0. S. 558ff.;, Sehling IV S. 272, 
2) Vgl. Sehling a. a. 0. S. 270. 
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Abneigung der Gemeinde usw. ihren Bau hindern. Trotzdem 
wird man auch in diesen Fällen den Grundsatz der Synode 
zu Xions billigen dürfen, der dann die Versetzung im Inter- 
esse des Dienstes enthielte, zu der man sich also 1560 hier 
bekannte. 

8. Einen wertvollen Beitrag zur Kenntnis des Standes 
der Versetzungsfrage in der evangelischen Kirche des Refor- 
mationszeitalters liefert die von dem Kanzler Christoph Ehem 
verfaßte „Kirchen Raths Ordnung!) Churfurstlicher 
Pfaltz‘ von 1564. Sie trifft die weise, in der evangelischen 
Kirche noch immer nicht prinzipiell wie tatsächlich aner- 
kannte und durchgeführte Anordnung, daß „keinem neu- 
ling, der zuvor im ministerio nit gewesen, leichtlich eine 
pfarr befohlen werden soll, es wäre denn sach, das einer 
so geschickt (im examen befunden), alt und erfahren, das 
aus den umbständen und seinem wesen erscheine, das er 
eine pfarr versehen könnte, so mag man ihm wohl eine 
pfarr vertrauen, sonst aber nit leichtlich, sondern soll zuvor 
zu einem diacono gebraucht und nach etlicher zeit, wenn 
man ihm eine pfarr befehlen wollte, wieder examiniert 
werden, auf das man daraus judiciren möge, ob er in der 
lehr zugenomen und zur translation genugsam seye“.?) 

So war diese Versetzung im Interesse der Kirche, sie 
gab den Gemeinden bewährtere Geistliche, und im Interesse 
der Pfarrer, sie brachte ihnen eine ebenso naturgemäße 
wie zweckdienliche Beförderung, der sie nur in Ausnahme- 
fällen nicht zugestimmt haben werden. Neben dieser Ver- 
setzung mit Zustimmung des Geistlichen kennt sie auch die 
Versetzung auf seinen Antrag und die Versetzung im Inter- 
esse des Dienstes. ‚nachdem aber eiwan der kirchen noth- 
durfft aus wichtigen ursachen auch etwann der kirchen- 


1) Richter II 8. 276ff. 

2) A.a.O. 8.277. Man sollte sich in der evangelischen Kirche an 
die Worte des Bischofs Osius auf der Synode von Sardica (343 can. 13) 
erinnern: et hoc necessarium arbitror, ut diligentissime tractetis ... - - 
ut non prius ordinetur (episcopus), nisi ante et lectoris munere et officio 
diaconi vel presbyteri fuerit perfunotus et ita per singulos gradus ... 
ascendat ad culmen episcopatus und diesen Grundsatz mutatis mutandis, 
wie es die Pfälz. Kirchenratsordnung von 1564 tat, durchführen, wobei 
es eines weiteren Examens nicht bedarf, vgl. noch Nr. 12. 
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diener person, je nachdem dieselbe qualificiert, erhaischen, 
das translationes aus einer kirchen in die andere fürgenomen 
werden müßten, so wollen wir dieselbe unserm kirchen 
rathe zu thun nach gelegenheit und nutz der kirchen be- 
fohlen und vorbehalten haben‘, sagt sie!); indem sie die 
letztere mit der Notwendigkeit und dem Nutzen der Kirche, 
also mit den Gründen, die die alte Kirche für die Ver- 
setzung geltend gemacht, motiviert, wird zu dieser Ver- 
setzung die andere in Gegensatz gestellt: „da aber ein 
kirchendiener selbst translationem begehrte, soll derselbige 
in seinem begehren gehört und die ursachen erwogen werden, 
befinde sich dann, das solche allein umb besseres einkommen 
der pfarren willen geschehe, so doch entweder das ein- 
kommen am selben orth für dessen person genugsam oder 
der sachen sonst durch einen weg als ein richtigmachung 
eines ungangbahren stipendi oder einer gebürlichen addition 
zu helffen wäre und der kirchendiener sonst am selben orth 
nützlich, fleißig und tauglich, auch würdig, dem geholfen 
werde, so soll keines wegs allein um besserer pfrund wegen 
die translation fürgenommen werden, sondern der sachen 
in andere jetzt erzehlte weeg zur richtigkeit oder besserung 
durch unsere kirchen räthe ordentlicher weise geholffen 
werden.‘'?) 

Dagegen erwähnt sie nicht die Strafversetzung, die 
also hier aus der alten Kirche nicht mit übernommen zu 
sein scheint. 

9. Bestimmungen über die Versetzung trifft auch die 
„Ordnung?) unnd Reformation ecolesiastici con- 
sistorii zu Jhena durch den ..... Johan Wilhel- 
men Hertzogen zu Sachsen ..... bestettiget und 
confirmirt‘‘ am 7. März 1569. Zu den ‚sachen in des 
consistorii jurisdietion gehörig‘ rechnet sie*) alle ‚so der 
kirchen und schuldiener vocation, ampt, dienst, leben, wan- 
del, translation, dimission, suspension, mishandlungen, ver- 
brechungen belangend, dergleichen wo streite de jure patro- 


ı) Richter II S. 279 in dem Abschnitt ‚‚von den translationibus 
der kirchen und schuldiener. 

2) Ebenda. 2) Richter II S. 326fl.; Sehling I S. 233fl. 

4) Richter II 8. 325; Sehling I S. 237f. 
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natus fürfielen‘“!), wozu die Jenaische Konsistorialordnung ?) 
von 1574 hinzufügt?): ‚es sollen auch die consistoriales?) 
macht haben, alle kirchen und schuldiener in sachen an 
das consistorium gehörig nicht allein mit worten zu straffen 
sondern auch nach billigkeit der mishandlung und ver- 
wirkung ad publicam poenitentiam seu deprecationem zu 
halten oder von iren offitien zu suspendieren, zu trans- 
feriren oder auch genzlich abzusetzen, und sonderlich, 
wenn die consistoriales erfuhren, das die pfarher, prediger 
und superintendenten ir ampt misbrauchten, jemands zu 
unschuld und ungebühr die sacramenta oder andere kirchen- 
übungen versagten oder wegerten, den gemeinden kirchen 
oder schuldiener ein oder abdrüngen oder andern abpracti- 
cierten, der politischen hendel oder regierungen sich under- 
fangen wolten oder auch sachen, so dem consistorio under- 
worfen, gefehrlichen unterdrucken oder aufhalten und ver- 
hindern würden und was dergleichen wichtige fell mer für- 
fallen möchten, sollen sie dieselben andern zu abscheu un- 
gestrafft nicht hingehen lassen.“ 

Ganz deutlich wird die Strafversetzung in die 
Stufenfolge®) der Strafen hier eingereiht, wozu selbstver- 
ständlich die Versetzungen der Geistlichen gekommen sind, 
die durch erfolgreiche Bewerbungen um andere Stellen not- 
wendig wurden.) 


1) Sehling I 8. 238. 

2) Richter II S. 395ff.; Sehling I S. 248ff. 

2) Sehling a.a. 0. S. 241. 

4) Die consistoriales waren (Sehling a.a.O. S. 234) ‚‚der super- 
intendens zu Jen, so ein doctor theologiae sein soll, praeses..... undzween 
andere theologi aus den professorn (seit 1558) oder kirchendienern und 
dann zween geschickte gottsfürchtige juristen und unser amptman da- 
selbst oder ein ander person von adel als assessores (so auch die Kon- 
sistorialordnung von 1574 Sehling a. a. O. S. 248 ff.), darüber auch ein 
notarius sampt einem substituten oder copisten ...... wir behalten 
uns auch für, das consistorium durch mehr personen zu besetzen ..... 

6) D.h. Warnung, Verweis, öffentliche Abbitte von der Kanzel 
oder doch in der ecclesia repraesentativa, in den Formen, wie sie die evan- 
gelischen Kirchen damals hatten, mulota pecuniaria, priesterlicher Gehor- 
sam (carcer), Poenaltranslocation — remotio bzw. depositio bzw. suspen- 
sio temporalis. 

6) Über sie gibt uns ein Reskript Aufschluß, das der Herzog Johann 
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10. Die gleichen Bestimmungen, wie die Jenaische 
Konsistorialordnung von 1569, hat die „Kirchengerichts 


oder Consistorii Ordnung der ...... herrn Johans 
Albrechts und ...... Ulrichs gebrüdern, hertzo- 
gen zu Meckelnborg ..... “ von 1570, nur daß sie 


die Prävention zwischen dem weltlichen und geistlichen 
Gericht präziser formuliert.) 


Friedrich der Mittlere von Sachsen-Weimar an die „verordeneten Exa- 
minatoren und ordinirenden Geistlichen zu Weimar“, Johannes Grau, 
Johannes Stoltz, Johannes Aurifaber, Caspar Müller und Nikolaus Dif- 
finger am 23. Oktober 1551 richtete, die den Herzog auf einige Mängel 
aufmerksam gemacht hatten, die ihnen bei der Ordination und An- 
stellung der Pfarrer entgegengetreten waren. Um dem Übelstande ab- 
zuhelfen, ‚‚das oftmals sehr junge leute zu Dorfpfarrern erwehlet ..... 5 
welicher jugent die bauern und andere hernacher mißbraucht, auch irer 
der pfarrer lere und straffpredigten irer jugent halben vorachtt, zudem 
das die pfarrer selbst sich allerlei leichtfertigen argernus understanden: 
dorumb billich were, das soliche junge leute noch eine zeit lang weiter 
studirten und einen bessern grund im predigtamt legten, auch ein bequem 
alter erlangten, ehr sie sich zu solichem hohen wergk alß einem pfarber 
begeben theten, so sie aber neben einem pfarrer diacones (sic!) 
sein solten, so hat es auch seinen wegn. Sehling I 8.61. Mit 
dem letzteren Hinweise schlug der Herzog einen praktischen Weg ein, 
auf dem die mit Recht beklagten Mängel der Jugend und Unerfahrenheit 
— wenn man nicht ein höheres Ordinationsalter vorschreiben wollte — 
am wenigsten schaden konnten, zugleich ein Weg, den man, auch in andern 
Territorien, gewählt hatte: den Kandidaten zuerst Diakonate zu ver- 
leihen und sie nach einiger Zeit und Bewährung auf Pfarreien zu ver- 
setzen; z. B. in Henneberg-Anhalt, der Pfalz, Sachsen u. a. 


1) Richter II S. 327f£.; Sehling V S.231ff; über Versetzung 
vgl. noch Siggelkow, Handbuch des Mecklenb. Kirchen- und Pastoral- 
rechts, 1797, $ 204 und $ 213. Der Streit, ob zie, wie die Jenaische Kon- 
sistorialordnung von 1569, die Strafversetzung kennt, kann definitiv nur 
durch den Nachweis aus etwa noch vorhandenen bezüglichen Archivalien 
entschieden werden. An sich spricht der Umstand, daß die evangelischen 
Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, wenn sie nicht gegenteilige 
Bestimmungen ausdrücklich enthalten, nach dem kanonischen Rechte 
zu interpretieren sind, weder für noch gegen die Strafversetzung, da 
wiederum strittig ist, ob das kanonische Recht diese Strafe überhaupt 
explicite enthält, wenn auch die Praxis sich ihrer zweifellos bedient 
und die Theorie sie verteidigt hat. Anderseits entspricht cap. 4 der 
Mecklenburgischen Kirchengerichtsordnung von 1571 „von gewalt und 
jurisdiction des consistorii“, namentlich cap. 3 der Jenaischen Konsi- 
storialordnung von 1569: „was sachen in des consistorii jurisdiction 
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11. Nach der „Visitations und Consistorialord- 
nunge des Marggraffen Johansen Georgens zu 
Brandenburgk“!) von 1573 und den Visitationsabschie- 
den?) waren in Brandenburg die Versetzung auf Antrag wie 
mit Zustimmung des Geistlichen und der Stellentausch, 
der ja nur eine gegenseitige Versetzung auf Antrag dar- 
stellt, in Übung, dagegen werden die Versetzung im Inter- 
esse des Dienstes und die Strafversetzung wenigstens nicht 
erwähnt. Der Stellentausch ist an die Genehmigung des 
Konsistoriums und die Zustimmung der Patrone gebunden: 
„es soll auch) kein pfarrer permutiren oder miteinem andern 
wechseln ohne consens, praesentation, institution und ein- 
weisung bei verlust der pfarren“.*) Aus dem Visitations- 
abschied vom 11. August 1578 für Stendal, der u.a. auch 
die Streitigkeiten zwischen dem Superintendenten Andreas 
Celichius und dem Rate schlichten sollte, ersieht man, daß 
die Parteien einwilligten, sich zu vertragen, und der Super- 
intendent Celichius auf sein Ansuchen versetzt wird, wie 
auch ‚der herr superintendens auf sich genommen“, den 
Kaplan Sagittarius, der in diesem Streite gegen den Rat 


gehörig‘, und es läßt sieh der Nachweis erbringen, daß in der Praxis 
der evangelischen Kirchen die Strafversetzung geübt und aus der Praxis 
der katholischen Kirche übernommen worden ist. 


I) Richter II S. 359ff.; Sehling III S. 105. 

2) Z. B. für Stendal vom 11. August 1578, Sehling ebenda 8. 317 ff. 

3) Sehling a.a. O. 8. 110. 

4) Wenn die Stelle ‚‚so gebüret auch den pfarrern ire weiber, kinder 
und gesinde in aller gottesfurcht und erbarn sitten dermaßen aufzuziehen, 
das sie in deme nachzufolgen, christliche anleitungen geben, und do sie 
es nicht thun und hierinnen seumig oder lessig sein würden, sollen sie 
ihres amptes dadurch (also ipso facto!) priviirt sein in erwägung, das 
diejenigen, so die iren ubel ziehen, die andern nicht wol unterweisen 
oder bessern können“ (Richter a, a, O. S. 365) nicht bloß pädagogische 
Wirkungen auszulösen bestimmt war, was wegen ihrer ganzen Fassung 
anzunehmen, sondern auch juristische Bedeutung hat, dann würde sich 
der unbefriedigende Zustand ergeben, daß an einen an Dritten kon- 
statierten Tatbestand die privatio beneficiii geknüpft wäre, oder 
gar privatio beneficii et officii, aber der in seinen Erziehungsresultaten 
so Unglückliche würde nicht inhabilis werden, also ‚‚anstellungsfähig‘‘ 
bleiben, da man doch annehmen muß, die Verfasser der Visitations- 
und Konsistorialordnung haben den Unterschied von privatio und de- 
positio gekannt. 
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Partei genommen, „bei gelegener zeit an einen andern orth 
zu befordern.!) 

12. Unter den Gesichtspunkt der Beförderung und Be- 
lohnung stellt die „Visitations?) und Consistorialord- 
ung für die grafschaft Henneberg?) von 1574®) die 
Frage der Versetzung, indem sie den Kirchenräten®) be- 
fiehlt, daß sie „alwegen dahin am allermeisten gedenken 
sollen, wo pfarherr in visitationibus®) und sonsten auf 
schlechten geringen diensten erfaren oder befunden werden, 
die wol studirt und in fundamento linguarum, artium et 
doctrinae theologicae wol und etwas für anderen gefasset, 
auch nachmals teglich zu proficiren und fortzufahren ge- 
flissen werden, das solche für anderen nachlessigen un- 
geschickten gefördert werden, damit junge menner exempel 
und anreizung haben, die studia vocationis mit mehrerem 
fleis zu meinen als sonsten geschihet, wenn deren in forde- 
rungsfellen nicht wahrgenommen sondern of gunst vor 
kunst angesehen und fortgeschoben wird?) ..... “ „Sonst 
sollen alwegen diejenigen, so im predigamt vorhin nicht 
gewesen, uf erste zu diakonaten und dannen, wan sie ein 
jar oder zwei sich probiren lassen, uf pfarren gefördert 
werden.‘‘®) 

Man wird nicht leugnen können, daß dieser Weg?), 


1) Sehling III S. 320f. Auch hier liegt nicht Strafversetzung 
vor, da der zu Versetzende offenbar zugestimmt hat. 

8) Sehling II S. 286 ff. 

3) Sie umfaßte die Superintendenturen Schleusingen, Ilmenau, 
Themar, Kühndorf, Obermaßfeld (mit Meiningen), Schmalkalden, Kalten- 
nordheim und Wasungen. 

*) In der Fassung von 1577. 

6) Der Kirchenrat wurde an Stelle eines Generalsuperintendenten 
durch Mandat des Grafen Georg Ernst zu Henneberg vom 13. Mai 1574 
errichtet, vgl. Sehling a.a.O. S. 285. 

%) Sie fanden alle zwei Jahre statt. 

?) Sehling a.a. O. S. 294. ®) Ebenda. 

%) Er wurde auch noch im 17. Jahrhundert für gangbar gehalten, 
wie wir dem ‚Bericht, wie uf gnädigsten und gnädigen befehlich der 
chur- und fürsten zu Sachsen nach tödlichem hintritt des letzt gelcbten 
fürsten zu Henneberg das consistorium in solcher fürstlichen grafschaft 
bestellet und die für solches gehörige sachen bis anhero verrichtet werden“ 
vom 29. Oktober 1635 entnehmen, Schling II 325f., dessen diesbezügliche 
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der hier beschritten wird, ebenso einfach wie zweckent- 
sprechend ist und auch eine Versetzung im Interesse des 
Dienstes darstellt, obschon er nicht mit der im technischen 
Sinne des Wortes zu vermischen ist. Die Visitations- 
und Konsistorialordnung befahl auch gleich die Anlegung 
eines Buches zwecks Sammlung aller Personalien und Loka- 
lien!): „wenn dann die decani visitirt, sollen sie ir pro- 
tokol daheimen furderlich abschreiben ..... und ein 
exemplar ungefehrlichen vierzehn tag vor dem synodo zur 
canzlei schicken, da dann die vier theologi, so zum kirchen- 
rath verordent, selbige under sich theilen, und jeder aus 
seinem theil ein auszug machen der hendel, so in den syno- 
dum gehörig und der sachen wert, das der synodus damit 
bemühet werde ..... damit man selbigs bei der hand habe 
und jederzeit sich ferners berichts daraus erholen kann.‘‘?) 
So wurden auch die Maßnahmen bei den Versetzungen sehr 
vereinfacht und erleichtert. 

13. Als nach dem Tode?) des Herzogs Johann Wilhelm 
'von Sachsen Kurfürst August von Sachsen mit dem Pfalz- 
grafen Friedrich bei Rhein und dem Markgrafen Georg von 
Brandenburg die Vormundschaft über die unmündigen 
Söhne des ersteren und die Regentschaft ihrer Eırblande 
übernahm, faßte er den Plan, die gesamten sächsischen 
Lande, die seit 1573 unter seiner Regierung standen, kirch- 
lich zu einigen und daher die im Kurfürstentum Sachsen 
getroffenen Einrichtungen auf die ernestinischen Lande 
zu übertragen. So gab er am 12. Juni 1574 dem Konsisto- 
rium zu Jena eine neue Ordnung?) und führte auch den 
Generalsynodus ein. Auf seinen Befehl las der kurfürst- 


Stelle lautet: wann ein neuer pfarr ordinirt oder einer translociert 
werden soll, muß er zuvor eine predigt zu Meinungen (dem Sitz des Kon- 
sistoriums) verrichten, alsdann bekömmt er von dem consistorio literas 
praesentationis an die beambten, schultheisen, bürgermeistere und rath 
in den städten, auf den dorfschaften aber an die schultheisen, vorstehern 
und gemeinde, bei denen er die prob predigt ablegt und eine schriftliche 
adprobation von ihnen an das consistorium bekömt, wie sie mit seiner 
lehr, person und qualitäten zufrieden“ ..... ‚ Sehling a.a. O. S. 326. 


I) Sehling a.a. O. S. 296. 2) Ebenda S. 295. 
°) + 12. März 1573. 4) Vgl. vorhin 8. 343 Nr. 9. 
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liche Kommissar Dr. Jacob Andreae auf dem Synodus von 
1580 zu Koburg die neue Kirchenordnung!) vor „mit der 
anzeige, das es 8.k.g. willen sey“, daß diese Kirchenord- 
nung auch in Koburg-Gotha ‚angeordnet und derselbigen 
nachgefolgt werden solle“. Der Synodus von Koburg be- 
schloß, sie in einigen Punkten anzunehmen, zu denen auch 
der über die Beförderung der Geistlichen durch Versetzung 
gehörte. Dieser Beschluß, der deutlich seine Vorbilder?) 
erkennen läßt, lautete: „„Dieweil auch kein nuz dabei, das 
junge Leute, so allerersten aus den schulen kommen, also 
balden unversucht uf pfarren gesetzt werden, darumb es 
rathsamb, das sie erstlichen zue diakonen verordnet, und 
wann sie etliche jhar den kirchengebrauch gelernet, aller- 
ersten zu dorfpfarhern' befördert; damit auch dieselben 
sich desto besser unterhalten könten, die diakonaten etwas 
geschmehlert, oder disfals sonsten uf andere mittel und wege 
bedacht und die geringe pfarren darmit gebessert werden, 
uf das die diaconi in stedten sich soviel desto eher zu den 
pfarren uf dem lande begeben mögten, wie denn junge an- 
gehende leute uf den diakonaten sich viel besser an geringer 
unterhaltung, dann die pfarrer uf dem land, so mit viel 
kinderlein überfallen, so lange wohl betragen mochten, bis 
sie gleicher gestalt zu besseren conditionibus befordert 
wurden‘“‘.?) 

Hier steht also, wie in der Pfalz, Kursachsen und der 
Grafschaft Henneberg, die Versetzung unter dem Gesichte- 
punkt der Beförderung, des Nutzens der Kirche wie der 
Geistlichen, während der Gesichtspunkt der Strafe ganz 
fehlt, was sich daraus erklärt, daß in der kursächsischen 
Kirchenordnung von 1580 wie in der Jenaischen Korsisto- 
rialordnung von 1569 wie der von 1574 unter den angeführten 


1) Die im wesentlichen die kursächsische Kirchenordnung von 
1580 war. 

2) Die kursächsische Kirchenordnung von 1580, die pfälzische 
Kirchenratsordnung von 1564 und die hennebergische Visitatione- und 
Konsistorialordnung von 1574 bzw. 1577, vgl. vorhin Nr. 5, 7 und 12 und 
Sehling I S. 68ff. 79ff. 83f. 

®) Nr. 24 der Beschlüsse des Synodus zu Coburg von 1580, Seh- 
ling I 8. 266. 
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translationes, wie man aus Carpzow ersieht und schon früher 
erwähnt wurde, in der Praxis auch Strafversetzungen ver- 
standen wurden. 

14. Eine sehr eingehende Behandlung widmet der Frage 
derVersetzung die „Kirchenordnung!?)..... Frantzen, 
herzogen zu Sachsen, Engern und Westphalen, wie 
es (vormittels göttlicher gnaden) in unsern landen 
mit christlicher lehr, ausspendung der heiligen 
hochwirdigen sacramenten, vocation, ordination 
und verhaltung der kirchen und schulendiener, 
auch visitation, consistorio und andern hiezu ge- 
hörigen sachen vormüge heiliger göttlicher schrift 
hinfüro gehalten soll werden“ von 1585. Sie schärft?) 
sehr nachdrücklich ein: es ‚‚sol auch der general superinten- 
dens?) ohne zeitlich vorwissen und beliebunge des leenherren 
auch ohne sonderbare, redliche, genugsame ursachen*) kei- 
nen pfarherrn von einem orte nehmen und seines gefallens 
an einen andern ort transferiren und setzen. Wo aber diesen 
zugegen gehandelt würde, sol solches an das negest folgende 
consistorium®) gebracht werden und das schuldige theil seiner 
strafe darüber gewertig sein.‘‘®) Die Versetzung ist also an 
sich gestattet, aber der Generalsuperintendent kann sie nur 
nach vorherigem Einverständnis mit dem Patron erlauben 
und nur aus berechtigten Gründen, weshalb auch die Zu- 
stimmung des Geistlichen nicht erwähnt wird, weil sie ent- 
weder nicht erforderlich oder, eben wegen der sonderbaren, 
redlichen, genugsamen ursachen stillschweigend präsumiert 
wird. Somit wären die Voraussetzungen der Versetzung im 
Interesse des Dienstes gegeben, auf die auch das völlige Über- 
gehen des Geistlichen als mithandelndem Subjekt hinweist. 


1) Sehling V S. 397 ff.; Richter II S. 469 ff. 

2) das ander theil. V von enturlaubung und translation der pfar- 
herren, Sehling a. a. O. S. 410f. 

®) Über ihn vgl. das ander theil VIII, Sehling a. a. O. S. 416. 

4) Es sind also die causae der alten Kirche: necessariae et utiles 
und justa causa. 


6) Über das consistorium vgl. das vierte theil, Sehling a. a. O. 
8 436ff. 
°%) Sehling a.a.O. 8.410. 
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Die Kirchenordnung verwirft aber auch schon das Be- 
mühen der Geisilichen um eine bessere Stelle: ‚gleiches 
falles achten wir auch das aus Gottesworte dem göttlichen 
ordentlichen berufe stracks zu widern sein, wenn die pre- 
diger allein umb mehr und besser besoldunge und jehrligs 
größers einkomendes oder ansehendes willen ihre pfarren 
verlassen und nach den reichern und höhern rennen, laufen?) 
und mit listigem durchdreiben etwas expracticirn und also 
ohn rechtmeßigen beruf sich ihrer vocation enteußern und 
in andere kirchspiel eindringen. Denn weil sie ihre scheflein 
um schendliches gewinstes halben verlassen, und anders- 
wohin laufen, ehe denn sie von Gott gesand werden, so 
werden sie auch gewißlich an solcher zeitlicher expracti- 
cirter nahrungen, auch in ihrem ganzen ampte wenig ge- 
deiens zu erwarten haben, wie man denn allbereit in vor- 
gangener visitation dessen greifliche exempel gespüret und 
gefunden hat. Sol derwegen solch schendlich laufen und 
hantierung nach den pfarren den kirchen dienern in diesem 
fürstenthumb genzlich verboten sein und ihnen neben unsern 
so wol special als generalsuperintendenten von den con- 
sistorialibus mit fleißigem einsehen treulich gewehret wer- 
den.‘ ?) 

Die Kirchenordnung hält auch eine Bewerbung um 
eine bestimmte Stelle für unangemessen und billigt nur 
ein allgemeines Anbieten des Dienstes: ‚weil aber in Gottes 
worte nicht verboten sondern zugelassen ist, seinen dienst 
der kirchen Christi in predig und lehre, auch andern empteın 
anzubieten, so wil doch nicht dadurch Gottes wort gebilliget 
noch freigestellet haben, daß ein solcher ihm selbst einen 
gewissen ort ernennen und in denselbigen unordentlicher 
weise unerwartet, vorgehendes rechtmeßigen göttlichen?) 


1) Die Ausdrücke und die ganze Ausführung erinnern an die kur- 
sächsische Kirchenordnung von 1580, aber der Verfasser der K.O., der 
dem Gencralsuperintendenten so energisch ein eigenmächtiges Versetzen 
der Geistlichen untersagt, hatte wohl in seiner Heimat Stoff genug und 
konnte hierfür eine Vorlage entbehren. 

2) Sehling VS. 410f. 

2) Die göttliche Berufung erfolgt nach der luth. Dogmatik im- 
mediate (z. B. Paulus), mediate aber und ordinarie durch die, denen 
das Berufungsrecht zusteht: Patron, Obrigkeit usw. 
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berufes sich mit gewalt oder list einzudringen macht haben 
solle. Sondern wem er seinen dienst der kirchen angeboten 
hat, sol er die sachen gott befehlen und zu dessen veter- 
lichen willen gestellet sein lassen, auch deren, denen die 
bestellung der pfarren empter befohlen, welche nach seiner 
der angegebenen personen und kirchspiels gelegenheit mit 
gutem gewissen hierin zu vorfahren und ampte halben zu 
handeln wissen werden, was recht ist. 

Zudeme, wo es die gelegenheit mit einigem pastore 
kundlich haben würde, daß er gewißlich armuths!) halben 
an seinem orte mit den seinen in die lenge sich nicht ent- 
halten und betragen könte: daß nun ein solcher guter mann 
nicht lennger leiden oder in seiner kundlichen nott; durch 
unbarmherzigkeit unbillig vergessen oder nachgelassen wer- 
den müge (welches wir denn unchristlich zu sein erkennen), 
so sol hierin solche ordnunge gehalten werden: daß ein 
solcher bedrangter prediger entweder in den visitationibus 
oder sonsten dem superintendenten oder auch unserm con- 
sistorio in einer suplication schrift seine armut und not 
anmelde und umb beforderunge ansuche, dorauf dannen hero 
in consistorio oder synodo erkennet und auch dazu sol ge- 
than werden, daß entweder durch eine ordentliche vocation 
oder auch translation?) (doch in allen wegen den leenherrn, 
do das jus patronatus an den örtern beiderseits haben, an 
ihren habenden gerechtigkeiten unabbrüchig) solchem be- 
drangten pastori in christlichen wegen hülfe und raht müge 
geschaffet werden. 

Auch so etwa ein gelerter prediger in einem niedrigern 
geringern kirchspiel seße, und wegen seiner geschickligkeit 
und andern von Gott fürnemen kundlichen gaben ibm vor- 
liehen, zu höhern emptern und beruf könte der kirchen 
zu gute?) wol und nutzlichen?) gezogen und gebraucht wer- 
den, sol damit gleiches fales, von dem generalsuperinten- 
denten mit raht und wissen des consistoriü als kirchenrats, 


3) Anklang an die kursächsische KO. von 1580. 

%) vocation und translation unterschieden, obwohl eine translation 
ohne vocation nicht denkbar ist, sofern ein Patron voziert, aber der 
Generalsuperintendent transferiert. 

3) Das altkirchliche Motiv: utilitatis causa ecolesiae. 
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auch des leenherrn oder patroni gehandelt werden, davon 
der apostel selbst meldung thut: welche wol dienen, die 
erwerben ihnen selbst eine gute stufen“!) 1. Tim. 3.?) 

Die Kirchenordnung sieht also zum andern die Ver- 
setzung als notwendig?) an unter dem Gesichtspunkt des 
Nutzens der Kirche — aber auch des Nutzens für den 
Geistlichen wegen seiner Armut, kennt mithin nebeu der Ver- 
setzung auf Antrag die Versetzung im Interesse des Dienstes. 


15. Wie man in den reformierten Kirchen von Nassau, 
Wittgenstein, Solms usw. über die Versetzung auf An- 
trag und mit Zustimmung des Geistlichen dachte, erfahren 
wir aus dem Grundsatz, den sie — wohl infolge der Er- 
fahrungen und Erscheinungen, die hervorgetreten waren — 
auf der Generalsynode®) am 13. Juli 1586 zu Herborn fest- 
legten: ‚„‚minister legitime vocatus non temere stationem 
suam mutet, nec genus vitae deserat sine judicio synodi 


1) Sehling V S.4ll. 

2) Gemeint ist 1. Tim. 3, 13: of ydg xalöcs duaxovjoarıss Badudv 
davsoi; xaldv nepinoiüvm al nolinv raponolav iv alorsı ji iv Agıuoıh 
Inoob. Spener versteht es von der Beförderung: ‚‚Daher der Apostel 
die Diener auch dadurch zum fleiß in ihrem amt anreitzen will, daß sie 
ihnen selbs eine gute stuffe erwerben, etwa in dem Bischoffsamt noch 
wichtigere dienste leisten zu können.“ Letzte Theol. Bedenken 1711, 
Teil I cap. 2 art. 2 sectio 6. 

3) Daher bestimmt sie im vierten Teil: von dem kirchenrat oder 
consistorio (Sehling a. a. O. S. 435ff.; Richter a. a. O. S. 471ff.): „‚der- 
halben sein an das consistorium ganz und gar überwiesen und verschoben 
worden nachfolgende sachen ...... alles was zu den superintendenten, 
pfarherrn, aller kirchen und schuldiener vocation oder beruf, ampt, 
leben, wandel, enturlaubunge, translation oder umbsetzungen von einem 
ort zum andern, auch ihre vorbrechung und ubel verhaltung gehörig ist 
Be alle uneinigkeit und klagen unter den kirchendienern als pastoren, 
cüstern, schuldiener ...... Sehling a. a. O. S. 436. Das Konsistorium 
war besetzt ‚‚mit etlichen politischen und auch theologischen oder geist- 
lichen personen und zwei vom adel und zwei aeltesten an dem ort des 
consistorium‘“‘ und dem fürsten ‚‚wir auch selbst, wofern nicht notwendige 
erhebliche ursachen daran uns vorhindern werden. in der person an und 
uber zu sein, uns nicht weigern wollen“. 

4) Synodus generalis Herbornae die 13, Julii 1586 ex illustrium et 
generosorum Dominorum Dom. Johannis Nassovii, Dom. Ludowici Witt- 
gensteinii, Dom. Conradi. Solmensis et Dom. Hermanni Wedensis 
ae ministris convocata et habite, Richter, K.O. H S. 473ff. 
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particularis‘“!), den schon die alte Kirche aufgestellt hatte, 
wenn sie die Versetzungen der Bischöfe von der Zustimmung 
der Provinzialsynode abhängig machte. 


16. Nach der „Gräflich Mansfeldischen geist- 
lichen consistorialordnung, aus bewegenden und 
richtigen ursachen aus deme im druck anno 
1560?) publicirten patent aufs neue repetiret, 
auch in etlichen puncten verbessert und gemeh- 
ret?) anno 1586‘ gehören zu den Konsistorialsachen *) 

00.0. „2 alle sachen der pfarrherrn ...... ordination 
[investituren®), suspension und handlungen und verbrechun- 
gen belangende und translocationes, translationes oder®) di- 
missiones] der pfarherren und kirchen oder schuldiener für- 
fielen, daß mit fürwissen des theils?) der herrschaft, welche 
das jus patronatus darüber hat, solches fürgenommen, an- 
gestellet und dorch sie ins werk und execution gerichtet 
werde, wo aber die person unter gemeiner?) herrschaft ge- 
höret, daß es dergleichen mit aller?) herrn grafen willen 
geschehe.‘‘ Der einfache Wortlaut zeigt, daß hier zwei 
Arten von Versetzungen unterschieden werden: transloca- 
tiones und translationes, und der Unterschied wird augen- 
scheinlich nach einem bestimmten Einteilungsmoment ge- 
macht, das kirchenrechtlich kein anderes sein kann als das 
der Freiwilligkeit und Unfreiwilligkeit, da eine translatio 
involuntaria im Unterschiede von der translatio voluntaria 


1) A.2.0. 8. 474. 

2) Sehling, KO.H S. 195f. 3) Ebenda S. 197 ff. 

*) cap. 5: was für sachen ins consistorium gehören und dorinnen 
tractiret werden sollen, a. a. O. S. 200. 

8) Die in [ ] gesetzten Worte eind von einer späteren Hand hinein- 
korrigiert und wollen den Kreis der speziellen Geschäfte illustrieren 
(oder fixieren ?). 

®) „„oder‘“ ist wohl Schreibfehler für „und“, den ein unwissender 
Kopist, der die Bedeutung der Worte nicht kannte, begangen hat, denn 
nie hat man translationes mit dimissiones in dieser Weise verbunden, 
weil es sinnlos wäre. dimissio wird „enturlaubung“ sein, da die K.O. 
in cap. 15 dimissio von depositio unter: cheidet. 

?) Das Nähere findet sich in dem Vertrag, der zwischen dem Grafen 
Gebhard, Albrecht, Philipp und Hans Georg von Mans/eld durch Lutber 
und Jonas zu Eisleben am 16. Februar 1546 vermittelt wurde, vgl. Seh- 
ling I S. 187ff., auch bei de Wette 5, 794-798. 
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eben translocatio genannt wird. Die spätere Hand, die 
u.&. die Worte translocationes, translationes oder dimissiones 
einfügte, gab damit nur die tatsächliche Übung von trans- 
locationes und translationes an. Nun kann translatio in- 
voluntaria, wie wir gesehen haben, einen verschiedenen 
Charakter haben, je nachdem Verschulden des Versetzten 
vorliegt‘oder nicht. Im ersteren Falle ist sie Strafversetzung, 
im andern Versetzung im Interesse des Dienstes. Welchen 
Charakter zeigt sie hier? Auskunft könnte cap. 15 der 
Kirchenordnung verheißen, das „von den strafen, so das 
consistorium dem ungehorsamen oder schuldigen theil soll 
auf zu legen und zu erkennen macht haben‘“!) handelt, die 
Strafenreihe ist die übliche®), aber die translocatio fehlt 
unter den Strafen. Das kann, wenn die Vermutung, die 
ich ausspreche?®), nicht zutrifft, darauf beruhen, daß die 
Kirchenordnung von 1586, die Spezialisierung der auf die 
Geistlichen sich beziehenden Verwaltungs- und richterlichen 
Akte aus dem Grunde nicht für nötig hält, daß sie das kano- 
nische Recht als subsidiär neben dem kaiserlichen Rechte 
anerkannte*) und, wenn sie das auch nur für die Ehesachen 
ausdrücklich sagt, doch bei der Basis, die gerade die In- 
stitute in bezug auf das Amt im kanonischen Recht haben, 
dessen Weitergeltung mit der Maßgabe, die die Berück- 
sichtigung der evangelischen Grundanschauungen forderte, 
zu präsumieren ist. Das Feblen der translocatio unter den 
in cap. 15 aufgeführten Strafen kann sich aber auch deraus 
erklären, daß sie in cap. 5 nicht bloß einen späteren Zusatz, 


!) Sehling II S. 212. 

2) „‚vorweisunge‘‘ bedeutet doch wohl Verweisung, aber auch nicht 
Landesverweisung, da die K.O. nur von vorweisunge aus der Stadt, dem 
Amt oder Gericht spricht, die das Konsistorium gegen einen ‚‚gottlosen 
ärgerlichen menschen, bei dem keine vorstellungen helfen wollen“, ver- 
hängen kann. Da das aber in diesem Umfange doch nicht durchführbar 
ist, so vermute ich, daß die vorweisunge aus cap. 15 gleich den transloce- 
tiones aus cap. 5 sein sollen, wodurch sich ihr Fehlen in cap. 15 erklärte, 
wenn es auch näher liegt, die vorweisunge in cap. 15 den dimissiones 
in cap. 5 gleichzusetzen. 

3) Vgl. Anm. 2. 

4) Vgl. cap. 6: von der norma judicii, wornach in unserm consistorio 
solle erkant, gesprochen und mit gebürlicher execution verfahren werden, 


Sehling II 8.201. 
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sondern auch erst spätere Geltung darstellt, so daß die 
Strafversetzung der ursprünglichen Kirchenordnung von 
1586 unbekannt gewesen wäre und erst nachher eingeführt 
wurde. Ein vorsichtiges Urteil wird das letztere für wahr- 
scheinlich halten dürfen, ein abschließendes Urteil kann 
auch hier wieder nur aus etwa hierauf bezüglichen noch 
vorhandenen Archivalien gefällt werden. 

Dagegen kennt die Mansfeldische Kirchenordnung ganz 
unzweifelhaft neben den Versetzungen, den ‚„‚mutationibus‘“, 
„wo pastores an und abziehen‘, die „permutationes‘, „wo 
pastores ..... sonst mit dienst, wie bisweilen zu geschehen 
pflegt, umbwechseln“,.!) Hier trägt sie den Superintendenten 
die größte Aufmerksamkeit auf, „sintemal die erfahrung 
giebt, wo diese dinge nicht zuvor richtig werden, das sie 
hernach viel zank und unwillen und dem consistorio viel 
vergebliche mühe verursachen“ .?) 

In der Grafschaft würden also die Versetzung auf An- 
trag des Geistlichen und ihre Unterart, der Stellentausch, 
in anerkannter Übung gestanden haben, die Strafversetzung 
dagegen erst später eingeführt worden sein. 

17. Der Unität der böhmischen Brüder und ihrer 
Stellung zu der Frage der Versetzung sind wir schon be- 
gegnet.3) Wenn wir hier, obwohl wir nur Kirchenordnungen 
des 16. Jahrhunderts auf ihre Bestimmungen über die Ver- 
setzung hin untersuchen, den Ordo®) ecclesiasticus in 
unitate fratrum Bohemorum in der Fassung, die ihm 
die Synode von Jerawitz 1616 gegeben hat, mit behandeln, 
so geschieht das, weil er geltendes Recht des 16. Jahr- 
hunderts darstellt.) Er zählt nun zu den Pflichten der 


!) cap. 12: vom tödlichen abgang der pfarherren und kirchen- 
diener, wie um das ambt sede vacante jedes orts solle bestellet werden, 
von den hinterlassenen witben, und wiederbestellung der verledigten 
pfarren und von den emeritis, das ist alten verlebten und sonst gebrech- 
lichen pfarherrn, die ihr ampt nicht mehr verrichten können, Sehling 
2.2.0. 8. 211f. 

2) cap. 12 nr. 4. *) Vgl. unter Nr. 7. 

%) Er findet sich in des Brüdarbischofs Amos Commenius 
historia fratrum Bohemorum 1649, 8. Tfl. und daraus bei Sehling IV 
8. 273 fl. 

5) Vgl. dazu J. Müller in Herzogs RE.P.® III 8. 445. 
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Senioren u. a. 6. decernere ecclesiis pastores idoneos eosque 
pro necessitatis!) ratione non tamen insciis coepiscopis mMU- 
tare®) und sagt daher auch in bezug darauf z.B.: cum 
tempus est, aliquem ecclesiae pastorem praeficiendi, quem- 
admodum et cum pastores pro re nata mutantur, fit 
istud hoc modo?) ..... ‚ kennt also die Versetzung im 
Interesse des Dienstes als die nach ihrer ganzen Verfassung 
am meisten in Betracht kommende Art der Versetzung. 


18. Eine Kirchenordnung des Auslandes, die „Kir- 
chenreformationt) des fürstenthums Churland und 
Semigallien in Lieffland anno Dom. 1570‘ möge zum 
Schluß hier angeführt werden. „So viel ..... die ent- 
urlaubunge der pfarner und versetzung der kirchendiener 
belanget“, schreibt sie vor, ‚sol ohne sonderliche, ehaftige, 
wichtige und merkliche®) ursachen, bewilligung und vor- 
wissent des superintendenten jemand mit nichte verweiset 
viel weniger verjaget werden. Auch sol niemand seines 
eigen wilkkürlichen gefallens ohne bewilligten beruf und 
sonderliche ehafte ursachen seine pfarre verlassen und eine 
andere erwehlen, sonder alles mit der obrigkeit derselben 
kirchen als der patronen und des superintendenten wissen, 
rath und zulas anfahen und ausrichten. Die Versatzunge 
der prediger sol nicht geschehen ohne sonderliche merk- 
liche ursachen®), das sie von einer kirche genommen und 
auf eine ander versetzt werden und dasselbige auch mit 
bewilligung der obrigkeit und ganzen kirchspils.‘‘*%) Die 
Versetzung auf Antrag des Geistlichen ist also zulässig und 
setzt nur die Genehmigung (zulas) und das Einverständnis 
der Patrone voraus. Auch die Versetzung im Interesse des 
Dienstes ist gestattet, aber nur aus erheblichen. Gründen 
und unter Zustimmung der Patrone wie der Gemeinde. 
Wenn von der Zustimmung des Geistlichen nichts gesagt 
wird, so kann das darin begründet sein, daß sie nicht er- 
forderlich ist, oder daß sie stillschweigend präsumiert wird. 
In dem einen Falle hätten wir die Versetzung im Interesse 


1) Also der Grundsatz der alten Kirche. 

2) Sehling a.a. O. 8. 277. 3) Ebenda S. 280. 

4) Sehling V S.49f. 6) Also der Grundsatz der alten Kirche. 
°%) Sehling a.a.O. S. 109. 
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des Dienstes, im andern die Versetzung mit Zustimmung 
des Geistlichen. Dazu kommt noch die Versetzung im 
Interesse der Beförderung: ‚zu lande und auf den gemeinen 
veldkirchen kan nur ein prediger sein, der beide für junkeren 
und den deutschen deutsch predige und darnach für die 
undeutschen auch auf ihre sprache ein sermon thu, es weer 
denn, das die kirchen des vermügens, das man einen capellan 
dabei halten könte oder einen jungen gesellen im lehramte 
hette, der dem pastore hülf erzeigte und danach, wenn er 
zimlich exereirt, in eine besondere kirche gefürdert und 
gesetzet werden möchte.‘!) 

Fassen wir das Ergebnis der Untersuchung zusammen. 
Soweit sich die evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahr- 
hunderts mit der Versetzung beschäftigen, verbieten 1. sie 
alle das se ipsum transferre. 2. Die Versetzung auf An- 
trag des Geistlichen kennen die Kirchenordnungen von 
Kursachsen, des Herzogtums Preußen, Pommern, Hessen, 
Polen, der Pfalz, Weimar, Mecklenburg, Brandenburg, Hen- 
neberg, Niedersachsen, Nassau, Mansfeld, Liefland. 3. Man- 
che dieser Kirchenordnungen stehen ihr ungünstig gegenüber 
(Anhalt, Kursachsen, Hessen, Niedersachsen) und lassen 
nicht einen Antrag auf Versetzung auf eine bestimmte Stelle, 
sondern nur einen allgemeinen Versetzungsantrag zu (Kur- 
sachsen, Niedersachsen). 4. Die Versetzung mit Zustim- 
mung des Geistlichen war in Übung in den Landes- 
kirchen von Kursachsen, Herzogtum Preußen,. Hessen, 
Pfalz, Brandenburg, Henneberg, Koburg-Gotha, Nieder- 
sachsen. Unter dem Gesichtspunkt der Beförderung be- 
trachten sie die Kirchenordnungen von Kursachsen, der 
Pfalz, Henneberg, Koburg-Gotha, Niedersachsen, mit dem 
auch den Gesichtspunkt des Nutzens für die Kirche ver- 
binden Kursachsen, Pfalz, Henneberg, Niedersachsen, wäh- 
rend auch vereinzelt der Nachteil für die Kirche, den gut- 
gemeinte, im Interesse der Geistlichen liegende Versetzungen 
haben, hervorgehoben wird. 5. Während alle bei der Ver- 
setzung auf Antrag des Geistlichen egoistische Gründe nicht 
billigen, lassen sie Armut der Geistlichen, gute Leistungen, 


1) A.a.0. 8.58, 
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Gelehrsamkeit als. Versetzungsgründe gelten. 6. Die Straf- 
versetzung kennen die Kirchenordnungen von Kur- 
sachsen, Herzogtum Preußen, Hessen, Polen, Weimar, 
Mecklenburg, die Versetzungim Interesse des Dienstes 
die Kirchenordnungen von Kursachsen, Herzogtum Preußen, 
Polen, Pfalz, der Brüderunität, Henneberg und Liefland. 
8. Sie soll nur aus Gründen der Notwendigkeit und des 
Nutzens für die Kirche geschehen, im einzelnen, wenn ein 
Geistlicher in einer Gemeinde ohne: Erfolg arbeitet, wenn 
die Erwartung besteht, daß ein Geistlicher in einer Gemeinde 
mehr Frucht schaffen wird. 9. Die Kirchenordnungen 
arbeiten mit den Gedanken und Motiven der alten Kirche 
und des kanonischen Rechts und pıioduzieren auch keine 
neuen Versetzungsgründe. 10. Sie führen keine Schriftgründe 
gegen die Versetzung, wohl aber Schriftstellen für sie an. 


ill. Die wesentlichsten materieilen Voraussetzungen 
der Versetzbarkeit der Geistlichen. 

Die bisherige Untersuchung hat uns gezeigt, daß die 
Versetzbarkeit der Geistlichen eine aus der alten in die 
katholische Kirche und aus ihr in die Kirchenordnungen 
der ev. Landeskirchen übergegangene Rechtsinstitution war, 
und ihre Arten und — soweit das möglich war — auch 
ihre Gründe und materiellen Voraussetzungen kennen .ge- 
lehrt. Da es aber zuerst galt, festzustellen, was die 
einzelnen Kirchenordnungen über die Versetzungsfrage 
überhaupt enthalten und anordnen, hätte es nur Wieder- 
holungen veranlaßt, wenn bei jeder Kirchenordnung auf 
die Gründe, Voraussetzungen und Vorbedingungen der Ver- 
setzung und Versetzbarkeit eingegangen worden wäre. Wir 
müssen daher noch versuchen, die wesentlichsten Züge des 
Hintergrundes zu gewinnen, auf dem das Bild, das wir aus 
den Kirchenordnungen gewannen, sich abgespielt hat, von 
dem aus es daher auch erst ganz verständlich werden und 
zugleich Leben bekommen dürfte. 

Bei der Beschränkung, die sich auch eine Spezialunter- 
suchung auferlegen muß, will ich die Aufmerksamkeit nur 
auf die markantesten Punkte lenken und sie auf Grund 
der evangelischen Kirchenordnungen behandeln. 
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1. Das Verhältnis der Geistlichen zueinander. 


Das Verhältnis der Geistlichen an einer Gemeinde 
war das der Unterordnung unter den Pfarrer. Die 
Kirchenordnungen schärfen immer wieder Gehorsam gegen 
ihn ein, mahnen zu Eintracht und Friede und bedrohen 
die Widersetzlichen mit strengen Strafen. ‚„Insonderheit, 
wo diaconi ..... wider ihre pastores unruhe, factiones 
und parteiligkeit zu richten, die sollen durch die consistoria 
verhoret und nach befindunge entsetzt oder gestraft wer- 
den“, ordnet die Instruktion des Kurfürsten August von 
Sachsen zur Visitation!) vom 3. März 1555 an, urd die 
„Generalia, die prediger oder diaconos und custo- 
des belangende‘'?) schreiben vor: „Es sollen die andern 
kirchendiener ihre pastores und superintendentes in ehren 
halten und ihnen gehorsam sein, mit ihnen eintrechtig und 
freuntlich leben, sie nicht bei der gemeine verkleinern, nit 
wider sie practiciren, rott und partes anrichten und die 
gewaltige oder den pobel wider sie verbittern oder vor- 
hetzen der hofnung, sie entlich mude zu machen und gar 
auszubeißen.‘‘ Nach den „Generalia, alle superinten- 
dentes belangende“?) soll der superintendens in Streit- 
fällen den batreffanden Geistlichen zuerst „in geheimb dar- 
umb ansprechen und nach gelegenheit der verbrechung 
strafen mit vormanung, do keine besserung folge und der- 
gleichen clag mehr für ihn kommen würde‘, soll ‚er solchs 
an den obersuperintendenten oder das consistorium gelangen 
lassen“. Ebenso befiehlt die Kursächsische Kirchen- 
ordnung*) von 1580 ..... „Daneben sollen sie unter- 
einander sittig und friedlich leben mit ihren collegis, sich 
nicht in frembde hendel mengen, die nicht ihres beruffs 
sein, nicht gezenk und parteien unter den leuten anrichten, 
die diaconi ihre pastores, und sie beide ihre superintendenten 
in gebürenden ehren halten, ihnen gehorsam sein in allen 
billichen sachen, sie nicht bei der gemein verkleinern, nicht 


!) Sehling I 8. 308. 

2) A.a. O. S. 314f., ebenso die Kursächsiscohen Generalartikel 
von 1557, ebenda S. 322. 

®) Ebenda B. 311f. 4) Ebenda a.a. 0. 8. 359 fl. 
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wider sie practiciren oder rotten anrichten, die gewaltigen 
oder den pöbel nicht wider sie verbittern oder verhetzen 
der hoffnung, sie endlichen müde zu machen, oder gar aus- 
zubeißen.‘‘!) 

Nach der Kirchenordnung?) der Fürsten Johann, 
Georg und Joachim von Anhalt vom März 1545 „sollen 
..... die pfarher und diacon dem hern superintendenten 
gehorsam sein und sich eintrechtig und gleichformig halten 
und keiner etwas sunderliches thun oder furnehmen, sich 
auch in weltlich regiment oder frembde sachen außerhalben 
ihres ampts nicht einlassen“.®?) In der Instruktion®) zur 
Visitation des Amtsbezirks Dessau von 1557 wird 
den Visitatoren befohlen, darauf zu achten, ob sich „etwan 
diaconi ...... understünden, wider ihre pastores unruhe 
und zwietracht zu machen, und so sie des oder sonsten mehr 
ihren widerwillen befunden, sollen sie denen untersagung 
thun. Da sie aber davon nit ablassen wolten, und es hieher®) 
gelangen würde, solle darinnen billiches einsehen nach ge- 
legenheit furgewandt werden“) Nach einem Menschen- 
alter mußte der gleiche Befehl wiederholt werden und die 
Instruktion?) zur Visitation vom 26. April 1582 aufs 
neue einschärfen: „Do sie (die Visitatoren) auch in der 
visitation erfahren würden, das die diaconi ..... sich 
unterfingen, zwietracht und unruhe untereinander zu er- 
wecken oder sonsten neuerliche odia und affecten spuereten, 
sollen sie dem mit gebürlicher untersage zuvorkommen und, 
an dem der mangel, ernstliche untersuchung thun, damit 
dem ministerio zu unehr nicht scandalisiret werde; wo sie 
sich aber daran nicht keren wolten, soll es auf ihren be- 
richt an unserm ernsten einsehen nicht mangeln.‘‘®) Es ist 
für die Verhältnisse in Anhalt zu jener Zeit charakteri- 
stisch, daß man alle Schwierigkeiten zwischen den Fürsten 
und den Städten, diesen und den Geistlichen wie der Geist- 
lichen untereinander zunächst immer durch ‚„Verdracht- 


1) In dem Abschnitt XVI „Vom leben und wandel der pfarrern 
und kirchendienern‘“‘ a. a. O. S. 439. 

2) Sehling II S. 549 fl. 3) Ebenda S. 563. 

4) Ebenda S. 557 fl. 6) D.b. an die Fürsten. 

*) Ebenda S. 568. ?) Ebenda S. 574 ff. 8) Ebenda S. 576. 
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Artikel‘ zu beseitigen versuchte.!) So heißt es z. B. in dem 
zwischen dem Rat zu Zerbst und dem Superintendenten 
Abraham Ulrich vom 5. Juni 1572 geschlossenen und vom 
Fürsten Joachim Ernst von Anhalt bestätigten Vergleich®): 
„Da aber uber vorsicht zwischen dem superintendenten 
und pfarhern zu S. Nicolaus eines und denen diaconis ..... 
andersteils mißvorstende vorfielen, so durch den hern super- 
intendenten und seine adjunctos ..... nicht könten ver- 
glichen werden, könten superintendens und seine adjuncti 
en auch wol etzliche von dem gemeinen ministerio 
beider pfarrkirchen zu sich ziehen und in entstehendem 
guetlichem vortrage die clagen ..... an den rath und dann 
uf ferner unfruchtbare entschei ung von dannen an den 
landesfursten gelangen.“ In den „Verdrachtartikeln?®) 
zwischen uns kirchendiener zu Cervest in $S. Nicolaus- 
kirche“ vom Sonnabenrd*) vor Estomihi 1551 „willigen“ 
diese „auf das konftiger unwil und hader zwischen ihnen 
nicht erstee, und da erstunde, auf nachfolgende artikel ein“, 
nach der Regel Christi Matth. 18, 15ff. zu handeln, ‚da aber 
nach gedachter christlicher vermanung kein besserung folgen 
wurde, muchte der mutwilliger widerwerdiger als ein zolner 
und sunder gehalten und von der obrigkeit gestraft werden 
ae das unser keiner hinder andern dreien mitdienern 
wissen und willen etwas anrichten und practiciren oder an- 
nemen wil, welches zur gemein regierung der kirchen gehort, 
vil weniger das den andern ohn seinem wissen und willen 
ins ampt fallen wil, das her Johans Trebelius neben den 
andern diaken mir Theodor Fabritio als seinem pfarherrn 
geburlichen gehorsam leisten wil, das sich her Johan Tre- 
belius zur gleicher arbeit mit den andern diaconis zu tragen 
verpflichten wil, so bin ich obgedachter ihr pfarherr auch 
zufrieden, wie sie sich denn (untereinander) vergleichen“, 
sich in Krankheits- und bei Todesfällen gegenseitig (auf 
%, Jahr) zu vertreten.) 


1) Vgl. 8. 512. 589 ff. 593f. 2) Ebenda 8. 590f. 

8) Ebenda 591f. 4, D.h. den 7. Februar. 

$6) Im Januar 1558 schließen der Pfarrer und die drei Diakone 
wieder einen Vergleich über Stunde und Länge der Predigten (a. a. O. 
8. 592); 1545 vergleicht sich das ganze Ministerium in Zerbst unter- 
einander und mit dem Rate (a.a.0. S. 593f.). 
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Nach der Visitations- und Konsistorialordnung 
für die Mark Brandenburg?) von 1573 ‚„gebühret (es) 
auch den caplenen und predigern sich wider ihren pfarrer 
an den rath oder gemeine nicht zu hengen, sondern ihre 
pfarrer und zugeordente gehülfen, die elter sein dann sie, 
in allen ehren und reverenz zu halten, ..... sie in schweren 
und dunkeln artikeln der heiligen schrift zu consulirn und 
sich von ihnen weisen und unterrichten zu lassen‘.2) Der 
Visitationsabschied für Stendal?) verfehlt nicht, ein- 
zuschärfen: ‚es*®) sollen sich auch die capläne ihrer pfarrer 
gebührlich verhalten“. 

Nach der Pommerschen Kirchenordnung?) von 
1569 soll „de pastor mit sinen coadjutoribus alse mit sinen 
brödern ummegan na der regel Christi, wek der gröteste is, 
si der andern dener, en helpen na allem vermoegen, se leren, 
underrichten, vormanen in aller lere mit sachtmoedigkeit, 
(Sanftmut). De coadjutores schölen sick nicht wedder de 
pastores erhewen, im caspel keine twedracht maken, nöch 
anhank wedder den pastoren, sondern em in demoet alse 
eren oldesten in ehren holden, em im kerckenregiment ge- 
horsam sin unde ere amt vlitich waren unde ußrichten unde 
alle sonnevende sick mit dem pastore vorgeliken, wo idt 
in der folgenden weken in der kerken schal geholden wer- 
den“.®) Bei der Visitation?) soll stets gefragt werden: efft 
(ob) de kerckenpersonen ock einich under einander sint 
ea efft ock ein up den andern in der kercken schelt 
unde steckt.®) Dieselbe Frage schrieb die Kirchenrefor- 
mation des Fürstentums Kurland und Semgallen?) 


1) Sehling III 8. 105 ff. 

2) A.a..O. in dem Abschnitt ‚von den pfarrern, irem amte, lehre 
sitten und leben“, 8. 114. 

8). Vom 28. November 1540, ebenda S. 309 ff. 

4) A.a.0. 8.300. Die Titel und Überschriften der KK.OO. und 
Abschiede sind bereits genau angeführt, so daß ich sie hier nur kurz 
bezeichne. 

6) Sehling IV S. 376ff. *%) A.a.0. 8. 384. 

?) A.a.0. 8.407. söste deel: ‚van de visitation‘. 

8) Die gegenseitigen Angriffe auf.der Kanzel waren ein ebenso be- 
liebtes wie unerfreuliches und trotz aller Verbote und Strafen fortgeseztes 
Mittel, das auch heute noch vereinzelt angewandt wird. 

®) Sehling V 8.49. 
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vor: „von der einigkeit mit den collegis und benachbarten 
'amtsbrüdern in kirchen und schulen, in der lehr, ceremonien, 
leben und allen dingen“!) und wies „alle zwist und spaltung 
der kirchendiener‘“ an das Konsistorium??), und nicht minder 
die Kirchenordnung Johann Albrechts von Meck- 
lenburg?) von 1552. 

Auch hier sucht man Streitigkeiten der Geistlichen 
untereinander und mit ihrem Pfarrer durch Satzungen zu 
verhüten und die Einigkeit zu befördern. So bestimmen 
z.B. die Statuta et decreta ministerii Rostochien- 
sis*) von 1573: „..... 6 ut cum reverentia debitam prae- 
stet obedientiam ministerio et superintendenti admonitusque 
non obmurmuret, neo refragetur ae 8 ut concordiam 
cum collegis ejus templi, in quo docet et toto ministerio 
servit...... 10 ut pariter, placide modesteque suam dicat 
sententiam nec arcana ministerii eliminet, nec quae in mi- 
nisterio dicuntur aut aguntur, aliis revelet, sub poena ex- 
clusionis ex ministerii conventu, si convictus fuerit ..... 
12 ut distinctionem parochiarum sciens non turbet ..... 
14 ut collegas nullo modo deformet, et si cum aliquo ex 
collegis offensio ipsi incidat, quae amice componi non potest, 
initio accusationem ad superintendentem et deinde ad totum 
ministerium referat, nec quicquam publice pro concione 
nec privatim apud alios de ea dicat.‘‘®) Wie in Rostock, 
so hatte man auch in Wismar eine „pia®) conjunctio 
ministrorum verbi Dei iin ecclesia W.‘ am 9. Oktober 
1562 errichtet, in der es u.a. hieß: ..... „7 si quae offen- 
siones inter nos inciderint, quod, ne fiat, Deum orabimus, 
et sedulo cavebimus, inter nos eas pie componemus, ne 
simus scandalo ecolesiae Dei. 8. si quis audierit de alio 
quaedam sibi narrari, quae alius vel dixerit de se vel alius 
fecerit, ea non statim in suggestum (auf die Kanzel) de- 
feremus?), sed prius, eo vocato, explorabimus, an res it& 


1) Sehling V S. 76. 2) Aa.0. 8.82 

8) Ebenda 8. 161 ff. (a.a. O. S. 195). 4) Ebenda 8. 285f. 

5) A.a.0. 8. 288. *) Ebenda 8. 311. 

?) Trotzdem hatten sich, als ein Streit zwischen den Geistlichen 
und dem Superintendenten ausbrach, der 1572 beigelegt wurde (vgl. den 
Abschied a. a. 0. 8. 312f.), die Geistlichen auf der Kanzel angegriffen 
and dadurch auch die Gemeinde erregt. 
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se habeat, et si privatim cum eo convenire non poterimus, 
ad congressum nostrum usitatum!) referemus, ut ceteri 
fratres pie rem transigant. Abstinebimus etiam alias a 
praecipanti condemnatione alterius, priusquam eum coram 
audivimus ..... 10 in iis, quae ad ministerium pertinent, 
nos conjungemus, ne vel desertio vel mutua distractio salu- 
tari aedificationi obsit.“ 

Obwohl diese Unterordnung der Diakone unter den 
Pfarrer aus Gründen, die in der Natur der Sache liegen, 
unbestritten war und auch von Luther?) gebilligt wurde, 
mußten die Kirchenordnungen und Abschiede sie immer 
aufs neue einschärfen. Wir geben noch einige Beispiele. 
Die „Ordnung?) vom Kirchengerichte, bann, auch 
beruf und enturlaubung der prediger“ für das Erz- 
bistum Magdeburg vom 17. Januar 1569 schreibt vor: 
ERRT „da zwischen den pfarrern und caplanen selbst sich 
spaltung in der lehr, leben oder wandel zutragen würde, 
sollen sie nicht alsbald auf der canzel in den predigen 
auf einander stechen oder mit namen ausrufen, sonder die 
sachen ..... für das ministerium, kirchvetern und ver- 
ordenten kommen lassen, daselbsten mit allem fleiß ver- 
hoeret und durch gebürende wege verglichen, abgeschafft 
und gebessert, darmit selbs nicht offenbar gemacht, sonder 
in der still vertragen und beigelegt und die gemein Gottes 
durch spaltung und trennung der kirchendiener nicht vor- 
ergert, sonder durch derselben gut exempel aufgebauet und 
gebessert werde.‘ ‘) 

Nach der „Ordnung eines erbarn raths und der 
aeltesten zu Querfurt vom leben und wandel der pfarr- 
herrn, kirchen und schuldiener‘‘®) sollen die Kirchendiener 
„untereinander sittlich und friedlich leben mit ihren collegis, 


1) Er fand alle Mittwoch statt. 

3) Vgl. die Ordnung der Visitatoren, zu denen auch Luther gehörte, 
für Domitzsch von 1529, Sehling I S.351ff., nach der statt des andern 
Caplans „zwen neue gelerte diacon bestelt‘“ werden; ‚dieselben sollen 
sich des pfarrers bevel gehorsamlich halden und nach ihm richten, a. a. O. 
8. 353, vgl. ebenda S.4l. 

2) Sehling II S. 453 fl. 4) A 8.0. S. 454. 

8) Ebenda S. 461f., sie stammt aus der Zeit von 1580 bis 1590. 
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sich nicht in främbde händel mengen!), die nicht ihres 
berufes sein, nicht gezenke und parteien unter den leuten 
anrichten, ihre pastores und superattendenten in gebür- 
lichen ehren halten, in billichen sachen gehorsam sein, sie 
nicht bei der gemeine verkleinern, nicht wider sie practi- 
ciren, oder rotten anrichten, die gewaldigen oder den böbel 
nicht wider sie vorbittern oder vorhetzen, der hoffnung, 
sie endlich müde zu machen oder gar auszubeißen.‘“ Ähn- 
lich fordert die Instruktion?) zur Visitation des Bis- 
tums Halberstadt vom 8. August 1588 u.a.: „.... ist 
hoch von nöten, daß die kirchen personen der lehre halben 
einig und sich sonsten allenthalben freundlich mit einander 
vertragen, kein unnötig disputiren oder gezenke vor das 
gemeine volk bringen, noch einer uf den andern schelten 
oder stechen“.3) Nach den „Christliken Artikeln und 
bericht, wie es in der kirchen zu Aschersleben 
mit den pfarherren und kirchendienern allenthalben ordent- 
lich soll gehalten werden‘‘*) von 1575 sollen die berufenen 
Geistlichen ‚uf folgende condition und bescheid bestellt 
werden ..... auch mit den andern (Geistlichen) ein gut 
friedlich, sittig, einig leben füren, keiner uf den andern 
stechen und predigen, noch einig ergerniß geben; do sich 
aber span und gebrechen unter den pfarherrn und predi- 
canten (das göttliche almechtigkeit gnediglichen vorhüten 
wolle) zu tragen würde und durch einen erbarn rath nicht 
können concordirt werden, sollen die irrungen vor das con- 
sistorium, welches unsers verhoffens in diesen landen soll 
angerichtet werden, oder in mangel dessen an etzliche un- 
verdächtige wolgelerte personen in umbligenden stedten, 
die der augsb. confess. gemäs rein lehren, gelangt und durch 
dieselben mit zuthun eines erbarn raths verhört und con- 
cordirt werden. Und do dan einer oder mehr unrecht in 
seinen sachen befunden und in die concordien sich nicht 
schicken würde, soll dem oder denselbigen ihr bescheid ge- 
geben werden.“ Von ‚des pfarhern ambt in specie“ heißt 


1) Sehling II 8. 641. Der Wortlaut variiert nur wenig und ist 
offenbar nach einem Muster gebildet. 

*) Ebenda 8. 466 fl. 2) A.0.O. 8. 469. 

4) Ebenda S. 473. 
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es darin: ..... „es soll der pfarher allen müglichen fleis 
ankehren, daser.......... mit den diaconis friedlich und 
einig lebe ...... auch soll er uf seine diakonos, ...... 


ein fleißig aufsehen haben, und so er an denen einig mangel 
spüre, in der visitatio solches anzeige‘!); „von den diaconis 
in specie“‘ aber: „die diaconi sollen..... ihren pastorem 
in ehren halten, ihm billigen gehorsam leisten, ihn nicht 
bei dergemeine...... verkleinern, nicht wider ihn practi- 
ciren oder rotten und parteien anrichten, noch die zuhörer 
wider ihn verbittern oder verhetzen, noch hessig machen, 
der hoffnung, ihn endlich müde zu machen oder gar aus- 
zubeißen®), sondern da sie mängel an dem pastor haben, 
sollen sie es in visitatione oder sonst dem rath melden und 
heimstellen. Sollen ohne des pastors vorwissen keine ma- 
teriam zu tractiren sich unterstehen oder einige neuerung 
vornehmen, auch ohne des pastors erlaubniß sich nicht 
absentiren ..... Und da sich einer anders verhält, soll 
in des raths wahl stehen, ihm seines amts zu entsetzen.‘'?) 
Die ‚‚Publicirte Consistorial-Ordnung von Jhenat) 
von 1574‘ bezeichnet als zu dem Amte der 5 „Commissa- 
rien“ oder „Assesorn‘' des Konsistoriums gehörig u. a. auch: 
„Darüber sollen (sie) auch aufsehen, das alle Pfarrherrn, 
Predigern, Diaconi, Kirchen- und Schuldiener ein züchtig 
und ehrlich leben füren unter einander und mit den Pfarr- 
herrn in guter einigkeit und freundlichen willen leben, da- 
mit was sie leren, auch mit dem leben selbst beweisen und 
irem Ampt vleissig fürstehen.““ 

In dem „Verzeichnis®), wie dem hern pfarhern in 
S. Johannis kirch zu Halberstadt von wegen der ganzen 
gemein das pfarramt bevohlen wirdet‘ von 1564 wird dem 
Pfarrer neben anderm auch aufgegeben „..... zum dritten, 
das er mit den andern hern prädicanten einigkeit halte 
und wohe mangel vorfellt, mit denen rat nehme, wies die 
vörigen gemeiniglich alle dinstage gehalten haben.“ In 
Mühlhausen®) war man gegen Ende des Jahrhunderts erst 


1) Sehling II S. 474. 2) Diese immer wiederkehrende Wen- 
dung zeigt die Wirklichkeit in klarem Lichte. 

:) A.a.0. 8. 477. 4) Richter K.O. II 8. 396. 

5) Sehling 11 8. 486f. *) In Thüringen. 
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auf dem Wege zu diesem Ziele. Der Superintendent Se- 
bestian Starcke!) stellte im Oktober 1585 in einer der 
monatlichen Zusammenkünfte, die er mit den Geistlichen 
der Stadt hielt, u. a. den Antrag, „daß die geistlichen 
dahin sehen und streben solten, daß unter ihnen und allen 
den ihrigen ein christlicher friede erhalten werde‘‘.2) 

Diese Beispiele, die leicht vermehrt werden könnten, 
mögen genügen. Es bedarf keiner Ausführung, daß in 
diesen Verhältnissen, auf die die Kirchenordnungen sehr 
oft eingehen, um sie zu bessern, ein äußerst starker Antrieb 
zur Versetzung lag und liegen mußte, mindestens zur Ver- 
setzung mit Zustimmung des Geistlichen, wenn nicht auf 
seinen Antrag, in andern Fällen ein unerfreulicher Anlaß 
zur Strafversetzung für die Obrigkeit gegeben war, falls 
es nicht zur Enturlaubung und Entsetzung kam, wofür 
es an Beispielen nicht fehlt.?) 


2. Das Verhältnis der Patrone zu den Geistlichen. 

Nicht viel besser stand es mit dem Verhältnis der 
Geistlichen zu den Patronen oder, wie man wohl richtiger 
sagen muß, der Patrone zu den Geistlichen. Wir lassen 
nur einige Schlaglichter darauf fallen, wie sie die evangeli- 
schen Kirchenordnungen ohne Hülle in einer Fülle darbieten, 
die nur den befremden kann, der die Wirklichkeit nicht 
kennt und vergißt, daß die katholische Kirche immer 


2) Er war von 1575 bis 1585 Superintendent in Mühlhausen. 

2) Sehling II S. 386. 

8) „Welche kirchenpersonen in ler oder leben strafbar oder in ihrem 
ampt unfleißig befunden und nach vermanen sich nicht bessern wollen, 
die sollen nach genugsamen vorhor und erkenntnis der sachen, wie sie 
angenomen, one jemandes widerrede entsatzt ..... werden‘ sagt 
die Kirchenordnung der fürsten Johann, Georg und 
Joscohim von Anhalt vom März 1545 (Sehling II 8.553), und 
die Instruktion zur Visitation des Amtsbezirks Dessau von 1557 
enthält die viclsagende Vorschrift: „es sollen auch unsere viritatores 
den pfarhern, diaconis und kirchendienern strack verbieten, sich der 
kretzschmar, wirtsheuser und seuferei zu enthalten bei unser ernsten 
straf, die wir uns darinnen wollen vorbehalten haben“ (ebenda 8. 558), 
vgl. auch noch das Patent oder Instruktion zur Visitation vom 
'26. April 1582 (für Anhalt), ebenda 8.576. Es genügt wohl, diese 
Materie nur anzudeuten. 
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wieder und sehr oft vergeblich hierin zu kämpfen gehabt 
hat. „Nachdem aber befunden“ — sagen die „Artikel 
von erwelung und underhaldung der pfarrer, 
kirchenvisitation und was dem allen zuge- 
hörig im fürstenthumb Preußen uf gehaltener 
tagfahrt Michaelis im jar 1540 einhellig be- 
schlossen‘!) —, ‚das an etlichen orten one vorwissen, 
genugsame ursachen und bewilligung eines ganzen kirch- 
spils [auch ohne erkenntnus des bischofs?)] die pfarrer 
geurlaubt und hinweg gejagt werden, wöllen wir, ob auch 
einer gleich das kirchen lehen hett, das er one guten rat 
[der bischoff] der gepürenden obrigkeit oder derselben ver- 
ordente, auch ansehnliche notdurftige ursachen keinem 
pfarrer urlaub gebe, viel weniger als bald hinweg jage. 
So aber hirüber ein pfarrer one erkentnuß entsetzt oder 
weggejagt, söllen dieselbigen vorjagte pfarrer fur allen 
dingen und aufs erste wieder eingesatzt?) und restituirt, 
alsdann klag und antwort gehört und daraus erkant, verner 
ein pfarrer [und der pfarrherr also ferner] entsatzt oder 
nicht entsatzt werden. So dann einem pfarrer gewalt ge- 


1) Sehling IV 8. 47ff. 

2) Die eingeklammerten Stellen entstammen der betreffenden Ver- 
ordnung von 1568, Sehling a.a. 0. S. 110. 

3) Mit Bezug auf 0.3 c.3 qu. 1: Redintegranda sunt omnia ex3po- 
liatis vel,gjectis episcopis praesentialiter ordinstione pontificum et in 
60 loco, unde abscesserant, funditus revocanda,. quacumque oonditione 
temporis aut ..... dolo aut violentia majorum aut per quascungue 
injustas causas res eoclesiae vel proprias aut substantias suas perdidisse 
noscuntur ante accusationem aut regularem ad synodum vocationem 
eorum. Vgl. cit.c1—2, 4; und qu.2 und 3; X. II 13 de restit. spolia- 
tor. J. H. Boehmer, jus eccles. Protestant. lib. II tit. 13 meint aller- 
dings, daß mit Ausnahme von c. 18 X. II 13, wonach der Beraubte 
nicht nur gegen den Spolianten, sondern auch gegen Dritte klagen kann, 
die die spoliierte Sache in Kenntnis des Spoliums erwerben, und c. 2 
X. H 13, wonach dem Restitutionskläger nicht ein Verzicht nach der 
Spoliation entgegengehalten werden kann, da gegen ihn die Vermutung 
der Freiwilligkeit spricht: quia non est verisimile, quod sponte juri suo 
renuntiaverit, qui renunoiat spoliatos, das kanonische Recht nichts Neues 
in das Zivilrecht eingeführt habe; da in co. 3 c. 3 qu. I nur die Prinzipien 
des Interdietum unde vi auf den Fall der gewaltsamen Dejektion an- 
gewandt seien (a. a. O. $ 1), was doch nicht ganz zutrifft, vgl. Bruns, 
Recht des Besitzes 8. 127f.; Besitzklagen S. 212ff. 
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scheen und er des schaden erlitten, ihm solche seine scheden 
durch seine widerpart auch ausgericht werden [soll ihm sein 
widerpart die scheden unweigerlich ausrichten], das wöllen 
wir also und nicht anders gehalten haben.“ 

Wir wundern uns daher nicht, wenn die lutherische 
Synode von Gostyn!) von 1565 den Geistlichen den Rat 
gab: „patronos suos amplectentur nec ullas molestias illis 
facessant?),‘‘ anderseits aber auch die Obrigkeiten ermahnte: 
„magistratus civiles ..... ministros evangelicos pios et 
doctos viros sine evidenti causa idque non propria autoritate 
freti, sed consilio cum superattendentibus habito, a suis 
non removeantecclesiis; et si aliter fecerint, publice corrigen- 
tur.‘‘®) Wir verstehen es, wenn die Statuta®) synodica 
in ecclesiis Pomeraniae promulgata in synodo 
Gryphenhagia vom 18. und 19. Juni 1574 die Geistlichen 
aufs dringendste vor Streitigkeiten mit den Magistraten und 
Patronen warnen und zur größten Vorsicht mahnen: ‚„magno 
studio pastores caveant lites cum magistratibus et patronis 
suis: ac, si justas ab causas vel propter bona®) ecclesiae 
vel propter res alias, quae ad ministerium et disciplinam 
ecclesiae pertinent, cogantur eis contradicere, litem nec mo- 
veant nec intendant temere, sed, si leviter rogando et mo- 
nendo flecti nolint, priusquam serio quid tentent, rem com- 
municent cum superintendente, qui, quantum licet, in com- 
mune consulet, quid fieri conveniat.‘‘*%) Es war durchaus 
begreiflich, wenn diese Lage der Verhältnisse die Geist- 
lichen zum Zusammenschluß und zum gegenseitigen Bei- 
stand trieb, und dies Vorgehen die Billigung der Oberen 
fand. Die Constitutiones inspectoris ministro- 
rum et pastorum villanorumin sede Garleriana 
(Gardelegen) confirmatae per Generalissimum 
Marchiae Superintendentem D. D. Andream 


1) Sehling IV S. 268f. ®2) pars III Art. 11 a.a.O. 8. 269. 

®) A.a.O. S. 270. 4) Sehling IV S. 484 ff. 

5) Manche Patrone ließen sich einige Äcker der Kirche oder Pfarre 
schon vor der Wahl versprechen oder nahmen sie während der Amtszeit 
des Pfarrers für sich in Anspruch oder gaben ihnen überhaupt nur einen 
Teil derselben zur i ? 

*) A.a.O. 8.490 cap. 5 Nr. VII, vgl. auch Nr. VI und VIIL 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. ZXXVII. Kan. Abt. VII. 


370 RudoH Schaeer, 


Musculumin prima visitatione!) vom 15. Juni 1579 
berühren auch diesen wunden Punkt: ‚..... nr. 18. si 
quis fratrum vel cum suis nobilibus vel cum alio quo- 
piam justam causam coram magistratus publice agendam 
habuerit aut in officio suo violenter laesus fuerit, tunc tota 
fraternitas ipsi et consilio et auxilio aderit; ac si res postu- 
laverit, adjungentur ipsi ex numero fratrum duo aut tres, 
qui tamquam advocati ipsi praesto erunt et summis ipsum 
conatibus conabunt (!).‘‘?) 

Nach der Instruktion zur Visitation des Erz- 
bistums Magdeburg?) vom 25. Mai 1583 sollen die Visie 
tatoren auch darauf achten, „ob die obrigkeit auch treulich 
uber den pastorn, kirchen und schuldienern halte, ob sie 
auch der lehre halben zu weit ins kirchenregiment greifen, 
WERTE ob einigkeit unter den kirchen personen und schul- 
dienern sei, und wie sie sich mit einander vortragen, ob auch 
einer auf den andern in der kirche schelte und steche‘“.*) Die 
„Verordnung der Visitatoren‘®) für Franken von 1535 
schrieb u.&. auch vor, „der benennung der person sampt 
des unfruchtbaren scheltens und schmehens in predigten 
sich (zu) enthalten‘.®) Die zwischen den Geistlichen unter- 
einander und dem Rat ausgebrochenen Streitigkeiten suchte 
man durch Vergleiche beizulegen und dabei die Grenzen 
festzulegen, die für den Frieden des Gemeinwesens unent- 
behrlich waren. So z.B. in Erfurt, wo die formula paci- 
ficationis?) vom 30. Dezember 1580 darüber sagt: ‚10 Bei 
dieser jetzo erzehlten vereinigung getroffenen ordnung und 
satzung hat ein erbarer rat sich eıkleret, daß sie als christ- 
liche obrigkeit darüber ex officio mit ernst und gutem fleiß 
zu halten, das ministerium und alle darzu gehörige per- 
sonen gebürlichen schützen und handhaben, sie sämbtlichen 
und sonderlichen lieben, ehren und fördern, auch am ge- 
bürlichen einsehen, executiren und hülfe nichts erwinden 
lassen. 11. Dargegen das ministerium hinwiederum zu- 


1) Sehling III S. 224f. 2) Wenn man das neuerdings wieder 
in ähnlicher Weise versucht hat, um Streitigkeiten zu schlichten, so 
ist die Sache nicht neu und kann Gutes wirken. 

3) SehlingII 8.418. *)A.a.0.8.423,. ®)SehlingIS.198f. 

°%) A.a.0. S. 19. ?) Sehling II 8. 366 ff. 
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gesagt und angelobt, einem erbaren rate als ihrer ordent- 
lichen und christlichen obrigkeit gebürliche reverenz und 
obdienz zu erzeigen, auch dasjenige, so an sie von bösen 
mißgünstigen leuten wider e. erb. rates und der ihrigen 
oftmals gelanget, darmit nicht so bald unerhörter sachen 
und ohne genugsamen gegenbericht auf die canzeln, dahin 
solche händel nicht gehören, wie von etzlichen bis daher 
geschehen, gebracht werden. 12. Dardurch wollen wir aber 
ihren gebührlichen notwendigen christlichen strafamte, wie 
das nach anweisung der h. schrift ihnen gebühret, nichts 
vorgegriffen und genommen haben ..... =1) 

In Mühlhausen?) war man vorsichtiger und legte die 
Grenzen auf diesem unerfreulichen und gefährlichen Gebiete 
gleich bei der Berufung der Geistlichen fest, weil die anandern 
Orten gemachten Erfahrungen diese Maßregel sehr ratsam er- 
scheinen ließen. Die Instruktion?) des dortigen Rates für 
den Superintendenten Petrejus vom 17. Januar 1571sagt dar- 
über: ‚Die weilauch Gott lob bis anher die kirchen allhier vor 
dem unnöthigen ergerlichen gezenke, so itzo an vielen orten 
im schwange gehet, gnädiglich behütet und fein erhalten 
worden, und auch die vorigen gewesenen herren superinten- 
denten bei aufnehmunge dieses amtes e. e. rate zugesaget, 
auf die zeit sie allhier gewesen, es also gehalten, daß sie 
eich solches gezenkes halben mit niemandem eingelassen, 
vielweniger dasselbe auf die canzel jemals, damit sie der 
kirchen und e.e. rathe keine unruhe oder anhang machten, 
gebracht haben, als will sich e. e. rath zu ew. ehrw. vertrösten 
und versehen, sie werde sich gleichergestalt auch in dem er- 
zeigen..... Neben dem bittet e.e. rat freundlich, ob ew. 
ehrw. irgend durch mär-träger etwas von e. e. rat oder dem 
regiment, darob ew. ehrw. im misfallen, vorbracht würde, 
ew. ehrw. wolle solches in:alle wege christlich und freundlich 
mit den herren bürgermeistern reden und sie dessen berich- 
ten, welche denn erbötig nicht allein ew. ehrw. gerne zu- 
hören, sondern auch, da etwas irgend in einer sache zuviel 
geschehen, dasselbige abzuschaffen und sich in alle wege 
in gebürlichen sachen christlich und dermaßen zu bezeigen, 


1) Sehling II S. 370. 2) In Thüringen. ?°) Ebenda S. 385f. 
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daß ew. ehrw. oder die andern herrn praedicanten darob 
sich nicht zu beklagen haben sollen. Es wolle auch ew. 
ehrw. mit den andern diaconis, daß sie solches, ehe dann 
sie eines jedes ihnen fürgebrachtes anbringen auf der canzel 
ausrufen, thun müssen, verschaffen. Dieses alles um ew. 
ehrw. zu verdienen, seind die herren erbötig und jederzeit 
willig.‘ c 1) 

Auch in Magdeburg war man auf ein Zusammen- 
arbeiten des Rates mit dem Ministerium bedacht, um den 
Ein- und Angriffen der Geistlichen auf der Kanzel vorzu- 
beugen. ‚Es sollen auch“, sagt die „Ordnung vom kir- 
chengerichte, bann auch beruf und enturlaubung 
der prediger‘®) vom 15. Januar 1569, „hinfüro die pfarrer 
und kirchendiener, da ein person, so mit öffentlichen lastern 
beschweret und ungestraft blieben, ein erb. rath auf der 
canzel nicht ausrufen, dann solches oftemals einem erb. rath 
verborgen sein und bleiben möcht, sonder da sich der- 
gleichen fehl und mangel zutragen wirden, sollen sie einen 
erb. rath dessen ad partem berichten, welche alsdann un- 
vormehret ihrer person gegen denselben gebürende straf 
fürnehmen sol, darmit also beides die kirchenstraf und 
ernstlich einsehen der obrigkeit einander die hand bieten 
und nicht mit ergernus wider einander laufen.‘‘“ Die Ord- 
nung der Visitatoren?) für Staßfurt von 1564 kon- 
statiert einerseits: „l. Die eingerissene verbitterung und 
beschwerlicher mißverstand zwischen dem pfarhern und 
rathe is genzlich ufgehoben, beigelegt und vortragen, und 
sol desselbigen von keinem teil ferner in ungutem gedacht 
werden, wie sie dann itzo alsbald miteinander versunet‘“, 
setzt aber anderseits fest: „2. Wann dem pfarhern etwas 
streflich furkumpt, sol ers nit alsbald glauben und uf die 
canzel bringen, sondern von erst bericht nehmen und den 
rath freuntlich und gutlich darumb anreden, alsdan sich 
auch der rath ires ambts erinnern und allem streflichen 
wesen mit gebürendem ernst steuren und wehren sol. 3. der 
pfarher mag seinem ambte nach die sünden in genere und 
specie strafen und in deme niemand schonen, doch das er 


1) Sehling II 8.386. *) Ebenda 8.453. °) Ebenda 8. 462. 
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nit ad individusa gehe, auch ahne vorgehenden proceß und 
gebürlich erkentnus, welches der obrigkeit zustehet, nie- 
mals in bann declarirn noch erkleren.“ 

Sehr trübe Erfahrungen müssen zum Erlaß der „Christ- 
lichen artikel und bericht, wie es in der kirchen 
zu Aschersleben mit den pfarherren und kirchen- 
dienern allenthalben ordentlich soll gehalten wer- 
den‘“!) von 1575 geführt haben, die u. a. auch vorschreiben, 
„das sie uf der canzel iren affecten nicht folgen noch nach- 
hängen oder ire dreum und privatos dolores, noch was zu 
aufruhr und verachtung des raths dienstlich, predigen oder 
lehren sollen, dan do sie mengel oder gebrechen am rath 
oder sonsten etwas an sie gebracht, das sie dasselbe erst 
nach genommener gründlicher erkundigung in geheim güt- 
lich melden und freundlich suchen und nicht sobalde uf der 
canzel, in collation und sonsten ex affectu darauf stechen, 
damit nicht uneinigkeit erwecket und der pöfel zu ungehor- 
samb gereizt, auch jemand an seinem leumuth verletzt 
werde. Doch soll inen hiermit alle sünde in genere und 
öffentliche ärgerniß in unser gemeine in specie ..... zu 
strafen nicht verboten sein, dan sie solchs ambtshalber 
schuldig, aber das die person öffentlich unvermeldet bleibe 
und nicht solches animo injuriandi sed corrigendi gemeinet.‘“?) 
ee Dabei hatte man in Aschersleben schon bei der 
Anstellung der Geistlichen auf diesen Punkt besonderes Ge- 
wicht gelegt, wie z. B. das „Verzeichnis, wie dem hern 
pfarhern in S. Johannis kirch von wegen der gan- 
zen gemein das pfarramt bevohlen wirdet‘?) von 
1564 zeigt, in dem es heißt: ..... „zum vierten, uf der 
canzel in gemein alle sunde und laster strafen, auf obrigkeit 
und besondere personen nicht stechen‘“.*) 

Wenn also das Recht, „alle sünde, beide in falscher 
lehr und ungöttlichem leben, in gemein und in specie, doch 
unbenennet der personen (zu) straffen und anzugreiffen‘“®) 
unbestritten war, so hat man doch bei allem Verständnis 


1) Sehling II S. 473£k. 3) Aa.0. S. 473t. 

3) A.a.0. 8. 486f. ‘) A.a.0. 8. 487. 

5) Wie die Niedersächsische Kirchenordnung von 1587 im 7. Teil 
Richter U S. 472) sich ausdrückt. 
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für die Notwendigkeit des Strafamts den Eindruck, daß 
seine Grenzen überschritten wurden. | 

Wie notwendig der Rat war, sich nicht in fremde An- 
gelegenheiten einzumischen, aber auch die Mahnung zum 
Frieden, mögen einige Beispiele aus Reichsstädten veran- 
schaulichen. Ein gutes Bild von der Lage der Verhältnisse 
in Rostock gibt der Bericht!) des Superintendenten Pauli 
an den Rat zu Wismar vom 17. November 1585: ...... „Was 
nun vom ganzen predigamt fleißig beredet, wol erwogen und 
beschlossen ist, das wird durch etliche aus demselben mittel 
abgesandte einem erb. hochweisen rath oder nach gelegen- 
heit dem worthabenden burgermeister mit aller bescheiden- 
heit und freundligkeit angezeiget, und sein die sachen bis 
auf diese gegenwertige zeit dermaßen von e. e. r. mit 
gleicher bescheidenheit und freundligkeit wiederumb beant- 
wortet und verabscheidet, das nicht nötig gewesen, etwas 
davon auf den predigstuhl zu bringen. Dagegen aber wen 
bei den underthanen offentlicher ungehorsam gespüret oder 
von e. e. r. darüber geclaget wird, alsdan wird im predig- 
amt beredet und beschlossen, das sie zum gehorsam und 
einigkeit mit ihrer obrigkeit sollen fleißig und treulich ver- 
mahnet werden, und geschiehet solches darauf einhellig von 
allen predigstuhlen und von allen predigern, auf das es viel- 
mehr durchdringe und frucht schaffe ..... Wiederum 
weil e.erb.r. itzt über das predigamt helt, ist es itzt in viel 
großer ehren und würden bei den zuhörern, als es niemals 
gewesen, also ist hoch und viel hiran gelegen, das Moyses 
und Ahron mit einander halten ..... “ In Rostock hatte 
man freilich diese Erkenntnis auch erst durch die schweren 
Erfahrungen aus den Unruhen, die infolge der Vertreibung 
von Tilemann Heshus und Eggerdes entstanden waren, 
gewonnen und diese ebenso einfache wie natürliche Weise 
der Verständigung gefunden. 

In Lübeck griff die Geistlichkeit sogar auf der Kanzel 
in schwebende Verfahren ein, und der Senat mußte sich 
dagegen wehren. ‚Item‘, sagt erim Senatsbeschluß?®) vom 
8. November 1579, ‚sie sollen den rat von der cantzel der 


I) Sehling V S. 298f. 2) Ebenda S. 369. 
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justitien halben ohn grund und ursach unbeschmitzet lassen, 
dan sie ihr gewissen und ehr selbst in acht haben wollen 
...... Sich auch ungewisser dinge, und derer grund man 
nicht hat, von der cantzel zu bringen, enthalten, damit 
das ampt nicht in veracht gesetzt (werde). Also auch 
unschuldige burger, und ehe sie vor dem consistorio gehoret 
und schuldig befunden, auch von ihrem vornehmen nicht 
&bstehen wollen, von der cantzel unbeschwert lassen, viel 
weniger aber dermaßen abmalen und beschemen, daß sie 
jedermann kennen möge ...... Der schendlichen groben 
unhofflichen wort, auch des fluchens soll man sich von der 
cantzel bei straf der laster ganz und gar enthalten umb 
christlicher erbarkeit und zucht willen ergernuß zuvor- 
huten, und solchs will ein erbar rat ernstlich gehalten baben, 
daruber auch kein praetext, endschuldigung noch bemangeln 
leiden.“ Allein schonder Senatsbeschluß’) vom 3. Januar 1582 
mußte dieselben Vorwürfe erheben, und schließlich sah sich 
der Rat genötigt, der Geistlichkeit in der ‚declaration ?) 
eines erbarn rats...... einem ehrwürdigen ministerio den 
29. Octobris 1588‘ übergeben, am 13. December 1588, die 
fortwährende Überschreitung der ihr gesetzten Schranken 
zu verweisen.......: : „Es werden aber auch offt und viel- 
mals von der cantzel sünde gestraft und personen angetastet, 
do keine sünde ist, vieleicht auf loser leute heimblich angeben, 
zutragen und verleumbden, die auch keiner sünde über- 
zeuget sein, noch daß durch die predicanten mit den- 
selbigen angegebenen personen auf vorgeblichen vordacht, 
heimblichen und besonders?) geredet worden, sondern wider 
sie alsbald auf der cantzel verfahren wird, unangesehn, daß 
sie unschuldig sein ...... Wan nun dergleichen fälle vor- 
fallen, sollen sie nicht alsbalt auf die cantzel odiose ge- 
bracht, sondern den herrn burgermeistern angemeldet und 
der leute anbringen oder ursach des verdachts angezeiget 
werden, damit die causae cognitio darüber ergehe oder, da 
es von nöten, die purgatio canonica®) angestellet werde .. .““ 


1) Sehling V S. 370f. 8) A.a.0O. 8. 375. 

8) Die Geistlichen scheinen also selbst von den gradus admonitio- 
num, Matth. 18, 15f£, abgesehen zu haben. 

*) Es ist bekannt, daß die purgatio canonica aus dem altdeutschen 
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3. Die Ausübung des Strafamts. 


Damit sind wir bei einem dritten Punkt angelangt, der 
einen der wesentlichsten und zugleich unerfreulichsten Züge 
des Hintergrundes bildet, auf dem sich die Frage der Ver- 
setzbarkeit der Geistlichen im 16. Jahrhundert abhebt, und 
von dem sie gewürdigt werden muß, dem Strafamt, das 
an sich zulässig und notwendig, durch die Verhältnisse oft 
geboten war, dessen Anwendung aber die notwendigen 
Schranken überschritten hat. Die Kirchenordnungen des 
16. Jahrhunderts beschäftigen sich mit dem Elenchus sehr 
oft und ausführlich und ziehen seiner Ausübung ganz be- 
stimmte Schranken, die freilich, wie die Wiederholung der 
Verbote seines Mißbrauchs zeigt, nur zu oft nicht eingehalten 
wurden. Auch hier wird es genügen, nur Beispiele zu geben, 
da eine erschöpfende Aufzählung der ergangenen Anord- 
nungen bloß ermüden würde. ‚Es sollen sich auch alle 
Prediger in irem predigen alles schmehens, nachredens, 
schümpfirens, Papistischen, Lutlierischen oder ketzerischen 
scheltens, außschreyens, und alles andern, das zu wider- 
willen, uneinigkeyt, auffrur, und empörung dient, oder 
ursach geben möcht, enthalten und vermeyden“, befiehlt 
der Brandenburgisch-Ansbacher Abschied!) von 
1526. „Es sollen sich auch die Prediger aller schmehwort 


Strafprozeß stammt und in den kanonischen StrafprozeB übergegangen 
ist. Im ersteren galten als Beweismittel der Reinigungseid und das Ordal. 


Der Angeklagte hatte das bessere Recht und war näher zum Beweise. 
Leistet er den Reinigungseid, dann muß er freigelassen werden: ob die 
Tatsache richtig ist, ist gleichgültig. Das erklärt sich aus der allgemein 
herrschenden Gottesfurcht, der Furcht vor der göttlichen Rache. Später, 
als man dem Angeklagten nicht mehr allein glaubte, ließ man (7) Eides- 
helfer, conjuratores schwören, die aber nicht die Wahrheit der Anklage usw., 
sondern nur die Glaubwürdigkeit des Angeklagten beschworen. Leugnete 
der Angeklagte, dann erging ein Beweisurteil, wer näher zum Beweise 
sei, in alternativer Form (zweizüngiges Urteil), das aber schon in der 
Sache selbst entscheidet. Leistet der Angeklagte den Eid, die Tat nicht 
begangen zu haben, dann ergeht das Läuterungsurteil: er wird frei- 
gesprochen. Im kanonischen Prozeß gegen Geistliobe mußte der, der 
die exoeptio (den Vorwurf der Unwürdigkeit) erhob, beweisen; auch hier 
war der Reinigungseid Beweismittel, vgl. causa 2 qu. 5. 


ı) Richter I S. 50fl. (a.a.O. 8.51). 
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enthalten und die laster straffen ingemein, deren, die sie 
hören, nicht von denen predigen, die sie nicht hören, als 
vom Bapst odder bischoven oder der gleichen. On wo es 
die leut zu warnen und exempel zugeben not ist. Denn die 
haben den Bapst noch nicht uberwunden, die sich düncken 
lassen, das sie den Bapst überwunden haben“, erinnert sehr 
. treffend der „Unterricht der Visitatoren an die Pfarr- 
herrn im Kurfurstentum Sachsen!) von 1528. „Der 
Erentriken Stadt Bremen Christlike Ordeninge“®) 
er von 1534 läßt zwar das Strafamt der Geistlichen 
durchaus zu: „alle Predicanten schollen vlitigen straffen, 
in dem gemenen manne, de graven (groben) apenbaren 
sunden, Eebrekerye, Horerye, Nacht collatien, achter red- 
dent weder de Owericheit, und ander personen®)“ etc...... 
untersagt aber den Nominalelenchus: ‚Doch dat alle straffe 
tho gha, mit unvormerckent der personen, wolde doch 
Christus den Judam nicht melden unde straffede doch 
de vorredereye‘.t) 

Nach den, ,MagdeburgischenVisitationsartikeln‘“®) 
von 1562 sollen die Pfarrer ‚auch Öffentlich sünde und 
aergernüs in genere und specie straffen öffentlich, und da 
sie sähen unter ihren pfarrleuten lästerer, trunckenboltzen, 
unzüchtige oder die in haß und feindschafft und verachtung 
der predigten und hochw. Sacramenten dahin gehen, sollen 
sie sie fürnehmen und zur buße vermahnen ...... doch 
wisse der pfarrer hierinnen sauberlich zu fahren und zu 
verdammen nicht zu schnell seyn“.®) Die Pfälzische 
Kirchenrathsordnung”) von 1564 will durchaus, „daß 
auch die christliche Disciplina, welche von dem Ambt der 
weltlichen Obrigkeit unterschieden ist, und in der straff mit 
dem worte Gottes stehet, in unßeren kirchen erhalten und, 
so viel möglich, exerciret werde‘“®) und stellt dazu die Hilfe 
der Amtleute zur Verfügung?), will aber dabei allen 


1) Richter 1 8.77fl. (a.a. O. S. 97). 3) Ebenda S. 241 fl. 

®) Unter Berufung auf 2. Tim. 4, Tit. 1, Jesaias 58, Ezech. 33. 

%) A.a.0. S. 243. 5) Richter II S. 228f. 

°e) A.a.0. S. 229. ?) Ebenda 8. 276ff. 

°) A.a.0. S. 281f. „von der Kirchen-Disciplina. 

®) Eventuell, wenn sie nicht auf Anrufen der Geistlichen eingreifen, 
Beschwerde durch die Superintendenten an den Kirchenrat, a. a, O. 8. 282. 
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„schlechten argwohn, und eigene affecten ..... alle Ver- 
bitterungen, Unordnung und weitläuffigkeit, so aus solchem 
leichtlich, sonderlich bey denen, so noch zum besten er- 
bauet seynd, erfolgen mögt, vermieden‘‘!) wissen. 

Das Strafamt war als Rechtsinstitution überall un- 
bezweifelt. „Wir erkennen“, heißt es in der „Geschäft 
und Verhandlunghen deren Niderlendischen kir- 
chen, so unter dem Creutze durch Deutschland 
und Ostfrieslandt verepreiet, gehalten zu Emb- 
den a. 1571 d. 4.—14. Octobris‘‘?), „auch das die Disciplin 
und Straffe der kirchen in allen kirchen zu halten und der- 
selben der Dhiener Ampt seie, nicht allein offentlig zu lehren, 
zu ermanen und zu straffen, sondern auch jederm besonders 
seines ampts zu erinnern?) ..... “ und die „Branden- 
burgische Visitations-und Consistorial-Ordnung““) 
von 1573 befiehlt den Geistlichen u. a., daß sie „keinen aus 
forcht oder nutzs halben, seinde Sunde und Feile zu ver- 
meiden, heuchlen, Sondern gleich durch gehen, die sünde 
und die öffentliche Gotteslesterungen straffen und dißfals 
niemandts schonen (sollten), doch soll solchs ohne privat 
affect durch Gottes Wort in gemein und nach dem ProceßB 
Matth.18..... beschehen“.5) Sehr eingehend äußern sich 
die der „Kursächsischen Kirchenordnung“®) vom 1. Januar 
1580 angehängten „General Artikul?) und gemeiner 
bericht, wie es in unsern Kirchen mit den Pfar- 
rern, Kirchendienern ...... auff etliche verord- 
nete und beschehene Visitation gehalten werden 
sol‘“®): „Nachdem?) den Pfarrern und Kirchendienern mit 
ernst aufferlegt und eingebunden, das sie in ihren Predigten 
ihren eignen affekt mit holhippen, poldern oder schmehen 
nicht nachhengen, sondern sich neben christlicher sanfft- 
mut und bescheidenheit, nach der lehr. 8. Pauli gebrauchen, 
ist solche von uns keines weges dahin gemeinet, das die 
Kirchendiener mit gebürendem brennendem ernst und christ- 


1) Richtera.a0. ?*)Ebenda S.339ff. °) A.a.0.S.341 nr. 26. 

4) Ebenda S. 358 ff. s) A.a.0. S. 3686. *) Ebenda S. 402f. 

?) Sie sind zum Teil wörtlich den Generalartikeln von 1557, ebenda 
S. 178 ff., entlehnt. 

°) Ebenda S. 430ff. ®») A.a.O. S. 433; III zum siebenden. 
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lichem eiffer, das lesterliche. und gottlos leben der Pfarr- 
kinder nicht straffen und also die laster nicht rüren dürffen, 
welche der allmechtige ihnen so ernstlich aufferlegt und be- 
fohlen Esai am 58., auch da sie solches unterlassen, ihnen 
erschröckliche drawung für augen gestellet, wann sie den 
Gottlosen die sünde nicht sagen und sie darinnen sterben, 
er ihre seele an seinem grossen tage aus ihren henden for- 
dern wolle, Ezech. am 3. Werden derhalben die Pfarrer 
in solchem sich ihres ampts, der gebür nach, wol zu er- 
innern wissen und, wo von nöten, die Visitatores ihnen ge- 
nugsamen bericht geben können, das solches allein auff die 
ergerlichen Predigten gemeint, da die Pfarrer aus zorn 
und eigener rachgier, ihre eigene sachen auff die Contzel 
getragen, und mit ergernis der Gemein ausgestossen, die 
leute mit namen genennet, oder sie sonsten also ausgemablet, 
des menniglich, wer sie sein, wol verstehen könne, oder 
sonsten nicht gebürliche ordnug im straffampt gebrauchet, 
und also anstadt Gottesworts die gantze zeit mit denselben 
zugebracht, welchs wir hinfüro zu gedulden keines weges 
gemeint sind, sondern da einer wider seine Pfarrkinder, 
eines oder mehr, eine sache haben möcht, sol er dieselbe, 
wo müglich und wie christen menschen besonders aber 
Kirchendiener vor andern wol anstehet, freundlich, christ- 
lich, mit ihme insonderheit ohne alles ergernis und weit- 
läufftigkeit austragen, und da. ihme die billigkeit nicht wider- 
füre, das solten nicht die gantze Kirchen, besonders aber 
in offentlichen Predigten betrüben und also sein seibst 
Richter in eigener sachen sein, sondern an seinen ordent- 
lichen Visitatorn gelangen lassen, und sein ampt unergerlich 
jederzeit mit aller sanfftmut verrichten, auff das die Pfarr- 
kinder vernemen mögen, das seine Straffpredigten nicht aus 
fleischlichen willen, sondern christlichem und vaterlichen eiffer 
hergeflossen, dergestalt sie auch mehr bawen und ihrer zu- 
hörer freundlichen willen gegen ihrer person und ehrerbietung 
gegen dem heiligen Ministerio besser erhalten werden.“ 
Und wie die Kirchenordnungen größerer Gebiete Be- 
stimmungen über das Strafamt treffen, so fehlen sie weder 
in denen der kleinen Territorien, oder Städte, noch in 
den Visitationsabschieden. Für die Neumark schrieb 
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die „ordnung und satzung, wornach sich die p«- 
tronen, pfarrern, gotteshausleute und gemein- 
den in denen churfürstlichen brandenburgi- 
schen dörfern im geistlichen haben zu richten!)“ 
von 1558 vor: „zum eilften soll der pfarrer gottes wort 
reine und lauter sine affectibus predigen, die sünd in gemein 
strafen und nicht dahin gericht sein, jemands aus haß noch 
sonst öffentlich dergestalt anzugreifen, das man verstehen 
könne, wen er meine, oder stichele, sondern ...... soll ers 
thun cum processu juxta Matth. 18.““%) Im Visitations- 
&bschied für die Altstadt Salzwedel?) heißt es u.a.: 
„go seind auch die visitatores berichtet, daß etzliche pre- 
diger den erbarn rath auf der canzel, den gemeinen pöflel 
damit zu hoffirn, angreifen und specificirn sollen und her- 
nach, da mans ihnen furhelt, nicht gestehen wollen, welchs 
den gotts wort zuwider ist und zu aufruhr gereichen möchte, 
darum sollen sie bei meidunge unsers gn. herrn strafe solchs 
hinfuro unterlassen und hierinne der ordenunge in gött- 
licher schrift ausgesetzt volgen, also, wen hendel, die wider 
einen erbarn rath sein, vorfallen, dieselben erstlich privatim 
mit ihnen reden und nicht alsbalte ungehort auf der canzel 
damit laufen in ansehunge, das hieraus viel unrate ent- 
stehen könnte.‘‘%) Sehen wir hier die Geistlichen in der 
Überschreitung ihres Strafamtes demagogische Bahnen wan- 
deln, so muß der Visitationsabschied für Stendal®) 
vom 11. August 1578 ihnen die Verleumdungssucht auf der 
Kanzel unter Androhung von Leibesstrafen, Landesverwei- 
sung und Anzeige an alle Obrigkeiten, damit sie nicht 
wieder Stellung finden, besonders verbieten. 

Im äußersten Osten stand esnicht anders. Inder „Kir- 
chenordnung von den itzigen dienern der gemeine 
Gottes zu Torn eintrechtig geschlossen und in 
folgende artickel vorfasset‘®) heißt es: ...... im fall 
auch dazwischen etliche ein span und widerwill entstunde, 
so sollen sich beide theil in aller stille der andern schidlichen 


1) Sehling III S. 90f£L 8) A.a.O. S.91. 

8) Ebenda S. 272ff. von 1579. 

%) A.a.0. S. 276. 6) Ebenda S. 317 fl. 

%) Sehling IV S. 228ff. aus der Zeit von 1560 bis 1570. 
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erkentnus und gütlicher unterhandlung unterwerfen und ja 
nicht mit ergernus der kirchen aus rachgirigkeit von der 
canzel einer auf den andern stechen und also einen öffent- 
liohen lermen anrichten.“!) Dagegen nehmen die Geist- 
lichen für sich das ungehinderte Recht des Nominalelenchus 
durchaus in Anspruch: ..... „sollt es auch gleich mit 
ausdrucklicher namkundigung der theter zugehen, und 
sollen sich die kirchendiener in solchem strafamt nicht irren 
lassen die spruche von der sanftmut und lindigkeit, welche 
allein auf die heimlichen und ubereilten und nicht auf die 
offentlichen und verstrickten sünder gerichtet sind.‘‘*) Der 
Rat zu Dorpat mußte laut Ratsprotokoll vom 23. Oktober 
1553 die Geistlichen anweisen, ‚sich wes eingezogener in 
iren reden auf der kanzel zu meßigen und nicht so weit- 
läufig auszulauffen..... wenn einer über seine besoldung 
oder sonst etwas zu klagen hätte, solle er gg nicht auf die 
kanzel bringen, sondern an die zuständige Stelle.‘ ®) 

Die Visitationsinstruktion®)fürdas Kurfürsten- 
tum Sachsen vom 24. Juni 1577 lenkte die Aufmerksam- 
keit der Visitatoren auch besonders darauf, an jedem Orte 
zu fragen ..... 3. „wie®) sich ein jeder pfarherr und 
kirchendiener in seinem strafampte erzeige, ob er die laster 
mit sanftmut und guter bescheidenheit, nach deme es 
der text mitbringet, strafe, oder aus einem privat 
affecten oder rachgier die leute namhaftig oder sünst un- 
vermeldet, doch ausgemahlet, ubel ausmache, sich zu zorn 
bewegen lasse, scharfe, ungeburliche, stachlichte, schme- 
liche, grobe wort und geberde in der predigt gebrauche. 
4. ob er auch unnötige ergerliche gezenk der lehre oder 
person halben auf die canzel bringe.“ 

Es ist angesichts dieser Verhältnisse, die wir durch 
Beispiele aus den verschiedensten Territorien veranschau- 
licht haben, begreiflich, daß sie einen ebenso unerfreulichen 


1) Sehling IV S. 220.- 

2) A.a.0. S.231 unter Berufung auf 2. Tim. Kap. 2, das aber 
ungefähr das Gegenteil besagt, vgl. v. 4f. 24f., wogegen v. 3. 5. 9. 12. 
19. 21 nicht für den Nominalelenchus angeführt werden können. 


?) Sehling V 8.19, vgl. auch das Ratsprotokoll vom 8. November 
1563, ebenda, 


4) Sehling I 8. 46£f. 5) A.a.0. 8. 381. 
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wie unerwünschten Anlaß zur Versetzung boten und daher 
auch in der Judikatur des 16. (und 17.) Jahrhunderts eine 
große Rolle gespielt haben. 


4. Der Bann. 


Eine nicht minder wichtige Rolle kommt endlich auf 
diesem Gebiete dem Banne zu, den nicht nur die evangeli- 
schen Kirchenordnurgen des 16. Jahrhunderts als Rechts- 
institution aufrechterhielten, wenn sie auch seine Ver- 
hängung dem einzelnen Geistlichen entzogen, sondern hier 
und da auch die Geistlichen als ihr unveräußerliches und 
unentziehbares Recht betrachteten. Auch hier müssen wir 
uns freilich darauf beschränken, die wesentlichsten Ge- 
sichtspunkte an Beispielen aus den Kirchenordnungen her- 
vorzuheben. 

„Es wer auch gut, das man die straffe des rechten und 
christlichen bannes, davon geschrieben stehet Matth. 18, 
nicht ließe abgehen“, sagt der „Unterricht!) der Visi- 
tatorn an die Pfarrherrn im Kurfürstenthum 
Sachsen“. ,„Darumb welche inn offentlichen lastern, als 
ehebruch, teglicher fullerey und der gleichen ligen, und 
davon nicht lassen wöllen, sollen nicht zu dem heiligen 
Sacrament zugelassen werden. Doch sollen sie etliche mal 
zuvor vermanet werden, das sie sich bessern. Darnach, so 
sie sich nicht bessern, mag man sie inn bann verkündigen. 
Diese straffe sol auch nicht veracht werden, Denn weil sie 
ein fluch ist, von Gott geboten uber die sünder, so sol mans 
nicht gering achten, Denn solcher fluch ist nicht vergeblich, 
wie denn Paulus inn der ersten (Epistel) zun Corinthern 
am funfiten den ...... dem teuffel zum verderben des 
fleisches ubergab, auff das der Geist selig würde an dem 
tag des Herrn. Es mügen auch die verbante wol inn die 
predigt gehen. Denn lesset man doch auch die Jüden 
und heiden inn die predigt gehen.“‘?) ‚De beyndt slötels 


1) „Vom rechten christlichen Bann“, Richter I 8. 98. 

*) Ähnlich die Braunschweigische Kirohenordnung von 
1528 (Richter I S. 112), die hinzufügt: ‚„‚Beteren ban kone wy noch 
tor tidt nicht holden, Christus hefft uns ok nicht mehr bevolen. He 
secht, Holt en alse eynnen Heyden unde verdoemeden Mynschen. Dar 
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gewalt unde macht ys, de sunders als Ebrekers ..... s0 
si eynsedder twye vormanet, gelick motwillich und halstarck 
bliven, mit eynem opentliken oerdel dorch den ban affto- 
sonderende‘“, sagt „der Erentriken Stadt Bremen 
Christlike Ordeninge“!)...... von 1534 und schließt 
den Abschnitt „Van dem Banne‘““ mit der Mahnung: „Darum- 
me moth sick de gantze Stadt wol voerseen, dat se erer Pre- 
dikanten ampt, lere, vormanynge, straffe, ordel unde bann 
nicht geringe achte, edder uthala, dat se nicht Gades ge- 
richte mer unde mer awer sick laden ...... 

So geben denn viele Kirchenordnungen auch das Ver- 
fahren an, das bei der Verhängung des Bannes angewandt 
werden soll, die Formeln der Exkommunikation, aber auch 
der Wiederaufnahme des Gebannten nach aufrichtiger 
öffentlicher Buße in die Gemeinde.?) Sie untersagen aber 


na mach me wol en liden unde schol en ok liden mit nabrschop (Nach- 
barschaft) in borgerschop, in warliken ordeningen tom gemeynen 
frede eto. also doch dat de Christene weten, dat se in sulken noetliken 
saken, in welken se en nicht konen edder scholen vormiden, mit em 
handelen alse mit eynnem borgere unde nicht mit eynnem Christene, 
In anderen dingen scholen se also sick van em holden (so vile 
idt mogelick is unde nicht dem to unfrede) dat andere luede mogen 
merken, dat wy sulke schande nicht gerne under uns liden. De Evan- 
gelischen luede werden doch ins woere gesoecht...... “ und nach ihr 
die „Christlike Ordenninge der Erlyken Stadt Mynden“ 
Er von 1530 (ebenda 8.140). Erheblioh weiter geht die „Ordnung 
die ain Ersamer Rath der Statt Ulm in abstellung her- 
geprachter etlioher mißpreuch...... fürgenommen, wie 
alle sundtliche ..... laster ..... abgewendet ..... 
und die ubertretter derselben gestrafft und gepüßt 
werden sollen“ von 1531 (ebenda 8. 157f.), die Landesverweisung 
und Ausstoßung aus der Gemeine gegen den Hartnäckigen ev. vor- 
sieht (a.a.0. 8.159), ebenso die Kirchenordnung für Soest von 1532 
(ebenda S.165f£): ‚„‚Men schol Ebrekeren, woekeneren, Gadeßlastereren 
RE halstoerrigen ..... dat Hochwerdige hilge Sacrament ..... 
nicht reken, uith der gemeyne der Christgeloevigen wisen, so lange dat 
se sick beeteren‘““ (a. a. O. S. 167) u. a, m. 

!) Richter I 8. 242 unter Berufung auf 1. Kor. 5 und 6; Röm.]; 
Gel. 1; 1. Tim. 1; Matth. 18; 2. Thess. 3; sonst ähnlich wie die Braun- 
schweigische K.O. 

8) Vgl. x. B. die Hessische Ordnung der Kirchenzucht, eben- 
da 8.291f.; die Wittenberger Konsistorialordnung von 1542, 
ebenda S. 372f.; die Braunschweigische Kirchenordnung von 1543, 
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auch dem einzelnen Geistlichen den Gebrauch des Bannes. 
„Den Bann öffentlich zu erklären soll kein Pfarrer für sich 
macht haben, sondern die cognitio und erkäntnus, welche 
durchs consistorium geschehen muß, soll vorher gehen“, 
befehlen die Magdeburger Visitationsartikel!) von 
15662. „Es sol aber kein Superintendens, Pfarherr oder 
Kirchendiener irgend in einigem fall zu excommuniciren 
macht und gewaldt haben, sondern die ursachen sollen dem 
consistorio berichtet und von demselbigen erwogen, berath- 
schlaget und des fürstehenden Bannes halben decidirt und 
gesprochen werden“, ordnet die Jenaische Konsistorial- 
ordnung?) an. „Und sich ..... biß daher nicht allein 
große unordnung, sondern auch viel ergernis und beschwer- 
liche sachen zugetragen, da sich an vielen orten in Stedten 
und Dörffern die kirchendiener eigens erkentnis und ge- 
walts unterstanden, die leut nicht allein von der tauffe, 
abendtmahl und h. absolution abzuhalten, sondern auch 
offentlich in barın gethan und aus der kirchen geschlossen, 
darinnen denn große ungleichheit gehalten, also das etliche 
sich dessen, nur in etlich wenig lastern, etliche aber in 


Bichter II S. 60f.; die Preußische Kirchenordnung von 1544, ebenda 
8. 70f.; die Hadelnsche Kirchenordnung von 1544, ebenda 8. 73f.; 
die Kirchenordnung der Niederländer in London von 1550, ebenda 8. 109 
bis 112; die Liturgia sacra seu ritus ministerii in eoolesia i 

rum Frankof. ad Moen. von 1554, ebenda 8.160; die Waldecksche 
Kirchenordnung von 1556, ebenda 8. 171£.; die Pfalz-Zweibrücken- 
sohe Kirchenordnung von 1557, ebenda S. 195f.; die Pfälzische Kir- 
chenrathsordnung von 1564, ebenda 8. 282f.; die Actasynodi Wesa- 
liensis von 1568, ebenda S. 316f.; die Jonaische Konsistorialord- 
nung von 1569, ebenda 8. 326; die Mecklenburgische Konsistorial- 
ordnung von 18570, ebenda 8. 330f.; die Schlüsse der Synode von 
Emden von 1571, S. 341; die Statuta synodioa in ecolesiis Pomers- 
niae promulgata in synodo Gryphenhagia vom 18. und 19. Juni 1574 
(ZU— XVII; sehr vorsichtig), ebenda 8. 387f.; die Kursächsische 
Kirchenordnung von 1580, ebenda S. 414. 441f.; die Niedersächsische 
Kirchenordnung von 1585, ebenda S.472; die Synodus generalis 
Herbornae habita 1586, ebenda 8. 476; die Kirchenreformation von 
Kurland von 1570, Sehling V 8.99ff.; die Schwarzburgische 
Kirchenordnung von 1574, Sehling II 8.135; die Mansfeldische 
Kirchenordnung von 1586, ebenda 8. 210; die Hennebergische Visi- 
tations- und Konsistorialordnung von 1574/1577, ebenda S. 297. 

1) Richter II S. 229, 2) A.a.0. S. 397. 
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mehr dingen und zuviel fellen unterwunden und in eigene 
rachgier ausgelassen und ohne gnugsame erkentnis miß- 
gebraucht, die arme gewissen damit gepeiniget und ihnen 
selbst großen widerwillen und gefahr zugezogen und ver- 
ursacht, welche vornemlich gedachter ordnung!) Christi 
zuwider: Demnach in gehaltenen synodis einhellig bedacht, 
das solches bey allen kirchendienern mit ernst abzuhelffen 
und dergleichen hinfüro mit den pfarrkindern vorzunemen, 
keinem gestattet werden sol“, schreibt die Kursäch- 
sische Kirchenordnäung?) von 1580 vor, und die Nieder- 
sächsische Kirchenordnung?) von 1585 sagt: „Wir 
heißen Christliche disciplin oder kirchen straffe nicht was 
ein prediger aus seinem eigen fürnemen und affecten oder 
hitzigen vorbitterten gemüte wider seine pfarrkinder für- 
nimpt...... ‚sondern ..... was Gott ..... wider die 
freventliche ungehorsame vorechter und vorbrecher mit den 
schlüsseln des himmelreichs fürzunemen ..... befohlen 
und fürgeschrieben hat ...... “ Die Synode zu Herborn 
von 1586 erklärt die separatio als ultimum remedium, aber 
auch zugleich: nemo tamen excomunicetur sine consensu 
conventus classici.*) Die Tecklenburgische Kirchen- 
ordnung von 1588 hält die „Christliche Straff“ „von Gott 
selbst eingesetzet und der Kirchen zu halten bevohlen“, 
fügt aber hinzu: „Damit sie aber nit in ein Mißbrauch, 
wie im Papstumb, gerate, sol man Acht haben, das das 
Ausschließen von den Sakramenten und den Kirchen nit 
stehe in eines oder ettlicher Kirchendiener oder anderer 
Personen macht, sondern bey der gantzen Gemeine.‘) 
Diese Beispiele von Verboten, den großen Bann eigen- 
mächtig zu verhängen, mögen genügen, da die Vorführung 
_ weiterer Quellenstellen nur ermüden würde. Aber der Um- 
stand, daß die Kirchenordnungen, Visitationsinstruktionen 
und Abschiede dieses Verbot so oft einschärfen, beweist, 


1) Vorher hatte die K.O. Matth. 18, 15ff. angeführt. 

s) Richter II 8. 441. 

®) Ebenda S. 472 ‚‚das siebente teil, von der kirchendisciplin“. 

*) Ebenda S. 476 (Nr. 53 und 54). 

6) Ebenda S. 477 unter Berufung auf Matth. 18, 17; 1. Kor. 5, 5, 11; 
1. Tim. 5, 19. 
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wie oft es übertreten wurde, so daß auch noch Kirchenord- 
nungen aus dem Ende des 16. Jahrhunderts dagegen ein- 
schreiten müssen. Das erklärt sich daraus, daß die Geistlichen 
trotz dieser unzweideutigen entgegengesetzten Haltung der 
Kirchenregimente die Vorhängung des großen Bannes als 
ein ihnen durchaus zustehendes unentziehbares Recht nicht 
bloß beanspruchen zu können, sondern um der Aufrecht- 
erhaltung der Zucht auch zu müssen glaubten und sich 
hierfür nicht nur auf die den klaren Vorschriften wider- 
sprechende Praxis, sondern auch auf Äußerungen Luthers!) 
berufen zu können meinten. An einem Beispiel sei das 
wenigstens veranschaulicht: ‚Der christliche ban“, erklären 
die Thorner Geistlichen ?), „kan so wenig nachgelassen werden 
als der andern stucke eines vom predigtamt; sintemal Chri- 
stus in so ernstlich befolen und so oft widerholet hat als 
Matthei 16, Matthei 18, Johann. 20°), und ist der ban der 
aller scherfste brauch des gesetzes und strafamte, geordnet 
wider diejenigen, die der teufel in ihren sünden und irtumen 
so hart geblendet und verstocket hat, das sie sich keine 
warnungen weder heimliche noch offentliche zur buße lassen 
bewegen. Gegen solchen hat der herr Christus befolen, des 
gesetzes durch den ban also zu gebrauchen, das man sie 
fur der ganzen gemeine erklere als solche leute, die aus 
Gottes kirche und himmel gefallen sind in Gottes grimmigen 
zorn, des teufels gewalt und ewige verdamnus und die ge- 


1) Vgl. seine Anschauung vom Bann, die hier .nioht dargelegt 
werden kann. 

2) Vgl. die „„Kirchenordnung von den itzigen dienern der gemeine 

Gottes von Torn eintrechtig geschlossen“ ..... (aus der Zeit von 1560 
bis 1570), Sehling IV S. 231. Sie stellt nicht objektives Recht dar, 
sondern nur das Übereinkommen der Geistlichen in bezug auf ihre Amts- 
führung. 
3) Vgl. Matth. 16, 19: ‚Ich will dir des Himmelreichs Schlüssel 
geben; alles, was du auf Erden binden wirst, soll auch im Himmel ge- 
bunden sein, und alles, was du auf Erden lösen wirst, soll auch im Himmel 
los sein.‘‘ Matth. 18, 15—18, wo Jesus die gradus admonitionum angibt: 
Strafe des Bruders unter vier Augen, vor einem oder zwei Zeugen, vor 
der Gemeinde und ‚‚höret er die Gemeine nicht, so halte ihn als einen 
Heiden und Zöllner.‘ Joh. 20, 22: Nehmet hin den heiligen Geist! Wel- 
chen ihr die Sünden erlasset, denen sind sie erlassen, und welchen ihr 
sie behaltet, denen sind sie behalten. 
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meine vormane, sie zu meiden als die vorbanten' und doch 
auch fur sie zu bitten ...... Also sind wir diener dieser 
kirchen auch genzlich entschlossen, solches bannes gegen 
allen denjenigen zu gebrauchen, die in offentlichen sunden 
und irthumen liegen und nach geschehenen genugsamen vor- 
manungen nicht buße thun ..... 1) Solte uns aber hirin 
uber unser zuversicht einiger eintrage geschehen, so wollen 
wir himit protestirt haben, das nicht wir sondern die hin- 
derer®) schuldig sein an den verlorenen seelen und an allen 
strafen, die Gott mochte uber die stad ergehen lassen und 
sonst auch einen iglichen insonderheit strafen.““ Während 
hier nur die Anschauung der Geistlichen ihren Ausdruck 
findet, und diese auf den Ein- und Widerspruch des Rates 
gefaßt waren, gibt die „Kirchenordnung?), wie es zu 
Thorn in Preußen beide in der alten als neuen 
stadt mit lehr und ceremonien samt andern ding, 
so zur förderung und erhaltung des lehr und pre- 
digtambts, christlicher zucht und guter ordnung 
von neuen gehalten wird ...... Anno 1575“ den gel- 
tenden Rechtszustand so wieder: „Wiewohl es mit dem 
bann offentlicher buße und reconciliation alhier im mangel 
eines recht bestellten consistorii*) nicht allerdings wie in 


1) Sie zählen die betreffenden Sünden, die den Bann verdient 
haben, auf. 

) d.h. der Rat, der gegen die Geistlichen gerade in Thorn mit 
„enturlaubung‘ oft eingeschritten ist. 

°) Sehling IV 8. 233ff. 

*) Dieser Mangel hatte hier die Geistlichen zur Selbsthilfe greifen 
lassen, wie überall, wo der Fortfall der bischöäflichen Jurisdiktion die 
kirchliche Ordnung erschüttert hatte, ohne daß Konsistorien an ihre 
Stelle getreten waren, woraus sich zum Teil die Inanspruchnahme der 
Verhängung der Exkommunikation durch die Ministerien und die ein- 
zelnen Geistlichen erklärt, da die Gemeinden zu ersprießlicher Mitwirkung 
erst erzogen werden mußten. Noch Spener pries nach einem Jahrhundert 
die Geistlichen glücklich, die in Kirchenzuchtafällen unter einem Kon- 
sistorium standen: ‚si saepius recurrat idem peccatum, ut pateat, illud 
omnino regnare, superest, ut quidem nullo quam hoc in looo efficacius 
remedium nempe ut querela ad Consistorium delata vel emendatio pec- 
catoris obtinestur vel alia ratione scandalo eatur obviam inprimis 
vero consulatur conscientiae pastoris. In hoc felices sunt, 
quibus oonsistorium ad manus est.“ Consil. theol. latina (1712) 
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vielen andern wohlbestellten kirchen kan gehalten werden, 
so sollen doch offentliche sünder in casibus notoriis ..... 
fur keine gliedmaße der wahren kirchen gehalten werden, 
auch der kirchenämptern nicht mit zu gebrauchen haben, 
es sei denn daß sie sich erkönnen, von den kirchen dienern 
samtlich sich verhoeren und absolviren lassen mit bedinge, 
daß sie sich offentlich von der canzel nennen, für sich bitten 
und männiglich, die sie geärgert, um die versöhnung an- 
langen lassen und darauf das hochwürdige sacrament emp- 
fangen.‘!) 

In der Sache selbst war man durchaus einig: die ex- 
communicatio major war Rechtens, es fragte sich nur, wer 
sie ausüben sollte. Auch über ihre Form wie ihre Folgen 
herrschte Einverständnis. ‚Dieser bann, disciplina und juris- 
dictio ecclesiastica genannt‘, definiert die „Kirchen- 
reformation?) des fürstenthums Churland und 
Semigallien in Lieffland‘“ anno 1570, „ist eine christ- 
liche und offentliche kirchenstrafe, in Gottes wort verfasset, 
der kirchen geboten und eingesetzet, durch verordente per- 
sonen, offentliche Gottes lesterer und seines worts ver- 
echter, desgleichen alle andere unbusfertige, halsstarrige, 
muthwillige sünder, die sich nicht wollen bekeren, nach 
christi bevehl und löblichem gebrauch der ganzen einhelligen 
christlichen kirchen offentlich mit ausgedruckten namen 
von der gemeine zu verbannen und abzusondern, darzu 
um ihres ergerlichen, schendlichen wesens willen für jeder- 
menniglich schamrot zu machen und durch den heiligen 
geist im namen des herrn Christi dem teufel zum verderbe 
des fleisches uberantworten, bis sie bekeret und selig 
werden.“‘?) Wie der Bann öffentlich verhängt wurde, so 
verlangte man auch öffentliche Abbitte und gewährte 
ebenso öffentlich die Wiederaufnahme in die Gemeinde. 
„Weil auch die major excommunicatio“, sagt die ‚Gräf- 


I 2 art. 6 sectio 5 in fine. Vielleicht empfiehlt es sich, statt negativer 
Kritik an den Kirchenbehörden, die ebenso leicht wie selten frucht- 
bringend ist, auch einmal unbefangen ihre nicht leichte Tätigkeit zu 
würdigen und zu unterstützen. 

!) Sehling IV 8. 237. 2) Sehling V S. 49ff. 

3) „von form öffentlicher buß und kirchenstrafe“, a. a. O. S. 99. 


Die Versetzbarkeit d. Geistl. n. d. ev. Kirchenordn. d. 16. Jh. 389 


lich Mansfeldische geistliche Consistorialord- 
nung‘““!) von 1586, „die höchste strafe der kirchen ist, 
soll darzu ohne sondere große noth nicht geeilet werden; 
wo man die aber brauchen muß und es nicht umbgang 
haben kann, soll ordentlicher weise ...... per gradus 
admonitionum darzu geschritten werden. Diejenigen, die 
also solenniter und ordentlicher weise in bann gethan und 
erkläret werden oder sonst de facto sich selbst mit ihren 
sünden und unbußfertigkeit in bann thun, wenn sie buße 
thun und sich bekehren, sollen anders nicht denn publica con- 
fessione et absolutione wieder angenommen werden.‘?) 
Selbst in dem so weitherzigen und milden Anhalt waren doch 
nach dem Berichte?), den der Superintendent Fabricius von 
Zerbst über seine Amtsführung am 28. Oktober 1567 er- 
stattete, als Zuchtmittel die Verweigerung der Sakramente, 
der Zulassung zur Patenschaft, des kirchlichen Begräb- 
nisses*) in Übung, wie auch öffentlichen Sündern die Wieder- 
aufnahme in die Gemeinde nur nach öffentlicher Abbitte 
und Absolution gewährt wurde; während anderseits die Be- 
schlüsse des Coburgischen Synodus) in bezug auf „die 
offene poenitenz und reconciliatio publica und den bann“ 
den zu rigorosen Anforderungen mancher Geistlicher ent- 
gegenzutreten sich genötigt sahen. 

Damit wären, soweit ich sehe, die wesentlichsten Züge 
des Hintergrundes aus den Quellen veranschaulicht, die 
man sich zu vergegenwärtigen haben dürfte, wenn man das 
Bild, das die Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts von 
der Versetzbaıkeit der Geistlichen geben, geschichtlich ver- 
stehen will. Wieviel auch gutgemeinter, aber falsch an- 
gewandter Eifer verschuldet, wie oft auch Persönliches und 


I) Sehling II S. 197ff., vgl. auch die Ordnung der öffentlichen 
Buße im Stift Merseburg von 1548, a. a. O. S.38 ff. und die Visitations- 
instruktion für das Erzbistum Magdeburg von 1562, a.a. O. 8. 400 
und vom 25. Mai 1583, a.a. O. S. 424. 443f. 

2) Sehling I S. 210. 

°) Ebenda 8. 568. 

4) Diese Straffolgen werden auch in andern Kirchenordnungen des 
16. Jahrhunderts genannt. 

s) von 1580, Sehling I 8.256 (Nr. 29); über den Coburgischen 
Synodus vgl. a.a. O. 8. 81fl. 


390 Budolf Schaefer, Die Versetzbarkeit der Geistlichen usw. 


Allzumenschliches in dem Kampfe mit unterlief, den jene 
Geschlechter in der Werdezeit der Landeskirchen und dem 
ersten Jahrhundert ihrer Entwicklung zu führen hatten: 
das unbefangene Urteil wird auf Grund. der amtlichen 
Quellen zu dem Ergebnis gelangen, daß diese „treueiffrigen“ 
Geistlichen, wenn sie am der Sache willen leiden mußten, 
wenn sie versetzt und enturlaubt zum Wanderstabe greifen 
mußten — schuldig oder unschuldig geopfert wurden, 
unterlagen oder siegten, mutig und still alles opferten 
— nur nicht ihre Überzeugung. 


Miszellen. 


[Nochmals Beste des Eigenkirchenrechts im 15. Jahrhundert.] 
Meine Ausführungen über Nachwirkungen des Eigenkirchenrechts su 
Ausgang des Mittelalters im letztjährigen Bande dieser Zeitschrift 8.406 ff. 
haben Herrn Archivrat Dr. Gebhard Mehring in Stuttgart, den ver- 
dienstvollen Sammler und Herausgeber von Stift Lorch, Quellen zur 
Geschichte einer Pfarrkirche, Württembergische Geschichtsquellen XII, 
Stuttgart 1911, veranlaßt, mir in dankenswerter Weise noch einiges 
württembergische Quellenmaterisl an die Hand zu geben, das meine 
Darlegungen bestätigt und näher beleuchtet. 

Da ist zunächst die von Eberhard im Bart 1482, weil dem Unteil- 
barkeitsvertrage vom 8. Dezember 1861 widersprechend, wieder auf- 
gehobene Landesteilung zwischen den Grafen Ludwig dem Älteren 
(Urach) und Ulrich V., dem Vielgeliebten (Neuffen, später Stuttgart), 
vom 25. Januar 1442, erstmals gedruckt von Eugen Schneider, Ausge- 
wählte Urkunden zur Württembergischen Geschichte, Württembergische 
Geschichtsquellen XI, Stuttgart 1911 8. 88ff, Nr. 15; vgl. dazu Paul 
Friedrich Stälin, Geschichte Württembergs I 2, Gotha 1887 8. 614£. 
und ausführlicher Christoph Friedrich von Stälin, Wirtember- 
gische Geschichte III, Stuttgart 1856 8.456ff). Darin heißt es (a.2.0. 
8. 48f.): | 

Als ouch dise nachgeschriben kirchen zu etlicher handen, die 
weltlich und ouch geistlich sint, gelühen sint, mit namen in unser 
grave Ludewigs teyl Eayngen, die ist angeslagen für sechsahundert 
guldin, item Asperg für tusent guldin, item Rüxingen für tusent 
guldin, item Rutenssheim für sechsshundert guldin, item 
Münchingen für sechsshundert guldin, item Meymssheim für 
tusent guldin, item Heyterbach für tusent guldin, item Met- 
singen für tusent guldin, item in unser grave Ulrichs teil Gret- 
singen die kirch ist angeslagen für fünfihundert guldin, item 
Ensingen für vierhundert guldin, item Uffkirch für sechsshundert 
guldin, von der vorgenanten kirchen wegen sin wir überkomen, 
wenn die ledig werden, das wir und unser erben die beyd liben 
söllen und gemein miteinander niessen. Doch in welichs herren teyl 
under uns der obgenanten kirchen eine oder mer heymfallet, wil 
dan derselbe herr oder sin erben die lyhung der kirchen für sich 
selbs haben, wenn er dann dem andern die sum guldin, als die 
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kirch angeslagen ist, als vorgeschriben stet, gyt, so mag derselb 
herr dieselben kirchen dannenhin selbs Iyhen und niessen und die 
andern kirchen und pfründen sol unser yeglicher berr in synem 
teyl liben ussgenomen die kirchen und pfründen zu Brethein, 
zu Kettenacker, zu Bretzingen und die pfründ zu Ulm, 
die söllent wir grave Ulrich und unser erben Iyhen. .... 


Hier erscheinen also 15 Kirchen bzw. Pfründen im Besitse der 
Grafen von Württemberg. 4 davon sind dem Grafen Ulrich überlassen, 
die li andern verbleiben zunächst in gemeinsamer Verwaltung und 
Nutzung, werden aber unter Mißachtung von c. 6,16 X de iure patronatus 
8, 38 in Geld angeschlagen, können im Falle des Heimfalls von dem 
Herrn des betreffenden Teils oder seinen Erben gegen Bezahlung der 
Anschlagssumme übernommen und künftig als ihm oder ihnen allein 
gehörig verliehen werden. Man sieht, hier wird noch ganz eigen- 
kirchenrechtlich verfahren, allerdings nur mit den Kirchen wıd den 
Pfründen. Von dem Kirchenamte ist nicht die Rede. Die von Wilhelm 
v.Brünneck, Beiträge sur Geschichte dos Kirchenrechts in den deut- 
schen Kolonisationslanden, Il Zur Geschichte des märkischen Provinsial- 
kirchenrechts, Berlin 1904, besonders 8. 89 ff. (vgl. aber auch 8. 2ff.) für 
Norddeutschland, namentlich für die Mark Brandenburg bereits des 
13. und 14. Jahrhunderts nachgewiesene Unterscheidung zwischen der 
Kirche, dem Kirchenleben, dem Kirchensatz einerseits, der noch ganz 
eigenkircbenrechtlich behandelt wird, und dem Kirchenamte anderseits, 
eine Unterscheidung, die am Rhein schon erheblich früher begegnet 
(Heinrich Wirtz, Donum, investitura, conductus ecclesiae, Zeitschritt 
der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte Kan. Abt. IV 1914 8. 116ff., 
besonders S, 122ff.) und in letzter Linie auf die französische Trennung 
von ecclesie = Temporalien und altare = Spiritualien zurückgeht (vgl. 
Paul Hinschius, Zur Geschichte der Incorporation und des Patronat- 
rechts, Festgabe für Hoffter, Berlin 1873 S.1ff, Denselben, Kirchenrecht 
der Katholiken und Protestanten II, Berlin 1878 S. 4382 ff, Franz Xaver 
Barth, Hildebert von Lavardin und das kirchliche Stellenbesetzungs- 
recht, Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich 
Stutz, H. 34/36, Stuttgart 1906 S. 198 ff, Ulrich Stuts, Art. Patronat 
und Eigenkirche, Eigenkloster in Hauck-Hersogs Realenszyklopädie 
für protestantische Theologie und Kirche, Leipzig XV 1904 S. 17, XXIII 
1913 S. 374), liegt also auch hier, in Württemberg, zugrunde. Trotzdem 
bereits Gerhard Kallen, Dieoberschwäbischen Pfründen des Bistums 
Konstans und ihre Besetzung, Kirchenrechtliche Abbandlungen, H. 45 6 
Stuttgart 1907 S. 204f. in seiner oberdeutsche Gebiete betreffenden Arbeit 
davon aurgegangen ist, ist dies Johannes Wülk und Hans Funk, 
Die Kirchenpolitik der Grafen von Württemberg bis zur Erhebung 
Württembergs zum Herzogtum (1495), Darstellungen aus der Württem- 
bergischen Geschichte X, Stuttgart 1912, die übrigens auch unsern 
Teilungsvertrag nicht berücksichtigen, in dem von ihnen dem Patronate 
der Grafen von Württemberg gewidmeten Abschnitte 8. 26ff. entgangen. 
Und doch erhellt auch aus ihren Angaben (besonders 8. 28ff.), daß man, 
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um das württembergische Quellenmaterial zu verstehen, die genannte 
Unterscheidung von Kirchenlehen, Kirchensatz = ecclesia, temporalia 
einerseits, und Kirchenamt, Seelsorge = altare, spiritualia anderseits 
machen muß. Ebenso geht aus ihrer Darstellung wie aus obiger 
Teilungsurkunde hervor, daß man such in Schwaben im 15. Jahrhundert 
bezüglich dieser Dinge noch ganz auf denselben Standpunkte stand, 
wie er für den Beginn des 14. aus dem habsturgischen Urbar uns 
entgegentritt (vgl. Ulrich Stutz, Das habeburgische Urbar und die 
Anfänge der Landeshoheit, Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtes- 
geschichte, German, Abt. XXV 1904 8.192ff., besonders 8. 227f.). Es 
ist interessant, dessen Angaben mit denen unserer Landesteilung zu 
vergleichen und damit etwa die Art und Weise zusammenzubalten, in 
der Erzherzog Albrecht von Österreich, der zweite Gemahbl Mechtilds, 
der Gattin des in obigem Teilungsvertrage auftretenden Grafen Ludwigs 
des Älteren von Württemberg, nachmals, im Jabre 1456, mit den öster- 
reichischen Kirchensätzen in Schwaben verfuhr, mit denen er und nach 
ibm sein Vetter Sigismund die von ihnen gegründete Universität Frei- 
burg i. Br. ausstatteten (vgl. Ulrich Stutz, Das Münster zu Freiburg 
1. Br. im Lichte rechtsgeschichtlicher Betrachtung, Tübingen 1901 8.16 ff., 
Denselben, Kirchenrecht, 2. Auflage in v. Holtzendorff-Kohler, 
Enzyklopädie der Rechtswissenschait, 7. Autlage, Berlin 1414 V 8. 848 
und für Tübingen Wülk und Funk, S.32f.).. Und gans wie im Norden. 
im Deutschordenslande der Landesherr die Patrunate in die Landesherr- 
schaft bineinzuziehen bemüht war (v. Brünneck a.a.0. 8.8ff., Stutz, 
Kirchenrecht a.a.0. S. 847f.), so strebten auch die württembergischen 
Grafen, besonders unser Graf Ulrich V. darnach, „die Patronatsrechte der 
mit ihrer Einwilligung gestifteten Pfründen nach den: Ableben des Stit- 
ters, dem die erste Präsentation zustand, in ihre Hand zu bekommen (vgl. 
David Friedrich Cleß, Versuch einer kirchlich-politischen Landes- 
und Culturgeschichte von Württeuberg bis zur Reformation II 2, Gmünd 
1808 S. 479, Wülk und Funk a.a.0. 8.26). Die Grafen hatten damit 
Erfolg. Unter Berufung auf den Württembergischen Staatsanzeiger 1410 
Nr. 218 8,1695 geben Wüulk und Funk a.a. 0. 8.26 an, die Grafen 
von Württemberg hätten es gegen Ende des 15. Jabrhunderts dahin 
gebracht, „daß das Patronat von über 400 Pfründen in ihrem ge- 
schlossenen und mit Landeshoheit ausgestatteten Territorium von den 
etwa 11000 überhaupt existierenden sich in ibren Händen befand“. Ich 
habe diese Nachwirkungen des Eigenkirchenrechts immer nur als einen 
Faktor bei der Ausbildung des vorreformatorischen Landeskirchentums 
bezeichnet, nicht als den einzigen, nicht als den entscheidenden (vgl. 
Stutz, Kirchenrecht a. a.O. 8. 847). Aber da diese Zusammenhänge 
vorber gar nicht oder nicht genügend beachtet worden waren, glaubte 
ich, auf sie nechdrücklich aufmerksam machen zu müssen. Ob ich 
damit, wie Georg v. Below, Die Ursachen der Reformation, Historische 
Bibliotbek, Bd. 88, München 1917 S. 44 Anm. l meint, zu viel ge- 
tan habe, erscheint gerade nach Lage der württembergischen Quellen 
denn doch fraglich und mögen diejenigen entscheiden, die für einzelne 
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deutsche Landschaften das gedruckte, aber auch das archivalische 
Material übersehen. 

Denn es handelt sich bei diesen Nachwirkungen des Eigenkirchen- 
rechts nicht um vereinzelte Vorkommnisse, sondern um Massenerschei- 
nungen, auf die man. bei Schritt und Tritt stößt. Herr Archivrat 
Mehring schreibt mir wörtlich, meine letztjährigen Ausführungen 
hätten durchaus den Eindruck bestätigt, den er seit Jahren aus der 
Beschäftigung mit den Urkunden des Württembergischen Staatsarchirs 
gewonnen hatte. Anderen ist es ebenso gegangen. Namentlich die 
Herkunft der Inkorporation aus dem Eigenkirchenrecht, die ich wieder- 
holt betont habe (auch die Charakterisierung der Inkorporationen als 
umfassende Einziehung des Pfarrkirchengutes zugunsten des Regular- 
klerus oder als förmliche Säkularisierung des Weltkirchengutes im 
Interesse der Klöster, die v. Below a.a. 0. 8. 48/49 Anm. 3 meinem 
Schüler Kallen zuschreibt, hat dieser, wie er selbet angibt, einfach 
von mir übernommen; vgl. Münster zu Freiburg 8.17 und mein Kirchen- 
recht, 1. Auflage a.a.O. 6. Auflage II, Berlin 1904, 8. 866), und die damit 
gegebene nahe Verwandtschaft zwischen beiden tritt in den württem- 
bergischen Urkunden handgreiflich zutage. Hier kommt es eben, 
während Wirtz a.a.O. 8. 117 Anm. 1 für die Rheinlande feststellte, 
daß ihm kein Fall bekannt geworden sei, in dem eine einmal in geist- 
Jiche Hände gelangte Kirche dauernd wieder an Laien gegeben worden 
sei, noch zu Ausgang des Mittelalters vor, daß Klöster sich ihrer Kir- 
chen zugunsten von Laien entäußern. Vom Benediktinerkloster St. Georg 
zu Stein am Rhein erkaufte am 20. Juni 1379 für 645 Pfund Heller 
Konrad Grückler den Meierbof in Effringen mit dem Patronatrecht 
über die dortige Kirche und deren Tochterkirche Neu-Bulach, die 
dann meistens mit Angehörigen der Familie Grückler als Rektoren 
besetzt wurde, bis Papst Paul II. im Jahre 1466 der Familie in 
aller Form das mit dem genannten Meierbofe verbundene Präsentations- 
recht bestätigte. Wie daraus die Erbpfarre Bulach wurde, die, obwohl 
nach der Reformation, am 26. August 1539, an Herzog Ulrich von 
Württemberg übergeben, von den Herzögen, einer durch Ulrich gege- 
benen Versicherung entsprechend, bis sum Aussterben der Grückler- 
schen Familie im Jahre 1790 immer wieder an Verwandte vom Grück- 
lerschen Mannestamme, soweit solche vorhanden und evangelische 
Prediger waren, verliehen wurde, mag der Leser in der Beschreibung 
des Oberamts Calw, Stuttgart 1860 8.290 ff. und bei Cleß a.2.0. 
8. 884 und 475 nachsehen. Bis an die Schwelle der neuesten Zeit 
hat so in veränderter Gestalt das Eigenkirchenrecht fortgelebt und 
nachgewirkt. 

Zum Schlusse sei noch eine Urkunde mitgeteilt, deren Kenntnis 
wir gleichfalls der Güte des Herrn Archivrats Mehring verdanken. 
Wiederum nicht, weil sie allein dasteht, sondern nur, weil sie unter 
anderen das Gesagte beleuchtet und bestätigt, und weil sie noch un- 
gedruckt ist, mag sie hier in ihrem vollen Wortlaute folgen. Das 
Original (Pergament) liegt im Kgl. Staatsarchiv in Stuttgart, Calw 
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weltlich B.27. Sie ist nicht von der Kanzlei der Grafen von Württem- 
berg ausgestellt und gegeben am 7. Februar 1428: 


Ich Tristram und Wilhelm druchsessen von Waldeck gebruder 
bekennen mit disem brieff far uns und alle nnser erben, das wir 
yetzund mit gutem willen von besunder gnad und fürderung wegen, 
so die hochgebornen bern Ludewig und hern Ulrich gebruder 
graven zu Wirtemberg unser gnedig liebe herren und ir altvordern 
uns und unsern altvordern dicke getan hand und noch tun mögen, 
alle unsere rechte, so wir haben und gehabt han an den wydemhöfen, 
kirchen und kirchensetzen mit ir zugebörung zu Gechingen und zu 
Dahtel luterlich eweclich und eigentlich mit aller lihung und be- 
sitzung und gantzer eigenschaft gegeben und ergeben han den ob- 
genanten unsern guedigen herren und iren erben, damit su tun und 
zu lassen als mit andern iren kirchen und eigem güt, one unser, 
unser erben und allermenglichs von unsern wegen irrung, bindernisse 
und widersprechen, one alle geverde. Und des zu urkunde han wir 
unsere eigene ingesigel offeulich gehenkt an disen brief, der geben 
ist an samstag nach unser lieben frowen tag liechtmesz nach 
Cristi gepürt, als man zalt viertzehenhundert sweintzig und acht 
jare. 

Einer Erläuterung bedarf das Stück, das von der Übereignung der in 
ihm genannten Kirchen spricht und sie anderem Eigengut gleichstellt, 
nicht. Es und manche andern gleich ihm stimmen vortrefilich zu dem, 
was uns die Reformation Kaiser Sigmunds und die Epistola de miseria 
caratorum lehrten. Ulrich Stutz. 


[Luther und die res sacra.]| Die Weihung, Konsekration einer 
Sache verändert nach evangelischer Auffassung die Sacbe selbst nicht. 
Die Weihe vermag der Sache eine böbere, eine heilige Eigenschaft 
nicht beizulegen. Kein Geistlicher besitzt die Macht, eine res non 
sacra in eine res sacra zu verwandeln. Es gibt keine Sachen, die nach 
der Weibung besondere Fähigkeiten besäßen, besondere Kräfte aus- 
strahlten. Durch die evangelische Weihung wird Gott gebeten, er 
möge seinen Segen dem gewähren, der die geweihte Bache gläubig 
gebraucht.!) 

Luther hatte sich zu dieser evangelischen Auffassung noch nicht 
völlig durchgerungen. Er steckte noch ein Stück in der katholischen 
Lehre von der res sacra. Dies beweist ein Vorgang, weicher sich zu 
Wittenberg im Jahre 1542 abspielte und der von Drews in den hes- 
sischen Blättern für Volkskunde Bd. IV Heft2 und 3 erzählt wird. 

Eine Frau stieß mit ibrem Mund an den Kelch des Herrn, 
während sie das Abendmahl genießen wollte. Sie verschüttete durch 


!) Sehr hübsch heißt es in der unten erwähnten Merseburger Ordnung 
vom Abendmahl: das unser glaube, welcher die vorgebung der sunde erlanget, 
durch solch Hochwirdig Sacrament gestercket und befestiget wirt. 
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ihre Ungeschicklichkeit etwas von dem Weine auf ibre Leibjacke, auf 
Mantel und Stuhllebne. Luther, der dies sieht, springt auf und läuft 
mit dem Doktor Pomeranus sum Altar „und“, so heißt es in der Er- 
zählung, „baben samt dem Diakon solchs verschüttet Blut Christi mit 
aller Reverens von des Weibes Mantel usw. so reine als sie konnten, 
helfen ab- und auflecken“. Nach der Kommunion ließ Luther das Rauch- 
futter der Leibjacke ausschneiden und verbrennen, weil es nicht möglich 
gewesen, das Blut vollständig abzulecken. Die Lehne des Kirchen- 
stuhles ließ er abhobeln und die abgehobelten Späne verbrennen.!) 

Mit Drews möchte ich unbedingt annehmen, daß bier katholische 
Sakramentsanschauungen noch mit im Spiele waren. Der geweihte 
Wein war nach Luther eine res sacra geworden. Der Wein hatte eine 
virtus habitualis empfangen. Und mir scheint, Luther ging so weit, 
die Profanierung einer res sacra als ein kirchliches Vergehen, als ein 
Sakrilegium zu betrachten. Darauf deuten zwei Vorgänge. Einmal 
wird in der gleichen Erzählung berichtet, dem Doktor Martino sei das 
Verschütten des Weines so sehr zu Herzen gegangen, daß er darüber 
geseufzt und gesprochen habe: „ach, hilf Gott.“ Es seien ihm auch 
seine Augen voll Wasser gestanden. Der Reformator weinte offenbar 
nicht bloß über die Tatsache der Entheiligung des Weines, sondern 
darüber, daß sich die Frau durch ihre Ungeschicklichkeit schuldig 
gemacht hatte. Ihr möge Gott helfen! Gott möge ihr verzeihen, ist 
der Gedanke. Der andere Vorgang, welcher diese Auffassung bestärkt, 
ist uns überliefert in dem „Merseburger Synodalunterricht mit den Ab- 
änderungen der allgemeinen sächsischen Superintendenteninstruktion 
von 1545".%) Dort heißt es: „Dan so sie die (die langen Schnautzbärte) jn 
den kelch des bluts christj hengen, machen sie (die Pfarrer) den andern 
ein grauen und vielen ergernis. Welchs sie auch solten den leyen 
nicht gestatten, dan ich selbs von Dr. Martino mit meinen ohren babe 
gehört, das Doktor Martinus solche grobe leutbe oflentlich und hefltig- 
lich gestraftet.“ Das Eintauchen der Schnautzbärte in den geweihten 
Wein erregte also nicht nur Ekel (ein grauen) sondern auch Ärgernia.?) 
Letzteres eben deshalb, weil es als eine Art Entweibuug galt und weil 
leicht am Barte Tropfen hängenblieben, die dann zur Erde fielen. 
Der Reformator begnügte sich in solchen Fällen nicht mit bloßen 
Mabnungen, sondern ging mit Strafen, wahrscheinlich strafenden Ver- 
weisen vor. Profanierung des Weines war ihm Sakrilegium. 


!) In den Bußbestimmungen des Mittelalters kehrt häufig die Norm 
wieder: Ist ein Tropfen des heiligen Weines auf die Erde getallen, so muß 
die betreffende Btelle abgehobelt werden, und die Npäne sollen verbrannt, 
die Asche aber im Altar vergraben werden. Drews a. a. O. 189. 

?) Abgedruckt bei Sehling, Die Kirchengesetzgebung unter Moritz v. 
Sachsen 1544—1549 und Georg v. Anhalt, Anlage D, Seite 217. Dazu 
Drews a.a.O. 

°) Nach der Merseburger Ordnung durften zurückbleibende Reste des 
Abendmalıls nicht „bey gesetzt“ oder weggegossen werden. Vielmehr 
müssen sie vom „Priester‘‘ oder Kommunikanten „vollent absumirt werden“, 
Sehling a. a. O. 206. 
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Aus solcher Stimmung verstehen wir auch die Auffassung des Er- 
furter Magisters Johann Hachenburg, welcher forderte, daß die zur 
Erde gefullene Hostie mit aller Reverenz wieder aufgehoben und aus- 
geteilt, verschütteter Wein aber, sone] möglich, aufgeleckt werde“ 
(Drews a.a. O. 196). 

Somit ergibt sich als die Anschauung unseres Reformators: 

1. Die Weihung vermag aus einer profanen Sache eine res sacra 
zu machen. 

2. Eine profanierende Behandlung der res sacra verdient Strafe. 

8. Die Schäden der Profanation sind wieder gutzumachen, indem 
die res sacra nachträglich ihrer Bestimmung zugeführt (Auflecken des 
Weines) oder der Gegenstand, an dem die Profanation erfolgte, gänzlich 
vertilgt wird (Verbrennung des Rauchfutters und der Holzspäne). 

4. Die Vertilgung der Gegenstände, auf welche die profanierte res 
sscra fiel, muß durch jene Elemente erfolgen, welche im Volke als die 
reinsten galten!), durch Feuer oder Wasser. Daher verlangt ein Hirten- 
buch des 16. Jahrhunderts: Wenn konsekrierter Wein verschüttet werde, 
so soll man die Erde, darauf er gefallen, aufkratzen und verbrennen. Falle 
er auf Steine, so soll man dort ein kleines Feuerlein machen, zusammen- 
kehren und das Gekehrte in ein fließend Wasser schütten (Drews 
&. 8. 0. 196). Die res sacra ist ein beiliger und reiner Stoff. Ein solcher 
Stoff ist nur würdig, durch die reinsten Elemente, die wir kennen, 
vertilgt*) und damit vor weiterer Profanierung bewahrt zu werden. 


Heidelberg. Hans Fehr. 


!) Schon in der Antike waren Wasser und Feuer als reine Elemente 
angesehen worden. Lit. bei Drewsa.a. 0.184. Bie waren beide vor dä- 
monischen Einflüssen geschützt. 

3) Vielleicht hat auch die Anschauung geherrscht, daß die profanierten 
Dinge zur Reinigung den reinen Elementen übergeben wurden. Dies 
ist die Ansicht von Drews a.a. O. 184. 
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Am 6. November 1916 starb in Baden-Baden der Honorarprofessor 
in der katholisch-theologischen Fakultät München, Prälat Dr. Adolph 
Franz, im Alter von 74 Jahren, der Verfasser der für den kirchlichen 
Rechtshistoriker unentbehrlichen Werke „Die Messe im deutschen Mittel- 
alter“ und „Die kirchlichen Benediktionen im Mittelalter“, deren an- 
regende Kraft noch auf lange Zeit hinaus zu verspfiren sein wird, wie 
sie denn auch in unserer Zeitschrift (Germ. Abt. 391 S. 662 und Kan. 
Abt. 2 S. 424) alsbald mit lebhaftem Danke begrüßt wurden. 


Im Januar 1917 starb in Bonn der ordentliche Professor der Pasto- 
raltheologie in der katholisch-theologischen Fakultät Dr. August 
Brandt im Alter von 50 Jahren. 


Am 19. Februar 1917 starb in Leipzig der ordentliche Professor 
der Homiletik und Liturgik in der theologischen Fakultät D. Rudolf 
Hofmann im Alter von 92 Jahren. 


Am 12. Märs 1917 starb in München der ord. Professor der Kirchen- 
geschichte und christlichen Kunsigeschichte in der theologischen Fakul- 
tät Innsbruck Dr. Emil Michael 8. J. im Alter von 64 Jahren, der 
Verfasser einer mehrbändigen, aber unvollendet gebliebenen „Geschichte 
des Deutschen Volkes vom 13. Jahrbundert bis zum Ausgang des Mittel- 
alters“ (Freiburg i. Br. 1897ff.). Bestimmt, gleichsam eine Einleitung 
zu J. Janssens „Geschichte des deutschen Volkes seit dem Ausgang des 
Mittelalters“ zu geben, befolgte es die Methode des Vorbildes, ohne 
überall dessen zur Mit- und Nacharbeit werbende Kraft zu besitzen. 
Die ausgedehnte Belesenheit des Verfassers ist nicht imstande gewesen, 
etwa von Deutschlands wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und recht- 
lichen Zuständen im 18. Jahrhundert, denen der erste Band eingeräumt 
war, ein in jeder Hinsicht getroffenes, geschweige denn adgerundetes 
Bild zu gewähren. 

Am 12. April 1917 starb in Halle an der Saale der ordentliche 
Honorarprofessor des bürgerlichen Rechts und der deutschen Rechts- 
geschichte Dr. Wilhelm von Brünneck im Alter von 78 Jahren, 
dessen hier als des Verfassers u. a. lebrreicher Studien über die Ver- 
bindung des Kirchenpatronats mit dem Archidiakonat im norddeutschen, 
insonderheit im mecklenburgisch-pommerschen Kirchenrecht des Mittel- 
alters (1903) und zur Geschichte und Dogmatik der Gnadenzeit (1905) 
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zu gedenken ist; vgl. den Nachruf, den die Germanistische Abteilung 
1918 bringen wird. 

Am 12. April 1917 starb in Bonn der ordentliche Honorarprofessor 
der Kirchengeschichte in der katholisch-theologischen Fakultät Dr. 
Gerbard Rauschen im Alter von 62 Jahren. 


Mitte Mai 1917 starb in Königsberg i. Pr. der ordentliche Professor 
der praktischen Theologie D. Hermann Jacobi im Alter von 81 Jahren. 


Am 9. Mai 1917 starb der ordentliche Professor der Moraltheologie 
in der katholisch-theologischen Fakultät der Universität Straßburg 
LE. Dr. Karl Böckenhoff im Alter von 47 Jahren. 


Am 16. Mai 1917 starb der ordentliche Professor des deutschen 
und Kirchenrechts in Leipzig Rudolph Sohm im Alter von 75 Jahren. 
Was die Wissenschaften aller Rechte in ihm verloren haben, wird der 
Nachruf in der Germanistischen Abteilung unserer Zeitschrift aufzeigen; 
hier darf allein an Sohms „Kirchengeschichte im Grundriß“ und an den 
ersten Band seines Kirchenrechts (1892) erinnert werden, nicht minder an 
seine Studien über das Wesen und den Ursprung des Katholizismus 
(1909). Geistreich und glänzend, blendend und überraschend werden 
seine Werke immer Zierden der rechtshistorischen Literatur bleiben, 
Zeugnisse für das Ringen ihres Verfassers, Recht und Glauben in einer 
höheren Einheit zu verbinden. Immer wird seiner These gedacht 
werden, daß Kirchenrecht mit dem Wesen der Kirche in unvereinbarem 
Gegensatz stünde, einer Aufstellung, die doch als unhaltbar sich erweisen 
mußte. Ebendeshalb eignete ihr aber die Fähigkeit des Ansporns 
zu vertieftem Durchdenken des Problems, mit dem ihr Urheber bis 
zuletzt gerungen hat. Blieb gleich das „Kirchenrecht“ ein Torso, so 
verrät es allüberall den Herrscher über den Stoff, den Meister der 
Sprache, dem es zugleich gegeben war, in seiner susammengepreßten 
„Kirchengeschichte“ eine lebendige Anschauung vom welthistorischen 
Ablauf der kirchlichen Entwicklung zu vermitteln. Sein Andenken 
wird in Ehren bleiben, ein Segen auch für unsere Disziplin, die von 
ihm gefördert wurde, sei es zu Weiterbau, sei es zu Widerspruch, wo 
immer er selbst Hand anlegte, um gemäß der Kraft und der Eigenart 
seines Geistes die Fragen nach dem Sinn, dem Wesen und Werden den 
Kirchenrechts zu lösen. 

Mitte August 1917 starb in Straßburg der ordentliche Professor 
des Staats-, Verwaltungs-, Kirchen-, Handels- und Wechselrechts Dr. 
Heinrich Rehm im Alter von 55 Jahren. 


Am 20. August 1917 starb in München der emeritierte ordentliche 
Professor der Kirchengeschichte Dr. Johann Friedrich im Alter von 
82 Jahren. Sein Name verbindet sich mit dem von J. von Döllinger, 
dessen „Kleine Schriften“ und „Papsttum“ von ihm herausgegeben bzw. 
in neuer Bearbeitung vorgelegt wurden. Der Historiker des Kirchen- 
rechts schätzt ibn selbst als den Herausgeber der Documenta ad illa- 
strandum concilium Vaticanum anni 1870 (1871), den Verfasser des 
Tagebuchs über das Vatikanische Concil (1873) und einer drei- 
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bändigen Geschichte dieser letzten allgemeinen Kirchenversammlung 
(1877). Seine Schrift über die Trennung von Staat und Kirche in 
Frankreich (1907) zeigt ihn auch den Fragen der jüngsten Vergangen- 
heit zugänglich, während eine zweibändige Kirchengeschichte Deutsch- 
lands (1867ff.) unvollendet blieb, um später durch das Werk von 
A. Hauck überholt zu werden. 


Ernannt wurden der Privatdozent für Kirchengeschichte in 
Leipzig Lic. theol. W.Braun zum außerordentlichen Professor; der 
außerordentliche Professor der Moraltheologie an der Königl. Aka- 
demie in Braunsberg Dr. Paul Jedzink zum ordentlichen Professor; 
der Gymnasialprofessor Dr. Albert Lauscher in Köln zum ordent- 
lichen Professor der praktischen Theologie in der katholisch-theolo- 
gischen Fakultät in Bonn; der außerordentliche Professor der Rechts- 
geschichte und des Kirchenrechts an der Rechtsakademie in Großwardein 
Dr. Johann Luther zum ordentlichen Professor; der außerordentliche 
Professor der Moral- und Pastoraltheologie in der theologischen Fakultät 
in Innsbruck Dr. Albert Schmidt zum ordentlichen Professor; der 
außerordentliche Professor Dr. Heinrich Ritter von Srbik in 
Graz zum ordentlichen Professor der neueren Geschichte und Wirt- 
schaftsgeschichte; der außerordentliche Professor der Kirchengeschichte 
an der tschechischen Universität Prag Dr. Franz Stejskal zum ordent- 
lichen Professor. Der ordentliche Professor des Kirchenrechts in der 
katholisch-theologischen Fakultät der Universität Freiburg i. Br. Dr. 
Emil Göller übernahm die Professur für Kirchengeschichte, die durch 
Berufung von G. Pfeilschifter nach München erledigt worden war. 


"Berufen wurden der ordentliche Professor des deutschen und 
Kirchenrechts in Bonn Dr. Ulrich Stutz nach Berlin; der ordent- 
liche Professor der Kirchengeschichte in der evangelisch-theologischen 
Fakultät der Universität Straßburg i.E.D. Johannes Ficker nach 
Halle; der außerordentliche Professor des deutschen Rechts an der 
Universität Berlin Dr. Claudius Freiberr von Schwerin als 
ordentlicher Professor des deutschen und des Kirchenrechts nach 
Straßburg i. E.; der ordentliche Professor des deutschen und Kirchen- 
rechts an der Universität Gießen Dr. Rudolf Hübner nach Halle; 
der Privatdozent für Kirchenrecht an der Universität Würzburg Dr. 
Julius Krieg als außerordentlicher Professor für Kirchenrecht, 
bayrisches Staats- und Verwaltungsrecht am Lyzeum zu Regensburg; 
der Privatdozent der systematischen Theologie und neueren Kirchen- 
geschichte in Berlin Professor Dr. Hermann Mulert als außerordent- 
licher Professor nach Kiel; der außerordentliche Professor der Kirchen- 
geschichte in der evangelisch-theologischen Fakultät der Universität 
Breslau D. Rudolf Otto nach Marburg; der ordentliche Professor der 
Kirchengeschichte in der katholisch-theologischen Fakultät der Uni- 
versität Freiburg i. Br. Dr. Georg Pfeilschifter nach München; der 
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Professor am Königl. Lyzeum in Regensburg Dr. Georg Schreiber 
als ordentlicher Professor der Kirchengeschichte in der katholisch- 
theologischen Fakultät der Universität Münster i. W.; der ordent- 
liche Professor des deutschen und Kirchenrechts in Freiburg i. Br. 
Dr. Alfred Schultze nach Leipzig. 


Es habilitierten sich in Breslau Gerichteassessor Dr. Erhard 
Neuwiem für Staats-, Verwaltungs- und Kirchenrecht; in der ka- 
tholisch-theologischen Fakultät der Universität München Subregens 
Dr. Johann Zellinger für Kirchengeschichte. 
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